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I. | Verfaſſungsvorſchriften. 


1. Reichsverfafſung Art. 4. 3. 7. 

„Der Beaufſichtigung Seitens des Reichs und der 
Geſetzgebung deſſelben unterliegen die nachſtehenden An⸗ 
gelegenheiten: — — — 

N Organifation eines gemeinſamen Schutzes bes 
Deutſchen Handels im Auslande, der Deutſchen Schif⸗ 
fahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung ges 
meinfamer konſulariſcher Vertretung, welde vom Reiche 
ausgeitattet wird.” 

2. Reichsberfufſung Art. 56. 

„Das gefammte Konjulatwejen des Deutſchen Reichs 
fteht unter Aufficht des Kaiſers, welcher die Konfuln, 
nad Vernehmung ded Ausſchuſſes des Bundesrathes 
für Handel und Berker, anitellt. 

In dem Amtsbezirk der Deutiden Konfuln dürfen 
neue Landestonfulate nicht errichtet werben. Die 
Deutſchen Konfuln üben für die in ihrem Bezirk nicht 
vertretenen Bundesftaaten die Funktionen eines Landes⸗ 
fonful3 aus. Die ſämmtlichen beftehenden Landes- 
fonfulate werden aufgehoben, jobald die Organifation 
der Deutichen Konfulate dergeitalt vollendet hi daß die 

Born, Die Konſulargeſeßzgebung. 


Pa 





2 Berfaffungsreht. 


Vertretung der Einzelintereffen aller Bundesstaaten als 
durch die Deutſchen Konjulate gefichert von dem Bundes 
rathe anerkannt wird.“ 

3. Schlußprotokoll zu dem Vertrage v. 23. Nov. 
1870, betr. den Beitritt Bayerns zur Berfaflung 
des Deutihen Bundes Z. XIL: 

XII Zu Artikel 56. der Bundesverfaffung wurde all⸗ 
jeitig anerlannt, daß den einzelnen Bundesstaaten das 
Recht zuftehe, auswärtige Konfuln bei fich zu empfangen 
und für ihr Gebiet mit dem Erequatur zu verfehen. 

Ferner wurde die Zuficherung gegebey, daß Bundes- 
fonfuln an auswärtigen Orten au dann aufgeltellt 
werden follen, wenn es nur das Intereſſe eines ein- 
zelnen Bundesftaates als münfchenswerth ericheinen 
läßt, daß dies gefchehe. 


⸗ 


II. Geſetzes⸗ und Verordnungsrecht. 


4. G. v. 8. Nov. 1867, betr. die Organiſation 
der Bundeskonſulate, ſowie die Amtsrechte und 
Pflichten der Bundeskonſuln (BGB. 1867, 137), in 


Baden, Württemberg, Südheſſen in Kraft feit 1. Januar 


1871 (Bertr. m. Baden u. Heffen v. 15. Nov. 1870 a. 80 
3. 4, mit Württemberg v. 25. Nov. 1870 a. 2 Wr. 6), 
in Bayern gemäß RG. v.22. April1871 8.3 (BGB. 88).") 


-1) Die Terminologie iſt im nachſtehend folgenden Gefeßedtert 
zu Ändern gemäß RG. v. 16. April 1871 betr. die Verfaffung des 


Deutichen Neiches (BGB. 63) 8. 2 Abſ. 3 ıftatt Bundestlonfuln - 


Reichskonſuln, ftatt Bundesöberhaupt Kaiſer 2c.). 





Ceſeß über be Drganiſation der Bundestonſulate. 8 


L Organifation der Bunbestonfulate. 


8.1. Die Bundeskonfuln find berufen, das Inter⸗ 
effe de Bundes, namentlih in Bezug auf Handel, 
Berfehr und Schiffahrt thunlichſt zu ſchützen und zu 
fördern, die Beobachtung der Staatöverträge zu über: 
wachen und den Angehörigen der Bundesftanten, ſowie 
anderer befreunbeter Staaten in ihren Angelegenheiten 
Rath und Beiftand zu gewähren. Sie müſſen hierbei 
nad den Bundesgejegen und den ihnen ertheilten In⸗ 
ſtruktionen fih richten und die durch die Geſetze und 
die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schranfen 
einhalten. 

8 2. Unter Konful im Sinne diefed Geſetzes tft 
der Borfteher eines Generaltonfulat3, Konſulats oder 
Bizelonjulat3 zu verjiehen. 

8 3. Die Bundeskonſuln find der Auffiht des 
Bundeskanzlers unterworfen. In Angelegenheiten von 
allgemeinem Intereſſe berichten fie an den Bundes⸗ 
fanzler und empfangen von ihm ihre Weifungen. In 
dringliden Fällen haben fie gleichzeitig die erforder- 
lihen Anzeigen über erhebliche Thntfachen unmittelbar 
an die zunächſt betheiligten Regierungen gelangen zu 
lafien. 

In bejonderen, das Sinterefje eines einzelnen Bundes 
ſtaates oder einzelner Bundesangehöriger betreffenden 
Geſchäftsangelegenheiten berichten fie an die Regierung 
des Staates, um deſſen beſonderes Intereſſe es ſich 
handelt, oder dem die betheiligte Privatperiot angehört; 


£ 


4 Geſetz über die Organiſation der Bundedkonſulate. 


auch kann ihnen in ſolchen Angelegenheiten die Regie- 
rung eines Bundesftantes Aufträge ertbeilen und un- 
mittelbare Bericht3erftattung verlangen. 


8. 4. Die Bundestonfuln werden vor Antritt ihres 
Amtes dahin vereidet, daß fie ihre Dienftpflichten gegen 
den Norddeutihen Bund nad) Maaßgabe des Geſetzes 
und der ihnen zu ertheilenden Snitrultionen treu und 
gewiffenhaft erfüllen und das Beſte des Bundes fördern 
wollen. 

8. 5. Die Bundeskonjuln können ohne Genehmigung 
des Bundespräfidviumg weder Konfulate fremder Mächte 
betleiden, noch Gefchente oder Orden von fremden Re— 
gierungen annehmen. 

8. 6. Bundestonfuln, welche fi von ihrem Amte 
ohne Urlaub entfernt halten, werden fo angefehen, ala 
ob fie die Enthebung von ihrem Amt nachgefucht hätten.?) 

8. 7. Zum Berufskonſul (consul missus)?) Tann 
nur derjenige ernannt werden, welchem dag Bundes- 
„indigenat zufteht und welcher zugleid) 


1) Ueber den Urlaub der Konfuln ſ. unten 8. 10. 

2) Deutſche Berufskonſulate find 3. 8. errichtet (laut officieller 
Publication vom Sanuar 1888) in Buenos⸗Ayres (AUrgenttn. Rep.), 
Mio de Janeiro (Brafilien), Guatenfala (Eentralamerika), Valparaiſo 
(Chile), Shanghat, Amoy, Canton, Tientfin (China), Bogota (Eo- 
lumbien), Kopenhagen (Dänemart), Havre de Grace, Marieille, 
Nizza, Algier (Frankreich und Eolonieen), London, Hongkong, Sin⸗ 
gapore, Sydney (England und Eolonieen), Port au Prince (Haiti), 
Senua, Meſſina (Stalten), Htogo-Dfala, Yokohama (Japan), Tanger 
(Marokko), Budapeft (Ungarn), Bulareit, Gala, Jaſſh (Humänien), 
Kiew, Kowno, Moskau, Odeſſa, St. Petersburg, Tiflis, Warſchau, 
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1) entweder die zur juriftifchen Laufbahn in ben 
einzelnen Bunbesftaaten erforderliche erfte Prü⸗ 
fung beitanden hat und außerdem mindeſtens 
drei Jahre im inneren Dienfte oder in der Ad⸗ 
volatur und mindeften zwei Jahre im Konfulats- 
dienste des Bundes ober eines Bundesftaates !) 
beichäftigt geweſen tft, oder 

2) die befondere Brüfung beftanden hat, welche für 
die Bekleidung des Amtes eined Berufstonfuls 
einzuführen iſt. Die näheren Beltimmungen 
über dieſe Prüfung werden von dem Bundes- 
fanzler erlaffen. *) 

Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen jedoch erſt 

vom 1. Januar 1878. ab zur Anwendung. 

8. 8. Die Berufskonſuln erhalten Beſoldung nad 
Maaßgabe des Bundeshaushalt3-Etat3. 

Reiſe- und Einrichtungskoſten, ſowie jonftige Dienjt- 
ausgaben werden ihnen aus Bundesmitteln bejonders 
eritattet. ?) 

Die Familien der Berufsfonfuln werden, wenn leb- 


Helſtugfors (Rukland), Apia (Samoa), Stodholm, Ehrtitiania 
(Schweden und Norwegen), Belgrad (Serbien), Banglot (Siam), 
Barcelona (Spanien), Havanna (Cuba), Manila (Philippinen), 
Aerandrien, Eatro, Beirut, Eonjtantinopel, Dardanellen, Serufalem, 
Serajewo, Smyrna, Sofia, Tunis (Türkei mit Nebenftaaten), 
Montevideo (Uruguay), Ehicago, Eincinnatt, New-Hork, San Francisco, 
St. Louis (Vereinigte Stmaten von Amerila). 

1) Diefer Zuſatz tft nunmehr gegenſtandslos. 

2) Bgl. diefelben unten 8. 18. 

3) Bgl. Hierüber unten 8. 11. 
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tere während ihrer Amtsdauer fterben, auf Bundestoften 
in die Heimath zurüdbefördert. 

Die Berufstonfuln erheben die in dem Konfular- 
Tarife vorgefehenen Gebühren für Rechnung der Bun- 
destafje. 7) 

Die Berufstonfuln dürfen feine Taufmännifchen Ge- 
ſchäfte betreiben. 

In Bezug auf den Amtsverluft, die Dienftentlaffung, 
die Verfegung in den Ruheſtand und die Amtsfug- 
pehfion unterliegen die Berufslonjuln bis zum Erlaß 
eine? Bundesgefege3 ?) den in diejer Beziehung für die 
Preußiſchen diplomatifhen Agenten zur Zeit geltenden 
Vorſchriften mit der Maaßgabe, dab die in diefen 
Vorſchriften dem Minijterium der auswärtigen Ange- 
legenheiten beimohnenden Buftändigfeiten dem Bundes- 
fanzler und die nad) denfelben dem Disziplinarhofe 
und dem Staatöminijterium beimohnenden Zuftändig- 
feiten dem Bundesrathe gebühren. 

8.9. Zu Wahllonfuln (consules electi) follen vor⸗ 
zugöweife Kaufleute ernannt werden, weldhen das Bun⸗ 
desindigenat zufteht. 

8. 10, Die Wahlkonſuln beziehen die in Gemäßheit 
des KonſulavTarifs zu erhebenden Gebühren für ſich. 

Dienftlihe Ausgaben können ihnen aus Bundes⸗ 
mitteln erſetzt werden. 

Ihre Anftelung tft jederzeit ohne Entihädigung 
twiderruflich. 

1) Den Tarif f. unten 8. 42 Anlage. 

?) Diefes Geſetz tft erlaffen, vgl. unten 8. 6. 
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8. 11. Die Konfuln können mit Genehmigung bes 
Bundestanzler8 in ihrem Amtöbezirte konſulariſche 
Privatbevollmädtigte (Konfulars Agenten) beitellen. 

Den Konfular- Agenten fteht die felbititändige Aus⸗ 
übung der in dieſem Geſetze den Konſuln beigelegten 
Rechte nicht zu. 

Den Konjular-Agenten können die von ihnen nad) 
Maaßgabe des FKonjular-Zarifd erhobenen Gebühren 
ganz oder theilweife belaffen werden. 


DI. Amtsrechte und Bflidten ber 
Bundestonfuln. 


8. 12. Jeder Bundeskonſul hat über die in feinem 
Amtsbezirte wohnenden und zu diefem Behufe bei ihm 
angemeldeten Bundesangehörigen eine Matrifel zu 
führen. 

So lange ein Bundesangehöriger In die Matrikel 
eingetragen iſt, bleibt ihm fein heimathliches Staats: 
bürgerredht erhalten, auch wenn defjen Verluſt lediglich 
in Folge deſſen Aufenthalts in der Fremde eintreten 
würde. *) 

8.13. Die Befugniß der Konfuln zu Eheſchließungen 
und zur Beurkundung der Heirathen, Geburten und 
Sterbefälle der Bundesangehörigen beſtimmt ſich bis 
zum Erlaß eined diefe Befugniß regelnden Bundes⸗ 


1) Bgl. G. v. 1. Juni 1870 (WEB, 856) Über die Erwerbung und 
den Verluſt der Bundes- und Staatsangehörigleit 88. 18 B. 8, 31. 
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geſetzes) nad) den Bandesgefegen der einzelnen Bunbes- 
ftaaten. 

Wenn nad den Landesgejegen die Befugnik von 
einer befonderen Ermädtigung abhängig ift, jo wird 
die leßtere von dem Bundeskanzler duf Antrag der 
Landesregierung ertheilt. 


8. 14. Die Bundestonfuln find befugt zur Legali- 
fation derjenigen Urkunden, welde in ihrem Amts⸗ 
bezirfe ausgeſtellt oder beglaubigt jind. ®) 

8. 15. Die fchriftlihen Zeugniffe, welche von den 
Bundestonfuln über ihre amtlihen Handlungen und 
die bei Ausübung ihres Amtes wahrgenommenen That- 
ſachen unter ihrem Siegel und ihrer Unterfchrift ertheilt 
find, haben die Beweiskraft öffentlicher Urkunden. 


8. 16. Den Bundestonfuln fteht innerhalb ihres 
Amtsbezirks in Anſehung der Rechtsgeſchäfte, welche 
Bundedangehörige errichten, insbeſondere auch der- 
jenigen, welche diejelben mit Fremden fchließen, das 
Necht der Notare zu, dergeftalt, daß die von ihnen auf- 
genommenen und mit ihrer Unterjhrift und ihrem 
Siegel verfehenen Urkunden den innerhalb der Bundes- 
ftaaten aufgenommenen Notariat3-Urkunden glei zu 
achten find. 

8. 17. Bei Aufnahme der Urkunden (8. 16.) haben 
die Bundestonfuln zwei Zeugen zuguziehen, in deren 
Gegenwart die Verhandlung vorzulefen und von den 


1) Diefes Geſetz tft erlafien, vgl. unten 2. 14. 
2 Vgl. unten 8. 17. 
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Betheiligten dur Unterfchrift oder im Falle der 
Schreibensunerfahrenheit durch Handzeihen zu voll 
ziehen: ift. 

Die Befolgung diefer Vorſchriften muß aus ber 
Urkunde hervorgehen, widrigenfall® diefelbe nicht Die 
Kraft einer Notariats-Urkunde hat. Diefe Kraft mangelt 
auch in dem Falle, wenn der Konful oder feine Frau 
oder einer von feinen oder feiner Frau Verwandten 
oder Berfhmwägerten in auf- oder abfteigender Linie 
oder in der GSeitenlinie bis zum Grade des Oheims 
oder Neffen einfchlieglich bei der Verhandlung betbeiligt 
war, oder wenn darin eine Verfügung zu Gunften einer 
der vorgenannten Perſonen oder der Hinzugezogenen 
Beugen getroffen ift. 

8. 18. Die Bundestonfuln find berufen, der in 
ihrem Amtsbezirke befindliden Verlaſſenſchaften ver: 
itorbener Bundesangehöriger, wenn ein amtliches Ein⸗ 
ihreiten wegen Abwefenheit der nächſten Erben oder 
aus ähnlihen Gründen geboten erjcheint, ſich anzu= 
nehmen; fie find Hierbei insbeſondere ermädhtigt, den 
Nachlaß zu verfiegeln und zu inventarifiren, den bes 
weglihen Nachlag, wenn die Umftände es erfordern, in 
Verwahrung zu nehmen und öffentlih zu verlaufen, 
jowie die vorhandenen Gelder zur Tilgung der feft- 
ftehenden Schulden zu verivenden. !) 


8.19. Die Bundeskonſuln können innerhalb ihres 
Amtsbezirks an die dort fi) aufhaltenden Perſonen auf 


2) Bl. unten 8. 20. 
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Erfuhen der Behörden eine® Bundesftaates Buftell- 
ungen jeder Art bewirlen. Durch das fchriftliche 
BZeugniß des Konjuls über die erfolgte Zuftellung wird 
diefe nachgewiefen. !) 

8. 20. Zur Abhörung von Zeugen und zur Ub- 
nahme von Eiden find nur diejenigen Bundestonfuln 
befugt, welche dazu vom Bundedfanzler beſonders er- 
mächtigt find. ?) Die von dieſen Konfuln aufgenommenen 
Berhandlungen jtehen den Verhandlungen der zujtän- 
digen inländiihen Behörden glei. ?) 

8. 21. Bei Rectöftreitigleiten der Bundesangehö⸗ 
rigen unter fi und mit Fremden find die Bundes- 
konſuln berufen, nicht allein auf Antrag der Parteien 
den Abſchluß von Vergleichen zu vermitteln, jondern 
auch das Sciedsrichteramt zu übernehmen, wenn fie 
in der durch die Ortögefege vorgejhhriebenen Form von 
den Barteien zu Schiedärichtern ernannt werben. 


2), Bgl. unten 8. 17, 18. 

6, unten 8. 21 Über Beugenvernefmungen bei Seeunfällen. 

2) Die Specialvollmacht filr die Yunctionen von Konſ. G. 8. 20 
haben nach officteller Publication vom Sanuar 1888 5. 8. Die deutſchen 
Konfuln an folgenden Orten: 

Buenos Ayres (AUrgentin. Republik), Guatemala (Centralamerika), 
Shangdat, Amoy, Eanton, Tientfin (China), Bogota (Golumbten), 
London, Sydney, Melbourne (England und Eolonieen), Hiogo⸗Oſala, 
Yokohama (Japan), Bulareft, Gala, Zafiy (Mumänien), Apia 
(Samoa), Belgrad (Serbien), Bangkok (Siam), Havanna (Eube), 
Manila (Philippinen), Alerandrien, Cairo, Port Satd, Beirut, Con⸗ 
ttanttnopel, Dardanellen, Jerufalem, Smyrna, Sofla, Tunis (Türkei 
mit Nebenftanten), Chicago, Eincinnatt, New⸗York, San Francisco, 
St. Louis (Vereinigte Staaten von Amertin). 
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8. 22.2) Den Bunbesionfuln ſteht eine volle Gerichtsbarkeit 
zu, wenn fie in Ländern refidiren, in welden ihnen dur Her⸗ 
Iommen oder durch Staatäverträge die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
geitattet if. 

Der Konſulargerichtsbarkeit find ale in den Koniular » Juris 
diktionsbezirken wohnenden oder fi aufhaltenden Bundesangehörigen 
und Schutzgenoſſen unterworfen. In Betreff der politiſchen Ver⸗ 
brechen und Vergehen jedoch nur, wenn dieſe nicht innerhalb des 
Rorddeutichen Bundes oder in Beziehung auf denjelben verübt find. 

8. 23. Die Jurisdiktionsbezirkle der einzelnen Konfuln werden 
don dem Bundeskanzler nad) Vernehmung des Ausichuffes des Bundes- 
rathes fiir Handel und Verkehr beftimmt. 

8. 24. Bis zum Erlafie eines Bundesgejehes Über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit wird diefelbe von den Bundeslonfuln nad Maaßgabe 
des iiber die Berichtöbarkeit der Konfuln in Preußen erlafienen Ges 
jeßes vom 29. Juni 1865. (Geſetz Samml. ©. 681.) ausgeübt. Die 
nach diefem Gejete den Preußiichen Miniftern und Geſandten über 
tragenen Befugnifie ftehen jedoch dem Bundestanzler zu. 

Neue Bundeögefege erlangen in den Konſular⸗Jurisdiktiong⸗ 
bezirfen nach Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage gerechnet, 
an welchem diefelben durch das Bundesgefehblatt verkiindet worden 
find, verbindliche Kraft. 


8. 25, Die Bundeztonfuln find befugt, den in 
ihrem Amtsbezirke fich aufhaltenden Bundesangehörigen 
Päſſe auszuftellen, fowie Päffe zu vifiren, die Päſſe 
fremder Behörden jedoch nur zum Eintritt in das 
Bundesgebiet. ?) 

8. 26. Hülfsbebürftigen Bundesangehörigen haben 
die Bundesfonfuln die Mittel zur Milderung augen- 


1) Die 88. 22-24 find aufgehoben durch das G. dv. 10. Juli 1879, 
j. unten 8. 82. 
2) f. unten 8. 22. 
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blidlicher Noth oder zur Rückkehr in die Heimath nach 
Maaßgabe der ihnen ertheilten Amtzinftruftion zu ge= 
währen. !) 

8. 27. Die Bundestonfuln haben den Schiffen der 
Bundes-Kriegsmarine, fowie der Beſatzung derfelben 
Beiltand und Unterftügung zu gewähren. Insbeſondere 
müſſen fie die Befehlshaber derfelben von den in ihrem 
Amtsbezirke in Bezug auf fremde Kriegsichiffe beitehenden 
Vorſchriften und Ortsgebräuchen, ſowie von etwa dort 
herrſchenden epidemifchen und anftedenden Krankheiten 
unterrichten. ?) 

8. 28. Wenn Mannihaften von Kriegsſchiffen de- 
fertiren, jo haben die Bundesfonfuln bei den Orts— 
und Landesbehörden die zur Wiederhabhaftwerdung 
derfelben erforderlihen Schritte zu thun. 


8. 29. Die Bundestonfuln haben zum Schuße der 
von ihnen dienſtlich zu vertretenden Intereſſen, insbe— 
jondere zum Transport von Verbrechern und hülfg- 
bedürftigen Perſonen, den Beiftand der Befehlöhaber 
der Kriegsſchiffe in Anſpruch zu nehmen. ?) 

8. 80. Die Bundestonfuln haben die Innehaltung 
der wegen Führung der Bundesflagge bejtehenden Vor— 
ſchriften ) zu überwachen. 


2) ſ. dazu unten 8. 28. 
9 S. hiezu unten 8. 24. 
2) f. unten 8. 24. 
4) Dieſelben find enthalten in dem ©. v. 26. Dict, 1867 (BEB. 86), 
j. unten 8. %. 
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8. 31. Sie Haben die Meldung ber Schiffsführer 
entgegen zu nehmen und an den Bundeskanzler über 
Unterlaffung diefer Meldung zu berichten. ') 


8. 32. Sie bilden für bie Schiffe der Bundes⸗ 
Handelsmarine im Hafen ihrer Reſidenz die Muſterungs⸗ 
bebörde. *) 

8. 33. Sie find befugt, über diefe Schiffe bie 
Bolizeigewalt auszuüben. *) 

8. 34. Wenn Mannſchaften von foldhen Schiffen 
defertiren, fo haben die Bundestonfuln auf Antrag des 
Shifferd bei den Orts⸗ oder Landesbehörden die zur 
Wiederhabhaftwerdung berfelben erforderlichen Schritte 
zu thun. 

8. 35. Die Bundestonjuln find befugt, an Stelle 
eine geftorbenen, erkrankten oder fonft zur Führung 
de3 Schiffes untaugli gewordenen Schiffer auf ben 
Antrag der Betheiligten einen neuen Sciffsführer ein- 
zujeßen. 

8. 36. Sie find befugt, die Verllarungen aufzu- 
nehmen, und bei Unfällen, von welchen die Schiffe be⸗ 
troffen werden, die erforderlihen Bergung! und 
Rettungsmaaßregeln einzuleiten und zu überwachen, fo- 
wie in Fällen der großen Haverei auf Antrag bes 
Schiffsführers die Dispache aufzumachen. 

8. 37. In Betreff der Befugniß der Konſuln zur 


1) f. unten B. 30, 31. 
* ſ. unten 8. 29 die betr. Vorſchriften der Seem.D. 





14 Geſetß Über die Organtjatton der Bundeskonſulate. 


Mitwirkung bei dem Verkaufe eines Schiffes durch ben 
Schiffer und bei Eingehung von Bodmereigefchäften, 
fowie in Betreff der einftweiligen Entſcheidung von 
‚ Streitigkeiten zwiſchen Schiffer und Mannſchaft find die 
Vorſchriften Art. 499. 587. 547. 886. des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuches maaßgebend; in Betreff 
ihrer Befugniß zur Ertheilung von interimiſtiſchen 
Schiffscertifikaten bewendet es bei-den Vorſchriften des 
Bundesgeſetzes, betreffend die Nationalität der Kauf— 
fahrteiſchiffe und ihre Befugniß zur Führung der 
Bundesflagge, vom 25. Oktober 1867.) 

8. 88. Die von den Bundestonfuln zu erhebenden 
Gebühren werden durch Bundesgejeg feitgeitellt. Bis 
zum Inkrafttreten eines ſolchen Geſetzes erfolgt die 
Gebührenerbebung nad) einem von dem Bundeslanzler 
im Einvernehmen mit dem Ausſchuſſe de3 Bundes- 
rathes für Handel und Verkehr zu erlafjenden provifo- 
riſchen Tarife. ?) 


2) f, unten 8. 26. 
2) Vgl. unten 8. 42, 





5) Zum Vollzug ded sub 4. genannten Geſetzes 
erging die Allgemeine Dienft-Inftruction v. 6. Suni 
1871, dazu ein Radıtrag unterm 22. Febr. 1873 (beide 
nicht publicirt). Letzterer jeßt neue Vorſchriften an 
Stelle der urfprünglich zu 88. 26. 82. 88. 34. 87 bed 
Konſulargeſetzes gegebenen Erläuterungen. 

Sn der fo geänderten Faffung lautet die ADJ.: 

Zu 8. 1. Der 8. 1 des Geſetzes giebt im erſten Alinen 
eine zufammenfaffende Begriffd- Beitimmung, der kon⸗ 
jularifden Thätigkeit. 

1) Unter den Staat3verträgen, deren Beobach⸗ 
tung die Konfuln zu überwachen haben, find nicht nur 
die von dem Deutichen Heiche, dem Norddeutichen Bunde 
oder vom Deutſchen Zollvereine abgefchlofjenen, ſondern 
auch diejenigen zu verjiehen, welche etwa zwifchen ein- 
zelnen zum Reiche gehörigen Staaten und andern 
Staaten bejtehen. Den betreffenden Konfuln werben ein 
tretenden Falls dieſe Staatsverträge beſonders mit- 
geteilt. 

2) Zu den, an den Rath und den Beiltand ber 
Deutfhen Konfuln gemwiefenen Angehörigen der 


16 Ang. Dienftinftruction. 


Bundesstaaten gehören nicht nur Diejenigen, welche 
ih in dem Konfulats-Bezirke aufhalten, fondern über 
haupt alle Reichs⸗Angehörige, welche Intereffen dafelbit 
wahrzunehmen haben. Die Konjuln werden aljo 3.8. 
ihren Beiſtand auch ſolchen Deutichen zu Theil werden 
laffen, welche ſich fchriftlih an fie wenden, um Auskunft 
über die gegen ihre dortigen Schuldner zu ergreifenden 
Maßregeln zu erhalten und dergleihen. Es ift geftattet, 
dab die Konfuln fi in ſolchen Sadhen — wenn fie 
feine Bedenken dabei finden — Direlt mit den Be— 
theiligten in Korreſpondenz feßen. 

8) Zu den anderen befreundeten Staaten, 
deren Angehörigen die Konfuln Rath und Beiltand zu 
gewähren haben, gehören zunächſt Dejterreih, Qurem- 
burg und die Schweiz, da diefen Staaten gegenüber 
ausdrücklich entiprechende Verpflichtungen übernommen 
worden find. Jedoch haben die Deutichen Konfuln fich 
der Angehörigen der genannten Staaten nur dann 
anzunehmen, wenn die betreffenden Individuen es be— 
antragen und ein eigner Konjular-Beamter ihres Staates 
nit am Orte ift. Eine Verpflihtung für die Ange— 
börigen diejer Staaten, fih in Ermangelung eines 
eignen Konjul an die Deutfhen Konfuln zu wenden, 
beiteht nicht. Kommen bei der konſulariſchen Vertretung 
der Angehörigen der genannten Staaten Amıtshand- 
lungen vor, für welche tarifmäßig Gebühren zu erheben 
find, fo find Diefe Gebühren zu erlegen. In wie weit 
den Angehörigen anderer ald der genannten drei Staaten 
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ber Beiftand der Deutfhen Konfuln zu ertheilen ift, 
wird durch Spezial⸗Inſtruktionen beitimmt. ?) 

4) Der Schluß des 8. 1. verpflichtet die Konſuln, 
bei Ausübung ihres Amts die durch.die Geſetze und 
die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schran⸗ 
Ion einzuhalten. Es ijt Died eine Beftimmung, deren 
genaue Beobadtung fi die Konſuln beſonders ange- 
legen jein laſſen müſſen. Kein Staat läßt fremde 
Konfuln in feinem Gebiete anders zu, als unter dem 
ausdrücklichen oder ftillfchweigenden Vorbehalte, daß 
diefelben Nichts gegen die Geſetze des Landes vornehmen. 
Die Deutihen Konfuln können daher die ihnen durch 
das Geſetz vom 8. November 1867. beigelegten Befug- 
niffe nur injoweit ausüben, als die fremde Staatögewalt 
e3 ihnen gejtatte. Wäre z.B. in dem Amtsbezirke 
des Konſuls die Aufnahme von Vollmachten, Verträgen 
und anderen Alten der freiwilligen Gerichtsbarkeit den 
Landesgerichten oder Notaren vorbehalten, fo würde 
der Konful von den, ihm in 88. 16. ff. des Geſetzes vom 
8. Novbr. 1867. beigelegten Befugnifjen feinen Gebrauch 
machen Dürfen. Ebenfo ift e8 mit anderen Bejtim- 
mungen dieſes Geſetzes. Dafjelbe kann ſelbſtverſtändlich 
die fremden Staats-Regierungen nicht binden, vielmehr 
ſind feine Beſtimmungen zunächſt und fo lange nicht 
die völferredhtlihe Anerkennung derfelben Geitend der 
fremden Staatögemwalt erfolgt ift, nur für das Verhält⸗ 
niß zwiſchen den Konjuln und dem Deutſchen Reiche 


2) Bezüglich der Eheſchließung von Schweizern N unten 8. 18. 
Born, Die Konfulargejeggebung. 
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maaßgebend. Mit anderen Worten: dad Geſetz vom 
8. Novbr. 1867. fett feit, welche Befugniffe das Deutſche 
Reich feinen Konſuln einräumt; damit aber die Kon— 
fuln diefe Befugniffe wirflid ausüben können, muß 
diefe Ausübung nach den Bejegen oder Gewohnheiten 
des betreffenden fremden Landes zuläffig oder durch 
befondere Verträge gejtattet fein. 

5) Rein Konful darf feine amtlide Wirkſamkeit be- 
ginnen, bevor die Regierung des Landes, in welchem 
diefe Wirkſamkeit fih äußern fol, ihre Genehmigung 
ertbeilt Hat. Dieſe Genehmigung iſt auch in folden 
Ländern erforderlich, mit deren Regierungen das Deutfche 
Neih über die Bulaffung von Konjuln Verträge ge- 
Ichloffen hat, und aud für foldhe Plätze, mo im Allge- 
meinen fremde Konſuln zugelaffen werden. Sie erfolgt 
gewöhnlich durch ein fogenanntes Erequatur oder Blacet, 
welche? die dortige Staatögewalt den Funktionen des 
Konſuls ertheilt und wodurch die amtliche Eigenſchaft 
des Konſuls bei den Landesbehörden beglaubigt wird. 
Das Exequatur für die Konſuln des Deutſchen Reichs 
wird in der Regel Seitens des Reichskanzlers auf 
diplomatiſchem Wege ausgewirkt. Wenn dies nicht 
angänglich iſt, fo müſſen die Konſuln daſſelbe für ſich 
und die ihnen etwa untergeordneten Organe in der, in 
dem Lande ihrer Reſidenz üblichen Weiſe nachſuchen. 
Sie haben alsdann dem Reichskanzler von der Erthei— 
lung oder einer etwaigen Verweigerung des Exequatur 
Anzeige zu erſtatten. Sollten die Bedingungen, unter 
welchen das Exequatur ertheilt wird, ungünſtiger ſein, 
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al3 fie anderen Konfuln an dbemfelben Orte geftellt find, 
oder follten fie nicht durch die Reziprozität gerecht⸗ 
fertigt werben, fo Hat der Konjul vor Antretung feiner 
Funktionen zu berichten, oder, falls bei großer Entfer⸗ 
nung den Intereſſen ded Deutichen Reichs aus dem 
Verzuge ein wefentlicher Nachtheil erwachſen follte, feine 
Sunftionen nur unter geeignetem Borbebalte anzu⸗ 
treten. 

Die Koften, welche durch die Nachſuchung des Ere- 
quatur erwachſen, werden den Konfuln aus der Reichs⸗ 
fafje erftattet. 

Sobald der Konful das Erequatur erlangt Hat, 
dat er da3 Recht, feine Amtöbefugniffe auszuüben und 
die in dem Drte feines Amtsſitzes den fremden Konfuln 
vertragsmäßig, nad einer allgemeinen Staatenprarid 
oder nach den jpeciellen Geſetzen und Gebräuchen des 
Landes zugeitandenen Rechte in Aniprud zu nehmen. 

Bevor der Konful von feinem Amte wirklich Beſitz 
ergreifen kann, hat er den im $. d. des Geſetzes vorge⸗ 
ihriebenen Eid abzuleiften. Das Nähere über die 
Ableiftung dieſes Eides ift weiter unten zu $. 4. des 
Geſetzes angeordnet. 

Handelt es ſich um ein bereits beftehendes Deutjches 
Konfulat, fo übernimmt. der Konful von feinem Amts⸗ 
vorgänger, befien Erben oder fonjtigen Recht3vertretern 
die Archive und Inventarienftüde des Konfulats, ſowie 
die etwa vorhandenen Depofiten. 

Wo es üblich ift, macht der Konful bei Antritt 
feines Poſtens den Beamten des Orts, mit welchen er 

2* 


N 
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in amtliche Verbindung zu treten hat, fowie den Ver⸗ 
tretern anderer befreundeter Staaten einen perfönlichen 
Beſuch und notifizirt denfelben feinen Amtsantritt 
ſchriftlich. Auch zur Kenntniß des betheiligten Publi- 
kums ift der Beginn der konfularifhen Funktionen in 
angemefjener Weiſe zu bringen. 

6) In ihrem Verkehr mit den Landes Behörden 
baben fih die Konfuln der Aufrehthaltung freund- 
Tchaftlicyer Beziehungen zu befleißigen. Sie müſſen fich 
bemühen, etwaige Störungen de3 guten Vernehmens 
und Hinderniffe des Verkehrs durch geeignete Aufflä- 
rungen und fonjtige Schritte zu befeitigen. Bet poli- 
tiihen Bewegungen und auch fonft hat der Konful es 
zu vermeiden, irgend welche kompromittirende Bartei- 
gefinnung Fund zu geben. 

Etwaiger Benadtheiligung der Deutfchen Intereſſen, 
namentlich des Deutihen Handel und der Deutichen 
Schifffahrt hat der Konjul energiſch entgegenzumirken. 
Uber aud wenn e3 ſich um Reklamationen gegen Ein= 
griffe in die Achte ded Konſuls oder feiner Schuß- 
befohlenen handelt, muß die Sprache eine gemäßigte 
fein. Es muß aus den Vorſtellungen des Konſuls 
bervorgehen, daß er fie nur aus eigenem Antriebe 
dorbringt und dem Reichskanzler darüber berichten wird. 
Kommen dabei Gegenleiftungen des Deutſchen Reichs 
in Frage, fo hat der Konful, ehe er amtliche Schritte 
übernimmt, Injtruftionen einzuholen und ſich an dieſe 
zu halten. 

Bum förmlichen Abbrud feiner Verbindungen mit 
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den Lande3-Behörden darf der Konful ohne fpezielle 
Ermächtigung des Reichskanzlers nicht fchreiten. 

In der Regel können fih die Konfuln mit der 
Gentral-Behörde de Landes ihrer NRefidenz nur durch 
Bermittelung ber Befandten oder fonftigen Diplomatifchen 
Agenten des Kaiferd in Verbindung jegen. In Läns 
dern, in denen fi} feine Kaiſerlichen Gefandten befin- 
ben, wird den Konfuln der Weg befonders bezeichnet 
werden, welchen fie einzufchlagen haben, wenn das Be- 
dürfniß eines Verkehrs mit der Lentral- Behörde 
eintritt. 

7) Ueber die Uniform, welde die Konjuln des 
Deutſchen Reichs zu tragen haben, gelten folgende Be- 
ftimmungen: 

Grundfarbe ded Rod und Unterfutter: dunkelblau. 
Schnitt des Rocks: eine Reihe Knöpfe, ftehender Kra⸗ 
gen, runde Aufſchläge. 

Kragen und Aufichläge: ſchwarzer Sammet. 

Stiderei: auf Kragen, Aufſchlägen und Batten, in 
Gold 1?/, Zoll breit; auf.dem Kragen: die Konfuln eine 
Rofette (Stern), die General-Konjuln zwei Roſetten 
(Sterne), die Bice-Konfuln ohne folde. Den General- 
Konfuln iſt geftattet, die Stiderei jo breit zu tragen, 
daß fie Kragen und Aufſchläge völlig bededt. 

Knöpfe: gelb mit dem Wappenſchilde. 

Degen und Portöpee: der Degen mit vergoldetem 
Gefäß, das Bortepee von Gold und buntelblauer 
Seide. 
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Unterfleider: von weißem Kaſimir mit 1 Boll breiter 
Gold: Trefje bejegt, bei Heineren Gelegenheiten von blauem 
Tuch mit gleicher Trefie. 

Hut und Hutverzierung: ein breicdiger Hut mit 
einer Kolarde, welche vom äußeren Rande gefehen, 
die Farben ſchwarz, weiß, roth enthält; die General- 
Konfuln Treffenligen und Kordong, die Konfuln und 
Vice⸗Konſuln nur Treffenligen. 


Wo es üblich und geftattet ift, können die Konfuln 
des Deutſchen Reichs das vorfchriftgmäßige Wappen 
über der Thür ihre Hauſes oder ihres Bureauß an⸗ 
bringen. 

Die Flagge, melde die Konfuln da wo es der 
Gebrauch mit ſich bringt, von den Dächern ihrer Wohn- 
bäufer oder von einem Fylaggenftode wehen zu lafjen 
berechtigt find, ift die Flagge der Kriegamarine des 
Reichs, doch ift es auch geftattet, die einfacher herzu⸗ 
jtellende, Handelöflagge zu führen. 

Wappenſchild und Ylagge Haben die Wahl-Ronfuln 
in der Regel auf eigene Koften zu beichaffen. Nur 
wenn nachgetwiejen wird, dab im Dienft-ntereffe die 
Unbringung des Wappen?, rejp. der Flagge notwendig 
ift, werben die Koften derjelben auf die Reichskaſſe 
übernommen. 

Die erforderliden Dienſt-Siegel werden den 
Konjuln vom Auswärtigen Amte Toftenfrei zugeſendet. 
Sie erhalten dad Wappen mit der Umfchrift: (Generals, 
Bice-) Konfulat des Deutſchen Reichs zu N. N. Des 
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Ronfulat3-Siegel® bat fi) der Konful in allen feinen 
Amtögefchäften, aber aud) nur in diefen, zu bedienen. 

Zu $. 2. Das Gefeg verſteht nad) Inhalt des 8.2. 
unter „Konjul” die Borfteher von General-Konfulaten, 
Konfulaten und Vice-Konſulaten. Es find unter Bor 
ftehern nicht bloß die wirklichen Titulare, fondern auch 
die ordnungdmäßig berufenen Stellvertreter begriffen. 
Su gleihem Sinne wird dad Wort Konful auch in der 
gegenwärtigen Inſtxuktion gebraudt. Inſoweit daher 
nit bei der Anftelung ausdrüdlihe Einſchränkungen 
erfolgen, beziehen fich die Beſtimmungen des Geſetzes 
und der Juſtruktion auf die Vice-Konſuln, Konfuln 
und GeneralsKonfuln in gleicher Weife. Dies fließt 
nit aus, daß den General-Konfuln, beziehungsmeife 
einzelnen Konſuln die Oberleitung und Ueberwadung 
der zu ihrem Sprengel gehörigen Konfulate und Vice⸗ 
Konſulate anvertraut wird. 

Zu 8. 3. Die Konfuln des Dentichen Reichs ſtehen 
verfafjiungsmäßig unter dem Reichskanzler als ihrem 
Vorgeſetzten. Sie haben daher von ihm Weifungen zu 
empfangen und an ihm zu berichten. Die für den 
Reichskanzler beitimmten Berichte find mit dem Zuſatz: 
„Auswärtige Amt” zu verjehen, da diefer Behörde die 
Auffiht über das Konfulatwejen übertragen ift. Sit 
im Lande der Refidenz des Konful3 ein Kaiſerlicher 
Sejandter beglaubigt, jo find Berichte allgemeinen In⸗ 
halts unter fliegendem Siegel durch defien Hand zu 
jenden. Wenn dies nicht thunlich ift, jo muB Dem Ge⸗ 
fandten der Bericht abjchriftlich oder auszugsweiſe mit- 
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getheilt werben. Ebenſo müffen diejenigen Konfuln, 
und Bice-Ronfuln, welche einem General-Ronful unter 
itehen, ihre Berichte allgemeinen Inhalts durd) die Hand 
des General-Konfuld gehen laffen, reſp. Legterem Ab⸗ 
fchrift einreichen. 
Der 8. 3. des Geſetzes bejtimmt, daß Die Konfuln 
in bejonderen, das Intereſſe eines einzelnen Bundes- 
ftaat3 oder einzelner Bunded-Angehöriger betreffenden 
Geihäfts-Ungelegerheiten mit den Regierungen der ein- 
zelnen Bundesftaaten Verkehr unterhalten. Es wird 
für den Konſul nicht ſchwer fein, die Grenze zwiſchen 
allgemeinen und befonderen Angelegenheiten zu ziehen. 
Unter den erfteren find alle diejenigen zu verftehen, 
bei welchen das Reich als foldhes, oder ganze Klaffen 
von Reichs⸗Angehörigen betheiligt find. Findet fich alfo 
der Konſul beifpielöweije veranlagt, über Anordnungen 
zu berichten, welche die Negierung des Landes feiner 
Refidenz über Zölle, Schifffahrts- Abgaben und dergleichen 
erlafjen bat, jo find dieſe Berichte an den Reichskanzler 
zu richten. Wenn es fich dabei um erhebliche That- 
jahen handelt (3. B. Eintritt oder Aufhebung von 
Blofaden, Veränderung von Leuchtfeuern und Seetonnen, 
Anordnungen von Schifffahrt3-Abgaben und dergleichen), 
deren fchleunige Kenntniß für einige Bundesstaaten be- 
ſonders wichtig ift, fo hat der Konful gleichzeitig eine 
Mittheilung an die betreffenden Regierungen gelangen 
zu laffen. Die fpeziel das Preußiſche Intereſſe be— 
treffenden und deshalb für die Preußifche Regierung 
beftimmten Berichte find niht an da3 Preußifche 
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Minifterium, fondern unter der äußeren Wdrefle des 
Reichskanzlers (Auswärtige Amt) abzufenden. 

Das zweite Alinen ded 8. 8. hat nicht beabfichtigt, 
unbedingt vorzufchreiben, daß der Konful in allen bes 
fonderen Geichäfts = Angelegenheiten an die Central⸗ 
ftelle (Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten, 
Kabinet3-Minifterium, Senat u. ſ. w.) der betreffenden 
Landes-Regierung berichten jol. Vielmehr ift es ges 
itattet, daß die Konſuln in dergleichen Angelegenheiten 
mit den kompetenten Gerichts⸗ oder Berwaltungs-Be- 
hörden direlt forreipondiren, fobald fie dazu von den 
betreffenden Regierungen ermädtigt werden. 

Was die äußere Form der Berichte betrifft, fo find 
fie auf der erften Seite oben rechts mit Ort und 
Datum zu verfehen. Eine kurze Angabe des Inhalts 
wird außen auf Die legte Seite geſetzt. Die Adreſſe 
findet auf der erſten Seite des Berichts in der unteren 
linken Ede ihren Platz. 

Die Berichte werden in ein beſonderes Kouvert ge- 
legt, welches ebenſo wie der Bericht ſelbſt zu adreſſiren 
und mit dem Vermerk „Deutſche-Reichs-Sache“ zu ver- 
jehen ift. Privatbriefe dürfen einer portofreien Dienft- 
ſendung nicht beigefügt werben. 

Bur Beförderung der Berichte haben ſich die Kon⸗ 
fuln der Poſt oder fiherer Schiffögelegenheiten zu be= 
dienen, auch können Ddiejelben zuverläffigen Neifenden 
mitgegeben werden. ‘ 

Was den Inhalt der KonfularsBerichte-betrifft, fo ift 
die Sprache derfelben, namentlich der zur Mittheilung 
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an den Handelsſtand beſtimmten Handels- und Schiff⸗ 
fahrts⸗Berichte, in der Regel die Deutſche. 

Wenn über mehrere verſchiedenartige Gegenſtüände 
berichtet wird, ſo ſind dieſelben nicht in einem Berichte 
zuſammenzufaſſen, ſondern es iſt über jeden Gegenſtand 
ein beſonderer Bericht zu erſtatten. 

Bei Erwähnung von Deutihen Handelsfchiffen tft 
jedesmal deren Heimathshafen und das unterſcheldungs⸗ 
Signal anzugeben. 

Der Konſul iſt zu unverzüglicher Berichterſtattung 
verpflichtet, ſo oft ſich Vorfälle ereignen, deren ſofortige 
Kenntniß von Intereſſe iſt, oder wobei er beſonderer 
Verhaltungsmaßregeln bedarf. 


Möglichſt bald nach dem Schluß eines Kalender⸗ 
jahres hat der Konſul einen Jahresbericht über ſeine 
geſammte Amtsthätigkeit, ſowie über den Gang des 
Handels in ſeinem Amtsbezirke während des abge— 
laufenen Jahres an den Reichskanzler einzuſenden. 

In erſterer Beziehung iſt in dieſem Berichte hervor— 
zuheben nach welcher Richtung hin die Amtsthätigkeit 
des Konſuls beſonders in Anſpruch genommen geweſen 
iſt — ob mit Schifffahrts⸗Angelegenheiten, Unterſtützung 
Hülfsbedürftiger, Reklamationen Handelstreibender u.f.m. 
— mit den Regierungen welcher Bundesſtaaten eine 
direkte Korrefpondenz jtattgefunden, und welche Gegen- 
ftände im Allgemeinen diefe Korrefpondenz betroffen bat. 

Sn letzterer Beziehung bat der Konful in feinem 
Bericht indbejondere 
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a) den Verkehr mit Deutſchland, refp. den einzelnen 
Bundesftanten möglichſt zu fpezialificen. Bu biefem 
Behufe ift anzuführen, welches die wichtigften Einfuhr- 
und Ausfuhr- Artikel find, wie piel und zu welchem 
Werthe davon importirt und erportirt ift, welche Lünder 
dabei betheiligt waren, namentlid) welchen Antheil das 
Deutſche Reich daran gehabt Hat. 

Die etwa erſchienenen amtlihen Xabellen oder 
jonftige Beröffentlihungen über den dortigen Handels⸗ 
Bericht, 3. B. Ausichnitte aus Beitungen, Jahres⸗ 
berichte angefehener dortiger Handelshäuſer, Preis- 
tourante und Ueberfichten über den Stand der Wechiel- 
kourſe find beizulegen. Desgleihen eine Lifte der im 
Laufe des Jahres aus Deutfchen Häfen nad) den Kon⸗ 
ſulats⸗Bezirke gelommenen oder von dort nad) Deutſchen 
Häfen erpedirten nichtdeutſchen Schiffe, ſowie ein Ver⸗ 
zeichniß der im Konſulats⸗Bezirke ein und ausgegangenen 
Deutſchen Schiffe unter Angabe des Abgangs- reſp. Be⸗ 
ſtimmungs⸗Hafens nach dem hier folgenden Formular. 


Verzeichniß 


der im Jahre 18.. in dem Hafen von N. N. ange- 
fommenen und von dort abgegangenen Deutichen Schiffe. 
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Der Jahresbericht wird ferner 

b) fich in motivirter Weife gutachtlich darüber äußern, 
welche Ausfichten fich für den Deutihen Handel und bie 
Deutihe Schifffahrt im nächſten Jahre dort eröffnen 
und in welder Weif® auf die Hebung berfelben hin⸗ 
zuwirken fein möchte. 

Zu 84. Der nad) $. 4. des Geſetzes von den 
Konfuln des Deutfhen Reichs zu leiftende Dienfteid 
lautet: 

„Ih (Bor: und Zuname) ſchwöre zu Gott dem All 
mädtigen und Allmiffenden, daß ich, nachdem ich zum 
(General, Bice-)Ronful des Deutihen Reichs zu N.N. 
ernannt worden bin, meine Dienftpflichten gegen das 
- Deutſche Reich nad) Maaßgabe des Geſetzes und der mir 
zu ertheilenden Inſtruktionen treu und gewiſſenhaft er⸗ 
füllen und das Beſte des Reichs fördern will“ eic. 

Es iſt Jedem freigeitelt, am Schluß die feinem 
religiöfen Bekenntniß entſprechende Bekräftigungsformel 
hinzuzufügen. 

Dieſelbe lautet für evangeliſche Chriſten: 

„ſo wahr mir Gott helfe durch Jeſum Chriſtum 
zur Seligkeit, Amen,“ 

für katholiſche Chriſten: 
„ſo wahr mir Gott helfe und ſein heiliges 
Evangelium, Amen. “ 

oder überhaupt: 
„\o wahr mir Gott helfe.“ 

Ob der Eid von den bei ihrer Anftellung fich im 
Auslande aufhaltenden Konfuln vor einem mit ber 
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Eides-Abnahme beauftragten Beamten oder jchriftlich 
mittelft Einfendung einer eigenhändig geichriebenen und 
vollzogenen Urkunde zu leijten fei, wird in jedem einzel- 
nen Falle von dem Reichskanzler beftimmt werden. 

Zu $. 5. Bei Anträgen auf Genehmigung der An- 
nahme des Konſulats einer anderer Macht ift nament- 
ih über den muthmaßlichen Geſchäfts-Umfang dieſes 
Konfulat3 und über die Möglichkeit tollibirenber In⸗ 
tereſſen zu berichten. 

Handelt es ſich um die Annahme von Orten und 
Geſchenken fremder Regierungen, fo ift anzugeben, aus 
welchem Anlaß dem Konful Gefchent oder Orden zu 
Theil geworden ift. 

Zu 8.6. Im Ullgemeinen dürfen die Konfuln ohne . 
amtlihen Anlaß (in Dienftgefhäften) ihren Amisſitz 
nur verlaffen, wenn fie zuvor bei dem Reichskanzler 
Urlaub nadgejuht und denjelben erhalten haben. 
Indeſſen gilt diefe Beſtimmung nur von den Berufg- 
Konfuln. 

1. Diefe (die Berufd-Konfuln) müſſen Urlaub nad: 
juden, wenn fie fi von dem Orte, an welchem fie 
ihren amtlichen Wohnfig haben, entfernen wollen, felbft 
wenn fie das Land, bei defjen Regierung fie beglaubigt 
find, nicht verlaffen, e3 fjei denn, daB die Dauer der 
beabfichtigten Abweſenheit oder die räumliche Aus⸗ 
behnung der Entfernung nad pflihtmäßigem Ermeffen 
die Möglichleit gewährt, Wufträge des Reichskanzlers 
und insbefondere auf telegraphiichem Wege ertbeilte 
Weifungen jo fchleunig auszuführen, dab durch die 
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zeitweife Entfernung von dem regelmäßigen Domizil 
feine Berzögerung der Erledigung veranlaft wird. 

Mit dem Urlaubsgeſuch find die Borfchläge wegen 
der Bertretung zu verbinden. 


Bei Ertheilung des Urlaubs wird aud über bie 
Koften der Stellvertretung und über die Fortbeziehung 
des Gehalts Beftimmung getroffen werben, foweit 
diefe Fragen nicht geſetzlich geregelt find. !) 

2. Den Wahl-Konfuln ift es mit Rüdficht auf ihre 
anderweitigen Geſchäfte geitattet, auch ohne Urlaub ihren 
Amtsſitz zu verlaffen, wenn es fi) nur um eine kürzere 
Abwefenheit Handelt oder wenn der Anlaß zu der Ab: 
reife jo fchnell kommt, daß die Nachſuchung des Ur: 
laub3 unthunlich wird. Sie müffen in folden Fällen 
für ihre angemeffene Vertretung Sorge tragen und 
ind für ale Amtshandlungen ihres Gtellvertreterd 
verantwortlih. Eine bejtimmte Zeitdauer, melde Die 
Abweienheit ohne Urlaub nicht überfteigen dürfte, ift 
nit fejtgefegt, vielmehr wird vertraut, daß die Wahl- 
Konſuln ihre Abweſenheit nicht zum Nachtheil des 
Dienftes Über Gebühr verlängern werden. Wird eine 
längere Abweſenheit von vornherein beabfichtigt, fo 
ft auch von den Wahl-Konſuln bei dem Reichskanzler 
unter Beifügung von Borfchlägen hinſichtlich der Stell- 
vertretung Urlaub nachzuſuchen und, wenn möglid), 
die Reiſe bis nad) Eingang bes Urlaubs aufzuſchieben. 
Bahl-Konfuln find aud dann für ihre Stellvertreter 


V ſ. jegt unten 8. 10. 
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verantwortlih, wenn Diefe von dem Reichskanzler be- 
ftätigt worden find. 

In allen Fällen ift von der erfolgten Abreife und 
von den in Bezug auf die Stellvertretung getroffenen 
Vorkehrungen, ſowie demnächſt von der Rückkehr dem 
Reichskanzler Anzeige zu eritatten. 

Zu 8.8. 1. Ueber die Höhe derBefoldung, fowie 
über die Art des Bezuges derfelben erhalten die Berufs- 
Konfuln befondere Mittheilung. 

2. Desgleichen über die bet Veränderung ihres. Amts⸗ 
fies ihnen zu gewährenden Reiſe- und Einrichtungs— 
Kojten.!) . 

8. Ueber die von den Berufs-Konſuln für Rechnung 
der Reichskaſſe zu erhebenden Gebühren iſt ebenfo wie 
über die dienftlihen Ausgaben genau Bud zu führen. 

Die Einnahmen find in ein foliirtes Sournal ein- 
zutragen, welche3 mit einer anzufiegelnden Schnur der= 
geitalt zu durchziehen ift, daß einzelne Blätter nicht 
unbemerft entfernt werden können. Die Zahl der Folien 
ift neben dem Siegel in Buchſtaben zu befcheinigen. 

Die Sournalführung erfolgt nad) dem nachſtehenden 
Formular. 


3) Bgl. hierüber unten Ziff. 11. 
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Zorn, Die Konfulargejepgehung. 
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Sede Einnahme wird zunächſt ald Soll-Einnahme 
eingetragen, wenn diefelbe auch nicht ſogleich baar ein- 
geht, jondern vorläufig gejtundet oder fpäter nieder- 
gefehlagen wird. Die baar beridhtigten Beträge werden 
gleichzeitig in die Kolonne Soll-Einnahme (4) und in 
die Kolonne Sft-Einnahme (7) eingetragen, die nieder- 
geichlagenen und die einftweilen geftundeten Beträge 
neben der Eintragung in die Soll-Einnahme-Kolonne 
in die dazu vorhandenen bejonderen Kolonnen (5 und 6) 
audgeworfen. Sobald auf geitundete Beträge [päter 
Zahlungen eingehen, werden diefelben unter einer neuen 
fortlaufenden Nummer mit Hinmweid auf die Nummer 
der Soll» Einnahme, ald Jit- Einnahme eingetragen. 
Dafjelbe gejchieht, wenn bisher gejtundete Beträge de- 
finitiv niedergeſchlagen werden. Selbſtverſtändlich dürfen 
die ſchon einmal in Soll-Einnahme aufgeführten, einjt= 
weilen aber gejtundeten Beträge nicht zum zweiten Male 
in Soll- Einnahme erjcheinen; vielmehr wird, ſobald 
da3 Geld eingeht, dieje Kolonne (4) durchpunktirt und 
der Betrag in der Kolonne 6 mit rother Dinte ab- 
gefegt (gleihjam als ein negativer Werth gegen 
über den mit fchwarzer Dinte geſchriebenen pofitiven 
Werthen) und in der Kolonne 7 als eingegangen ver- 
merft. 

Am Schluſſe des Einnahme-Abſchnitts ift dag Er- 
gebniß nachrichtlich zu vermerken, alſo 3. B.: 

nach dem Sournale follen eintommen 
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152 Biafter 20 Para 
davon find niedergefhlagen 7° „ 20 „ 


bleiben 105 Biajter — „ 
Davon find zur Zeit noch 
geftundet (85 weniger 565) 0 ° „ — u 


Ergiebt die obige Sit-Einnahme 75 Piaſter — Para 
Zu weldem Kurſe die landesübliden Münzen im Ber: 
hältniß zum Thaler anzunehmen find, wird für jedes 
Konfulat befonders beftimmt. Bei den von der Legations⸗ 
faffe durch Wechfel eingezogenen Summen ift ber für 
den betreffenden Wechjel erzielte Erlös mit einer Rech⸗ 
nung des Wechſel-Empfängers zu belegen. Dieje Wechäler- 
note ift den amtlihen Ausgabe -Liquidationen beizu- 
fügen. 

Ueber die aus der Konfulatslaffe zu beitreitenden 
Ausgaben ift gleichfalls ein Journal zu führen, welches 
für die fortlaufende Nummer, Monat und Tag der 
Ausgabe, Bezeichnung und Betrag derfelben bejondere 
Kolonnen Hat. Vorſchüſſe irgend welder Art, Dar 
leben u. ſ. w. dürfen aus der Kaffe in feinem 
Tale ohne Genchmigung des Reichskanzlers gezahlt 
werden. 

Nah dem Schluß jeden Vierteljahr ift, wenn nicht 
etwa für einzelne Konfulate abweichende Beſtimmungen 
getroffen worden find, dem Reichskanzler eine Ueber- 
fiht der ftattgefundenen Einnahmen und Ausgaben 
nad) dem hier folgenden Formular mit Belegen ein- 


zureichen. 
3* 
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Rechnung 
über die bei dem Konſulat des Deutſchen Reichs in N. N. 
im... ten Quartal 18.. 
vorgelommenen Einnahmen und Ausgaben. 











» 
& | Datum 
E Betrag. 
F des | Einnaßnte. 
8 —— —— 
Berichts. 
ch in | in 
4. | 6. 
1.1 2. 8. Frks.| Cte. |Thir.| Sgr. | Pf. 





Summa ber Einnahme 
Davon ab die Ausgabe 


Bleibt zu erftatten . . . 


Bemerkungen. 


Die Kolonne s. bleibt 

Seitens der Konſulate 

unausgefüllt; die 

Ausfüllung geſchieht in 
Berlin. 


Davon fomm 
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Die Ausgaben find genau zu fpezifiziren.. Haben 
in befonderen Fällen keine Belege beigebracht werben 
tönnen, fo ift die unter der Liquidation mit dem Be— 
merken zu beicheinigen, daß die in Rechnung gejtellten 
Beträge in der angegebenen Höhe und zu dem bezeich- 
neten dienftlichen Zwecke wirklich gezahlt worden find. 

Unter die Quittungen über angelaufte Snventarien- 
ftüde ift die Befcheinigung zu feßen, daß der betreffende 
Gegenftand dem Konfulat3-Inventarium einverleibt ift. 

Die Kaffengelder find an einem ficheren Orte in 
einem eifernen oder wenigſtens mit Eifen befchlagenen 
Kaſten, Schranke oder ähnlichen Behältniffe aufzube- 
wahren. Bertraut der Konſul die Kafjenverwaltung 
unter feiner Berantwortlidhleit einem ihm 
untergeordneten Beamten an, jo müſſen die Bejtände 
unter boppeltem Verſchluſſe aufbewahrt werden. Der 
Konful führt den einen, der Kafjenvermwalter den anderen 
Schlüſſel. Der Konful muß alddann die Kaffe am 
legten Tage eines jeden Monat und außerdem einige 
Mal im Laufe des Jahres unvermuthet revidiren. 

Bu 8. 10. Für die Wahl-Konjuln ift das Konſulat 
wejentlich ein Ehrenamt. Die Gebühren-Erhebung joll 
den Erſatz für Die mit Ausübung des Amt? verbundenen 
baaren Auslagen fihern. Sind die amtlihen Ausgaben 
bei einem Konfulate jo bedeutend, daß fie durch die 
Gebühren nicht gededt werden, jo kann der Mehrbetrag 
aus der Reichskaſſe erjebt werden. Es bedarf dazu der 
vorherigen Genehmigung der betreffenden Ausgaben 
durch den Reichslanzler und des Nachweifes, daß diefe 
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Ausgaben durch die eingenommenen Gebühren nicht 
haben gededt werben lünnen. 

Ale Bahl-Konfuln haben nad; Schluß bes Jahres 
eine fummarifhe Weberfiht der von ihnen während 
dieſes Beitabfchnitt3 erhobenen Gebühren einzureichen. 

Zu 8.11. Die Konfular-Agenten, welche die Konfuln 
nad) zuvor erhaltener Genehmigung des Reichskanzlers 
in ihrem Amtsbezirke beftellen dürfen, find keine felbft- ° 
fändigen Organe des Reichs, fie haben vielmehr nur 
die Beitimmung, dem Konſul bei Ausübung feiner 
Funktionen zur Hand zu geben. Sie handeln ftets 
im — ein für allemal ober für einen fpeziellen Fall 
ertheilten — Auftrage des Konfuls und unter deſſen 
Berantwortlichleit. Es können ihnen nur ſolche Amts» 
Handlungen übertragen werden, welche feine obrigfeit- 
lihen Befugniffe vorauzfegen. 

Bas ihre Thätigkeit im Einzelnen betrifft, jo können 
fie zwar ($. 12. des Geſetzes) Meldungen Reichs-Ange⸗ 
böriger zur Eintragung in die Matrikel annehmen; 
fie find aber zur Führung der Matrikel nicht befugt, 
fondern reihen die Meldungen ihrem Auftraggeber ein. 
Die Befugni zu Ehefchliegungen und zur Beurfundung 
der Heirathen etc. (8. 13.) wird ihnen niemals ertheilt. 
Zu Legalifationen und Ausſtellung bemweisträftiger Beug- 
niffe (88. 14. 15.) find fie nicht ermächtigt, ebenſo wenig 
haben fie das Notariatsrecht (88. 16. 17.). Amtshand⸗ 
lungen in Bezug auf Nachläſſe (8. 18.) können fie nur 
in Folge fpeziellen Auftrags ihres Vollmachtgebers 
vornehmen. Das jchriftliche BZeugniß über die von 


— — —— — 
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ihnen im Auftrage ihres Vollmachtgebers bewirkten 
Zuſtellungen (8. 19.) muß der letztere unterſchreiben. 
Zur Abhörung von Zeugen und Abnahme von Eiden 
(8. 20.) werden die Konſular⸗-Agenten nicht ermächtigt. 
Die Vermittlung von PBergleihen und das Schieds— 
richteramt (8. 21.) dürfen fie auf den Antrag der Bar: 
teien übernehmen. Wolle Gerichtäbarteit (88. 22—24.) 


ſteht ihnen nicht zu. Päſſe zu ertheilen oder zu vificen 


(8. 25.) find ſie nicht befugt. Bezüglich der Unter- 
ftügung Hülfsbebürftiger (8. 26.) find fie an die, ihrem 
Bollmachtgeber ertheilte Amts-Inſtruktion gebunden. 
Sn ihren Beziehungen zur Kriegsmarine des Reichs 
haben fie die 88. 27. bis 29. des Geſetzes zur Richtſchnur 
zu nehmen. Ueber etwaige zu ihrer Kenntniß gelangende 
Verſtöße gegen die Vorjchriften wegen Führung der 
Reichsflagge haben fie an ihren Auftraggeber zu bes 
richten. Die bei ihnen erfolgte Meldung der Schiffe- 
führer (8. 31.) wird als vorſchriftsmäßig erfolgt ange- 
jehen. Die Befugnifje der Mujterungsbehörden ($. 32.) 
ftehen den KonfularsAgenten nicht zu, auch find fie zur 
Ausübung einer PBolizeigewalt (8. 33.), zur Einjeßung 
eines neuen Schiffsführers ($. 35.), zur Aufnahme von 
Verklarungen und Aufmachung von Dispachen ($. 36.) 
nicht ermächtigt. Die im Allgemeinen Deutfchen Handels- 
geſetzbuche und dem Gejege vom 25. Oltober 1867., be= 
treffend die Nationalität der Kauffahrteifchiffe ete., den 
Konſuln übertragenen Befugniffe ftehen den Konfular- 
Agenten nit zu. 

Bu 8. 12. In die von dem Konſul zu führende 
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Matrilel werden nur diejenigen Reichs-Angehörigen ein- 
getragen, welche in dem Amtöbezirk des Konfuls wohnen 
und fich bei ihm Behufs der Eintragung melden. Reichs⸗ 
Angehörige, welche ſich bloß vorübergehend im Konfulats- 
Bezirke aufhalten, find nicht zur Eintragung in die 
Matrifel geeignet. Die Eintragung erfolgt, foweit nicht 
etwa Anordnungen der Landed-Regierung eine Aus⸗ 
nahme bedingen, nur auf den Antrag des Reichs⸗An⸗ 
gehörigen. Der Konful hat weder das Recht noch Die 
Pflicht, die Meldung zu erzwingen, auch ift die vor- 
gängige Eintragung in Die Matrifel nicht die Bedingung 
des von dem Konſul zu gemwährenden Schuges, vicl- 
mehr ift diefer Schuß allen denjenigen Perſonen zu 
erteilen, welche ſich als Reichs-Angehörige legitimiren.?) 

Erachtet ed der Konjul für angemefjen, jo kann er 
dic in feinem Amtsbezirke mwohnenden Reichs⸗Ange⸗ 
börigen durd Öffentliche Bekanntmachung oder in ſonſt 
geeigneter Weile davon in Kenntniß ſetzen, daß bie 
Matritel angelegt ift. Dabei ift hervorzuheben, daß 
nad) 8. 21. des Geſetzes über die Erwerbung und ben 
Berluft der Bundes- und Staats-Angehörigkeit, vom 
1. Suni 1870. die zehnjährige Frist, nach weldher Reichs⸗ 
angehörige beim Aufenthalt im Auslande ihre Staats⸗ 
angehörigfeit verlieren, dur die Eintragung in die 
Matrikel unterbrochen wird. 

Bor der Eintragung bat ſich der Konful die Ueber— 
zeugung zu verjchaffen, daß die betreffende Perſon die 


3) Bgl. Über den zu ertheilenden Eonfularigug unten 8. 80. 
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Reichs⸗Angehörigkeit refp. die Staats-Angehörigkeit in 
einem Bundesſtaate befigt. Der Nachweis hiervon kann 
nur durd) Borlegung eines gültigen Nationalpaffes oder 
Heimathsſcheines geführt werden. Erbeben fi Be— 
denken gegen die Gültigkeit diefer Papiere, jo tft bei 
dem Reichskanzler oder bei der betreffenden Staats⸗ 
tegierung anzufragen und bis zum Eingang der Ent- 
iheidung die Eintragung in die Matritel auszuſetzen. 
Melden ſich militairpflichtige Perjonen, jo find fie darauf 
binzumeifen, daß fie ihren militairiſchen Pflichten nach- 
zulommen haben, die Eintragung in die Matritel ijt 
auszuſetzen und dem Reichskanzler oder der betreffenden 
Stantöregierung ift von dem Falle Meldung zu madıen. 
(Bergl. wegen der Militairpfligt unten zu 8.25.) Bei 
den Verhandlungen über die Eintragung find die per- 
fönliden Berhältniffe des Antragjteller® genau zu er- 
örtern. Insbeſondere find Vor- und Zuname des 
Betreffenden und feiner Familien-Angehörigen, Stand 
oder Gewerbe, Religion, Tag und Ort ber Geburt, 
Wohnort feitzuftellen. Das Ergebniß ift in die Matrikel 
einzutragen, auch ift in derjelben zu bemerken, durch 
welhe — genau zu bezeichnenden — Dokumente die 
einzelnen Angaben erwiefen worden find. Die Doku— 
mente find demnächſt der betreffenden PBerfon in der 
Regel zurüdzugeben. 

Die Eintragung in die Matritel erfolgt auf die 
Dauer des laufenden Kalenderjahres. Die Meldung 
iſt mithin jährlich zu erneuern. Der Konful ift er- 
mädhtigt die Eintragungsgebühr für das erite Jahr 
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zu erlaffen, wenn die Eintragung gegen Ende bes 
Kalenderjahres erfolgt und die perfönlihen Verhältniſſe 
des Einzutragenden dies wünſchenswerth erfiheinen 
laſſen. 

Ueber die Eintragung in die Matrikel ift auf Ver⸗ 
langen de3 Eingetragenen eine Bejcheinigung in der 
ortsũblichen Form (Schutzſchein, Batent etc.) außzuftellen. 


Die Löſchung in der Matrikel erfolgt, wenn die 
betreffende Perſon ftirbt, aus dem Konfular- Bezirk 
dauernd verzieht, oder die Reichs-Angehörigkeit reip. 
Stant3-Angehörigteit in einem Bundesſtaate verliert, 
ferner wenn der Eingetragene es verlangt, ingleicyen 
wenn er die Erneuerung nad) Ablauf des Jahres 
unterläßt.7) Im lebteren Falle muß er jedoch zunächſt 
aufgefordert werden, ſich binnen vier Wochen zu er: 
Hären, ob er die erneute Eintragung verlange. 


Die einzelnen Konfulaten oder den Konfulaten in 
einzelnen Ländern ertheilten Spezial-Snftruftionen über 
die Eintragung in die Matritel werden durch vor= 
ftehende allgemeine Anweifungen nicht aufgehoben. 

Zu 8. 13. Die Befugnig zu Eheichliegungen und 
zur Beurkundung der Heirathen, Geburten und Sterbe- 
fälle der Reichs-Angehörigen jteht nur denjenigen 
Konſuln zu, weldhen die Ermächtigung dazu auf Grund 
des Reichs-Geſetzes vom 4. Mai 1870 (Bundes-Geſetz⸗ 
blatt S. 599) vom Reichskanzler ertheilt ift. Diejenigen 


3) Dieje Beftimmung tft aufgehoben durch 8. d. MR. dv. 5. Nov. 
1873 (nicht publicirt), |. König, Handbud ©. 107. 
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Konſuln, melden foldhe bejondere Ermäditigung nicht 
zugegangen.ift, haben mithin die im 8.13. des Konfular- 
Geſetzes vom 8. November 1867. erwähnte Befugnif 
nit und dürfen eine dergleichen Befugniß unter feinen 
Umftänden ausüben. 

Zu 8.14. Die durd $. 14. den Konfuln gegebene Be- 
fugniß der Legaliſation bezieht ſich nur auf Urkunden, 
welche von Beamten und andern mit öffentlichem Glauben 
verſehenen Perſonen (z. B. Notare) innerhalb des Amts⸗ 
bezirks der Konſuln ausgeſtellt oder beglaubigt ſind. 
Die Legaliſation ſolcher Urkunden bezweckt die Bezeugung, 
daß gegen die Aechtheit der Unterſchrift des Ausſtellers 
kein Bedenken obwalte. 

Der Legaliſationsvermerk wird unmittelbar unter 
die zu beglaubigende Unterjchrift, darunter Ort und 
Datum, jowie die Firma des Konſuls geſetzt und von 
ihm unter Beidrüdung des Siegels unterjchrieben, 3. B.: 

Geſehen im Konfulate des Deutſchen Reiche zu 
N. N. zur Beglaubigung vorftehender Unter 
ſchrift des Hiefigen Diltrilt3-Gouverneurs Herrn 
N.N. 


X., den............ 
Der Konſul des Deutſchen Reichs. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


Die Beglaubigung der Unterſchriften von Privat⸗ 
perfonen gehört zu der in den 88. 16. und 17. de Geſetzes 


behandelten Notariat3befugniß und unterliegt daher den 


bort vorgejchriebenen Yormalien, dagegen ift die vor- 
jtehend behandelte Legalifation von Urkunden fein 
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Notariatsakt und gehört daher nicht in das Notariats- 
Regifter. 

Bu 8. 15. Wenn das Gefeh den fhriftlihen 
Beugniffen, welde von den Konfuln über ihre 
amtlihen Handlungen und die bei Ausübung ihres 
Amtes wahrgenommenen Thatjachen unter ihrem Siegel 
und ihrer Unterſchrift ertheilt find, die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden beilegt, fo Hat dies nur in dem 
Bertrauen gefchehen können, daß die Konjuln fich bei 
der Ausstellung folder Zeugniffe der äußerften Sorg- 
falt, Genauigkeit und Gemifjenhaftigfeit befleißigen, 
dabei nur der Wahrheit, Niemand zu Liebe und Niemand 
zu Leide, dienen, aljo nicht atteftiren werben, was fie 
nit mit einem gerichtlichen Zeugen-Eide zu befräftigen 
vermöcdhten. Werden in dem Zeugniſſe Thatfachen, 
welde der Augfteller nicht felbjt wahrgenommen bat, 
erwähnt, fo muß er dies ausdrücklich Hervorheben und 
genau angeben, auf welche Weife er diefelben in Er- 
fahrung gebradt Hat. 

Zur Vollſtändigkeit eines derartigen Zeugniſſes ge- 
hört e8, daß in demfelben bemerkt werde, aus welcher 
Veranlaffung, alfo ob von Amtswegen oder auf weſſen 
Verlangen, und zu welchem Zwecke die Ausftellung 
deſſelben erfolge. 

Zu den 88. 16. und 17. Das im $. 16. den Konfuln 
beigelegte Recht der Notare gehört zu ihren wid 
tigften und verantwortlicdhiten Amtzbefugniffen, da ein 
Notar durch feine Mitwirkung bei der Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften nicht nur ein vollträftiges Bemeis- 
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mittel für den Anhalt der von den Betheiligten ab- 
gegebenen Willenserllärungen herſtellen, jondern auch 
durch jeinen fachverftändigen Rath zur Verhütung 
formeller oder materieller Mängel derfelben beitragen ſoll. 

Die Konfuln haben bei der Ausübung des Notariat3- 
rechtes vor Allem 

I. Die außdrüdlichen Vorſchriften des Geſetzes 
um fo mehr auf das Sorgfältigite zu befolgen, als 
davon die Notariatälraft der aufgenommenen Urkunde 
abhängt. Es find dies folgende Beitimmungen: 

1) Nur in Anſehung der Rechtsgeſchäfte, melde 

Neih3-Ungehörige errichten, haben die Konſuln 
das Recht der Notare, jedoch ohne Unterfchied, ob bei 
dem Geichäfte blos Reichs-Angehörige, oder ob aud 
Fremde ald Mitkontrahenten betheiligt find. 

2) Bei der Aufnahme einer Urkunde muß der Konful 
zwei Zeugen zuziehen, deren mwejentlide Funktion 
darin befteht, daß in ihrer Gegenwart die Verhandlung 
den Betheiligten vorzulefen und von denfelben zu voll- 
ziehen ift, und zwar durch Unterfchrift oder im alle 
der Schreibens-Unerfahrenheit durch Handzeihen. Die 
Befolgung diefer Vorſchrift muß aus der Urkunde her: 
vorgehen, widrigenfalls fie nicht die Kraft einer Notariats- 
Urkunde hat. Eine bejtimmte Form ift hierfür nicht 
vorgeſchrieben, der inftrumentirende Konſul wird aber 
in allen Fällen gut thun, bei dem die Beobachtung ber 
in Rede ftehenden Beitimmung bezeugenden Vermerke 
ſich der Worte des Geſetzes zu bedienen und denjelben 
von den zugezogenen Zeugen unterjchreiben zu laffen. 
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3) Die Urkunde muß mit der Unterſchrift und 
den Dienjtjiegel des inftrumentirenden Kon— 
fuls verfehen fein. Fehlt das eine oder das andere, 
jo bat die aufgenommene Urkunde nicht die Kraft einer 
Rotariat3-Urkunde. Es iſt üblich und angemeffen, unter 
der aufgenommenen Verhandlung, nachdem diefelbe von 
den Betheiligten und den Zeugen unterjchrieben worden, 
zuwattejtiren, daß die Verhandlung, jo wie fie niederge- 
ihrieben, ftattgefunden bat. Unter dieſes Atteft wer⸗ 
den dann die Unterfchrift und das Dienftfiegel des in- 
ſtrumentirenden Konſuls gejebt. 

4) Die Urkunde erlangt auch in den Fällen bie 
Kraft einer Notariat3-Urkunde nicht, wenn entweder 

a) der Konjul oder feine Frau oder einer von 
feinen oder feiner Frau Verwandten oder Ver⸗ 
ſchwägerten in auf- oder abfteigender Linie oder in der 
Seitenlinie biß zum Grade des Oheims ober Neffen 
einfchließlich bei der Verhandlung betheiligt war, oder 

b) wenn darin eine Verfügung zu Gunften einer 
der vorgenannten Perſonen oder der Hinzugezogenen 
Zeugen getroffen ift. 

IL Außer diefen ausdrüdlihen Worjchriften des 
Geſetzes haben die Konſuln bei der Aufnahme von Ur- 
funden alle diejenigen Umstände ind Auge zu faffen, 
welde für die Zwecke eine? Notariats-Inſtruments im 
Allgemeinen und für das in Frage kommende einzelne 
Rechtsgeſchäft insbeſondere von Erheblichkeit find. Die 
gegenwärtige Inſtruktion kann nicht beabfichtigen, den 
Konjuln eine, alle denkbaren Fülle erjchöpfende Yn- 
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weifung zu ertheilen, fondern darf fich auf folgende all⸗ 
gemeine Gefichtöpuntte beichränten, melde überall oder 
in befonders häufigen Fällen zu berüdfichtigen find: 

1) Die Konfuln dürfen innerhalb ihres Amtsbezirkes 
die von einem Reichd-Angehörigen erbetene Yufnahme 
einer Urkunde in der Regel nit verweigern. 
Ausgenommen find Verhandlungen, deren Inhalt gegen 
ein Strafgefeg verftößt. Bezieht fi die Verhandlung 
auf ein Gefchäft, welches, ohne gerade ftrafbar zu fein, 
dennod) verboten oder ungültig tit, fo iſt es die Pflicht 
des Konſuls, die Betheiligten hierüber zu belehren und, 
wenn fie bei ihrem Verlangen beharren, die Verhand⸗ 
lung zwar aufzunehmen, in derjelben aber die erfolgte 
Belehrung und die von den Betheiligten darauf ab- 
gegebene Erklärung zu vermerken. 

2) Bon bejonderer Erheblichkeit ift die Feftftel- 
lung der Identität der bei der aufzunehmenden 
Urkunde Betheiligten. Die Konfuln werden daher in 
der Verhandlung nicht nur die Betheiligten nad) Stand 
oder Beruf, Vor- und Familiennamen, Wohnort und 
Nationalität fo ſpeziell ala möglich bezeichnen, fondern 
auch vermerken, entweder, daß diefelben ihnen perjön- 
lich befannt find, oder daß und wodurch fie fich die 
Ueberzeugung verſchafft haben, daß die Erſchienenen 
diejenigen wirklich ſind, für welche ſie ſich ausgeben. 

3) Es iſt ferner zu prüfen, ob die Betheiligten 
dispoſitionsfähig find, d. h. nach den dafür maaß— 
gebenden Rechtsvorſchriften die betreffenden Willens— 
erlärungen mit rechtliher Wirkung abzugeben ver— 
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mögen, insbeſon dere, ob fie etwa unter väterlicher Ge⸗ 
walt, unter Vormundſchaft ober Kuratel ftehen, ob fie, 
wenn fie durch ihre Erflärung Andere verpflichten wollen, 
dazu legitimirt find, ob fie fi in einem bispofitions- 
fähigen Geijteszuftande befinden und dergleihen. Er- 
giebt fi) dabei, daß zu voller Gültigkeit der Urkunde 
noch ein ergänzender Alt erforderlich ſei, 3. B. väterliche 
oder obervormundſchaftliche Genehmigung, fo wird der⸗ 
jelbe in der Verhandlung ausdrüdlich vorbehalten. 

4) Leidet einer der Betheiligten an einem körper 
lichen Gebrechen, welches die Verftändigung zwiſchen 
ihm und dem Konſul erſchwert, iſt er z. B. taub, 
ſtumm oder durch Krankheit in dem Ausdruck der Ge⸗ 
danken beſchränkt, ſo iſt in der Verhandlung zu erwähnen, 
durch welche Mittel ſich der Konſul die Gewißheit ver⸗ 
ſchafft hat, daß er die Willensmeinung des Bethei⸗ 
ligten richtig aufgefaßt und dieſer von dem Inhalte 
der Verhandlung nach ſeinem Wortlaute Kenntniß er⸗ 
langt und denſelben genehmigt habe. 

5) Wenn einer der Betheiligten ſich nicht in einer 
Sprache auszudrücken vermag, welche von dem Konſul, 
den Zeugen und den übrigen Betheiligten verſtanden 
wird, ſo wird unter Zuziehung eines Dragomans oder 
einer anderen, für die Funktion eines Dollmetſchers 
geeigneten, unverdächtigen Perſon verhandelt und, daß 
dies geſchehen, im Protokoll vermerkt. 

6) Die Konſuln haben darauf zu achten, daß die 
Protokolle deutlich, ohne Abkürzungen, Lücken und 

Born, Die Konſulargeſetzgebung. 4 
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Durchſtreichungen geſchrieben, unvermeidlich gewordene 
Korrekturen aber in einer ſolchen Weiſe ausgeführt 
werden, daß kein Verdacht einer ſpäteren Aenderung 
entſtehen kann. Raſuren müſſen unter allen Umſtän— 
den vermieden werden. Es iſt rathſam, Zahlen von 
einiger Erheblichkeit in Ziffern und in Buchſtaben aus— 
zudrüden. 


7) Die Willensmeinung der Barteien ift von dem 
Konſul forgfältig zu erforihen. Wenn in dieſer Be- 
ziehung kein Zweifel mehr bejteht, jo find die Erflä- 
rungen und Abreden der Barteien umftändlih, in 
Haren und bejtimmten Ausdrüden, unter Vermeidung 
aller Duntelheiten, Zweideutigkeiten und wenig be— 
fannter Runftausdrüde niederzufchreiben. 


8) Wollen die Betheiligten nur die Unterfhriften 
unter einer von ihnen vollgogenen Urkunde aner- 
fennen, fo iſt der Konful nicht befugt, von dem In— 
halte der Urkunde Kenntniß zu nehmen. Pie aufzu- 
nehmende Verhandlung bejchräntt fih in diefem Fall 
auf die VBorlegung der Urkunde Seiten? der Bethei- 
ligten und die Anerkennung derjelben, daß fie die Ur— 
funde zum Beichen ihrer Genehmigung eigenhändig 
vollzogen haben. 

DI. Hinfihtlih der geihäftlihden Behand- 
lung des Notariat haben die Konfuln nachſtehende 
Beftimmungen zu befolgen: 

1) Die aufgenommenen Verhandlungen find im 
Driginal den Betheiligten auszuhändigen. Iſt in 
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einer Urkunde auf Anlagen Bezug genommen, fo wers 
den Diejelben durch einen Heftfaden mit der Urkunde 
verbunden und die Enden des Fadens mitteld bes 
unter die Urkunde zu fegenden Konſulatsſiegels an dies 
jelbe befeftigt. Bei der Beglaubigung von Unterjchriften 
it die Verhandlung in der Regel unter das betreffende 
Dokument zu jchreiben, und nur, wenn dies nicht aus⸗ 
führbar ift, abgefondert abzufaffen und mit dem Doku⸗ 
mente in der jo eben bejchriebenen Weiſe zu verbinden. 

2) Um fih für den Fall des Verluſtes der auf- 
genommenen Urkunde und ihrer Anlagen den Beweis 
ihres Inhalts zu fihern, jteht jedem Betheiligten frei 
zu verlangen, dab auf feine Koften von der Urkunde 
und ihren Anlagen eine Abſchrift genommen, die Rich⸗ 
tigkeit derfelben von dem Konſul unter feinem Siegel 
und feiner Unterjchrift bezeugt und diefe beglaubigte 
Abſchrift bei den Konfulats-Akten aufbewahrt 
werde. Dergleichen beglaubigte Abjchriften find nad) 
der Beitfolge in bejonderen Altenbänden (nit im 
Rotariats-Regifter) zu fammeln. 

3) Unter jeder Notariats-Berbandlung ift der Be= 
trag der dafür angejegten Gebühren zu vermerken. 
Diefer Vermerk kann zugleih die Quittung über den 
Empfang diefer Gebühren umfaffen. 

4) Die aufgenommenen Berhandlungen find in ein 
bei jedem Konfulate anzulegended Notariats-Re- 
gifter einzutragen. Für dafjelbe ift folgendes For⸗ 
mular maaßgebend. 

4* 
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Der Kaufmann Karl 

Friedrich Gerold zu N., 
Preuße. 

Stettin. 


2. 1872 April 4. I Kaufvertrag | I. 


über das 


1. | 1. Der Schiffskapitain 
Joh. Chriſtian Lied au? 


Briggſchiff X., Großherzoglich Meck⸗ 
„Ella“. lenburg » Schwerinfcher 
Untertban. 


2. Der Kaufmann Charles 
William White hierſelbſt, 

Bürger der Vereinigten 
Staaten von Amertla. 


Das Notariats-Regifter ift mit einem feiten Ein- 
bande zu verjehen und, bevor e8 in Gebrauch genommen 
wird, von dem Konful zu foliiren, aud mit einer 
anzufiegelnden Schnur dergeftalt zu durchziehen, daß 
einzelne Blätter nicht unbemerkt entfernt werden können. 
Die Zahl der Folien ift neben dem Siegel in Buch— 
itaben zu atteftiren. Die Eintragung der aufgenom- 
menen Berhandlungen gejchieht nach der Beitfolge. In 
dem Regifter darf nicht? radirt oder zwifchen die Zeilen 


Ag. Dienftinftruction. 583 


eingejchaltet werden. Auf jeder Verhandlung wird bie 
Kummer vermerkt, unter welcher fie in das Regiſter 
eingetragen ift. Bleibt eine beglaubigte Abſchrift der 
Urkunde bei den Konjulatsaften zurüd, fo ift dies in 
dem Regifter in der betreffenden Spalte mit Angabe 
der Zahl de3 Altenbandes und des Foliums zu notiren. 

Zur Veranſchaulichung der vorjtehenden Bemerkungen 
diene folgendes Beifpiel eines Konſulats-No— 
tariatsaktes. 

Verhandelt im Konſulate des Deutſchen Reichs zu 
A. am 4. Juni 1872. 

Bor dem unterzeichneten Konful erjchienen heute: 

1) Der Sciffstapitain Herr Johann Chriſtian Lied 
aus X., als Großherzogli-Medlenburg-Schwerinjcher 
Unterthan Angehöriger des Deutihen Reichs; 

2) Der Kaufmann Herr Charles William White, hier 
wohnhaft, Bürger der Vereinigten Staaten von Amerila, 

mit dem Antrag, einen zwifchen ihnen verabredeten 
Kaufvertrag aufzunehmen. Herr Kaufmann White ift 
dem unterzeichneten Konſul perjönlich befannt und Herr 
Lied wird von dem ebenfalls erfchienenen, dem unter- 
zeichneten Konful perfönlih belannten Sciffsmalier, 
Herrn Ludwig Wichers als derjenige relognoszirt, für 
den er fich ausgiebt. Nachdem diefer Vermerk Herrn 
Wichers vorgelejen worden, hat er denſelben, wie folgt: 

(Unterfchrift des Ludwig Wichers.) 

unterfchrieben und jih fodann entfernt. Herr White iſt 
noch nicht volljährig und fteht unter der Gewalt feines 
Baterd. Im Uebrigen waltet gegen die VBerfügung?- 
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fähigkeit der Erfchienenen tein Bedenken ob. Der Konful 
eröffnete den Erſchienenen, daß zur Gültigkeit des Ver⸗ 
traged die Genehmigung des Vaters des Herrn White 
erforderlich fe. Da derjelbe auf einer Gefchäftzreife ab- 
weſend iſt, nach feiner Rückkehr aber, wie Herr White 
verfichert, den Vertrag genehmigen wird, fo ift unter dem 
Borbehalt dDiefer Genehmigung folgender zwifchen den Er- 
ſchienenen verabredeter Kaufvertrag aufgenommen : 

Herr Rapitain Lied verkauft das ihm gehörige, im 
hiefigen Hafen ankernde Briggihiff „Ella“ dem Herrn 
Charles William White unter nachſtehenden Bedin- 
gungen: 

(Hier folgen die einzelnen Kaufbedingungen unter 
befonderen Namen oder Paragraphen.) 

Da nichts weiter zu bemerken war, fo wurden 

1) der Steuermann Herr Chriftoph Franz Schneider 
aus Roftod im Großherzogthum Medlenburg-Schwerin 
und 

2) der Kaufmann Herr Sohn Bright, bier wohnhaft, 

als Zeugen herbeigerufen. In Gegenwart derfelben ift 
die vorjtehende Verhandlung den Herren Lied und White 
vorgelefen, von ihnen genehmigt und wie folgt vollzogen. 

(Unterfchriften der Betbeiligten.) 

Die bezeugen die Herren Schneider und Bright 

mit ihrer Unterjchrift. 
(Unteriährift der Zeugen.) 

Herr Lied beantragt, beglaubigte Abſchrift der Ur- 
kunde auf feine Koften zu den Konfulat3-Alten zu nehmen. 

Daß die Verhandlung fo, wie fie vorjtehend nicder- 
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geichrieben ift, ftattgefunden Hat, wird hierdurch bes 
\Keinigt. 
Der Konful des Deutichen Reiche. 
(Siegel) (Unterichrift.) 
Eingetragen in das Notariatöregifter unter Nr. 2. 
Gebühren: 
für die Aufnahme der Urkunde Thl. Sgr. Pf. 
für vidimirte Abfhrift . . - XF F „ 
. Summa hl. gr. f. 
über deren Empfang quittirt wird. 
nterſchrift.) 

Zu 8. 18. Wenn es zur Kenntniß des Konſuls 
gelangt, daß ſich in feinem Amtsbezirt nachgelafſene 
Vermögensſtücke eines verftorbenen Reichs— 
Angehörigen befinden, und Niemand anweſend iſt, der 
Ramens der Erben zu handeln Iegitimirt wäre, oder 
wenn ähnliche Gründe zur Sicherung gefährdeter Rechte 
ein amtliche Einfchreiten erfordern, fo hat der Konſul 
die Verpflichtung, ſich der Verlaſſenſchaft anzunehmen. 
Gebührt das Einfchreiten nach den Gefepen des Landes, 
in mweldem der Konjul fungirt, oder nad) etwaigen 
Stant3verträgen den dortigen Behörden, jo hat er bei 
denfelben unverzüglich die erforberlihen Anträge zu 
ftellen, zugleich aber ſolche mit den gedachten Landes⸗ 
gejepen oder Bertragsbeftimmungen vereinbarte Maaße 
regeln. zu treffen, welche zu einftweiliger Sicherftellung 
der Verlaſſenſchaft geeignet find. Soweit aber die 
Landesgeſetze oder Staatöverträge dem eigenen amtlichen 
Einſchreiten des Konſuls nicht entgegenjtehen, Hat Der= 
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jeibe den Nadlaß in feine Obhut zu nehmen. In 
welcher Weife Died zu gejchehen habe, ift von den 
Konjul nah der Beichhaffenheit der Umftände zu ır= 
mefjen. In der Regel wird ed das Erſte fein, ten 
Nachlaß in den Räumen, in weldhen er fich befindet, 
unter Giegel zu legen. Sedenfalls ift fo fchnell ala 
möglich ein vollftändige® Inventarium aufzunehmen. 
Das Inventarium fol ein nah Rubriken, 3. 8. 
I. Grundftüde, 
I. Schiffe, 
III, Ausftehende Forderungen und Werthpapiere, 
IV. Baares Geld, 
V. Mobiliar, 
VI. Kleidungsftüde und Wäfche, 
VII. Gold- und Silberfadden, Juwelen und andere 
Koſtbarkeiten, 
VIII. Gedruckte Bücher und Karten, 
IX. Kunſtwerke, 
X. Handelswaaren, 
XI. Vorräthe zum Gebrauch, 
XII. Handelsbücher und Skripturen ete. 
überſichtlich geordnetes Verzeichniß der Nachlaßſtücke 
mit Angabe ihres Taxwerths enthalten. Geeigneten 
Falls iſt der Werth durch Sachverſtändige zu ermitteln. 
Am Schluſſe des Inventariums ſind die zur Kenntniß 
des Konſuls gelangenden Nachlaßſchulden zuſammenzu⸗ 
ſtellen. 
Die ſichere Aufbewahrung der im Nachlaß befind⸗ 
lichen Werthpapiere, Gelder und Koſtbarkeiten hat der 
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Konſul ſich befonders angelegen fein zu lafien. Auch 
legtwillige Dispofitionen, Handelsbücher, Briefihaften 
und andere fiir die Rechte der Erben oder dritter Per⸗ 
jonen wichtige Schriftftüde müflen vor Verluſt, Bes 
Ihädigung und unbefugter Einſicht jorgfältig gefichert 
werden. 

Bon der den Konfuln ertheilten Befugniß, den be- 
weglihen Nachlaß öffentlih zu verlaufen, ſowie bie 
vorhandenen Gelder zur Tilgung feititehender Schulden 
zu verwenden, ift nur dann Gebraud) zu machen, wenn 
jolde den Entſchließungen der Erben vorgreifende Dis- 
pofitionen nad) verjtändigem Ermeffen des Konfuls zur 
Vermeidung drohender Nachtheile durchaus nöthig find. 

Sn jedem hierher gehörigen Falle bat der Konjul 
an die Zandesregierung des Berftorbenen jchleunig zu 
berichten, und zwar über feine amtliche Xhätig- 
feit, über die ihm bekannt gewordenen perfönlichen Ver— 
bältniffe des Berftorbenen, feine muthmaßlichen Erben 
und alle fonftigen Umftände, welche die Benachrichtigung 
der Erben ermöglien und für diefelben von Intereſſe 
find. In einfadhen Nachlaßſachen wird dem Bericht 
da3 Inventarium beigefügt werden können, anderenfalls 
it in demfelben über die Art, den Umfang und den 
ungefähren Werth der Verlaſſenſchaft und die auf der- 
jelben haftenden Baffiva vorläufige Anzeige zu erftatten. 

Zur amtlichen Publikation legtwilliger Dispofitionen, 
jowie zur amtlichen Nachlaßtheilung find nur diejenigen 
Konfuln befugt, denen die Gerichtsbarkeit zujteht (88.22 — 
24. des Geſetzes). Die übrigen Konjuln Haben etwa 
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hierauf gerichtete Anträge der Betheiligten an die zu— 
Ständige Behörde des Auslandes oder eventuell des 
Landes, welchem der Berftorbene angehörte, zu verweifen. 

Die Herausgabe des Nachlaffes erfolgt ſchließlich an 
diejenigen Perſonen, welche fi als die Erben des 
Beritorbenen oder als Bevollmächtigte derjelben ur— 
kundlich legitimiren. 

Zu 8. 19. Die Vorſchrift, daß die Konfuln auf 
Erjuhen der Behörden eines Bundesftaate® Zu— 
ftellungen jeder Art an die im Sonfulats - Bezirke 
ih aufhaltenden Perſonen bewirken können, bezieht 
fi nit nur auf Zuſtellungen an Reih3-Angehörige, 
fondern auch auf fjolde an andere Perjonen. In 
jedem Falle muß fi) der Adreſſat zur Zeit der Zu— 
ftelung im Konſulats-Bezirk befinden; außerhalb des— 
felben eine Zuftellung zu bewirken, ift der Konful nicht 
ermädtigt. Selbjtverftändlich hat ein Konful, welcher 
irrthümlich um eine Zuftellung erſucht wird, welche er 
nah Vorſtehendem vorzunehmen nicht ermädtigt ift, 
die Requifition an denjenigen Konſul oder an diejenige 
Behörde mweiter zu geben, welde zur Bewirkung der 
BZuftellung kompetent tft. 

Die Art und Weiſe der Zuftelung richtet fich nach 
den, dem Konful von der betreffenden Landesregierung 
etwa zugegangenen Spezial-Snitrultionen, beziehung3- 
weile nad den, in dem Requifitionzichreiben ent- 
haltenen befonderen Anträgen. 

Bon ber erfolgten Zuftellung benachrichtigt der Konful 
demnächſt die requirirende Behörde unter Ungabe der 
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näheren Umſtände, unter welden die Zuftellung ftatt- 
gefunden hat, alfo 3.8. ob und wann die Zuſtellungs⸗ 
Berfügung dem Adreſſaten perfönlich behändigt, ob und 
wann fie zur Poſt gegeben iſt u. ſ. w. Wenn bie 
requirirende Behörde auf ein Zuſtellungszeugniß nicht 
ausdrücklich verzichtet, fo ift ein ſolches etwa in folgender 
Beije auszuftellen und dem Antwortfchreiben beizufügen: 
Bufltellungszeugniß. 
Daß die Verfügung des Handelögericht3 zu Hamburg 
vom 12. Mai 1871. in der Prozeßſache des Schiffers 
Karl Heinrih Boye und Genofjen, Kläger, wider den 
Kaufmann Ferdinand Blaß und Genoffen, Bellagte, 
nebſt der beigefügten Abjchrift der Klage und ihrer 
Anlagen, adreffirt an den Kaufmann Soaquim Ber- 
narding da Coſta Aguiar in N. N., dem Adreflaten 
auf feinem im Amtsbezirke des Unterzeichneten belege- 
nen Zandfite Buonaviſta am 14. Juni 1871. zugeitellt 
worden ift (am 14. Juni 1871. bierjelbjt zur Poſt ge= 
geben worden iſt), bezeuge ich hierdurch). 
X., den 20. Suni 1871. 
Der Konful des Deutfchen Reichs. 
(Siegel.) (Unterfdrift.) 

Hat die requirirende Behörde ein Duplilat de zu— 
zuftellenden Schriftjtüd® zu dem Zwecke beigefügt, daß 
auf demjelben die Zuftellung bejcheinigt werde, jo wird 
das Zuftellungszeugniß auf dag Duplifat gejegt und 
auf den Inhalt des letteren verwiejen; 3. B.: 

Zuſtellungszeugniß. 
Daß eine Verfügung des Handelsgerichtes zu Ham⸗ 
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burg vom 12, Mai 1871. vorftehenden Inhaltes nebit 
ihren Anlagen, adreffirt an... . (u. j. w. wie bei 
obigem Beilpiel). 

Für dad Schreiben, durch welches die requirirende 
Behörde von der erfolgten Zuſtellung benachrichtigt 
wird, find bejondere Gebühren nicht zu liquidiren, viel- 
mebr Haben die Konfuln nur auf den Erſatz der mit 
der Zujtellung verbundenen baaren Auslagen Anſpruch. 
Wird ein befondered Zuftelungszeugniß überjendet, fo 
tommt der Gebührenfag für Ausftellung von Be- 
jcheinigungen in Anwendung. 

Zu $S. 20. Die Vorjchrift des 8. 20. foll es den 
inländischen Behörden ermöglichen, im Auslande zuver- 
läjfige beweißfräftige Zeugenvernehmungen und 
Eidesabnahmen zu erlangen; fie ift daher nur auf’ 
Handlungen der Gerichtöbarkeit zu beziehen. Wegen 
der Berllarungen vergl. unten zu 8. 86. Zeugen zu 
feiner Information nichteeidlich abzuhören, fteht jedem 
Konſul zu, jo oft fi ihm eine amtliche Veranlafjung 
dazu bietet, und ebenfo tjt er befugt, die dem öffentlichen 
Rechte angehörigen promifjorifhen Eide, insbeſondere 
Dienfteide, abzunehmen. Aber der eidlihen Abhörung 
von Zeugen und der Abnahme eined Parteien-Eides 
dürfen f[ehnur diejenigen Konjuln unterziehen, 
welde dazu vom Reichskanzler beſonders 
ermächtigt find, und aud) diefe nur auf Erſuchen 
inländifcher Behörden.!) Dabei haben dieje Konſuln 


1) Vgl. jedoch unten 8. 21. 
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zunächſt diejenigen Berhaltungdmanßregeln zu berüd- 
fihtigen, weldje von Seite der erſuchenden Behörbe 
jelbft mit Rüdficht auf die Vorſchriften der einjchlägigen 
Scjeße ertheilt werden. 

Inſoweit jedoch über die nachitehend berührten Punkte 
von Seite der erjuchenden Behörde feine andere An⸗ 
weiſung erfolgt, haben die Konfuln die folgenden Vor⸗ 
ihriften zu beachten: 

1. Der Abnahme von Eiden der Zeugen oder Par⸗ 
teien bat ſtets eine, der perjönlichen Stellung der zu 
beeidigenden Perſon entjprechende Erinnerung derjelben 
an die Folgen eines Meineids vorauszugehen. 

2. Erſtreckt fi) eine Beugenvernehmung auf mehrere 
Berfjonen, fo find diefelben ftet3 einzeln vorzurufen und 
zu vernehmen. 

3. Bor jeder Vernehmung zur Sade jind an den 
Zeugen allgemeine ragen zu ftellen über Vor⸗ und 
Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort, jeine allenfallfigen Verwandtſchafts⸗, Schwägerſchafts⸗ 
und fonftigen Verhältniffe zu den Parteien und feine 
etwaige Betheiligung am Ausgange der Sadıe. 

4. Ueber den Alt der Beugenvernehmung oder Eides⸗ 
abnahme ijt eine Urkunde (Protokoll) aufzunehmen, 
weiche Zeit und Ort der Handlung, die Namen der 
mitwirfenden Perjonen und das ganze Ergebniß der 
gepflogenen Bernehmung bHinfichtlih der allgemeinen 
und fachlichen Fragen, beziehungsweiſe den vollen Her⸗ 
gang bei dem Beeidigungsafte erjehen lafien muß. 
Diefe Urkunde iſt nad vorgängiger, als gejhehen darin 
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zu erwähnender Borlefung von den Betheiligten zu 
unterjchreiben und von dem Konful mit Beidrüdung 
des Amtsſiegels und eigener Unterfchrift zu unterfertigen. 
Können die Betheiligten nicht fehreiben, jo haben die— 
felben ein Handzeichen beizuſetzen, deſſen Aechtheit der 
Konful beglaubigt. Bei etwaiger Verweigerung einer 
Unterſchrift Hat jolche8 der Konjul zu beurfunden. 
Außerdem finden die in der Inftruftion zu 88. 16. 
und 17. unter Ziffer II 4. 5. und 6, für die Aufnahme 
notarieller Alte ertheilten Borjchriften auch auf Beugen- 
vernehmungen und Eidesabnahmen und die hierüber 
zu errichtenden Urkunden (PBrototolle) Anwendung. 
Zu 8. 21. Die Bermittelung von Rechtsſtrei— 
tigleiten gehört nur dann zur amtlichen Wirkſamkeit der 
Konſuln, wenn ein Reichd-Angehöriger zu den ftreitenden 
Parteien gehört. Aber auch in diefem Falle ſoll fich 
der Konſul nicht von Amtswegen in den Streit miſchen. 
Wenn nur ein Theil den Konſul um feine Vermittelung 
angeht, jo kann er zwar die andere Partei vor fich be= 
ſcheiden, erjcheint dieſelbe aber nicht, jo Hat fich der 
Konful jedes Zwangsmittels zu enthalten. Bei den 
Bergleichsverhandlungen ſelbſt muß er mit Ruhe und 
Unparteilichkeit durch Berichtigung irriger Meinungen 
auf die Anerlennung gerechter Anfprüche hinwirken und 
fonft in jeder Weife das Zuftandelommen eines redlichen 
Bergleiches zu befördern fuchen, ſchlauer Vebervortheilung 
gejhäftsuntundiger Perjonen und anderen unreblichen 
Abfichten aber mit Entjchiedenheit entgegentreten. Kommt 
ein Vergleich zu Stande und bedarf es der Feſtſtellung 
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feines Inhalts in bindender Form, fo ift darüber, je⸗ 
doch nur auf Verlangen der Barteien, eine Notariatd- 
Urkunde (8. 17.) aufzunehmen; zur Sicherung bed Be- 
weiſes genügt dagegen ein jchriftliches Konſulatszeugniß 
in beweijender Form (8. 15.) über den Abſchluß und 
Inhalt des Bergleiches. 

Bei Angelegenheiten, welche vor den Ortsgerichten 
anhängig ſind, hat der Konſul den etwa betheiligten 
Deutſchen auf ihr Anſuchen mit ſeinem Rathe und 
feiner Verwendung beizuſtehen, fie über die in Betracht 
fommenden Vorſchriften und Formalitäten aufzuklären, 
aud) bei der Wahl der geeigneten Rechtsmittel und 
Vertreter zu unterjtüßen. 

Wird ein Konful in rechtsgültiger Form — worüber 
die Ortögejege entſcheiden — von den Parteien zum 
Schiedsrichter ernannt, fo ift er berufen, dies Amt 
zu übernehmen. Dem Schiedsrichter liegt ed ob, nad) 
eingehender Unterfuchung der Streitfache mit Unpartei- 
lichleitt und nad) beſter Einfiht zu enticheiden, was 
zwijchen den: Barteien Rechten? fei. Der Schiedsſpruch 
it in der Form eines richterfihen Urtheils (Erkennt⸗ 
niſſes) unter Angabe der Entiheidungsgründe abzu— 
faffen, wenn nicht beide Theile bei der mündlichen Er- 
öffnung des Schiedsſpruches auf die fchriftliche Abfafjung 
verzichten. 

Bu 88. 22 big 24. (Die Inſtruction zu diefen 88. ift 
gegenftand2los jeit Erlaß des ©. v. 10. Juli 1879, 1. 
unten 3. 32. 

Zu 8.25. Das Reichs-Geſetz vom 12. Oftober 1867. 
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über da8 Paßweſen hat die Paßpflicht aufgehoben. 
Reichs⸗Angehörige jo wenig als Ausländer bedürfen 
zum Ausgange aus dem Neichägebiete, zum Eintritt 
in dafjelbe oder zum Aufenthalte und zu Reifen inner- 
halb deifelben eines Reiſepapiers. Doc find die Kon— 
fuln des Deutſchen Reiche auf Grund des 8. 25. Des 
Konfular-Gefeged vom 8. November 1867. befugt: 

1) den in ihrem Amtsbezirke fi aufbaltenden 
Reichs⸗Angehörigen, welche ſich als folde in glaub- 
hafter Art ausweiſen, Päſſe auszuſtellen, wenn dieſelben 
es beantragen, und ihrer Befugniß zur Reiſe keine be— 
kannten geſetzlichen Hinderniſſe, z. B. Militairpflicht, 
polizeiliche Beaufſichtigung, gerichtliche Unterſuchung 
u. ſ. w. oder begründete Einſprache der Landesbehörden 
entgegenſtehen. Unter dieſer Vorausſetzung können 
Päſſe ertheilt werden, ſowohl zum Eintritt in das 
Reichsgebiet, als auch zu Reiſen in dem Konſulats— 
Bezirke und in anderen Ländern außerhalb des Reichs— 
gebietes. Was das aus der Militairpflicht herzuleitende 
Hinderniß betrifft, ſo beginnt die Verpflichtung zum 
Dienſt im ſtehenden Heere, beziehungsweiſe in der 
Flotte mit dem 1. Januar desjenigen Kalenderjahres, 
in welchem ber Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr 
vollendet. Bei -der Paßertheilung an ſolche Perſonen, 
welche hiernach dienftpflichtig find, oder in Kurzem dienſt⸗ 
pflihtig werden, tft mit befonderer Vorſicht zu ver— 
fahren. Unbedenklih ift ein Paß zu ertheilen, wenn 
der Antragfteller durch Atteſte nachweilt, dab er von 
der Militairpflicht entbunden ift oder einen Aufſchub 
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zur Wbleiftung derfelben erhalten bat. Der Dienft im 
ftehenden Heere (der Flotte) dauert fieben Jahre. Da⸗ 
von kommen drei Jahre auf den aftiven Dienft. Wäh- 
rend des Reſtes der fiebenjährigen Dienfizeit find bie 
Mannſchaften zur Reſerve beurlaubt, infomweit nicht die 
jährlichen Uebungen, nothwendige Berftärtungen ober 
Mobilmahjungen des Heeres, beziehungsweiſe Aus⸗ 
rüſtungen der Flotte, die Einberufung zum Dienſt er⸗ 
fordern. Nach Ablauf der ſieben Jahre erfolgt der 
Eintritt in die Landwehr (Seewehr) für weitere fünf 
Jahre. Die beurlaubten Mannſchaften, ſowohl die der 
Reſerve, als diejenigen der Landwehr (Seewehr) ſind 
während der Beurlaubung in der Wahl ihres Aufent⸗ 
halt3 im In- und Auslande Beichräntungen nicht 
unterworfen. Doch darf nad den Beitimmungen über 
die Organifation der Yandwehrbehörben feinem, Rejer- 
viften oder Landwehrmann ein Paß zu einer Reiſe 
auf länger als 14 Tage ertheilt werden, wenn berjelbe 
fih nicht über die gejhehene Meldung an den Land⸗ 
wehr⸗Bezirks⸗Feldwebel ausweiſt. Deshalb dürfen die 
Konſuln jolhen Mannſchaften des Beurlaubtenftandes 
Päſſe nur dann ertbeilen refp. verlängern, wenn die⸗ 
jelben nachweiſen, daß ſie ihren militairischen Ver⸗ 
pilihtungen Hinfichtlidh der Abmeldung und Nachſuchung 
de3 erforderlichen militairifhen Urlaub8 nachgekommen 
find. Mit Bezug hierauf ift zu bemerken: 

1) Mannſchaften der Reſerve und Landwehr von 
vorwurfgfreier militairdienftliher Führung können unter 
friedlichen Verhältniſſen, wenn fie beabfichtigen, auf 

Born, Die Konfulargefeggebung. b 
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längere Zeit nad) außereuropäiſchen Ländern, zu denen 
die Küftenländer des Mittelländifhen und Schwarzen 
Meeres nicht gerechnet werden follen, zu gehen, zunächſt 
auf zwei Zahre, unter der Bedingung der Rückkehr im 
Talle einer Mobilmahung, beurlaubt werben. 

2) Wenn dieſe Mannicdhaften vor Ablauf des zwei 
jährigen Urlaubs durd) Konſulats⸗Atteſte nachmeifen, 
daß fie in einem der vorerwähnten außereuropäifchen 
Ränder ſich eine fejte Stellung als Kaufleute, Gewerbe: 
treibende etc, erworben haben, fo kann ihnen ein fünf: 
jähriger Urlaub mit Dispenfation von den Uebungen 
und von der Geitellung im Falle einer Mobilmahung 
gewährt werden. 

8) Bor Ablauf der fünf Sabre kann bei erneuter 
Vorlegung von Konfulatsatteften, welche den ab 2. auf⸗ 
geſtellten Bedingungen entiprechen, der ihnen ertheilte 
Urlaub bi8 zur Entlaffung aus dem Militair-Verhältnif 
verlängert werben. 

4) Alle auf die vorstehenden Beitimmungen geſtützten 
Urlaubsgejude find an das heimathlihe Landwehr 
Bezirkskommando zu richten und von diefem auf dem 
Snitanzenwege dem vorgeſetzten Generaltommando zur 
Entſcheidung vorzulegen. 

5) Bei Rückkehr der in Rede ftehenden Mannſchaften 
nah Europa, ſowie bei Ueberfiedelung derfelben in 
nit Europäiſche Küftenländer de8 Schwarzen oder 
Mittelländifhen Meeres erliiht der ihnen ertheilte 
Urlaub. 

Borjtchende Beltimmungen finden auf die Mann- 
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haften der Erfagrejerve erfter Klaffe analoge An⸗ 
wendung. 

Mannſchaften der Erjap-Referve zweiter Klaſſe, 
welche die unter Nr. 2 näher bezeichneten Konſulats⸗ 
Attefte an den Civil-Vorſitzenden der Kreis-Erſatz⸗ 
Kommiffion ihrer Heimath einfenden, können durch 
legteren für die Dauer ihres Aufenthalt3 in außer- 
europätfhen Ländern von der Wieder: Anmeldung zur 
Stammrolle rejp. von der Geftellung zur Aushebung 
im Falle einer Mobilmahung oder außergewöhnlichen 
Ergänzung des Heeres diöpenfirt werden und iſt ihnen 
die auf Verlangen zu atteftiren. 

Die Konjuln werden fi auf den Antrag ber Be 
theiligten der Uebermittelung der bezüglihen Geſuche 
an die heimathlihen Militär- Behörden unter Bei- 
fügung der abgelaufenen Reije- Dokumente, Urlaubs- 
Bewilligungen und der etwaigen Konfjulat-Attefte zu 
unterziehen haben. 

Zu den Päſſen haben die Konſuln das nachitehende 
Sormular zu benugen: 


Nr. Deutſches Reich. 

des Paß-Journals. Das (Generals, Bice-)Kon- 
Signalement. ſulat des Deutſchen Reichs 

Alter: zu N. N. erſucht hiermit 

Statur: alle Militair- und Lipil- 

Haar: Behörden auf Vorzeigung 

Stirn: dieſes, d.......... 

Augenbrauen: 
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Augen: frei und ungehindert reifen, 
Mund: auch nöthigenfalla ih... . 
Bart: Schub und Beiftand an= 
Finn: gedeihen zu laſſen. 
Geſichtsfarbe: 


Beſondere Kennzeichen: GegebenzuN.N.,den.... 


Unterfhrift de Paß⸗In⸗Der (Seneral-, Bice-) Kon- 
habers. ſul des Deutſchen Reichs. 
Reiſe⸗Paß 
gültig auf (Siegel) (nterſchrift.) 


Die Konſuln des Deutſchen Reichs ſind ferner befugt: 

II. Päſſe, ſowohl der Reichs-Behörden und der Be— 
hörden einzelner Bundes-Staaten, als auch fremder Be- 
hörden zu viſiren. Die Ertheilung des Viſa ſetzt immer 
voraus, daß der Paß von der zuſtändigen Behörde 
ausgeſtellt und daß weder der zu viſirende Paß der 
Zeit nach abgelaufen iſt, noch das Viſa nach einem 
Orte hin begehrt wird, auf welchen der Paß von der 
Behörde, die ihn ertheilt hat, gar nicht geſtellt iſt. 

Päſſe fremder Behörden dürfen nur zum Eintritt 
in das Reichsgebiet viſirt werden, auch darf der Konſul 
nur ſolchen Päſſen fremder Behörden das Viſa er- 
theilen, welche von der Polizei-Behörde feines Amtsſitzes 
außgejtellt oder vifirt oder mit dem Viſa eine? mit ihm 
in demjelben Lande refidirenden diplomatiihen oder 
konſulariſchen Vertreters derjenigen Macht verjehen find, 
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von deren Behörden ber Paß ausgeſtellt ift. Nicht zu 
ertheilen ift da8 Bifa an Perſonen, von melden bekannt 
oder anzunehmen ift, daß fie der öffentlihen Sicherheit 
gefährlich find oder dem Bettel nachziehen. 


1) Allgemeine?. 

Zu 8. 26.2) NReichdangehörigen, welche im Auslande 
hülfsbedürftig werden, fteht ein rechtlicher Anſpruch auf 
Unterftügung aus öffentlichen Fonds ihres Heimathg- 
landes nit zu. Die Konfuln Haben Hülfsbebürftige 
Reihsangehörige an die Behörden oder die etwaigen 
Wohlthätigkeits-Vereine des Orts zu verweifen, wobei 
fie fi) darauf berufen Finnen, daß im Bundesgebiete 
hülfsbedürftige Ausländer ebenfo wie Inländer unters 
jftügt werden. Iſt auf diefe Weife feine Hülfe zu er⸗ 
reihen und find auch keine alimentationspflichtigen Ver⸗ 
wandten am Orte vorhanden, fo können dergleihen 
hülfsbedürftige Neich® - Angehörige, welche ihre 
Eigenfhaft ala folde vollftändig nad- 
weijen, von dem Konful unterjtübt werden. In 
Fällen, wo biernad) der Konful die Unterftügung für 
angemefjen hält, find folgende Punkte zu berüdfichtigen: 

Sft der zu unterftügende hülfsbedürftige Reichs⸗ 
Angehörige krank, fo Hat der Konful feine, mo möglich 
unentgeltliche Aufnahme in eine Heilanftalt zu bewirken 
oder fonft für feine Verpflegung und Heilung nad 
Thunlichkeit Sorge zu tragen. 

Andern Hülfsbedürftigen Reichs-⸗Angehörigen, welche 


1) Vgl. auch unten 3. 23. 
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nit im Stande find, ſich ihren Unterhalt am Orte 
jelbft zu erwerben (3. B. nachgelafjene Kinder veritor- 
bener Reichs⸗Angehöriger, Arbeit3unfähige), kann die 
konſulariſche Unterftüßung zur Abhülfe augenblidlicher 
Noth gewährt werden. 

Die Kojten der Beerdigung eines im Konjulat3-Bezirt 
verjtorbenen Reichs-⸗Angehörigen, zu deren Dedung ber 
Nachlaß nidht ausreicht, Tann der Konſul beftreiten, 
wenn die Lokal-Behörden diefelben zu übernehmen fich 
weigern und fein Anderer, welcher dafür aufzulommen 
verpflichtet ift, fih am Orte befindet. (Nach 8. Bl der 
Seemann3-Drdnung bat 3. B. der Rheder die Beftattung?- 
Koften eined nad Antritt des Dienſtes verftorbenen 
Schiffsmanns zu tragen.) 

Der Konful Hat feine Ausgaben in 
allen Fällen auf das nothdürftigfte 
Map zu beſchränken und Borkehrungen zu 
treffen, daß die gewährten Gelder wirklich zu dem be- 
ftimmten Zwede verwendet werden. Er Hat fich über 
alle geleijteten Zahlungen Duittungen geben zu laſſen, 
die Umjtände, unter welden die Unterſtützung ge- 
währt worden, feitzujtellen, auch Erlundigungen ein- 
zuziehen, ob der Unterjtüßte in der Heimath eigenes 
Bermögen hat oder ob alimentationspflichtige Verwandte 
reip. jonftige, zur Eritattung des Gegebenen Berpflichtete 
vorhanden find. Gewährt das Ergebnif diefer Erkun- 
digungen bie Augficht, Daß die gegebene Summe wieder 
eingezogen werden kann, jo Hat der Konful von dem 
Unterftüßten das fchriftlihe Verfprechen unterzeichnen 
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zu laffen, daß er die erhaltene Summe, fobald er bazu 
im Stande fein werde, zurüderftatten wolle. Die ges 
gewährten Reife-Unterftügungen find in dem Paſſe 
(Reife-Bapiere) des Unterjtügten zu bemerken. Erfcheint 
eine bloße Reife-Unterftügung nicht angemefjen, fondern 
die Heimjendung des Hülfsbebürftigen Ausnahms⸗ 
weiſe erforderlid und kann Ddiefelbe nicht koſtenfrei 
erfolgen, fo ift zuvor bei der Regierung des Heimaths⸗ 
ftaat3 anzufragen. 

Ausgeſchloſſen von jeder konſulariſchen Unterftügung 
find Deferteure aus der Landarmee, von der Kriegs⸗ 
flotte und von der Handeldmarine, ſowie ausgetretene 
Militairpflichtige. Die Unterftügung iſt ferner offenbar 
unwürbigen Individuen zu verfagen, ingleihen folchen 
Reichs⸗Angehörigen, welche die Staats⸗Angehörigkeit eines 
andern Landes erworben haben, oder ohne Erlaubniß 
in fremde Militair- oder Civildienſte getreten ſind. 


2) Beſonderes in Bezug auf Schiffsleute. 


Bei der Unterſtützung hülfsbedürftiger Seeleute, 
ſowie überall da, wo die Verpflichtungen der Schiffs⸗ 
Eigenthümer oder Schiffsführer gegen die Mannfchaft 
und umgefehrt in Frage fommen, haben fidh die Kon⸗ 
juln nad) der Seemanns-Ordnung zu richten. 

Außerdem finden noch folgende Beitimmungen An 
wendung: 

a) Wenn fi kranke deutſche Seeleute an den Konſul 
wenden, fo bat er, nöthigenfalls unter Anrufung der 
Hülfe der betreffenden Behörden, thunlichſt dafür zu 
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forgen, daß der Schiffer alle nad) Daakgabe der Seemanns⸗ 
Drdnung (namentlid) 88. 48 ff.) gegen folde Kranke 
dem Rheder obliegende Pflichten vollftändig erfülle und 
im Fall der Abfahrt des Schiffes vor erfolgter Heilung 
berjelben die vollftändige Erfüllung diefer Pflichten 
fider ftelle. Gelingt dies nicht, oder gehört der Franke 
Seemann nit zu einem im Hafen liegenden Schiffe, 
fo hat der Konful für Heilung und Verpflegung und 
demnädjftige Heimjendung des Kranken Sorge zu tragen. 

b) Wenn Seeleute, welche bis zum Eintritt ihrer 
Hülfsbedürftigleit auf Deutichen, durch Zufall verloren 
gegangenen ($. 56 der Seemannd- Ordnung) Schiffen 
dienten, die Unterſtützung des Konſuls nachjuchen, fo 
bat er dicjelben, injoweit fie Reichs-Angehörige find, 
zu unterftügen und geeigneten Falls heimzuſenden. 
Inſoweit jolche Hülfsbedürftige Seeleute nicht Reichs— 
Angehörige find, Hat der Konful diejelben mit ihrem 
Geſuche zunächſt an das Konfulat desjenigen Staats zu 
vermeifen, defjen Angehörige fie find. Sollte jedoch ein 
ſolches Konfulat nit am Orte fein, oder die bei ihm 
nachgeſuchte Hülfe verweigern — welche Thatſache 
thunlichſt durch ſchriftliche Beweisſtücke zu konſtatiren 
iſt — ſo hat der Konſul auch der dem Deutſchen Reiche 
nicht angehörigen Seeleute verloren gegangener Deutſcher 
Schiffe ſich anzunehmen, ſofern nicht etwa den Deutſchen 
Seeleuten in gleichem Falle von dem Konſul der be- 
treffenden Staaten Beiſtand verjagt wird. 

c) Wenn Reih8-Angehörige, melde bis zum Ein- 
tritt ihrer Hülfsbedürftigkeit auf fremden Schiffen dienten, 
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die Unterjtügung bes Konſuls in Anfprud nehmen, 
io hat Ießterer in Ermangelung anderweitig, 3. B. von 
dem Konjul der Nation, welcher das Schiff angehört, 
zu erreihender Hülfe, denjelben in gleihem Umfange 
beizuftehen, wie dies für kranke und hülfsbedürftige 
Seeleute Deutſcher Schiffe vorgeſchrieben iſt. 

Für Seeleute, welche aus den im 8. 57. unter 1. bis 4. 
der Seemanng-Ordnung angegebenen Gründen entlafien 
worden find, darf der Konful die Heimfhaffungs-Koften 
nit übernehmen, jedoch kann er ihnen bei dringender 
Roth einige Unterftügung für Rechnung der Reichskaſſe 
gewähren. 

Etwaige Heuerforderungen an den Schiffsführer bat 
der Konſul nit etwa dem Schiffgmann vorſchußweiſe 
zu zahlen, ebenjo wenig ſich in fonftige Geldangelegen- 
heiten zu mengen, weldye mit der Heimjchaffungs-Maaß- 
regel an fi in keinem nothwendigen Zuſammenhange 
ftehen, jelbit wenn die Folge davon fein follte, daß der 
Seemann wegen Schulden verhindert wird, abzureifen. 
Der Konſul Hat fi in diefem Falle dann aller weiteren 
Unterftügungen des Seemanns zu enthalten. 

Auch in Bezug auf die Unterftügungen von Sce- 
leuten find die Ausgaben ſowohl zum Zweck der Be⸗ 
feitigung augenblidficher Roth, als Behufs Beförderung 
in die Heimath mit möglichiter Sparſamkeit zu bemefjen 
und auf den wirklich unvermeidlichen Bedarf einzu- 
ſchränken. Da der Zwed der Heimſchaffung es mit fich 

bringt, auch für den einftweiligen Unterhalt zu forgen, 
jo verſteht es ſich von jelbft, daß bei übernommener 
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Heimſchaffung zugleich die zunächſt fi darbietenden 
dringendften Bedürfniffe der Wohnung, Koft und Kleidung 
zu befriedigen find. Das in diefer Beziehung Erforder- 
liche ift aber möglichit in natura und nicht durch Wer- 
abreihjung von baaren Geldmitteln an die Seeleute 
felbft zu gewähren. Die Beförderung ded zur Heim- 
ihaffung übernommenen Seemann?, welche nicht immer 
unmittelbar nad) dem Heimaths-Staate zu geſchehen 
braucht, jondern unter Umftänden auch erſt auf andere 
Drte Hin ftattfinden kann, ift, wenn irgend thunlich, 
auf dem Seewege zu bewerfftelligen. Die Konfuln 
müffen daher Behuf der Ermittelung von Schiffs- 
gelegenheit in jedem einzelnen Fall nit allein an 
ihrem eigenen Wohnort, fondern auch in benachbarten 
Häfen mit aller Sorgfalt Erfundigungen einziehen. 
Das Hauptaugenmert muß dahin gerichtet bleiben, einc 
toftenfreie Schiffsgelegenheit zu bejchaffen. Arbeits 
fühige Sndividuen werden wo möglih in anderen 
Schiffsdienft gegen Lohn unterzubringen fein; doch 
kann das Verheuern auf Schiffe eines außerdeutichen 
Staates, beſonders wenn biefelben nicht unmittelbar nad) 
einem Deutfchen Hafen fahren, nicht wünſchenswerth fein. 

Jedes Deutihe Kauffahrtei-Schiff ift nach näherer 
Beitimmung des Reichs-Geſetzes vom 27. Dezember 1872 
verpflichtet, Hülfsbebürftige Deutſche Seeleute Behufs 
ihrer Zurücbeförderung nad) Deutſchland auf ſchriftliche 
Anweiſung des Konſuls nad) feinem Beitimmungd-Hafen 
mitzunehmen. Die gleihe Verpflichtung befteht auch) 
ausländischen Sceleuten gegenüber, welche unmittelbar 
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nad) einem Dienfte aufeinem Deutfchen Rauffahrtei-Schiffe 
außerhalb Deutſchlands fih in einem hülfsbedürftigen 
Zuftande befinden, fofern das betreffende Schiff nad 
einem Hafen im Heimathslande des Hülfsbedürftigen 
beftimmt iſt. Es verfteht ſich, daß die Leiftungen 
Deutſcher Schiffe zu Gunften fremder Seeleute nicht in 
Anſpruch zu nehmen find, in fo weit für bie legteren 
Seitens de3 eigenen Landes-Konſuls geforgt wird, oder 
die Heimjhaffung ohne Aufwendung höherer Koſten auf 
einem Schiffe ihrer Nation erfolgen kann oder endlich 
diejenige Nation, welcher der Hülfebedürftige angehört, 
Deutſchen Seeleuten in gleicher Lage jeden Beiſtand 
verfagt. Zur Erfüllung der gedachten Verpflichtung 
kann der Schiffer vom Konful zwangsweiſe angehalten 
werden. Berweigert der Schiffer die Mitnahme unter 
Berufung auf einen der in $. 3 bes Geſetzes aufge- 
führten Umftände, jo hat der Konful die zur Begründung 
der Weigerung angeführten Thatfadhen zu unterſuchen 
und nad dem Ergebniß diefer Prüfung zu enticheiden, 
ob die Weigerung als begründet anzufehen ift, oder 
nit. Hinfihtlid) des Transports von Verbrechern, 
deren Mitnahme verweigert werden kann, bleibt das in 
der Sinftruftion zu 88. 29. 33. vorgejchriebene Verfahren 
zu beobachten. Gegen den Schiffer, welcher ſich der ihm 
obliegenden Verpflichtung zur Mitnahme hülfsbedürftiger 
Seeleute entzieht, fanı vom Konjul Gelditrafe bis zu 
funfzig Thalern oder entiprechende Haft fejtgejegt wer⸗ 
den. (Bgl. die Inſtruktion zu 8. 83.) 

Der 8. 5. des Geſetzes beftimmt die Höhe der Ent- 
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fhädigung, welde der Führer eincd Deutſchen Kauf— 
fahrtei- Schiffes für die Mitnahme eines Seemannes 
beanfpruchen kann. Die Konjuln werden jedoch darauf 
Bedacht zu nehmen haben, durch bejondere Vereinbarung 
mit dem Schiffer, wozu unter Umftänden, 3. B. bei theil- 
weiſer Arbeitsfähigleit de Heimzuſchaffenden, Veran⸗ 
laſſung ſein kann, freie Beförderung oder wenigſtens 
eine ſolche zu geringeren Koſtenſätzen zu erlangen. Die 
vereinbarte Entſchädigung hat, wie die geſetzmäßige, wo 
möglich Koſt und Logis zu umfaſſen, damit dem zu 
transportirenden Seemann feine baaren Reiſemittel aus⸗ 
gehändigt zu werden brauchen. 

Die Auszahlung der Entſchädigung erfolgt im Be— 
ftimmungehafen durch das Scemannd-Amt gegen Aus— 
lieferung der wegen der Mitnahme ertheilten Anweifung. 
Kann daher die Heimihaffung nicht direlt nad einem 
Deutſchen Hafen bewirkt werden, jo hat das Konfulat 
der Zwiſchenſtation die Entihädigung für die Be— 
förderung des Heimzufchaffenden big dorthin auszuzahlen 
und für die weitere Beförderung in entiprechender Weife 
Sorge zu tragen. 

Die Anweiſung an den Schiffsführer wird beiſpiels⸗ 
weife folgendermaßen lauten: 

Der 28 Jahr alte Matroje Johann Nörner aus 
Köslin, welcher mit dem am 25. April d. 3. aus Stettin 
abgejegelten, vondem Schiffer Ernjt Krämer geführten, 
dem Stettiner Handlungshaufe 3. Schliedmann u. Co. 
. gehörigen Briggihiffe Pfeil Hier angelommen tft, hat 
bei dem Abgange des gedachten Schiffes Krankheits— 
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halber Hier zurüdgelafien werden müſſen. Da derjelbe 
gegenwärtig trandportfähig ift und Sie im Begriffe 
jtehen, von bier nach Liverpool zu fegeln, auch ber Ein 
wand, daß an Bord Ihres Schiffes Tein angemefjener 
Pla für den Genannten vorhanden fei, nad) ber von 
dem unterzeichneten Seemannd= Amte vorgenommenen 
Befihtigung Ihres Schiffes nicht für begründet erachtet 
werden Tann, jo werben Sie hierburh in Gemäßheit 
des Reichs-Geſetzes vom 27. Dezember 1872 angemiejen, 
den Johann Nörner Behufs feiner Zurüdbeförberung 
nad) Deutihland bis nad) Liverpool mitzunehmen und 
ihn bei Ihrer Ankunft daſelbſt dem dortigen Kaifer- 
lihen Konful zu überweifen. Der Lebtere wirb Ihnen 
gegen Ausbändigung dieſer Anweiſung eine Entfhädigung 
von fünfzehn Silbergrofhen für den Tag, von Tage 
der Aufnahme des Johann Nörneran bis zum Tage 
der Ankunft in Liverpool einjchließlich, auszahlen. Der 
Johann Nörner hat auf gleiche Koft und Logis, wie 
die übrige Schiffs-Mannſchaft, Anſpruch und ift Ihrer 
Disziplinar-Gemwalt unterworfen. 


Das Seemann: Amt. 
Kaiſerliches Konfulat. 
(Siegel.) (Unterfärift.) 


Wenn und inivieweit e3 fi) nicht vermeiden läßt, 
einen Transport zu Rande gehen zu lajfen, fei es, um 
eine benachbarte Schiffsgelegenheit zu erreichen, fei es, 
weil eine Benupung des Seeweges durd) die Umſtände 
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überhaupt ausgeſchloſſen, oder vorausſichtlich für koſt⸗ 
ſpieliger zu erachten tft, jo unterliegt e8 im Allgemeinen 
feinem Bedenken, vorzugsmeife von der Eifenbahn Ge— 
braud) zu maden. Der Konful hat alddann das Yahr- 
billet, welches in der niedrigften Klaffe zu löfen ift, in 
natura, bie ferneren Neije-Bedürfniffe für Nahrung, 
etwaiges Nacht-Duartier u. f. w. aber nad) einem forg- 
fältigen Koften-Ueberfchlag baar im Voraus zu ge— 
währen. Das Gepäd, jo weit es die PBerfonen nicht 
bei fih tragen oder innerhalb des Freigewichts mit- 
nehmen können, muß auf mwohlfeilerem Wege befördert 
Werden. 

Schließlich wird bemerkt, daß die Maaßregeln der Heim- 
ſchaffung, mag diefe durch Schiffägelegenheit oder auf dem 
Landwege erfolgen, in der Regel nur bis zur Er— 
reihungderjedesMalnädhftenDeutfhen Be- 
hörde einzurichten find, d. h. alfo bei einem Transport, 
der nicht unmittelbar nad) Deutichland geht, bis zur Er- 
reihung eined andern Deutſchen Konſulats oder einer 
Deutichen Gefandtichaft, bei direkter Beförderung nad 
Deutichland aber biß zur Erreihung der Grenz-Behörde. 
Die leichtere Berechnung und Kontrolirung des Koſten— 
bedarf3 erfordert diefe Befchräntung. Der jedes Mal 
gewährte Betrag ift auf dem Reiſepaß, bezicehungsmeife 
im Seefahrtöbude zu vermerken. Die weiteren Trans- 
port Manfregeln im Innern Deutſchlands, wo bie 
inneren Behörden die weitere Beförderung über: 
nehmen, find rejlortmäßig von aller konſulariſchen Ber- 
fügung ausgeſchloſſen. 
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3) Erftattung der bei Unterjtügung Hülfs- 
bedürftiger erwachſenen Koſten. 


Die den Konſulaten nad) Maaßgabe der vorſtehen⸗ 
den Beitimmungen entitandenen Koften kann der Konful 
von den zur Eritattung Verpflichteten (alimentations- 
pflichtigen Verwandten, Rhedern etc.) direkt oder durch 
Bermittelung der betreffenden Landesregierung wieder 
einziehen. Doch fteht es ihm aud frei, diefelben ſo⸗ 
fort bei dem Reichskanzler zur Erftattung zu liquidiren. 
Den desfallfigen Tiquidationen ift dic Angabe des voll- 
ftändigen Namens, jowie des Wohnort des Unter: 
ftügten, ingleichen bei Seeleuten Die Angabe des Namens, 
der Nationalität und des Heimathshafens des Schiffs, 
auf welchem fie zuletzt gedient haben, endlich eine voll⸗ 
jtändige Darlegung des Sachverhältniſſes beizufügen, 
auch find die befchafften Beweisjtüde und Beläge, ins— 
befondere bei Seeleuten die von den Konfuln ertheilten 
Anweifungen wegen Mitnahme auf Deutiden Kauf— 
fahrtei-Schiffen, mit einzureichen. Sind in Strandungs- 
fachen durch Verlauf geretteter Gegenftände baare Geld- 
mittel in die Hände des Konfuld gelangt, fo find fie 
zur Dedung feiner Ausgaben vorläufig zurüdzubehalten 
und bei der Liquidation in Abzug zu bringen. 

Zu 8. 27. 1.1) Die Deutfchen Konfuln Haben den 
Schiffen der Kriegsmarine des Reichs Hülfe und Unter- 
ſtützung zu gewähren, fobald eine diesfällige Requifition 
de3 Kommandanten an fie ergeht, oder fobald jie ſonſt 


1) Bel. dazu auch unten 8. 24. 
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verbürgte Runde von der hülfsbedürftigen Lage eines 
ſolchen Schiffs erhalten. 

Sind Schiffe der Kriegamarine ded Reichs im Be- 
griff, eine zum Bezirk des Konſuls gehörende Rhede 
anzulaufen oder in Häfen des Konſulats-Bezirks ein- 
zulaufen, fo giebt der Konful, wenn eine anjtedende 
Krankheit am Orte herriht, dem Befehlähaber unge- 
fäumt davon Nachricht. Er thut alle nöthigen Schritte, 
um ein guted Einvernehmen zwijchen den fommandiren= 
den Offizieren und den Ort3-Behörden vorzubereiten 
und aufrecht zu erhalten. 

Er unterridhtet die Befehldhaber auf deren Ver— 
langen über die Ehrenbezeugungen, welde am Orte 
nah Beitimmung und Herlommen zu erweifen find 
und über das Verfahren, welches die fremden Flaggen 
in diefer Beziehung beobachten. 

Er giebt den Befehlshabern auf deren Verlangen 
über die zweckmäßigſte Art der Beſchaffung von Geld 
oder fonftigen Bedürfniffen Auskunft. Wahl-Konſuln, 
welche zugleich Kaufleute find, können in legterer Eigen= 
ihaft die Bejorgung von Geldvorſchüſſen und anderen 
Bedürfniffen felbjt übernehmen. Nah der bei der 
Kriegsmarine des Reichs bejtehenden Dienfteinridtung 
find zur Erhebung von Geldern für Kriegsſchiffe allein 


‚die Kaſſen-Kommiſſionen der Schiffe kompetent. Diefe 


Kommiffionen beftehen entweder aus dem Komman— 
danten, dem erjten Offizier und dem Zahlmeiſter reſp. 
Berwalter, oder aus dem Kommandanten und dem 
Bahlmeijter refp. Verwalter, fie find für die Ermittelung 
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des Geld⸗Bedürfniſſes und für Die Urt der Geld⸗Beſchaffung 
verantivortlich und die Erftattung der ihnen geleifteten 
Zahlungen ift gefihert. An einzelne Offiziere oder 
Mannfchaften der in dem Amtsbezirk des Konfuls an- 
weſenden Schiffe der Kaiferlihen Marine find ohne eine 
bejondere Requifition von Seiten der Kaſſen⸗Kommiſſion 
Geldvorſchüſſe für Rechnung der Reichskaſſe nicht zu 
machen. !) 

Die Schiffe der Reichsſsmarine find verpflichtet, vo 
dem Auslaufen aus Häfen für die pünktliche Bezahlung. 
aller eingenommenen Bedürfniſſe aus der Schiffskaſſe 
zu forgen. Sollte Died unter befonderen Berhältnifien 
nit möglich fein, jo wird die Kaſſen-Kommiſſion Die 
fonfularifche ermittelung, welde alsdann thunlichſt 
zu gewähren ift, jchriftlih in Anfpruch nehmen. Die 
Erftattung der hierbei erwachienen konfularifhen Aus⸗ 
lagen ift unter Einreihung der Requifition der Kaſſen⸗ 
Kommiffion bei dem Reichskanzler nachzuſuchen. Falls 
etwa nad) dem Abgange von Kriegsſchiffen noch Forder⸗ 
ungen an diejelben bei dem Konful zur Spradde kommen 
jollten, jo ijt darüber an ben Reichskanzler zu be- 
richten. 

Wenn ein Schiff der Kaiſerlichen Marine beim Ab⸗ 
gange aus dem Amts-Bezirk des Konſuls Offiziere oder 
Mannſchaften wegen Krankheit oder aus anderen Urſachen⸗ 
zurückzulaſſen genöthigt iſt, ſo hat der Konſul für dies 

ı) Durch eine V. d. K. Admiralität dv. 22. Aug. 1872 find die 


Srundfäße über die Geldbeſchaffung noch näher feftgeftellt worden. 
König, Handb. ©. 207. 8 


Born, Konfulargefeßgebung. 
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felben im Einvernehmen mit dem Shiffs-Kommando 
Sorge zu tragen. Lebteres ift derpflichtet, den Umfang 
der Geld⸗Kompetenzen, diefer Perſonen dem SKonful 
fchriftlich mitzutheilen, die für die Unterbringung oder 
Rückſendung nad der Heimath erforderliden Maß- 
regeln mit demjelben zu verabreden und ihn wegen 
der Art und Weife, in welcher die Wicdereinziehung 
der zu erftattenden Auslagen zu erfolgen bat, mit be— 
fonderer Ermädtigung zu verfehen. Der Konful fügt 
feinem hierüber an den Reichskanzler zu erjtattenden 
Berichte die Requifition des Schiffs-Kommandos Bei. 
Wenn e3 in Folge bejonderer Umſtände nit zu ver- 
meiden ift, ohne eine folde Bereinbarung mit Dem 
Schiffs⸗Kommando, einzelnen Offizieren oder Manns 
ſchaften von Konſulatswegen Hülfe zu gewähren, fo 
bat der Konjul Die nothwendigiten Mittel zum Unter- 
halt und zur etwaigen Weiterbeförderung vorzuſchießen 
und feine Auslagen dem Reichälanzler Behufs der Er- 
ftattung anzuzeigen. Zur Berichtigung angeblicher Be- 
foldung3-Rompetenzen an folde Offiziere oder Mann— 
Ihaften tft der Konjul nicht ermächtigt. 

2. Bezüglich der offiziellen Bejuche zwiichen den Ge⸗ 
ſchwader⸗Kommandanten, ſowie den Befehlöhabern ein- 
zelner Schiffe der Reichsmarine einerfeit3 und den Konfuln 
andererjeits find nachſtehende Beitimmungen maaßgebend. 

Die General: Ronfuln Haben den Befehldhabern der 
Geſchwader den erſten offiziellen Bejuch zu machen, er- 
halten ihn aber von den Kommandanten einzelner 
Kriegd- Fahrzeuge. 
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Die Konfuln maden den Kommandanten der Ge 
ſchwader, ſowie denjenigen einzelner Fahrzeuge, fofern 
legtere Kapitaine zur See oder Korvetten- Kapitaine 
find und ihre Ankunft den Konfuln ſchriftlich fund ges 
than haben, ben erften offiziellen Beſuch, erhalten ihn 
aber von den Kommandanten geringeren Ranges. 

Die Vice-Konſuln mahen den Kommandanten ber 
Gefhwader und einzelner Fahrzeuge, aud wenn die 
jelben nur Kapitain-Lieutenants oder Lieutenants zur 
See find, den eriten offiziellen Beſuch. 

Daß die von den Offizieren der Kriegs⸗Marine den 
Konfuln gemachten Bejuche thunlichſt bald zu erwidern 
find, iſt felbftverftändlid. 

Zu den offiziellen Befuchen wird den Konſuln auf Re⸗ 
quifition derſelben ein Boot des Schiffs zur Verfügung 
geftellt. 

An Bord des Schiffes fafjen die Schildwachen das Ge⸗ 
wehr vor den Konſuln an, wenn diefelben in Uniform find. 

Beim Bonbordgehen erhalten die BeneralsKonfuln 
einen Salut von neun, bie Konfuln von fieben, die 
Vice-Konſuln von fünf Kanonenſchüfſen, jedoch General- 
Konfuln nur in den Häfen, die zu ihrem Bezirke ge= 
hören, Konfuln und VBicesKonfuln nur an dem Orte, 
wo fie ihren Sit haben. Kriegsjchiffe, welche weniger 
als zehn Kanonen führen, feuern keinen Salut. Die 
felbe Perſon wird erſt nad) Ablauf eines vollen Jahres 
von demfelben Schiffe wieder falutirt, es fei denn, daß 
der zu Begrüßende in der Zwifchenzeit cine Ranger- 
böhung erfahren hätte, oder das Schiff von Neuem in 

6* 
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Dienſt geftellt worden wäre. Nad Sonnenuntergang 
findet kein Salut Statt. Bei Anmwejenheit Seiner Majeftät 
bes Kaiſers in einem Seeplage darf ohne Allerhöchſten 
Befehl und vorherige Anfrage fein Salut gefeuert 
werden. 

Wenn fih ein General⸗Konſul offiziell am Bord 
eines Kriegsſchiffes befindet, darf im Auslande, nament- 
lih beim Einlaufen in fremde Häfen oder beim Aus— 
laufen aus denfelben, fall beſondere Gründe dies 
wünſchenswerth erjcheinen lafien, die National-Slagge 
im Großtop gefebt werben. 

Zu 8. 28. Wenn Mannſchaften von Schiffen der 
Kaijerlihen Marine defertiren, jo wird der Kommandant 
des betreffenden Schiffs den Konjul unter Mittheilung 
des Nationale und der Umstände, unter welchen Die 
Deiertion erfolgt ift, um feine Mitwirkung zur Wieder: 
babhaftwerdung des Dejerteurd erſuchen. Der Konful 
beantragt demnächſt bei der kompetenten Lokal⸗Behörde 
die durch die Verhältnifje gebotenen Maafregeln. Wird 
der Dejerteur ergriffen und verweigert die Lofal-Be- 
hörde feine Auslieferung, jo berichtet der Konfjul an 
den Reichskanzler. Erfolgt die Auslieferung, jo ver- 
anlaft der Konjul, daß der Deferteur an Bord des 
Schiffs zurüdgeführt wird. Sollte das Schiff bereits 
abgegangen und auch fein anderes Schiff der Reichs— 
marine anwefend fein, fo verfährt der Konful nad) den 
ihm von dem Shiffs-Kommandanten zurüdgelaffenen 
Weifungen. In Ermangelung folder jendet er den 
Deferteur auf möglichjt wenig koftipieligem Wege an 
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dic Marine-Behörde desjenigen Kriegshafens, zu welchem 
das betreffende Schiff gehört, oder an die nächſte Grenz⸗ 
polizei-Behörde de3 Bundesgebiet? mit dem Erſuchen 
um Weiterbeförderung an die eben genannte Stelle. 

Zu 8. 29. Die Befehlshaber von Schiffen der 
Reichsmarine haben die Weifung, den Konfuln des 
Deutſchen Reichs allen thunlichen Beiltand zur Erfül« 
lung ihrer Dienftaufgaben zu gewähren. Diejelben 
werden namentlich, ſoweit es der Raum und bie Rück⸗ 
ſichten des Dienſtes gejtatten, bereit jein, auf die ſchrift⸗ 
lihe Requifition des Konſuls Hülfsbedürftigen Reichs⸗ 
Angehörigen, welde in Gemäßbeit der zu 8. 26 des 
Geſetzes ergangenen Beltimmungen nad) der Heimath 
zu befördern find, die Pafjage auf ihrem Schiffe zu 
bewilligen, auch den Trandport von Reichd-Angehörigen 
zu übernehmen, welche wegen verübter Verbrechen an 
den heimifchen Richter abgeliefert werben follen. Leb- 
teres darf übrigen? nur auf vorherige Anweifung des 
Reichskanzlers oder einer Bundesregierung gefchehen. 
(Bergl. die Inftrultion zu 8. 83.) Bevor der Konfill 
eine Requifition der gedachten Art an den Schiffs⸗ 
Kommandanten richtet, hat er fi) durch eine Anfrage 
bei demfelben über die Höhe der von der Marine-Ber- 
waltung zu liquidirenden Koften zu vergewiffern, daß 
die Beförderung nidht auf andere Weife billiger zu be= 
wirken ift. 

Zu $. 80. Die Borfchriften über Führung der 
Reichs⸗Flagge find in dem zum Reichs-Geſetze erklärten 
Bundes⸗-Geſetze vom 25. Oktober 1867 über die Natio- 
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nalität der Rauffahrtei-Schiffe und ihre Befugniß zur 
Führung der Bundes-Flagge enthalten. Nah Inhalt 
dieſes Gefeges haben die zum Erwerb dur Die See— 
fahrt beftimmten Deutihen Schiffe ald National-Flagge 
ausſchließlich die Reichs-Flagge zu führen. Die Reichs— 
Flagge bildet ein längliches Rechteck, beſtehend aus drei 
gleich breiten, horizontalen Streifen, von welchen der 
obere ſchwarz, der mittlere weiß und der untere roth iſt. 
Das Verhältniß der Höhe der Flagge zur Länge iſt 
wie zwei zu drei. Die Reichs-Flagge wird von den 
Schiffen an einem Flaggſtock am Heck oder am hintern 
Maſte — und zwar in der Regel an der Gaffel dieſes 
Maſtes, in Ermangelung einer ſolchen aber am Top 
oder im Want — geführt. 

Als Lootſen-Flagge, d. h. als diejenige Flagge, 
deren Aufhiſſen bedeutet, daß ein Lootſe gebraucht 
wird, bedienen ſich die Kauffahrtei-Schiffe der Reichs— 
Flagge in Heinerem Format, umgeben von einem weißen 
Streifen, welcher die Breite eine der übrigen Streifen 
ethält. 

Wenn der Konful in Erfahrung bringt, daß ein 
Kauffahrtei- Schiff eine® Bundesſtaates als National⸗ 
Flagge eine andere als die vorgejchrichene Ylagge — 
auch befondere Abzeichen in der Flagge find unzuläffig — 
oder einen Wimpel ähnlich demjenigen der Reichdmarine 
führt, fo begiebt er fih ‘an Bord und fordert den 
Schiffer auf, die vorſchriftswidrige Flagge oder den un- 
zuläffigen Wimpel herunterzuholen und ihm zu über: 
geben. Er nimmt über den Hergang ein von dem 
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Shiffer zu unterzeichnendes Protokoll auf, welches er 
derinächft mit einer genauen Beſchreibung der vorjchrifts 
widrigen Flagge cte. der Regierung dedjenigen Staates, 
welgem das Schiff angehört, einreiht. Durch Befſeſti⸗ 
gung des Konſulats⸗Siegels und des Siegels des Schifferd 
oder in ſonſt angemeſſener Weiſe iſt die Identität der 
Flagge etc. ſicherzuſtellen. Iſt der Konſul verhindert, 
ſich ſelbſt an Bord des Schiffes zu begeben, ſo ſendet 
er einen gehörig legitimirten Bevollmächtigten. Weigert 
ſich der Schiffer, der Aufforderung des Konſuls oder 
ſeines Bevollmächtigten Folge zu geben, ſo iſt die Hülfe der 
Lokal⸗Polizeibehörde zu requiriren. Lehnt letztere ihre 
Mitwirkung ab, ſo hat der Konſul dem Schiffer ſchrift⸗ 
lich zu eröffnen, daß ſein Schiff, ſo lange es die National⸗ 
Flagge nicht führt, als ein Deutſches nicht angeſehen 
werden könne, alſo weder des Schutzes Seitens des Kon⸗ 
ſulats, noch der Rechte werde theilhaftig werden, welche 
die Verträge mit dem Auslande den Deutſchen Schiffen 
einräumen. 

Kommt es zur Kenntniß des Konſuls, daß ein nach 
des Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Oltober 1867 
zur Führung der Reichs-Flagge nicht berechtigtes Schiff 
diefe Flagge in einem Hafen ſeines Amts-Bezirks führt, 
jo Hat er durch Vermittelung der Lokal-Bolizeibehörde 
oder des betreffenden fremden Konfulat3 die erforder- 
liden Schritte zu thun, um folden Mißbrauch zu ver- 
hindern. Die in 88.13 ff. des Geſetzes vom 25. Oftober 
1867 dem Führer eines unberedtigter Weiſe unter 
Reichs⸗Flagge fahrenden Schiffes angedrohten Strafen 
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bat nicht der Konſul feitzujegen, vielmehr entfcheiden 
darüber die fompetenten Gerichte. 

Nah 8. 16. des Geſetzes vom 25. Oftober 1867 ') 
und 8. 87. des Konfular-Gefebed haben die Konſuln 
des Deutihen Reichs das Recht, an Schiffe, welde in 
ihrem Bezirke durch den Uebergang in das EigertHum 
eined Reichd-Angehörigen die Befugniß zur Führung 
der Reichs⸗-Flagge erlangen, Atteſte zu ertheiler, welche 
für die Dauer eines Jahres die Eintragung in das 
Schiffs-Regifter und das Certifikat erjegen. 

Bor Ausftelung eines folden Atteftes bat ſich der 
Konful dur Einfiht der Dokumente, auf welchen ber 
Eigenthums-Uebergang beruht, fowie Dur fonftige 
glaubhafte Nachweiſe, welche durch eine jchriftliche Er- 
Härung an Eidesftatt Seitend des Rheders oder des 
Kapitains zu befräftigen find, zu überzeugen, daß das 
Schiff fi) wirklich fortan in dem ausschließlichen Eigen- 
tyum von Berfonen, denen das Indigenat in einem 
Bundesſtaate zufteht oder einer der im 8. 2. des Geſetzes 
vom 25. Oftober 1867 bezeichneten Geſellſchaften oder 
Genoſſenſchaften befindet. Als Beweis für die Natio- 
nalität des neuen Ermwerberd kann unter Umftänben 
auch die Notorietät genügen. Das Atteſt iſt nad) dem 
bier folgenden Formulare auszuſtellen: 


Slaggen-Atteft. 
Der unterzeichnete Konſul des Deutſchen Reichs zu N.N. 
bezeugt hiermit, daß das bisher unter N. N.'ſcher Flagge 


1) S. unten 8. 26. 
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geftandene ...... . (Bart, Brigg u. |. w.) Schiff... .. . 
(Kante), welches im Jahre... in N.N.von..... 
(Eihen- u. ſ. w.) Holz gebaut tft (hier folgen Größe, 
Tragfähigkeit und ſonſtige charakteriſtiſche Merkmale, 
insbefondere, ob dad Schiff mit einer Dampfmaſchine 
verfeben ijt), während der Anweſenheit im Konfulats- 
Bezirke mittelft notariellen (gerichtlichen) Vertrags vom 
...... in das ausſchließliche Eigenthum des N. N. 
übergegangen iſt, und daß letzterer nachgewieſen hat, 
im Beſitz des Indigenats in..... (Name des be- 
treffenden Bundesſtaats) zu fein. ' 

Das gedachte Schiff Hat mithin auf Grund des 
Reichs⸗Geſetzes vom 25. Oltober 1867 dad Recht zur 
Führung der Deutfhen Reichs-Flagge erworben, und 
es wird hierüber gegenmwärtiged Atteſt für die Dauer 
Eines Jahres von heute ab mit dem Bemerken ertheilt, 
daß daſſelbe über dieſes Jahr hinaus nur für die 
Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reife 
Gültigkeit hat. 


Der Konful des Deutſchen rReichs. 
(Siegel) Unterjchrift. 

Das vorſtehende Formular ergiebt, daß dem Konſul 
auch die Identitäts-Merkmale des Schiffs in glaub— 
hafter Weiſe (durch Vermeſſungs-Atteſte, ſchriftliche, er⸗ 
forderlichenfalls eidesſtattliche Zeugniſſe ete.) nachge— 
wieſen werden müſſen. 

In Kriegszeiten iſt bei der Ertheilung von Flaggen⸗ 
Atteſten mit beſonderer Vorſicht zu Werke zu gehen. 
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Namentlich ſind ſolche Atteſte nicht an Schiffe zu er⸗ 
theilen, welche bis zum Eigenthums⸗Uebergang auf einen 
Reichs⸗Angehörigen einer der im Kriege befindlichen 
Nationen angehört haben. Auch iſt das Atteſt zu ver⸗ 
weigern, wenn gegründeter Verdacht vorhanden iſt, daß 
das Geſchäft ein ſimulirtes ſei. 

Bon der Ertheilung jeden Flaggen-Atteftes giebt der 
Konsul unverweilt der Regierung desjenigen Bundes- 
ſtaates Kenntniß, welchem der neue Schiffdeigenthiimer 
angehört, oder in weldhem der von dem neuen Sciffs- 
eigenthümer gewählte Heimathshafen Liegt. 

Zu 8. 31.1) Die Kapitaine der unter der Reichs— 
Flagge fahrenden Kauffahrteifchiffe find, wenn fie in 
einem zu dem Amts-Bezirke des Konfuls gehörigen 
Hafen vor Unter gehen, verpflichtet, ſich ſpäteſtens inner- 
halb acht und vierzig Stunden nad) der Ankunft bei 
dem Konful perjönlih zu melden und fi) vor der Ab- 
reife ebenfo abzumelden. 

Die Meldung ift nicht erforderlich, wenn dad Schiff 
den Hafen nur angelaufen bat, um 

auf Wind oder Yluth zu warten, 

den Bedarf an PBroviant, Waſſer oder Feuerungs⸗ 
Material zu ergänzen, 

Lootſen einzunehmen oder abzujegen, 

Paffagiere einzunehmen oder abzuſetzen, fofern 


1) Diefe Beftimmungen jtind zum größten Theil erſetzt worden 
durch das Geſetz vom 25. März 1880 und bie Verord. vom 28. Juli 
1880, betr. die Schiffsmeldungen bei den Konſulaten des Deutichen 
Reichs, j. unten 3. 80. 
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biermit nicht ein längerer als vierundzwanzig⸗ 
ftündiger Aufenthalt verbunden ift, 

Briefe oder Ordres in Empfang zu nehmen 
oder abzufenden, 

etwaigen Bolizeis, Zoll oder anderen am Orte 
beitehenden Borfchriften nachzukommen. 

Die perfönlihe Meldung kann durch eine ſchriftliche 
erfeßt werden, wenn der Schifföfüihrer durch Quarantaine- 
Borichriften oder Umstände höherer Gewalt verhindert 
wird, perfünlid and Land zu geben, 

der Sciffsführer bei einem nicht über zweimal 
vier und zwanzig Stunden dauernden Aufenthalt durch 
die Lage des Ankerplatzes bei der perjönlichen Kom⸗ 
munilation mit dem Lande bejondere Schwierigkeiten 
finden würde, 

in dem Hafenorte weder der Konjul noch ein von 
demfelben beftellter Konjular-Agent wohnt. 

Bei periodischen Fahrten mit regelmäßigen, im Vor⸗ 
aus angekündigten AbfahrtösTerminen befreit die Mel- 
dung bei der erften Ankunft und Abreife in einem 
Sabre von weiteren Meldungen im Laufe defjelben 
Zeitabſchnitts, wenn bag Schiff ohne Abänderung des 
Fahrplans benfelben Hafen wiederholt im Laufe des 
Jahres beſucht. 

Bei der Meldung Hat der Schiffer dem Konful das 
Schiffe-Eertififat und die Mufterrolle vorzulegen. Bur 
Borlegung der andern auf das Schiff und die Ladung 
bezüglichen Papiere und Rechnungen ift er nur dann 
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verbunden, wenn die Rheberei oder Ladungs-Intereſſenten 
deren Bilirung vorgejchrieben haben. 

Der Konjul bat die Verpflichtung, die ihm von dem 
Schiffer vorgelegten Papiere zu prüfen und, wenn er ſie 
richtig befindet, dies auf Berlangen des Schiffers 
zu beicheinigen. Ohne einen ausdrüdliden Antrag des 
Schiffer? Hat der Konjul eine ſolche Beſcheinigung nicht 
auszustellen. Sind die Papiere nicht in Ordnung, fo 
fann der Konſul zwar die Abreife de Schiffs nicht 
hindern, er hat aber den Schiffer darauf aufmerkſam 
zu machen, daß diejer feine Vertretung Seitend des 
Reiches zu erwarten habe, wenn durch den Mangel 
ordrnungsmäßiger Papiere Berwidelungen oder Berlufte 
hervorgerufen werden. 

Der Schiffsführer hat bei der Meldung den Anhalt 
der Ladung feines Schiffs im Allgemeinen, mithin ob 
er Stüdgüter, Holz, Getreide u. |. w. geladen bat, oder 
ob er in Ballaft angelommen ift, anzugeben, von ber 
gemachten Reife, dem Orte, woher er fomint, der Zeit 
"feiner Abfahrt, den Häfen, in welche er etwa während 
der Reife eingelaufen und von allen ihm während der 
Reife vorgelommenen merkvürdigen Begebenheiten An 
zeige zu eritatten. 

Der Konful verzeichnet die Angaben des Schiffs- 
führer in ein zu diefem Behufe zu führendes Alten- 
beft (Sournal) und nimmt demnächſt in die nad) der 
Inſtruktion zu 8. 3, einzureichende Schiffsliite das Er- 
forderliche davon auf. 

In denjenigen Fällen, in welchen jtatt der perjön- 
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lichen die fchriftlide Meldung genügt, brauchen bie 
Schiffspapiere nicht im Original überfendet zu werben, 
der Schiffer hat aber dem Konful Namen, Gattung, 
Größe, Tragfähigkeit, Bauart und Heimathshafen des 
Schiffs, jowie Namen und Nationalität des Rheders 
oder der Mitrbeder nach Maaßgabe des Certifikats und 
unter Angabe des Datums und Ausitellungsorts des 
legteren jchriftlich anzuzeigen, auch nad Thunlichkeit 
über Diejenigen Punkte fchriftlihe Auskunft zu geben, 
über welche er nad) Vorſtehendem bei der perjönlichen 
Meldung mündlich zu berichten hat. 

Die Kapitaine find verpflichtet, ſich vor ber Abreiſe 
wiederum im Konfulate zu melden, um ihren Be 
ſtimmungsort und ihre Ladung in ähnlicher Weife wie 
bei der Ankunft anzugeben. Dabei ift von den hin 
fihtlih der Zahl und der Perſonen der Schiffsmann⸗ 
ſchaft eingetretenen Veränderungen Anzeige zu erftatten. 
Der Konjul verzeichnet die betreffenden Ungaben bes 
Schiffers und ertheilt auf Verlangen des lebteren eine 
Beicheinigung über die erfolgte An- und Abmeldung. 

Unterläßt ein Schiffer die vorgefchriebene Meldung, 
jo Bat der Konful unverweilt an den Reichskanzler zu 
berigten, damit biefer wegen Einleitung des GStraf- 
verfahren? gegen denfelben das Erforderliche veran- 
laſſen kann. 

Zu 8. 82. Ueber die Mufterung (Unmufterung, 
Abmufterung) enthalten die 8$. 10—22. der Seemanns- 
Ordnung nähere Beitinnmungen. 

Danach befteht die Anmujterung darin, daß der 
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Schiffer oder deſſen Vertreter die Schiffsmannſchaft dem 
Konful vorftelit, und beide vor dem leßteren den zwiſchen 
ihnen abgeſchloſſenen Heuervertrag verlautbaren. Die 
hierüber aufzunehmende Verhandlung wird von dem 
Konsul als Mufterrolle ausgefertigt. Wenn die zur 
Schiffemannihaft eines Schiffes gehörigen Perjonen 
nicht gleichzeitig mittelft einer Verhandlung ange- 
muftert werben, fo erfolgt die Ausfertigung auf Grund 
der eriten Verhandlung. Wird ein Schiffsmann erit 
nad) Ausfertigung der Wufterrolle angemuftert, jo Hat 
ber Konful eine ſolche Mufterung in die Mufterrolle 
einzutragen. 

Bei der Unmufterung hat der Konful die Be— 
ftimmungen des Heuervertrages vollftändig zu Protokoll 
zu nehmen. Das Protokoll ift vom Schiffer oder defjen 
Vertreter und von jedem Schiffsmann zu unterzeichnen. 
Jeder Schiffsmann bat ſich in Gemäßheit der 88. 5—8. 
ber Seemanng-Ordnung über feine Berfonal-Berhält- 
niffe auszuweiſen und zwar, ſoweit er ſich bereit3 früher 
in einem inländifchen Hafen verheuert Hat, durch das 
Scefahrtöbuch, welches ihm beitimmungsmäßig von ben 
inländifhen Seemannd-Nemtern ausgefertigt wird. In⸗ 
fofern nach den beitehenden Vorſchriften der Nachweis 
einer bejonderen Befähigung zu dem übernommenen 
Schiffsdienſt erforderlich ift, muß auch diefer Nachweis 
geführt werden. Wird diefen Beitimmungen nicht ge= 
nügt, kann insbefondere z. B. der Schiffsmann die Be- 
endigung des früheren Dienftverhältniffes nicht glaub: 
haft nachweiſen, oder findet der Konſul fonft in An- 
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fehung der Gültigkeit des Heuervertrages im Allge 
meinen oder rüdjichtli einzelner darin enthaltener 
Beftimmungen wefentlihe Erinnerungen, fo hat er 
feine Mitwirtung bei der Unmufterung bis zur Be 
feitigung der Anftände zu verjagen. Daffelbe gilt, 
wenn der Konful bei der von ihm zu bewirlenden 
Prüfung ermittelt, daß der Schiffer nicht die vorge⸗ 
ſchriebene Befähigung befißt, oder daß der Anheuerung 
die Borfchriften über die Militairdienftpflicht entgegen- 
fteen. In legterer Beziehung ift dasjenige zu ver- 
gleihen, was oben zu $. 35 der Dienftinftrultion bei 
Gelegenheit der Baßertheilung gefagt ift. Der Konful 
darf bei Anmufterung von Schiffsleuten nicht mit- 
wirken, welche nad) den dort erwähnten Beitimmungen 
bereit3 dienftpflichtig find oder in Kurzem dienftpflichtig 
werden, wenn jie nicht durch Attefte nachweiſen, daß 
fie von der Militairpfliht entbunden find, oder einen 
Aufſchub zur Mbleiftung derfelben erhalten haben. 
Findet die Verheuerung für ein Schiff ftatt, welches 
nah) einem Deutihen Hafen beftimmt tft, jo können 
auch im dienftpflitigen Alter ſtehende Perſonen an⸗ 
gemuſtert werden, weil denſelben dadurch Gelegenheit 
gegeben wird, in die Heimath zurückzukehren und dort 
ihre Militairverhältnifſe zu ordnen. Wenn Seeleute, 
welche ſich verheuert haben, erſt in längerer Zeit in 
das militairpflichtige Alter treten, dieſer Zeitpunkt aber 
doch noch in die Dauer des eingegangenen Dienſtver⸗ 
hältniſſes fällt, ſo dürfen die Konſuln zwar bei der 
Anmuſterung mitwirken, ſie haben jedoch hiervon dem 
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Auswärtigen Amte unter Angabe des vollitändigen 
Namens, bed Alters und der Heimath der Betreffenden, 
ſowie der Dauer der Anmufterung Behufs Herbeiführung 
ber Liſtenberichtigung Anzeige zu machen. 

Diejenigen Perſonen, welche ihrer aktiven Dienft- 
pflicht im Deutichen Heere oder in der Reichs-Kriegs⸗ 
Marine genügt haben, treten in den Beurlaubtenftand 
über. Diejelben find während ber Beurlaubung in der 
Wahl ihres Aufenthaltes im In» und Auslande nicht 
beſchränkt, bleiben jedoch der Kontrole ihres heimath- 
lihen Landwehr⸗Bezirks⸗Kommandos unterworfen. Um 
den Militair- Behörden diefe Kontrole zu erleichtern, 
find die Seemannd-Wemter nah einem Allerhöchſten 
Erlaffe vom 25. Februar 1872, welcher den meijten 
Konfuln mit der Militair- Erfah: Inftruftion vom 
26. März 1868 und der Verordnung über die Organt- 
jation der Landwehr-Behörden vom 5. September 1867 
mitgetheilt worden ift, zu einer wejentlihen Mitwirkung 
bei dieſer Kontrole berufen. Die Konfuln haben da- 
nad don jeder Anmufterung von Mannſchaften des 
Beurlaubtenftandes dem Landwehr-Bezirls-Kommando, 
in deſſen Kontrole der Betreffende ausweislich ſeines 
Militairpafjes jteht, Mittheilung zu machen und dabei 
außer dem Namen, dem Heimathshafen und der Be- 
ftimmung des Schiffes, die Dauer der Unmufterung 
anzugeben. Mannſchaften, welche zur Dispofition ihrer 
Truppentheile, beziehungsweife der Marinetheile be- 
urlaubt find, dürfen nicht angemujtert werden. Im 
Falle einer Mobilmachung, beziehungsweife Kriegsaus⸗ 
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rüftung der Flotte, haben ſich ſowohl die im militair- 
pflihtigen Alter ftehenden Seeleute, ald au die Mann 
haften des Beurlaubtenftandes, unaufgeforbert fo ſchnell 
al möglich nach Deutichland zurüdzubegeben und fid 
zum Dienft zu melden. Die Konjuln haben diefe Be⸗ 
ftimmungen bei Anmufterungen zu beadjten und über- 
baupt bei Berlautbarung der Heuerverträge dafür Sorge 
zu tragen, daß Individuen, welche dem Beurlaubten- 
ftande der Landarmee oder der Marine angehören, 
nicht Verpflichtungen eingehen, welche mit den in ihren 
Militairpapieren enthaltenen Welfungen in Wider⸗ 
ſpruch ftehen. 

Was den Nachweis bejonderer Befähigung zum 
Schiffsdienſt betrifft, fo find die „Vorſchriften über den 
Nachweis der Befähigung als Seeſchiffer und Seeſteuer⸗ 
mann auf Deutſchen Kauffahrteifchiffen” vom 25. Sep- 
tember 1869 (Bundes-Geſetzblatt S. 660) und die „Uns 
ordnungen über das Brüfungs- Verfahren und über 
die Zufammenfegung der Brüfungs-Rommijfionen” vom 
30. Mat 1870 (Bundes-Gefegblatt S. 814) zu ver- 
gleichen. (S. unten in Abſchn. IL) 

Die Mufterrolle, folglih aud) die Verlautbarungs⸗ 
Verhandlung, muß enthalten: Namen und Nationalität 
de3 Schiff, Namen und Wohnort des Schifferd, Namen, 
Wohnort und dienjtlihe Stellung jedes Schiffsmanns, 
und die Beftimmungen des Heuervertrages, einjchließ- 
lid) etwaiger befonderer Verabredungen. Insbeſondere 
muß aus der Mufterrolle erhellen, was dem Schiffs⸗ 
mann für den Tag an Speiſe und vun gebührt. 

Born, Die Konjulargefeggebung. 
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Das im Anhange abgedrudte, dafür vorgejchriebene 
Formular ergiebt dad Nähere. 

Die gefhehene Anmufterung und die Zeit des Dienjt- 
antritt8 wird von dem Konſul in dem Seefahrtsbud 
des Schiffsmanns vermerkt, wenn daffelbe zu dieſem 
Zwecke vorgelegt wird. 

Nach der Beendigung des Dienftverhältniffes erfolgt 
die Abmufterung der Shiffgmannihaft, und zwar, 
wenn nit ein Anderes vereinbart wird, vor dem 
Konful desjenigen Hafens, in welchem das Schiff Liegt, 
und nach Verluft des Schiffes vor demjenigen Konful, 
welcher zuerft angegangen werden Tann. Die Ab— 
mufterung befteht in der Berlautbarung der Beendigung 
des Dienftverhältniffes Seiten? des Schiffer und der 
aus dieſem Verhältniß ausfcheidenden Mannſchaft. Bor 
der Abmuſterung hat der Schiffer dem abzumuſternden 
Schiffsmann im Seefahrtsbuch die bisherigen Rang⸗ 
und Dienſtverhältniſſe und die Dauer der Dienſtzeit 
zu beicheinigen, auf erlangen aud ein Führungs: 
zeugniß zu ertheilen. Das legtere darf in das Gee: 
fahrtsbuch nicht eingetragen werden. Die Unterjchriften 
des Schifferd unter der Bejheinigung und dem Zeugniß 
werben von dem Konful, vor welchem die Abmufterung 
ftattfindet, Eoftenfrei beglaubigt. Bermeigert der Schiffer 
die Ausftellung des Zeugniſſes, oder enthält daſſelbe 
Beichuldigungen, deren Richtigkeit der Schiffgmann be- 
ftreitet, fo hat auf Antrag des leßteren der Konful den 
Sachverhalt zu unterfuchen und das Ergebniß der Unter: 
fuhung dem Schiffsmann zu befcheinigen. 
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Die erfolgte Abmuſterung wird vom Konſul in dem 
Seefahrtsbuche des abgemuſterten Schiffsmanns und in 
der Muſterrolle vermerkt. 

Die Muſterrolle iſt nach Beendigung derjenigen 
Reiſe oder derjenigen Zeit, auf welche die als Muſter⸗ 
rolle ausgefertigte Anmuſterungs-Verhandlung ſich be⸗ 
zieht, dem Konſul, vor welchem abgemuſtert wird, zu 
überliefern. Letzterer überſendet dieſelbe dem Seemanns⸗ 
Amt des Heimathshafens, und zwar in der Regel, 
wenn nicht beſondere Umſtände eine Berichterſtattung 
an das Auswärtige Amt erheiſchen, mittelſt direkter 
Korreſpondenz. 

Bu F. 33. Ueber die Frage, welcher Polizeigewalt 
die KRauffagrteifchiffe in fremden Häfen unterworfen 
find, herrfcht feine übereinftimmende Auffaffung. Manche 
Regierungen nehmen an, baß fremde Handelsſchiffe, 
welche in die Häfen des Landes kommen, ebenjo mie 
die Mannſchaften derjelben ausſchließlich der dortigen 
Schiffspolizei und Gerichtsbarkeit unterworfen find. 
Andere Regierungen erkennen zwar im Allgemeinen an, 
daß ein fremdes Kauffahrteifhiff den Polizeigefeben des 
Hafens unterworfen ift und daß die Schiffsmannſchaft 
für ftrafbare Handlungen, welche fie am Lande oder, 
wenn an Bord, gegen die Sicherheit des Staats oder 
gegen nicht zur Beſatzung gehörige Perjonen begeht, 
bei den OrtSgerichten zu belangen ift. Dagegen halten 
fie die Ortsgerichte nicht für kompetent, wenn ftrafbare 
Handlungen vorliegen, welche an Bord eines fremden 
Schiffes von einem Manne der Bejagung gegen einen 

7* 
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“anderen oder gegen einen Matrojen eines Schiffe der— 
jelben Ylagge verübt find. In einem folden Falle kann 
nach diefer anderen Auffaffung die Lokal-Behörde nur 
einjchreiten, wenn fie ausdrücklich darum erjucht wird, 
oder wenn bie öffentliche Ordnung gefährdet ift. 

Das Konſulats-Geſetz, indem ed im $. 33 den 
Deutfhen Konfuln die Befugniß zur Ausübung der 
Polizei-Gewalt einräumt, bat in Bezug auf dieſe völfer- 
rechtliche Frage eine Entſcheidung zu treffen nicht be= 
abfichtigt. Vielmehr wird auch hier in Gemäßheit des 
8. 1 voraußgefept, daß die Gejege und Gewohnheiten 
des Konfulatd- Bezirks dem Konjul die Ausübung der 
Polizei geftatten. Da, wo dies der Fall ift, Hat fich 
der Konſul die nachſtehenden Beitimmungen zur Richt- 
Ihnur dienen zu laffen. 

Die Schiffsleute find nady 88. 72 ff. der Seemanns- 
Ordnung der Disziplin des Schiffer unterworfen. 

Kommen hiernach im Hafen des Konſuls an Bord 
von Schiffen der Deutihen Handeldmarine Gemwalt- 
thätigkeiten, Meutereien u. ſ. w. vor, bei welchen die 
Rokal= Behörden nit von Amtömwegen einfchreiten, jo 
hat der Konful nöthigenfall3 durch ausdrüdliche Re— 
quifition der Ort3-Polizei Alles zu thun, was erforderlich) 
iſt, um die Disziplinargemwalt des Schifferd zur Geltung 
zu bringen. 

Ebenſo hat er, wenn der Schiffer ſich einer ftraf- 
baren Handlung fhuldig machen follte (88. 96. fi. der 
Seemannd-Ordnung), die nöthigen Maaßregeln zu treffen 
um nachtheilige Folgen abzumenden und die Yeititellung 
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des Thatbejtandes zu fihern. Der Konful kann Hierbei 
nöthigenfall3 big zur Abfeßung des Schiffers und zur 
Einſetzung eined neuen Schiffsführers gehen (vergleiche 
die Inftruftion zu $. 85). 

Eine förmlide Unterfuhung zu führen und Strafen 
zu verhängen iſt der Konſul nur in den Fällen der 
88. 81. Abi. 1., 84., 93. und 99. der Seemanns⸗Ordnung 
befugt. 

Diefe Fälle, von denen die erfteren drei den Schiffs- 
mann, die im $. 99. aufgeführten den Schiffer betreffen, 
find folgende: 

a) Der Schiffsmann, welcher nad Abſchluß des 
Heuer-Bertrages fi) verborgen hält, um fi) dem An- 
tritte de8 Dienftes zu entziehen, wird mit Geldſtrafe 
bis zu zwanzig Thalern beftraft. Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ded Schiffer, alfo nicht von Amts⸗ 
wegen ein. Wegen der in Abf. 2. und 3. des 8. 81. be= 
zeichneten jchwereren Fälle der Entweichung fteht dem 
Konful eine Strafbefugniß nicht zu. 

b) Mit Seldftrafe bis zum Betrage einer Monats⸗ 
heuer wird ein Schiffsmann beftraft, welcher fich einer 
gröblichen Verlegung feiner Dienftpflichten ſchuldig macht. 
Als Verlegung der Dienjtpflicht in diefem Sinne gelten 
indbefondere die im F. 84. der Seemannd-Ordnung auf- 
geführten Handlungen; es ift jedoch nicht ausgeſchloſſen, 
auch wegen anderer Handlungen Beitrafung eintreten 
zu laffen, wenn darin nad) pflihtmäßigem Ermefjen 
des Konſuls eine gröbliche Verlegung der Dienftpflicht 
zu finden iſt. 
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Segen Schiff8:Offiziere fan die Strafe bis auf Den 
Betrag einer zweimonatlichen Heuer erhöht werden. 
als Schiffd- Offizier gilt regelmäßig der Steuermann 
des Sciffed. Ob auch noch andere Berfonen der Schiffs- 
Mannihaft als Schiff-Offiziere anzuſehen find, richtet 
fi) nad) der Größe des Schiffes und anderen Umftänden ; 
vergl. die Sinftruction zu $. 37. (zu 8. 47. der Seemanns⸗ 
Ordnung.) 

Die Verfolgung tritt auch in diefem Falle nur auf 
Antrag ein, welder bis zur Abmufterung zuläffig tft. 
Sie ift ausgeſchloſſen, wenn der Schiffer die durch 8. 86. 
der Seemanns-Ordnung vorgeichriebene Eintragung in 
das Schiffs⸗Journal verfäumt hat. 

c) Mit Geldftrafe bis zu zwanzig Thalern oder mit 
Haft big zu vierzehn Tagen wird beitraft ein Sciffs- 
mann, welcher 

1) bei Verhandlungen, die ſich auf die Ertheilung 
eines Seefahrt3buches, auf eine Eintragung in 
dafjelbe oder auf eine Mufterung beziehen, 
wahre Thatſachen entftellt oder unterdrüdt, oder 
falihe vorfpiegelt, um den Konful zu täufchen; 

2) e3 unterläßt, fich gemäß $. 10. der Seemanns— 
Drdnung zur Mufterung zu jtellen; 

8) im Falle cined dem Dienftantritt entgegen- 
ftehenden Hinderniffes unterläßt, fi hierüber 
gemäß $. 15. der Seemanns-Ordnung gegen den 
Konſul auszuweiſen. 

d) Mit Geldſtrafe bis zu funfzig Thalern oder mit 
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Haft bis zu ſechs Wochen wird beitraft ein Schiffer, 
welcher 

1) den ihm in Anjehung ber Wufterung ob» 
liegenden Berpflichtungen nicht genügt; 

2) bei Berhandlungen, welche ſich auf eine Muſterung 
ober eine Eintragung in ein Scefahrtöbudh be⸗ 
ziehen, wahre Thatjachen entjtellt oder unter- 
drüdt, oder falſche vorfpiegelt, um den Konſul 
zu täufchen; 

8) bei Zodesfällen die Beichaffung und Uebergabe 
des vorgeichriebenen Nachweiſes unterläßt oder 
die ihm obliegende Fürforge für den Nachlaß 
verabfäumt; 

4) eine der in den 88. 77. und 80. der Seemannd- 
Ordnung vorgeſchriebenen Eintragungen in das 
Schiffs-⸗Journal unterläßt; 

5) den ihm bei Vergehen und Verbrechen nad) 
88. 102. und 103. der Seemann3-Ordnung ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen nicht genügt; 

6) dem Schiffsmann ohne dringenden Grund bie 
Gelegenheit verfagt, die Entjheidung des Kon- 
ſuls nachzuſuchen; 

7) einem Schiffsmann grundlos Speiſe oder Trank 
vorenthält; 

8) es unterläßt, dafür Sorge zu tragen, daß ein 
Exemplar der Seemanns-Ordnung, ſowie der 
maaßgebenden Vorſchriften über Koſt und Logis 
im Volkslogis zugänglich iſt. 

Hierher gehört ferner 
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e) der in der Snftruction zu 8. 26. erwähnte Fall, 
wenn der Führer eine Deutſchen Kauffahrteiſchiffes 
fi der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtung 
‚zur Mitnahme eines hülfsbedürftigen Seemannes ent= 
zieht. Für diefen Fall ift Gelditrafe biß zu funfzig 
Thalern oder Haft bis zu ſechs Moden angedroht. 

Hat der Konful in den vorjtehenden Fällen einzu- 
ichreiten, fo tft der Angeſchuldigte verantwortlich zu 
vernehmen und der Thatbeſtand dur Abhörung von 
Zeugen, Einfiht des Schiffs-Journals und auf jonft 
geeignete Weiſe ſummariſch feftzuftellen. Eine Ber- 
eidigung von Zeugen findet jedoch nicht ſtatt. Nach 
Abſchluß der Unterfuhung ift ein mit Gründen ver- 
fehener Beicheid fchriftlih abzufaffen, welcher dem An— 
geihuldigten im Falle feiner Anmejenheit zu verkünden, 
im Falle feiner Abmefenbeit, jofern er aufgefunden 
werden Tann, in Ausfertigung zuzuftellen ift. 

Die gefchehene Verkündigung oder Zuftellung ift 
unter dem Befcheide mit Angabe des Tages, an welchem 
fie erfolgt ift, zu atteftiren. Der Beicheid hat entweder 
auf Freifprehung oder auf eine innerhalb der Grenzen 
der betreffenden Strafandrohung zu bemefjende Strafe 
zu lauten. Die Verhängung einer angedrohten Strafe 
wird dadurd nicht ausgeichlofien, daß der Schiffamann 
aus Anlaß der ihm zur Laft gelegten That von dem 
Schiffer bereit? disziplinarifch beitraft worden tft. Je— 
doch Tann eine erlittene Disziplinarftrafe in dem Straf- 
beicheide de3 Konſuls bei Abmeffung der Strafe be— 
rüdfichtigt werden. Wird eine Strafe feftgejegt, fo iſt 
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gleichzeitig die Dauer der für den Fall des Unvermögens 
an Stelle der Gelditrafe tretenden Haft zu bejtimmen. 
Hierbei ift nah F. 29. des Strafgeſetzbuchs für das 
Deutiche Reid) der Betrag von einem Dritttheil bis zu 
fünf Thalern einer eintägigen Haft nleich zu achten. 
Der Mindeftbetrag der Haft ift ein Tag. Diefelbe be- 
jteht in einfacher Freiheitsentziehung. 
Zur Veranſchaulichung des Verfahrens diene fol- 
gendes Beifpiel: 
Berhandelt im Konfulate des Deutfchen Reiches 
zu A., den 5. Mai 1873. 
Bor dem unterzeichneten Seemanns-Amte erfchienen 
heute: 
Der Schiffer Sodann B.... aus Neufahr- 
waffer, Führer des im hiefigen Hafen anlernden 
Deutihen Schiffes Sophie, Heimathshafen 
Danzig, und trug auf Beftrafung des Sung- 
manns Beter N... . an, weil derfelbe am 28. 
v.M. Abends gegen 10 Uhr, während er die Wache 
gehabt babe, von dem SteuermanneD... . auf 
Deck fchlafend und anjcheinend betrunken ange- 
troffen worden fei. Da der N... . bereits 
öfter im Schiffsdienfte betrunken und nachläſſig 
geweſen ſei, habe er ihn während drei Tage auf 
ſchmale Koſt geſetzt, diefe Disziplinarftrafe er- 
achte er aber nicht als ausreichend. 
Der Zungmann Beter RW... . aus Elbing, 
19 Jahre alt, welcher mit zur Stelle war und 
laut der von dem Schiffer vorgelegten, von dem 
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Seemannd- Amt zu Danzig unterm 1. April d. 
J. auögefertigten Mufterrolle für die Reife von 
dort nad) A. und zurüd gegen eine Heuer von 
monatlid 11 Thalern angemujtert ijt, beitreitet 
die angeführte Thatfache und beruft fi) auf den 
Matrofen R...., welder befunden könne, 
daß er an dem bezeichneten Abend ganz munter 
gewejen fei. 

Es wurden hierauf 

1. der Steuermann Ernſt Bilhelmd.... 

aus Memel, 34 Sabre alt, 
2. der Matrofe Anton Friedrich R.... 
aus Wolgait, 27 Jahre alt, 

berbeigerufen und über den Vorfall vernommen. 

Der Steuermann D .... . fagt aus, er habe 
ben Angejchuldigten zu der angegebenen Zeit, 
wo derjelbe die Wache Hatte, an Ded fchlafend 
angetroffen und ihn erſt dur mehrmaliges 
Rütteln am Arm aufweden fünnen. Ob der- 
jelbe betrunten geweſen, könne er nicht mit Be— 
ftimmtheit behaupten. Der R.... fei aber 
ihon öfter wegen Trunkenheit nnd Nachläſſigkeit 
im Wachdienfte disziplinariſch bejtraft worden. 

Der Matroje R... . bekundet, daß er an 
dem bezeichneten Abend die Wache mit dem 
NR .... gehabt und no um 9 Uhr mit ihm 
geiprochen habe, daß er aber fpäter, da er durch 
feinen Dienft in Anſpruch genommen geweſen 
fei, nicht weiter auf ihn geachtet habe. 
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Die Einfiht des von dem Schiffer mitge- 
braten Schiffs-Journals ergab, daß der Vor⸗ 
fall jo, wie er von dem Schiffer dargeftellt wird, 
in dafjelbe eingetragen und dem NR... . davon 
Mittheilung gemacht worden ift, ferner, daß 
Sesterer bereitd am 20. und 24. April wegen 
Nachläſſigkeit im Wachdienſte bisziplinarifch be= 
ftraft worden it. 

Vorgeleſen Genehmigt Unterfchrieben 
Unterjchrift des Schifferd 
des Angejchuldigten 
der Beugen. 


Es wurde Hierauf zum Beſcheide ertheilt und 
dem anweſenden Angefchuldigten verkündet: 


daß derjelbe wegen gröblicher Verlegung feiner 
Dienftpflichten mit einer Geldftrafe von fünf 
Xhalern, im Unvermögensfalle mit eintägiger 
Haft zu beitrafen. 


Öründe. 


Auf Grund der Ausfage des Steuermannd 
D.... it als erwiefen anzunehmen, daß der 
Angejchuldigte am 28. April 1873 Abends gegen 
10 Uhr, als er die Wache hatte, gejchlafen und 
dadurd eine Nachläſſigkeit im Wachdienfte be= 
gangen hat. Die Ausfage des Matrofen R.... 
ift nicht geeignet, daß Gegentheil darzuthun, ba 
derjelbe von 9 Uhr ab auf den Angeſchuldigten 





108 


Allg. Dienftinftruction. 


nicht mehr geachtet hat. Ob Lebterer gleichzeitig 
betrunten gemefen ift, kann dahin geftelit bleiben, 
da er ſich jedenfalls ſchon durch die erwiefene 
Nachläſſigkeit im Wachdienfte einer gröblichen 
Berlegung feiner Dienftpflichten ſchuldig gemacht 
hat und deshalb nad) 8. 84. der Seemannd-Orb- 
nung zu betrafen ift. Bei Abmefjung der Strafe 
fam einerſeits in Betracht, daß der Augefchuldigte 
ſich Schon früher nadhläffig in feiner Pflichterfüllung 
gezeigt bat und andererjeit?, daß derſelbe wegen 
des in Rede ftehenden Vorfalls bereit3 eine 
Disziplinar-Beitrafung erlitten hat. Es erſchien 
deshalb eine Gelditrafe von fünf Thalern an- 
gemeſſen. Im Unvermögenäfalle tritt nach 8. 29. 
des Strafgejegbudh an die Stelle derfelben ein- 
tägige Haft. 
. u. 8 


Das Seemann - Amt. 
Kaiſerliches Konſulat. 
Anterichrift des Konſuls. 


Sit eine Ausfertigung des Beſcheides zu ertheilen, 


fo gefchieht die etwa in folgender Form: 


Das unterzeichnete Seemannd=- Amt bat auf 
Grund der ftattgefundenen Unterfuhung gegen 
den Sungmann Beter WR... . des Deutfchen 
Schiffes Sophie, Heimathehafen Danzig, unterm 
5. Mai 1873 zum Beſcheide ertheilt: 
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daB 
(hier ift der obige Beſcheid mit ben 
Gründen wörtlid einzurüden). 
Urkundlich auögefertigt. 
A., den 10. Mai 1873. 


Das Seemannd-Amt. 
Kaiſerliches Konſulat. 
(Siegel.) Unterſchrift des Konſuls. 


Gegen den Beſcheid kann der Beſchuldigte innerhalb 
einer zehntägigen Friſt von der Verkündigung oder der 
Zuſtellung ab, auf gerichtliche Entſcheidung antragen. 
Der Antrag iſt bei dem Konſul zu Protokoll oder 
ſchriftlich anzubringen. Der Tag des Eingangs iſt von 
dem Konſul auf dem Schriftſtück zu vermerken. Gegen 
einen freiſprechenden Beſcheid findet eine Berufung auf 
richterliches Gehör nicht ſtatt. 

Für das weitere Verfahren iſt dasjenige Gericht zu⸗ 
ftändig, in deffen Bezirk der Heimathshafen und in 
Ermangelung eines ſolchen derjenige Deutiche Hafen 
belegen ift, welchen das Schiff nach der Straffeitfegung 
zuerft erreiht. Iſt die Frift zur Anbringung des An⸗ 
trages auf gerichtliche Entfcheidung gewahrt, fo hat der 
Konful die ſämmtlichen aufgenommenen Verhandlungen 
mit dem ertheilten Beicheive und dem Antrage auf 
gerichtliche Entſcheidung dem zuftändigen Gericht direkt, 
oder falls er über daffelbe zweifelhaft ift, dem Aus⸗ 
wärtigen Amte zur weiteren eranlaffung zu über- 
jenden. 
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Rautet der Strafbeſcheid des Konſuls auf Gelditrafe, 
fo kann diejelbe, aud) wenn von dem Beſchuldigten auf 
gerichtliche Entſcheidung angetragen ift, vorläufig zwang3- 
weife beigetrieben werden. Die etwa feitgefebte Haft 
darf dagegen in diefem Yalle von dem Konful nicht 
vollftredt werden Sit gegen den Strafbeicheid inner 
halb der vorgefchriebenen Friſt nicht auf gerichtliche 
Entſcheidung angetragen, fo ift die Strafe zu vollftreden. 
Iſt dies nicht möglich, 3. B. weil das betreffende Schiff 
inzwifchen bereit3 wieder in See gegangen tft, jo Hat 
der Konful Ausfertigung des Beſcheides mit einem 
Attefte darüber, mit welchem Tage die Friſt zur An- 
. bringung des Antrages auf gerichtliche Entfheidung 
abgelaufen ift, gleihfall3 dem zuftändigen Gerichte be⸗ 
hufs Veranlaffung der Strafvollitredung einzufenden. 

Die eingezogene Geldftrafe ift dem Seemans-Amte 
des Heimathshafens des Schiffes, welchem der Thäter 
zur Beit der Begehung der jtrafbaren Handlung an— 
gehörte, zu übermeifen. 

Wird dem Konful von Begehung einer der in den 
88. 81—99 der Seemanns⸗Ordnung aufgeführten ftraf- 
baren Handlungen, insbefondere von Defertionen, An- 
zeige gemacht und fchreitet derfelbe nicht felbft ein, fei 
e3, weil er zur Entſcheidung der Sache nicht befugt, 
jei e8, weil 3. B. der Angefchuldigte nicht aufzufinden 
ift, jo hat er dem Seemanns-Amte des Heimathshafens 
des betreffenden Schiffes, unter Angabe des Tages der 
Ankunft des legteren, fofort davon Mittheilung zu 
machen. 
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Schreiten bei einer an Bord eines Deutfchen Schiffes 
vorgelommenen jtrafbaren Handlung die Landes⸗Behör⸗ 
den ein, fo Hat der Konjul darauf zu achten, daß dem 
Angefhuldigten prompte und unparteiifche Juſtiz zu 
Theil wird. Iſt ihm hierbei die Kompetenz der Landes⸗ 
Bepörden oder die Rechtmäßigkeit des Verfahrens zwei⸗ 
felhaft, jo berichtet.er an den Reichskanzler. 

Enthalten fi) dagegen bie Lokal⸗Behörden des Ein- 
ſchreitens und ift nach dem Vorhergefagten der Konful 
auch nicht ſelbſt zur Unterfuhung und Entſcheidung 
befugt, fo richtet ſich das weitere Verfahren nad) der 
BeichaffenHeit de8 Falles. Gemähren die Umjtände 
dem Konful die Ueberzeugung, daB der Schiffer nur 
ein Verbrechen des Schiffamanns vorfhüst, um fich def- 
jelben zu entlebigen, fo hat der Konjul bei dem Wider: 
ipruche des Schiffsmanng feine Genehmigung zur Zus 
rüdlaffung des legteren zu verfagen und den Kapitain 
zwangsweiſe anzubalten, den Schiffämann zu behalten. 
Erſcheint aber der Schiffsmann einer ftrafbaren Hand» 
lung wirklich ſchuldig, fo kommt es darauf an, ob eine 
der im 8. 57 Ziffer 3 der Seemanns-Ordnung bezeich⸗ 
neten, mit ſchwerer Strafe bedrohten Handlungen vor- 
liegt, oder nit. Für den erfteren Fall beftimmt 8. 108 
der Scemannd-Ordnung, dab der Thäter unter Mit- 
theilung der aufgenommenen Verhandlungen an da3- 
jenige Seemannd-Amt, bei welchem e3 zuerft gejchehen 
fann, abzuliefern ift. Diefe Beſtimmung hat den Bmed, 
den Thäter der Unterfuhung und Beftrafung ber hei— 
mathlichen Gerichte zuzuführen. Iſt daher das zuerit 
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angegangene Seemannd-Amt ein Konfulat, und [reiten 
die Lolal-Behörden nicht von Amtswegen ein, fo bat 
der Ronful mit Rüdfiht auf den im $. 9. des Straf- 
Geſetzbuchs enthaltenen Grundſatz, mwelder die Ueber- 
lieferung eine8 Deutſchen an eine ausländiſche Regie— 
rung Behufs der Verfolgung oder Beitrafung nicht 
geftattet, den Angeſchuldigten nur Behufs deffen Ucher- 
mittelung an bie zuftändige Behörde des Heimaths— 
hafens des Schiffes zu übernehmen. Erſcheint ein 
folder Transport unausführbar oder wird die Ueber- 
nahme durch die örtlichen Verhältniſſe oder durch fon- 
ftige Umftände unthunlich gemacht, fo Hat der Konful 
diefelbe abzulehnen und den Schiffer zur weiteren Mit- 
nahme des Schiffsmanns nöthigenfall3 zwangsweiſe 
anzubalten. 

Gehört die verübte ftrafbare Handlung nicht zu den 
im $. 57 Biffer 3 der Seemannd-Ordnung vorgeſehenen, 
jo find wiederum zwei Fälle zu unterjcheiden: entweder 
der Schiffsmann willigt in feine Entlaffung vom Schiff, 
oder er thut dies nicht. Im lebteren Falle wird der 
Konful gleichfalls feine Genehmigung zur Zurüdlafjung 
des Schiffsmanns nicht ertheilen, da im Allgemeinen 
auch der einer ftrafbaren Handlung beſchuldigte Schiffa- 
mann nicht wider feinen Willen im Auslande zurüd- 
gelafjen werden darf, wenn er dadurch in eine hülfloje 
Rage geräth. Sit aber der Schiffsmann jelbjt mit feiner 
Entlaffung einverftanden, jo bat der Konſul je nad 
Beichaffenbeit des Falls denfelben entweder feinem 
Schickſal zu überlaffen oder auf feine Beitrafung durch 
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das heimathliche Bericht hinzuwirken. Hält er letzteres 
für geboten, fo bat er bei der Regierung bes Bundes⸗ 
ftaates, welchem das Schiff angehört, weitere Verhal⸗ 
tungsmaaßregeln zu beantragen. Er kann jedoch auch 
in diefem alle, insbefondere wenn zu beforgen ift, 
dag der Schiffgmann fih ber Verfolgung entziehen 
würde, die Genehmigung zur Zurüdlafjung deffelben 
verweigern. 

Deutihe Kauffahrteichiffe in fremden Häfen find 
fein Afyl für flüchtige Verbrecher und die Schiffsführer 
find nicht berechtigt, verfolgten Verbrechern oder De- 
jerteuren an Bord ihres Schiffes eine Zufluchtsſtätte 
zu gewähren. Iſt Dies dennoch gejchehen, fo haben die 
Hafen-Behörden das Recht, die Verhaftung des Ber- 
folgten vorzunehmen. Auch find die Behörden be- 
fugt, Recherchen nad verbotenen Waaren an Bord 
Deutiher Schiffe vorzunehmen. Sucht die betreffende 
Behörde zu diefem Zwecke den Beiſtand des Konſuls 
nad), fo ift die erbetene Aſſiſtenz zu gewähren. Ebenſo 
it, wenn es fih um fremde auf Deutiche Schiffe ge- 
flüchtete defertirte Schiffsleute Handelt, dem Konſul des- 
jenigen Landes, von deſſen Schiffe der Deferteur ent- 
laufen ift, auf Verlangen und gegen Zuficherung der 
Reeiprozität der erforderliche Beiftand zur Ergreifung 
de3 Deſerteurs zu leijten. ' 

Bu 8. 34. Der Schiffsführer Tann nad) 8. 29 der 
Seemanns-Ordnung einen Schiffsmann, mwelder nad 
der Anmufterung ſich dem Antritt oder der Fortſetzung 
des Dienſtes entzieht, zur Erfüllung feiner Pflicht 

Born, Die Konfulargejeggebung. 8 
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zwangẽweiſe anhalten laſſen. Beanſprucht der Führer 
eine Deutſchen Schiffes die konſulariſche Mitwirkung 
zur Wicberergreifung eines defertirten Schiffsmanns 
und ergeben nicht etwa ſchon die eigenen Angaben des 
eriteren, daß der Schiffsmann einen gejeglihen Grund 
hatte, feine Entlaffung zu fordern (vgl. 88. 54 ff. 61 ff. 
der Sermannd:Ordnung), jo nimmt der Konful mit 
dem Ediffer ein Protokoll auf, welches enthalten muß: 

1) den Namen des Schiffs, ded Schiffer und des 
Rheders; 

2) Namen und Signalement des reklamirten Schiffs⸗ 
manns und die Angabe, in welcher Weiſe 
bewieſen werden kann, daß derſelbe zur Mann⸗ 
ſchaft des Schiffes gehört Hat. Wie dieſer Nach- 
weis zu führen ift, darüber entfcheiden die Landes⸗ 
Geſetze. Meiſtens gelten die Schiffgregifter, die 
Mufterrolle oder andere amtlide Dokumente, 
wenn fie im Original oder in beglaubigter Ab- 
fchrift vorgelegt werden, ald genügende Beweis- 
mittel. Bumeilen muß das Außlieferungs-Gefuch 
hod durch einen Eid bekräftigt werden. Das 
Protokoll muß | 

8) die Erklärung des Sciffers enthalten, daß er 
alle durch das Reklamations-Verfahren entitehen- 
den Koſten tragen wolle. 

Weigert ſich der Schiffer, dieſe letztere Zuſicherung 
zu geben, ſo hat ſich der Konſul jedes weiteren Ein— 
ſchreitens zu enthalten. Erklärt ſich dagegen der Schiffer 
zur Koſtentragung bereit, ſo wendet ſich der Konſul 
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ihriftlih an die zuftändigen Orts-Behörden mit dem 
Erjuchen, die Ausmittelung, Ergreifung und Verhaftung 
ded Deſerteurs zu bewirken. 

Nach völlerredgtlicden, in Stant3verträgen meift aus- 
drüdlich anerlannten Grundfäßen werden Dejerteure, 
welche Angehörige des Landes find, in weldes fie ent⸗ 
laufen, nicht ausgeliefert. Ebenjo wird die Auslieferung 
eined Deſerteurs von den Orts-Behörden mit Recht 
beanftandet, wenn derjelbe am Lande eine ftrafbare 
Handlung begangen Haben folte. In einem folchen 
alle pflegt die Auslieferung bis dahin hinausgeſchoben 
zu werden, daß die zuftändigen Gerichte iiber die Sache 
ertannt haben und die Strafe vollitredt ift. 

Die foftenfreie Mitwirkung der Landes-Behörden 
fann in der Regel nicht verlangt werden. Daher muß 
der Schiffer auf Verlangen einen Koſtenvorſchuß leiten, 
widrigenfalls die Reklamation nicht weiter betrieben 
wird, 

Wenn der Deferteur kein Landes-Unterthan, aber aud) 
fein Reich8-Angehöriger ift, ſondern einem dritten Staate 
angehört, oder wenn der Deferteur ſich auf das Schiff 
eines folchen dritten Staats geflüchtet hat, fo ift erfor- 
derlihen Falls die Hülfe des betreffenden Konſuls 
nachzuſuchen. 

Wird ein reklamirter Deſerteur ergriffen und dem 
Konſul ausgeliefert, ſo übergiebt dieſer ihn dem Schiffer 
gegen Erſtattung der Koſten. Will der Schiffer den 
Deſerteur nicht wieder annehmen, verlangt aber dennoch 
deſſen Anhaltung und Zurückſendung in bie Heimath 
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auf Koſten der Rhederei, fo hat der Konful diefem 
Untrag zu genügen. Ebenfo tritt die Rüdjendung des 
Deſerteurs in die Heimath auf Koſten der Rhederei ein, 
wenn der Schiffer inzwilchen abgefegelt ift, ohne feine 
Reklamation zurüdgenommen zu haben. Desgleichen, 
wenn der inzwijchen abgejegelte Schiffer zwar die Re- 
tlamation zurüdgenommen bat, der Konful aber den 
Berhältnifien nah nicht mehr auf die Auslieferung 
verzichten kann, fondern den einmal rellamirten Defer- 
teur von den Nanded-Behörden übernehmen muß. 

Die Ort3- Behörden Halten in der Regel den er- 
griffenen Deferteur auf Requilition und auf Koften 
de3 Konſuls fo lange in gefänglidem Gewahrſam, bis 
der Konſul Gelegenheit findet, ihn fort zu jenden. Doc 
wird verlangt, dab die Haft nicht über zwei oder Drei 
Monate dauere; in manden Ländern beſteht eine noch 
kürzere Frift, nad) deren Ablauf der Deferteur in 
Freiheit gejegt wird, ohne daß er wegen berjelben Ur- 
ſache nody einmal verhaftet werden könnte. 

In Bezug auf die Art und Weiſe der Heimfendung, 
fowie in Bezug auf die für den Transport zu be= 
mwilligende Entihädigung finden im Allgemeinen bie 
zu 8. 26 gegebenen Vorſchriften wegen Heimſchaffung 
hülfsbedürftiger Seeleute Anwendung, wobei jedoch in 
Betracht kommt, dab der Schiffsführer nad) 8. 3 Ziffer 2 
des Geſetzes vom 27. Dezember 1872 nicht verpflichtet 
werden kann, wider feinen Willen einen Deferteur in 
die Heimath zu befördern. 

Bon defertirten Matrojen, welche der Schiffer, ob- 
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wohl im Hafen anmwefend, nicht reffamirt hat, ingleichen 
von folden, welche fon vor längerer Zeit irgendwo 
dejertirt oder vagabondirend der im fremden Schiffs⸗ 
dienft in den Amts⸗Bezirk des Konſuls gelommen find, 
bat der Konjul ex ofhicio feine Notiz zu nehmen. 
Wird ein nicht reflamirter Deferteur von den Lokal⸗ 
Behörden ergriffen und dem Konful vorgeführt, fo Hat 
legterer zwar Diejenigen Notizen über denjelben, welche 
den inländifchen Behörden intereffant fein können, aufs 
zunehmen und darüber der Regierung desjenigen Staats, 
welchem das Schiff angehört, Bericht zu erftatten, defien 
Mebernahme aber, wenn fie ihm angefonnen wird, ab- 
zulegen, es fei denn, daB fich Gelegenheit fände, den 
jelben unentgeltlid auf einem Deutſchen Schiffe unter: 
zubringen. 

Bu 8. 35. Der Artitel 460 Allgemeinen Deutichen 
Handels-Geſetzbuchs erllärt den Korrefpondent-Rheder 
für befugt, den Schiffer anzuftellen und zu entlaffen, 
und nach Artilel 483 ebendajelbit muß der Schiffer, 
wenn er durch Krankheit oder andere Urfachen ver- 
hindert wird, das Schiff zu führen, Die Anordnung des 
Rheders einholen und, wenn Zeit und Umftände dies 
geftatten, einen andern Schiffsführer einjegen. Sollte 
der Führer eine Deutjchen Schiffes im Konfulats-Be- 
zirfe fterben, frank oder jonft zur Führung des Schiffes 
unfähig werden -und im leßteren Falle feine Yürjorge 
treffen, der Korreſpondent-Rheder auch nicht am Orte 
anwefend oder vertreten fein: fo hat der Konful auf 
den Antrag der Betheiligten (der Mannſchaft, Befrachter, 
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Ablader) für die Beitellung eines neuen Schiffer Sorge 
zu tragen. Der Konjul muß in einem ſolchen alle 
zunächſt verfudhen, einen mit dem vorihriftsmäßigen 
Befähigungszeugnifie einer inländiihen Behörde ver- 
fehenen Deutjchen zu gewinnen, und ſich bemühen, den 
neuen Schiffsführer mindeftend unter denfelben Be: 
dingungen wie den biöherigen Kapitain zu engagiren. 
Gewöhnlih wird der erſte Schiffd- Offizier (Steuer: 
mann) zu wählen fein. Sit ein geprüfter Deutfcher 
Schiffer nicht zu finden, fo ift ein Schiffer einzufegen, 
über defien Dualififation der Konful ſich ſonſt (3. 2. 
durh eine Seitens anderer, im Hafen anmefender 
Kapitaine abzubaltende Prüfung) hinreichende Gewiß— 
heit verſchafft Hat. 

Bon den in Bezug auf die Einfeßung eincd neuen 
Schiffers getroffenen Maaßregeln ift der Rhederei oder 
der Regierung des Staat, weldem das Schiff ange- 
hört, Kenntniß zu geben. 

Zu 8. 86. Bei Unglüdsfällen Deutiher Schiffe 
äußert fi die amtliche Thätigleit der Konſuln nad 
zwei Richtungen Hin. Einmal haben die Konfuln 
thunlihft auf Abwendung oder Verminderung der 
nachtheiligen Folgen des Unfall Hinzuarbeiten, ſodann 
haben fie bei der Feititellung des Sachhergangs und 
des bei Gelegenheit folder Unfälle eingetretenen Schadens 
mitzuwirken. 

1) Sobald es zur Kenntniß des Konſuls kommt, 
daß ein Deutſches Schiff ſich innerhalb ſeines Bezirks 
oder in der Nähe in Noth befindet, ſo hat er ſich dafür 
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zu verwenden, daß fchleunigit die zum Beſten des 
Schiff und der Ladung nöthigen Anjtalten getroffen 
werden. Sn der Regel enthalten Scifffahrts- reip. 
Handel3-Berträge die Beſtimmung, Daß bei Stranbung, 
Schiffbruch oder fonftiger Beichädigung eines fremden 
Schiffes die Landes-Behörden alle Hülfe und Beiftand 
leiften müffen. Aber auch da, wo keine, folde Be- 
ftimmungen enthaltende Staat? - Berträge vorhanden 
find, wird dem Konſul die Mitwirtung der Landes: 
Behörden um fo weniger verjagt werben, als bei allen 
an den Deutihen Küften vorlommenden Schiffbrüchen 
und anderen Unglüdsfällen die Lolal-Behörden ftet3 
mit Rettungs⸗Anſtalten und Fürforge bei der Hand 
find. Der Konjul Hat dies nöthigenfalls ausdrücklich 
hervorzuheben, aud dem Reichskanzler von etwaigen 
Veigerungen der Landed-Behörden Anzeige zu machen. 
Auf eigne Hand Koften zur Bergung eines Schiffe — 
fomweit e8 fih nit um Rettung von Menſchenleben 
handelt — aufzumenden, find der Regel nad) die Kon⸗ 
fuln nicht ermädhtigt. 

Haben die Rheder und Befradhter Bevollmädhtigte 
oder Korrefpondenten am Orte, fo fallen dieſen die 
Detailmaaßregeln zu, und der-Sonful hat ihnen nur 
auf Verlangen mit Rath und That an die Hand zu 
geben. 

Was die Mannſchaft verunglüdter Deutſcher Schiffe 
betrifft, fo ift die Snftruftion zu 8. 26 zu vergleichen. 

2) Die Konftatirung des Sachhergangs und bed 
Schadens hei Schiffsunfällen ift nöthig, theils um das 
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Sintereffe der Rheder und Befrachter gegenüber dem 
Schiffer zu wahren ; theild um, wenn Schiff und Ladung 
verfihert gewejen tft, den Betrag der von dem Ber: 
fiherer zu zahlenden Verſicherungsſumme zu ermitteln; 
teils endlih um beurtheilen zu können, nad) welchem 
Berhältniß der erlittene Schaden zwiſchen Schiff, Fracht 
und Ladung zu vertheilen ift. 

Auf letteren Punkt bezieht fi die Lehre von der 
Haverei. Alle Schäden, welche dem Schiffe oder der 
Ladung oder beiden zum Zweck der Errettung beider 
aus einer gemeinjamen Gefahr von dem Schiffer oder 
auf deifen Geheiß vorfäglich zugefügt werden, fowie 
auch die dur ſolche Maaßregeln ferner verurfachten 
Schäden, ingleihen die Koften, welche zu demfelben 
Zweck aufgewendet werden, find große Haverei. Alle 
nicht zur großen Haverei gehörigen, durch einen Unfall 
verurſachten Schäden und Koften, ſoweit leßtere nicht 
zu den gewöhnlichen und ungewöhnlichen Unkoſten ber 
Schifffahrt (Lootſengeld, Hafengeld u. |. w.) gehören 
(vergl. Artikel 622 Allgemeinen Deutihen Handels⸗ 
Geſetzbuchs), find befondere Haverei (Artikel 702, 703 
Allgemeinen Deutihen Handels-Geſetzbuchs). Das 
Nähere über die Frage, welche Schäden und often 
bei einer großen (gemeinjchaftlihen) Haverei erjegt 
werden, wie diefer Schaden zu ermitteln ift, fowie 
darüber, nad) welchem Verhältniß die einzelnen In—⸗ 
terefjenten zur gemeinjchaftliden Haverei beitragen, 
enthält das Allgemeine Deutjche Handels-Geſetzbuch im 
Artikel .708 flade. 
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Ueber die Schadengfeftitellung Behufs Reklamirung 
der Berfiherungsfumme ergeben die Artikel 886 figbe. 
de3 Handels⸗Geſetzbuchs das Nähere. 

Bum Nachweiſe des Unfalls ſelbſt dient in beiden 
Fällen (ſowohl bei der Haverei, als bezüglich der Vers 
fiherungs-Berhältniffe) die Bertlarung und das Schiffs⸗ 
Journal. 

Der Schiffsführer iſt für das ihm anvertraute Schiff 
und deſſen Ladung verantwortlich. Kommt Schiff oder 
Ladung in beſchädigtem Zuſtande oder gar nicht an, 
oder hat zum Vortheil von Schiff oder Ladung ein 
außerordentlicher Koſtenaufwand gemacht werden müſſen, 
ſo muß der Schiffer erforderlichen Falls die Seeunfälle, 
von welchen er betroffen zu ſein angiebt, bewahrheiten 
und ſich darüber ausweiſen, daß er den ihm obliegen⸗ 
den Verpflichtungen nachgekommen iſt. 

Es kann, der Natur der Sache nach, in den meiſten 
Fällen feine anderen Beweismittel über den Hergang 
geben, ala die Ausjage des Schifferd und der Schiffs⸗ 
mannſchaft. Damit diefe Beweismittel nicht verloren 
gehen, jchreibt das Handels-Geſetzbuch vor, daB ber 
Schiffer nicht nur alle Unfälle, welche dem Schiff oder 
der Ladung zuftohen und die Beichreibung derfelben 
in das Schiffs-Journal einzutragen hat (Artilel 487 
Allgemeinen Deutihen Handels-Geſetzbuchs), fondern 
e3 verordnet au, daß der Schiffer im Beitimmungs- 
bafen, im Notbhafen oder am eriten geeigneten Orte 
mit Zuziehung aller Perſonen her Schiffs-Beſatzung 
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oder einer genügenden Zahl derfelben eine Verklarung 
ablegen joll. 

Nach 8. 86 des Konſular⸗Geſetzes ſind die Konſuln 
befugt, Verklarungen aufzunehmen. Sie haben dies 
aber nur auf den Antrag der Betheiligten zu thun; 
verlangt keiner der Intereſſenten die Verklarung, ſo iſt 
ſie nicht von Amtswegen zu veranlaſſen. 

Dem Antrage auf Verklarung muß das Schiffs⸗ 
Journal und ein Verzeichniß aller Perſonen der Schiffs⸗ 
Beſatzung beigefügt werden. Der Konſul ſetzt nach 
Empfang einer ſolcher Anmeldung einen Termin zur 
Aufnahme der Verklarung an. Dieſer Termin wird 
in geeigneter Weiſe öffentlich bekannt gemacht, inſofern 
die Umſtände einen ſolchen Aufenthalt geſtatten. Die 
Intereſſenten von Schiff und Ladung, ſowie die etwa 
ſonſt bei dem Unfall Betheiligten (Hülfsleute, Berger, 
Lootſen, Angeſegelte etc.) find berechtigt, ſelbſt oder durch 
ihre Vertreter der Ablegung der Verklarung beizu- 
wohnen. Sie haben die Befugniß, durch den Konful 
Fragen an den Schiffer und defien Leute richten zu 
laſſen. Die Verklarung gefhieht auf Grundlage des 
Schiffs⸗-Journals. Kann das geführte Sournal nicht 
beigebracht werden oder ift ein Sournal nicht geführt, 
fo ift der Grund davon anzugeben. Die Auswahl der 
bei der Verklarung zu hörenden Sciffsleute fteht zu- 
nächſt dem Schiffer zu. Der Konful ift aber befugt, 
außer den geitellten nody andere Perſonen ber Schiffs⸗ 
Beſatzung, deren Abhörung er angemeſſen findet, zu 
vernehmen. Der Konſul kann den Schiffer und den 
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Säiffsleuten zum Zweck befjerer Aufklärungen gecignete 
Fragen vorlegen. Der Schiffer und die zugezogenen 
übrigen Perſonen der Schiffs-Beſatzung Haben ihre 
Ausfage zu befchwören. Das Handels-Geſetzbuch ver: 
pflicätet jeden Schiffsmann ausdrüdlih, auf Verlangen 
bei der Verklarung mitzuwirten und feine Yusfage 
eiblih zu beftärlen. Er kann dazu durch Verhaftung 
angehalten werden. 

Der Eid ift dahin zu formuliren, „daß der Schwö- 
rende von Allem, worüber er vernommen worden, nad) 
feinem beiten Wiffen die reine Wahrheit gefagt und 
twiffentlich weder etwas verſchwiegen, nod Hinzugefügt 
habe.” (Wegen Eingangd- und Schlußformel vergl. 
oben zu 8. 4.) 

Die über die Verklarung aufzunehmende Berhand- 
lung iſt in Urſchrift aufzubewahren und jedem Be- 
tbeiligten auf erlangen beglaubigte Abjchrift zu er⸗ 
tbeilen. , 

Die von den Konfuln aufgenommenen Berllarungen 
haben im Gebiete des Handels-Geſetzbuchs volle recht⸗ 
lihe Wirkung. Wenn aber die Verllarung außerhalb 
des Gebiets des Handels-Geſetzbuchs gebraudjt wird, 
fo kann e3 in Frage kommen, ob dad von einem Konſul 
aufgenommene Dokument Gültigkeit hat. Um den In⸗ 
tereffenten Weitläufigleiten und Berlufte zu eriparen, 
hat deshalb der Konſul Diejelben darauf aufmerkam 
zu machen, daß die Konfulats-Urktunde möglicher Weile 
außerhalb des Reichsgebiets nicht anerkannt merden 
würde. 
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8) Die Feititelung und Vertheilung der Schäden 
bei der großen Haverei nennt man Dispade. 

Auch in Fällen befonderer Haverei bedarf es bei 
Partialfhäden oft der Aufmahung einer Schaden-Be- 
rechnung (Dispache), um Seiten! des Berficherten den 
Verſicherer in Anſpruch nehmen zu können. 

Die Dispadye wird im Gebiete des Handels-Geſetz⸗ 
buchs durch die ein für allemal oder für den befonderen 
Hal beftellten Dispacheure aufgemadit. 

Die Frage, von wem die Dispahen im Auslande 
aufgemacht werden müffen, um gültig zu fein, ift im 
Handels-Geſetzbuch nicht entſchieden. 

Der 8. 86 des Konſular-Geſetzes ermächtigt die 
Konſuln, auf Antrag des Schiffsführers die 
Dispache aufzumachen. Das Handels-Geſetzbuch ent⸗ 
hält keine Beſtimmungen über das Verfahren bei der 
Aufmachung der Dispache, es hat dieſelben vielmehr 
ausdrücklich den Landes-Geſetzen vorbehalten. 

Wird der Konſul um Aufmachung einer Dispache 
angegangen, ſo hat er ſich zunächſt alle auf den Fall 
bezüglichen Dokumente (Verklarung, Polize, Charte⸗ 
partien, Konnoſſemente, Fakturen u. ſ. w.) vorlegen 
zu laſſen, die Intereſſenten zu hören und ſich ſonſt 
alle erforderliche Aufklärung zu verſchaffen. Das Dig- 
pache⸗Dokument jelbjt beginnt mit einer Darftellung 
des Havereifall3 unter genauer Anführung der dem 
Konful eingehändigten, darauf bezüglihen Papiere. 
Alsdann folgt die Feſtſetzung der Schäden und Koften, 
die Beſtimmung der Werthe, mit welchen Schiff, Ladung 
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reſp. Fracht zu den Schäden beizutragen haben, end⸗ 
lid die Feftflellung der Summen, welde hiernach auf 
Schiff, Ladung reſp. Fracht fallen. Der Konful muß 
bei Aufmachung der Dispaden diejenigen Grundſätze 
über Affeluranz- und Havereiſachen zur Richtſchnur 
nehmen, welchen die Betheiligteu, fei es in einer Polize, 
fei e8 auf andere Weiſe, gleich Anfangs oder mittelft 
jpäterer Bereinbarung nachweislich fih unterworfen 
haben oder melden fie durch Geſetz oder Gewohnheit 
unterworfen find. Es kann im einzelnen alle ſehr 
ihwierig fein, zu beurteilen, melde Beſtimmungen 
hiernach in Anwendung zu bringen find. Daher wirb 
dem Konſul empfohlen, im Zweifel Sachverſtändige zu 
Rathe zu ziehen. 

Zu 8. 87. Der 8. 37 verweilt in Betreff mehrerer 
Befugniffe und Obliegenheiten der Konſuln auf die be⸗ 
züglichen Vorſchriften des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
Geſetzbuchs. Bon dieſen find die Art. 587 und 547 
aufgehoben und durch die betreffenden Beitimmungen 
der Seemannd-Drdnung erſetzt. 

1) Zu den Redtägeichäften, welche der Schiffer kraft 
feiner Anftelung außerhalb des Heimathhafens für den 
Rheder vorzunehmen befugt ift, gehört nach Art. 499 
de8 Handels-Geſetzbuchs aud der Verkauf des 
Schiffes, aber nur im Falle dringender Nothwendig- 
teit, Vor dem Verlauf, der übrigens öffentlich ge- 
Ihehen muß, hat der Schiffer feititellen zu lafjen, daß 
dringende Nothwendigkeit obmwaltet. Dieſe Feſtſtellung 
muß in der Regel durch das Orts⸗Gericht nach An⸗ 
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hörung von Sadverftändigen und mit Zuziehung des 
Konfuls erfolgen. Die Konfuln haben in folden Fällen 
eincrfeit3 dem Schiffer allen Beiltand zu leiften zur 
Herbeiführung einer prompten Entſcheidung des Orts⸗ 
Gerichts, andererfeit3 darauf hinzuwirken, daß ſachgemäß 
und den Sntereffen des Rheders entiprehend entſchieden 
wird. Iſt die Feſtſtellung durch dag Ort3-Gericht oder 
durch eine andere Behörde im Konfulats-Bezirt nicht 
zu erlangen, fo ift der Konſul verpflichtet,‘ fich felbit 
der Unterfuhung zu unterziehen, und, wenn er nad) 
Anhörung von Sadverftändigen die Meberzeugung ge— 
winnt, daß ein Fall dringender Nothwendigkeit vorliege, 
darüber dem Schiffer ein fchriftliches Zeugniß in be- 
weifender Form (oben $. 15) auszujtellen. 

2) Zit der Schiffer zur Eingehbung von Bod- 
mereis®ejhäften genöthigt, fo bedarf er nah Ar 
tifel 686 des Handeld-Gefepbuches einer urkundlichen 
Bezeugung der Nothwendigleit. In diefem Yale ift 
aber der Konful in erfter Stelle zur Unterfudung des 
Falles und Ausftellung des Zeugniſſes berufen; nur 
wo fein zuftändiged Konſulat erreichbar ift, darf der 
Schiffer ſich an das Gericht oder die fonft zuftändige 
Behörde des Aufenthaltorte® menden. Der Konful 
darf alfo in den Fällen des Artikels 686 den Schiffer 
niemal® an eine andere Behörde verweilen. Vor der 
Ausstellung des Zeugnifjes hat der Konful forgfältig 


und gewiffenhaft zu prüfen, ob die Berbodmung nad) den 


Vorſchriften der Artikel 680 und 681 des Handels-Geſetz⸗ 
buchs zuläffig und im Einne derſelben nothwendig jei. 
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3) Die Vorſchriften in den 88. 46, 47, 64, 66, 71, 
104 und 105 der Seemanns-Ordnung regeln das Ber: 
balten der Konfuln bei Streitigkeiten zwiſchen 
dem Schiffer und den Schiffsleuten Nach 
8. 104 ift zunächſt jeder Konful verpflichtet, die gütliche 
Ausgleichung der zu feiner Kenntniß gebrachten, zwiſchen 
dem Schiffer und dem Schiffämann beftehenden Streis 
tigfeiten zu verjuchen. Insbeſondere bat der Konful, 
vor welchem die Abmufterung des Schiffsmanns erfolgt, 
hinſichtlich ſolcher Streitigkeiten einen Güteverfuch zu 
veranstalten. Der 8. 105 betrifft fpeziell die Anfprüche 
des Schiffsmanns gegen den Schiffer mwährend ber 
Dauer des Dienftverhältniffes. Wegen derjelben darf 
der Sciffamann zur Vermeidung der im 8. 105 an⸗ 
gedrohten Nachtheile den Schiffer vor einem fremden 
Gerichte nicht belangen; er kann dagegen in Fällen, die 
feinen Aufichub leiden, die vorläufige Entscheidung des 
Konſuls nachſuchen, welche bis zu anderweiter Entjchei- 
dung der nad) Beendigung der Reife in der Sache zu⸗ 
ftändigen Behörde beide Theile bindet. Der Schiffer, 
welcher dem Schiffämann ohne dringenden Grund die 
Gelegenheit verjagt, die Entfcheidung des Konſuls nach⸗ 
zufuchen, verfällt in Strafe (vergl. die Anftruftion zu 
$. 88). Dur 8. 46 wird ferner dem Konful, vor 
welchem abgemuftert wird, die Befugnik eingeräumt, 
über den Anſpruch des Schiffsmanns auf Vergütung 
wegen einer vom Schiffer angeordneten Kürzung der 
Nationen etc. unter Vorbehalt des Rechtsweges zu ent- 
iheiden. Nach 8. 64 darf der Schiffsmann, welcher fi 
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für berechtigt hält, die ihm vom Schiffer verfagte Ent- 
laffung zu fordern, außerhalb des Deutichen Reiches, 
abgefehen von dem alle eines Flaggenwechſels, den 
Dienst nicht ohne Genehmigung des zuftändigen Konſuls 
verlaffen. Das Bumiderhandeln gegen diefe Borfchrift 
ift nad) 8. 88 mit Strafe bedroht. Umgekehrt darf der 
Schiffer nad 8. 71 einen Schiffsmann im Auslande 
nicht ohne Genehmigung des Konſuls zurüdlaffen. Rad) 
8. 66 ift die Genehmigung des Konſuls erforderlich, 
wenn der dem Schiffsmann zuftehende Anſpruch auf 
freie Zurüdbeförderung durch Nachweiſung eines ent- 
ipredenden Schiffsdienſtes als erfüllt angefehen wer⸗ 
den fol. 

Bei der Enticheidung derartiger Streitigkeiten haben 
die Konfuln, abgejehen von den in Betracht lommenden 
thatfächlichen Verhältniſſen, zunächſt die von den Par⸗ 
teien ſchriftlich (z. B. in der Muſterrolle) oder münd⸗ 
lich getroffenen Verabredungen, ſoweit dieſelben geſetzlich 
verbindlich ſind, demnächſt aber die maaßgebenden Rechts⸗ 
vorſchriften, insbeſondere die Vorſchriften der Seemanns⸗ 
Ordnung zu beachten. In den Fällen der 88. 46 und 
105 der Seemanns-Ordnung haben die Konſuln ihre 
Entſcheidung unter Angabe der Gründe ſchriftlich ab- 
zufafjen und jeder Bartei eine Auzfertigung unter ihrem 
Siegel und ihrer Unterfchrift zuzuftellen, fofern darauf 
nicht verzichtet wird; in den Fällen der 88. 64, 66, 71 
bedarf es dagegen der Ausfertigung einer fchriftlichen 
Genehmigung nur auf bejonderes Verlangen des einen 
oder des anderen Theils. 
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Endlich gehört hierher noch die Borfchrift des 8. 47 
der Seemann3-Ordnung. Danach bat, wenn ein Schiffs- 
Offizier oder nicht weniger als drei Schiffsleute Be- 
ſchwerde Darüber erheben, daß das Schiff, für welches 
fie angemuftert find, nicht feetüichtig ift, oder daß bie 
Vorräthe, welche das Schiff für den Bedarf der Mann- 
haft an Speifen und Getränken mit fi führt, un- 
genügend oder verborben find, der Konful eine Unter- 
juhung des Schiffe, beziehungsmweife der Borräthe zu 
veranlafien, und deren Ergebniß in das Schiffs-Journal 
einzutragen, auch, falls die Beſchwerde ſich als begründet 
erweift, für die geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. Um 
eine mißbräudjlicde Anwendung des der Schiffg-Mann- 
haft durch diefe Beitimmung eingeräumten Beſchwerde⸗ 
rechts und die Daraus Der Ahederei und den ſonſt Be⸗ 
theiligten erwachfenden Schäden zu verhüten, haben die 
Konfuln bei der Ausführung bes 8. 47 folgende, im 
Einvernehmen mit den betreffenden Ausfchüffen des 
Bundesraths aufgeftellte Vorſchriften, auf das Sorg⸗ 
fältigfte zu beobachten. 

1. Wird bei dem Konful von Ungebörigen der 
Mannſchaft eines Schiffes Beſchwerde darüber erhoben, 
dab daſſelbe nicht feetlichtig fei, oder daß die Vorräthe, 
welche e8 für den Bedarf der Mannſchaft an Speijen 
und Getränken mit fih führt, ungenügend oder ver- 
dorben feien, jo hat der Konſul zunächſt die Legitimation 
der Befchwerdeführer feſtzuſtellen. Insbeſondere ift, 
wenn die Beſchwerde von einem Schiffsmann unter Be- 
tufung auf feine Eigenfchaft als Schiffs⸗Offizier erhoben 

Born, Die Konſulargeſetzgebung. 9 
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wird, von ihm der Nachweis zu führen, daß ihm die— 
jelbe wirklich zufteht. Nur der Steuermann des Schiffes 
ift von Diefem Nachweiſe befreit. 

2. Rad) Feſtſtellung der Legitimation find die Be- 
jeäwerbeführer über ihren Antrag zu Protokoll zu ver- 
nehmen. 

3. Die Vernehmung jedes einzelnen Beſchwerde⸗ 
führers erfolgt abgejondert ohne Beijein der übrigen. 

Vor der Vernehmung ift jeder bderjelben auf die 
Straf-Beitimmungen des 8. 94 der Seemannz-Orbnung 
und auf die Entſchädigungs⸗Anſprüche Binzumeifen, 
welche er, fall die Beichwerde unbegründet befanden 
wird, zu gewärtigen bat. 

4. Der Vernommene bat fi) ausführlich Darüber 
zu erllären: 


a) auf welche Thatfachen er die Anuahane ftübt, 


daß das Schiff nicht jeetüchtig ſei, oder daß 
die Borräthe, welche Dafjelbe für den Bedarf 
der Mannſchaft an Speilen und Getrünken 


mit fi) führt, ungenägenb ober verdorben 


feien; 


b) dur welche Beweismittel die Feftftellung 


diefer Thatfachen zu bewirken ift. 


5 Nach dem Abſchluß der Bernehmungen hat der 


Konſul zu prüfen: 

a) ob die thatſächlichen Angaben der Beſchwerde⸗ 
führer, wenn fie durch die Beweißaufnahme 
betätigt werden follten, Die Annahme recht: 
fertigen, dab das Schiff nicht feetüchtig fei, 
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oder dat die Borräthe deffelben für den Bes 
darf der Maunidaft an Speilen und ®e 
trünken ungenügend oder verborben feien; 
b) ob, wenn die Beſchwerde von mindbeftens drei 
Schiffsleuten erhoben ift, die thatfächlichen 
Angaben jedes Einzelnen von ihnen im 
Befentlihen mit den Ausſagen der anderen 
Beichwerdeführer übereinftimmen. 


Trifft die eine oder die andere dieſer beiden 
Boraußfegungen nicht zu, fo ift die Be- 
ſchwerde ohne Weiteres als unbegründet, be- 
ziehungsweiſe unzuläffig abzuweijen. 

6 Wenn Dagegen der erhobenen Beſchwerde nad 
Maaßgabe der unter Nr. 5 getroffenen Beltimmungen 
weitere Yolge zu geben ift, fo hat der Konſul zunächſt - 
den Schiffer über die einzelnen Beſchwerdepunkte zu 
hören. Findet die Angelegenheit durch deſſen Erlläs 
rung nit ihre Erledigung und ift auch durch die ſonſt 
ih darbietenden Beweismittel, insbeſondere durch eine 
Vernehmung der übrigen Schiffs-Mannſchaft eine ge⸗ 
nügende Aufklärung des Sachverhaltes nicht zu ge— 
winnen, ſo hat der Konſul eine Unterſuchung des Schiffs, 
beziehungsweiſe der Vorräthe zu veranlaſſen, und nach 
Beendigung derſelben in Gemäßheit des 8. 47 der See⸗ 
manns⸗Ordnung weiter zu verfahren. 

7. Mit der Unterſuchung des Schiffes oder der 
Vorräthe ſind unparteiiſche Sachverſtändige und zwar, 
wenn tm Hafen Deutſche oder einer anderen befreun⸗ 

9% 


132 Allg. Dienftinftruction. 


deten Nation angehörige Schiffe anweſend find, zwei 
oder drei von den Führern diejer Schiffe zu betrauen. 

Das Ergebnik der Unterfuhung ift durch ein von 
den Sachverſtändigen zu unterzeichnende® Protokoll 
feitzuftellen. 

8. Hat eine Unterfuhung des Schiffes oder der 
Borräthe Stattgefunden, jo bat der Konful unverzüglich 
unter abfchriftlider Einreihung der Berhandlungen, 
fowie unter Mittgeilung der getroffenen Enticheidung 
und der zu deren Ausführung etwa erlaffenen An- 
ordnungen dem Auswärtigen Amte eingehenden Bericht 
zu eritatten. 

4) Ueber die Befugniß der Konjuln zur Ausſtellung 
interimiftifher Schiffs⸗Certifikate vergl. oben zu 8. 30. 


Seite 1. 


Anbang. 


Formular zur Mujterrolle. 


Deutſches Neid. 








ufterrolle 


Kae ae Ze ur ze zer zu zu zu Zu Ze Zu Zu Zu Zu Ze Ze zu u Zu ze ae ur ze ze ze a ze a a ee a a ae ze rer a ae ee u er ze a u ae ze ae a a a ee nz 


er ern rent 
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Seite 2. 
— — 
Vor dem unterzeichneten Seemanns⸗Amte 
) 
ſind erſchienen der Schifffe 
führend das Deutſche Schiff.................... einerſeits 
und 
die nachbenannten Schiffsleute andererſeits 
1) Steuermant.................................... aus 
2) Unterſteuermann AL .......... 
3) $....unnnunenannnaunennnnnnennnennnnnnen eennnnnnnnenennnnnnennannnnnnnn 


——2 


Dieſelben haben den nachſoigenden zwiſchen ihnen 
abgeſchloſſenen Heuervertrag verlautbart. 


J. 
Die vorbenannten Schiffsleute verheuern ſich zum 
Schiffsdienſte auf dem oben bezeichneten Schiffe nad) 
Maßgabe der Seemanns-Ordnung etc. 


—.nnmnteThernunuuereen.e 


FE EEE Eee Eee EN ee ge er rer Se er ee ser a ee Er FR 


Die Heuer für die einzelnen Schifisleute ift auf Die 
neben den Ramensunterfchriften vermerkten Beträge 
(A.) vereinbart und find darauf die ebendafelbit (B.) 


angegebenen Vorſchüſſe bezw. Handgelder gezahlt. 


*) Zur Aufnahme der Bezeichnung bed Konſulats beftimmt. 
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II. 
An Belöftigung erhält jeder Shiffsmann für den 


a nr nee 


Din nn Te en nn en aan em nee ren ner 


IV. 
Beiondere Berabredungen find ................ getroffen 


ir I ET IT nn ner ann 


Geite 3. 
— — 


Vorſtehende Verhandlung iſt — einſchließlich der 
nachfolgenden Angaben über Heuer, Vorſchuß und Hand⸗ 
geld — den Anweſenden vorgeleſen, von ihnen ge- 
nehmigt und von den Schiffsleuten 


A. Heuer B. Vorſchuß D. Dienftlice 


2. Unterftenermanit. 


— — — — — — — 
— — — — — — 


— — — — — — — — — —— — — — 
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vorftehend, ſowie von dem Schiffer, wie folgt:................ 
unterſchrieben. 
nannten DEN.....................18 

Das Gesmanwsani. 


ee ee ee ee er ee Bee ee ee Ze ur re 


Peer Se Se er er ea u Zr year re a Er Ze er Er ee er er en 


6) Das Gefeh, betreffend die Rechtsver— 

hältniffe der Reichsbeamten. Vom 81. Mär, 

1873 (RGB. 61.) enthält folgende bie Konfuln bes 
treffende Borichriften: 

8.19. ..... Für diejenigen Reichsbeamten, deren 
Wohnort außerhalb der Bundesſtaaten ſich befindet, 
kommen binfichtlich dieſer Rechtsverhältnifſe vor Deutfchen 
Behörden bie gejeglichen Beitimmungen ihres Heimaths⸗ 
finetes (8. 21) und, in Ermangelung eines folchen, die 
Vorſchriften des preußiſchen Rechts zur Anwendung. 

8. 21. Reichsbeamte, deren dienſtlicher Wohnfib fi 
im Auslande befindet, behalten den ordentlichen per- 
ſönlichen Gerichtsftand, weldden fie in ihrem Heimaths⸗ 
ftante hatten. In Ermangelung eines ſolchen Gerichts⸗ 
Handes ift ihr ordentlicher perfünlicder Gerichtsſtand in 
der Hauptftadt des Heimathsftantes, und in Ermangelung 
eines Heimathäftantes vor dem Stabtgericht zu Berlin 
begründet. Iſt die Hauptſtadt in mehrere Gerichtsbe⸗ 
zicke getheilt, fo wird das zuftändige Gericht im Wege 
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der Juſtizverwaltung durd) allgemeine Anordnung be- 
ftimmt. 

Auf Wahlkonſuln finden diefe Beitimmungen Teine 
Anwendung. 

8. 22. Befindet fich der dienſtliche Wohnfig des Be— 
amten (8. 21) in einem Lande, in weldem Reichs— 
Konfulargerichtöbarkeit bejteht, jo wird durch die vor- 
ftehende Bejtimmung nicht ausgefchloffen, daß der Be- 
amte zugleich der Reich? - Konjulargerichtäbarkeit nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 8, November 1867 (Bundes- 
Gefegbl.) S. 137) unterliegt. ') 

8. 40. Hat der in den Ruheſtand oder in den einſt⸗ 
weiligen Rubeftand verjeßte Beamte feinen dienftlichen 
Wohnſitz im Auslande, fo find demfelben die Koften 
des Umzuges nad) dem innerhalb des Reichs von ihm 
gewählten Wohnorte zu gewähren. 

8. 51. Den gejandtihaftliden und den befoldeten 
Konfulat3beamten, welche in außereuropäiichen Rändern 
eine längere als einjährige Verwendung gefunden haben, 
wird die daſelbſt zugebrachte Dienftzeit bei Verwendung 
in Oft- und Mittelafien, Mittel- und Süd⸗Amerika bei 
der Penfionirung doppelt in Anrechnung gebradt. 

Bei Verwendung von gefandtichaftlihen oder don 
befoldeten Konfulatsbeamten in anderen außereurg- 
päifhen Ländern ala den vorbezeichneten ift es dem 
Beichluffe des Bundesraths vorbehalten, dem Bor- 
ftehenden entiprechende Beftimmungen zu treffen. ?) 


1) Jeht daB G. v. 10. Juli 1879 (RGB. 197). 
3) gl. unten Biff. 12. 


Strafprogehorbnung. $. 11. 137 


8.88. ..... BZuftändig im einzelnen Falle ift die Dis- 
ziplinarlamımer, in deren Bezirk der Angefchuldigte zur 
Zeit der Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens 
feinen dienftlihen Wohnſitz Hat, und wenn diefer Wohn⸗ 
fig im Auslande fich befindet, die Disziplinartammer 
in Botsdam..... 

8. 114. Befindet fih der Angeſchuldigte im Aus—⸗ 
Iande, jo Hat die Disziplinarlammer die Friſten zur 
Anmeldung und Redjtfertigung feiner Berufung und 
zur Beantwortung der Berufung des Beamten ber 
Staat3anwaltihaft mit Rüdfiht auf die Entfernung 
des bdienftlihen Wohnſitzes des Angefchuldigten von 
Amts wegen zu erweitern und die betreffende Verfügung 
gleichzeitig mit dem Urtheil beziehungsweife mit der 
Anmeldung der Berufung des Beamten der Staat3- 
anwaltihaft dem Angeſchuldigten zuzuftellen. 


D Strafprozeßordnung Bom 1. Februar 1877. 
(RGB. 253.). 


8. 11. Deutſche, welche das Recht der Exterritorialität 
genießen, jowie die im Ausland angeftellten Beamten 
des Reichs oder eine? Bundesitaated behalten in An⸗ 
fehung des Gericht3ftandes den Wohnfig, welchen jie 
in dem Heimathaftante hatten. In Ermangelung eines 
ſolchen Wohnfites gilt die Hauptſtadt des Heimaths⸗ 
ſtaates als ihr Wohnſitz. Iſt die Hauptſtadt in mehrere 
Gerichtsbezirke getheilt, ſo wird der als Wohnſitz geltende 
Bezirk im Wege der Juſtizverwaltung durch allgemeine 
Anordnung beſtimmt. 
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Ant Wahlkonſuln finden diefe Beitimmungen Feine 
Anwendung. 
8) Wörtlich die nämliche Vorſchrift in Civilprozeß- 
ordnung. Vom 80. Januar 1877. (RGB. 83.) 8. 16. 


9) Verordnung, betreffend die Zuſtändig— 

feit der Reihsbehörden zur Ausführung 

be3 Geſetzes vom 31. März 1873 und Die 

Anftellung der Reihsbeamten. Vom 38. No— 
dember 1874. (RGB. 136.). 


5. 2. Eine Kaiſerliche Beftallung erhalten: 

2. die Konfuln (Artilel 56 der Reichsverfaſſung). 

8. 3. Die Anſtellungs⸗Urkunden der übrigen Reichs⸗ 
beamten werden im Namen des Kaiſers vom Reichs⸗ 
tanzler oder von den durch Denfelben dazu ermächtigten 
Behörden ertheilt. 

8. 4. Die 88.2 und 3 finden auf diejenigen Reichs⸗ 
beamten keine Anwendung, über deren Anftellung durch 
Reichsgeſetz oder vertraggmäßig eine abweichende Be- 
ftimmung getroffen iſt.) 

Verzeichniß der Reichſsbehörden. 
I. Oberſte Reichsbehörden. 
(Geſetz vom 31. März 1873 88. 8, 16, 16, 38, 54, 


6466, 68-69, 75, 81, 84, 85, 96-98, 101, 121, 
122, 197, 128, 131, 139, 150, 151, 153.) 


1) &, über die Konfularagenten oben &, 38. 
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Borbehaltlich der verfaffungsmäßigen Verantwortlich⸗ 
keit des Reichſkanzlers find zuftändig: 
23) dad Auswärtige Ant. 


II. Hößere, der oberftien Reichsbehörde unmittelbar 
untergeorbnnete Reichsbehörden und Borfteher ſolcher 
Behörden (Geſetz vom 81. März 1873 88. 81, 86, 189, 

151, 1858). 
A. Auswärtiged Amt. 

3) Die General-Ronfuln und die Berufs-Konſuln in 
Ländern, in welchen cin höherer diplomatifcher Beamter 
nicht refidirt. 

IIT. Vorgeſetzte Dienjtbehörden (Gejeg vom 31. März 
1873 88. 7, 12, 38, 62.) 

Borbehaltlich der verfaffungsmäßigen Verantwortlich⸗ 

feit des Reichsbanzlers find zuftändig: 
A. Auswärtiges Amt. 
Die unter II. A. aufgeführten Behörden. 


IV. Unmittelbar vorgefehte Behörden bezw. Beamte. 
(Geje vom 31. März 1873 88. 58, 146.) 
©. In Uebrigen gelten ald unmittelbar vorgeſetzte 
Behörden bezw. Beamte: 

1) der Vorſteher jeder Behörde Hinfichtlich der bei 
ihr angeftellten Beamten, 

2) jede Behörde, welcher eine andere unmittelbar 
untergeber ift, hinſichtlich des Vorſtehers oder, 
wo ein folder fehlt, Hinfichtlicg der Beamten ber 
untergebenen Behörde. 
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10) Berordnung, betreffend den Urlaub der 
gefandtfhaftlihen und Konfularbeamten 
und deren GStellvertretung. Vom 23. April 1879 
(RGB. 134). 

8. 1. Anträge der gefandtichaftlihen und Konfular- 
beamten auf Bewilligung von Urlaub find unter An— 
gabe der Beranlafjung und des Zwecks der unmittelbar 
vorgefegten Behörde oder dem unmittelbar vorgejehten 
Beamten einzureichen. 

8. 2. Unferen Botichaftern, außerordentlichen Ge— 
fandten und bevollmächtigten Miniftern und Minifter- 
refiventen wird der Urlaub von Uns auf Antrag des 
Reichskanzlers bewilligt. 

In allen anderen Fällen wird der Urlaub vom Reichs⸗ 
tanzler ertheilt; jedoch können die einer Gejandtichaft 
oder einem Konſulate vorftehenden Beanıten ihren Unter- 
gebenen zu Reifen außerhalb Deutſchlands Urlaub bis 
zur Dauer einer Woche ertbeilen. 

8. 3. Wird ein Urlaub zur Wiederherftellung der 
Gefundheit nachgeſucht, fo ift dem Antrage eine ärzt- 
liche Beicheinigung beizufügen. 

Der Reichskanzler ift berechtigt, die VBeibringung 
einer folchen Beicheinigung ausnahmsweiſe zu erlafjen. 

8. 4. Der beurlaubte Beamte hat dafür zu jorgen, 
daß ihn während der Abmwefenheit von feinem Amtzfige 
Berfügungen der vorgejegten Behörden erreichen können. 

8. 5. Bei Ertheilung des Urlaubs ift gleichzeitig für 
die Vertretung des beurlaubten Beamten Sorge zu tragen. 

8. 6. Erhält ein Gefandter Urlaub von mehr als 
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14 Tagen, jo wird dem ihn vertretenden Geſchäftsträger 
aus den nah 88. 7 und 9 dieſer Verordnung ein- 
tretenden Abzügen für die gefammte Dauer des Urlaubs 
eine Dienftaufwands-Entihädigung gewährt, welche bei 
den Botjchaftern auf 15 Prozent, bei den übrigen ®e- 
fandtichaften auf 20 Prozent de8 auf die Urlaubszeit 
entfallenden Betrages der dem Gejandten zuftehenden Res 
präjentationggelder zu bemefjen ift. 

Sn allen anderen Fällen hängt die Gewährung 
und die Feſtſetzung der dem Vertreter des beurlaubten 
Beamten zu bewilligenden Dienſtaufwands-Entſchä⸗ 
digung von dem Ermefjen de Reichskanzlers ab. 

8. 7. Bei einem Urlaube von mehr als 3 biß zu 6 
Monaten wird für den drei Monate überfteigenden 
Zeitraum die Hälfte des vollen etat3mäßigen Dienft- 
eintommens, bei einem Urlaube von mehr ala 6 Monaten 
für den 6 Monate überfteigenden Zeitraum das ge⸗ 
ſammte Dienfteinlommen de3 Beurlaubten einbehalten. 

Bei Berechnung diefer Yriften wird, falls der Ur- 
laub von einem außerhalb Europa gelegenen Orte 
aus angetreten wird, die zur Hin- und Rüdreife im 
Durchſchnitt erforderliche, vom Reichskanzler feitzufegende 
Zeit in den Urlaub nicht eingerechnet. 

Die Einbeheltung der Hälfte des Dienfteintommens 
fällt fort, wenn der Beamte in einem der im $. 51 
des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbe⸗ 
amten, vom 31. März 1878 erwähnten außereuropäiſchen 
Länder angeftellt ift und von dort aus den Urlaub antritt. 

8.8. Gemäß 8.14 des Gefeges, betreffend die Rechts— 
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verhäftniffe der Reihöbenmten, vom 81. März 1878 findet 
in SKeantheitsfällen, ſowie in den durch den Eintritt 
eines Beamten in den Reichstag verurſachten Abweſen⸗ 
beitsfällen eine Einbehaltung des perfüntichen Gehaltes 
nicht ftatt. 

Außerdem ift der Reichskanzler befugt, beurlaubte 
Beamte ausnahmsweiſe im Genufje ihres perfönlichen 
Gehalts noch nah Berlauf der im 8. 7 bezeichneten 
Friften zu belafien. 

8. 9. Erhält ein Gefandter Urlaub von mehr als 
14 Tagen, jo werden demfelben 20 Prozent der Repräfen- 
tationdgelder, auf die Zeit vom Beginn des Urlaubs 
bis zum Eintritt der im 8. 7 beitimmten Einbehaltung 
des halben oder gefammten Dienjteinlommens berechnet, 
in Abzug gebradit. 

In allen anderen Urlaubsfällen beitimmt der Reichs⸗ 
kanzler, ob und in welchem Betrage, bis zum Eintritt 
der Einbehaltung des Halben oder gejammten Dienit- 
einlommens, der Abzug eines Theils der Ortszulage 
zur Dedung der Stellvertretungstoften ftatizufinden bat; 
dieſer Abzug darf 30 Brozent des auf die Zeit vom Beginn 
de3 Urlaubs bi zum Eintritt der Einbehaltung ent- 

fallenden Betrages der Ort3zulage nicht überfteigen. 

8. 10. Bei Berechnung der eimzubehaktenden ober 
in Abzug zu bringenden Beträge für Theile von Monaten 
werden die letzteren ſtets zu 30 Tagen angenonmten. 

8. 11. Bis zum Eintritt der im $. 7 bezeichneten 
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Einbehaftung des halben oder gefammten Dienftein- 
kommens haben die beurlaubten Beamten alle nad) den 
jest beftehenden Beſtimmungen nicht erftattungsfähigen 
amtlichen Ausgaben der von ihnen belleideten Stelle 
zu tragen. 

8. 12. Die Urlauböbewilligung kann jederzeit zurüds 
genommen werben, wenn das dienftliche Intereſſe es 
erbeifcht. 

8. 13. Für den Urlaub der Wahlkonſuln bleiben 
an Stelle der vorftehenden Anordnungen die hierfür 
im $. 6 der allgemeinen Dienftinftrultion für bie 
Konjuln vom 6. Juni 1871 gegebenen Beitimmungen 
in Kraft. 

8. 14. Gegenmwärtige Verordnung findet auf alle 
diejenigen Beurlaubungen der Beamten Anwendung, 
welde nad dem 80. April d. 3. ihren Anfang 
nehmen. 


11) Berordnung vom 3. April 1879 (RGB. 

127.) und vom 7. Februar 1881 (RGB. 27.), be- 

treffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und 

die Umzugskoſten der gejandtidhaftliden 
und Ronjularbeamten. 

8. 1. Die etat3mähigen gefandtichaftlichen und Kon- 


inlarbeamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelder 
nad den folgenden Süßen: 
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außerhalb | innerhatb 
des Reichsgebiets 
Mart | MRart 


‚bie Botfhafter ....| 0 I oo 
. die außerordentlichen Ge⸗ 


fandten und bevollmädh- 
tigten Minifter . . . . 30 24 
die Minifterrefidenten, die 
ftändigen Gejchäftsträger, 
die Generallonfuln und Die 
erften Botſchaftsſekretäre 25 18 


. die übrigen Votſchafts⸗ 


fefretäre, die Legations⸗ 

fetretäre, die Konfuln, die 

Vizelonfuln, die Dol⸗ 

metfher und Dragomand 

und bie Geſandijchafts 

prediger . . . 20 12 


. die Ranzleivorfteher und 


Kanzliften bei den Gejanbt- 
ihaften, die Kanzler, 
Kaffirer, Regiftratoren und 
Sekretäre bei den Kon- 
fulaten . . 2 202. 15 9 


VI. die Unterbeamten . . 5 8 
Bewegt ſich eine Dienftreife an demfelben Tage 

innerhalb und außerhalb des Reichsgebiets, jo wird 

für den Tag des Uebergangs aus Deutfchland in das 
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Ausland der höhere, für den Tag der Rückkehr in das 
Inland der niedrigere Tagegelderſatz gewährt. 

8.2. Erfordert eine Dienftreife einen außerge⸗ 
wöhnlichen Koftenaufwand, fo kann der Tagegelderjah 
($. 1) von dem Reichskanzler angemeffen erhöht werben. 

8.3. Etatsmäßig angeftellte Beamte, welche?) außer⸗ 
halb ihres Amtsſitzes kommiſſariſch befchäftigt werben, 
erhalten für die Dauer diefer Beichäftigung neben ihrem 
vollen etat3mäßigen Dienfteintommen Tagegelder, deren 
Höhe der Reichskanzler in jedem Falle beftimmt. 

Benn gefandtfchaftliche und Konfularbeamte in Folge 
beftehender Uebung oder in Folge der zeitweiien Ber- 
legung der Nefidenz des betreffenden fremden Hofes 
mit Genehmigung des Reichskanzlers vorübergehend 
ihren Aufenthalt außerhalb ihres Amtsſitzes nehmen, 
jo können denfelben für die Dauer dieſes Aufenthalts 
gleichfalls Tagegelder nad Feſtſetzung des Reichs⸗ 
kanzlers gewährt werben. 

8. 4 aufgehoben. °) 

8.5. An Fuhrkoſten einſchließlich der Koſten der 
Öepädbeförderung erhalten: 

I. bei Dienftreifen, welche auf Eifenbahnen, Dampf- 

ihiffen oder Segelfchiffen gemacht werden können: 


)8.v.7. Sehr. 1881. 8. 2. 
9) Die hier folgenden Worte „Im Auslande” find durch 8. 1. der 
V. v. 7. Febr. 1881. aufgehoben. 10 


Zorn, Die Konfulargefeggebung. 
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1. die im 8. 1 unter I biß V bezeichneten Be- 
amten für da3 Kilometer 13 Pfennig und 
für jeden Zus und Abgang außerhalb des 
Reichsgebiets 6 Mark, innerhalb desſelben 
3 Matt. 


Hat einer derim 8.1 unter I bis IV be- 
zeichneten Beamten einen Diener auf bie 
Reife mitgenommen, jo erhält er für den— 
felben 7 Pfennig für das Kilometer. 

2. die dafelbft unter VI bezeichneten Beamten 
für das Kilometer 7 Pfennig und für jeden 
Zu⸗ und Abgang außerhalb des Reichsgebiets 
2 Mark, innerhalb desfelben 1 Mark; 

I. bei Dienftreifen, welche nicht auf Eifenbahnen, 

Dampfichiffen oder Segelfchiffen zurückgelegt wer⸗ 

den können: 






außerhalb | innerhalb 
des Reichsgebiets 
Mit | Marl 
1. die im 8. 1 unter I 
bi3 III bezeichneten 
Beamten . . . . 1,00 0,80 
2. bie dafelbft unter IV 
bezeichneten Beamten 0,0 0,80 
3. die dafelbft unter V 
bezeichneten Beamten 0,0 0,0 


4. die dajelbit unter VI 
bezeichneten Beamten 
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für das Kilometer der nächſten benugbaren 
Straßenverbindung. 


Haben erweislich höhere Fuhrkoſten als die unter 
I und DI feftgefegten aufgewendet werden müſſen, fo 
werden dieſe erftattet. 

8. 6. Die Fuhrkoſten werden für die Hin- und 
Rüdreife beſonders berechnet. Hat jedoch ein Beamter 
Dienjtgeichäfte an verjchiedenen Orten unmittelbar nad) 
einander ausgerichtet, fo ift der von Ort zu Ort wirklich 
zurüdgelegte Weg ungetheilt der Berehnung der Fuhr⸗ 
toften zu Grunde zu legen. 

8. 7. Für Dienftgejhäfte am Amtsfite des Beamten 
und für ſolche Dienftgeihäfte, welche Beamte, die einer 
Geſandtſchaft oder einem Konjulate porjtehen, in geringerer 
Entfernung als adt Kilometer, die übrigen Beamten 
in geringerer Entfernung als zwei Kilometer von ihrem 
Amtsſitze vornehmen, werden weder Tagegelder noch 
Fuhrkoſten gewährt. 

Für einzelne Orte kann durch den Reichskanzler be- 
ftimmt werden, daß den Beamten bei den außerhalb 
des Dienftgebäudes vorzunehmenden Dienſtgeſchäften 
die für erforderlich gewejene Transportmittel veraus- 
lagten Koften fowie die verauglagten Brüden- und 
Fährgelder zu erftatten jind. 

Die Beitimmungen der Nr. 11 des Tarif? zum 
Geſetz, betreffend die Gebühren und Koften bei den 
Konfulaten, vom 1. Juli 1872 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 245) 


werden durch Borftehendes nicht berührt. or 
1 
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8.8. Die etatsmäßig angeftellten Beamten erhalten bei 
Neu- und Wiederanftellungen jowie bei Berfegungen 
eine Bergütung für allgemeine Umzugstojten 
einſchließlich der den Geſandten und Konfuln bisher 
gewährten bezw. nad) 8. 8 des Geſetzes, betreffend die Or⸗ 
ganiſation der Bundeskonſulate, vom 8. November 1867 
(Bundes-Geſetzbl. S. 137) zuſtehenden Einrichtungs⸗ 
gelder, und zwar in folgenden Beträgen: 

Die Botſchafter erhalten 100 Prozent, die übrigen 
einer Geſandtſchaft und die einem Konſulate vorſtehenden 
Beamten 50 Prozent des einmaligen Jahresbetrages 
ihres perſönlichen Gehalts, alle anderen Beamten die 
im 8. 20 zu b beitimmten Sätze. 

Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der 
vorgedadhten Beträge. 

Die vorſtehend feitgefehte Vergütung wird für Die- 
jenigen zu Gejandten oder felbjtändigen Konfuln er- 
nannten Beamten um ein Drittel erhöht, welche bis zu 
diefer Ernennung einer Gejandtichaft oder einem Fon- 
ſulate noch nicht oder nur einer Geſandiſchaft oder einem 
Konjulate von geringerem Range vorgeftanden haben. 

8.9. Wird einem Gefandten oder Konful eine Dienft- 
wohnung mit möblirten Empfangsräumen zugemicien, 
fo erhält derjelbe nur zwei Dritttbeile der im 8. 8 feft- 
gefegten Vergütung. 

8. 10. Die erſte Hälfte der Vergütung für allge- 
meine Umzugstojten wird mit dem Tage der Ernennung 
des Beamten, die zweite Hälfte mit dem Tage feines 
Eintreffend an dem neuen Amtsfite fällig. 


Tagegelder etc. der gejandtichaftlichen und Sonfularbeamten. 149 


Hat der Benmte in Folge eigener Entſchließung 
oder Schuld den Bolten nicht angetreten, fo ift derfelbe 
zur Wiedererftattung der ihm etwa bereitö gezahlten 
Hälfte der Vergütungsſumme verpflichtet. 

Wird dem Beamten vor dem Eintreffen auf dem 
ihm verliehenen Poſten eine andere Stelle übertragen, 
io kann die ihm etwa bereit? gezahlte Hälfte der Ber- 
gütungsfumme auf die ihm für die neue Stellung zu- 
ftehende Bergütung angerechnet werben. | 

8. 11. Wird ein Beamter unter Belaffung an feinem 
bisherigen Amtsfige zum Vorſteher einer Gefandtjchaft 
oder eines Konfulat3 befördert, jo Hat er die für das 
ihm übertragene höhere Amt in den 88. 8 und 9 be- 
ftinmte Vergütung abzüglich des für das bisher von 
ihm befleidete Amt bezogenen Bergütungsbetrages zu 
beanspruchen. Derfelbe Anſpruch fteht dem Vorſteher 
einer geſandtſchaftlichen oder fonfularifhen Behörde zu, 
wenn fein Boften im Range erhöht wird. 

8.12. Die etat3mäßig angejtellten Beamten erhalten 
in den im 8. 8 bezeichneten Zällen für den Umzug von 
ihrem biöherigen nad) dem neuen Wohnorte eine Ver⸗ 
gütung der fpeziellen Umzugskoſten, und zwar: 

1. jämmtlihe Beamte für den Transport (au3= 

ſchließlich Verpackung und Perficherung) ber 
Gegenjtände der häuslichen Einrichtung die 
wirklich gezahlten Beträge, auf Grund fpezieller 
und belegter Liquidationen, mit der Maßgabe, 
das, falls und inſoweit der Tranzport ber Gegen- 
Hände mittelft Eilfracht erfolgt ift, nur ein 
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DritttHeil der Hierfür gezahlten Beträge zur 
Vergütung gelangt; 
2. die in 8. 1 unter I bi8 IV be- 


zeichneten Beamten . . . 10 Pfennig, 
die dafelbft unter V begeneten 

Beamten . . - 8 „ 
die dafelbft unter VI Segeln 

Beamten . . . er 


für jedes mitgenommene Fa— 
milienglied; die im 8. 1 unter 
I bis IV bezeichneten Be— 
amten für jeden mitge- 
nommenen Dienjtboten. . -. 7  „ 
pro Kilometer der kürzeſten benutz⸗ 
baren Straßenverbindung. 

Außerdem ift der Miethzind zu vergüten, welchen 
der verjegte Beamte für die Wohnung an feinem bi3- 
berigen Aufenthalt3orte während der Zeit von dem 
Berlajfen des leßteren biß zu dem Zeitpunkte hat auf- 
wenden müjjen, mit welchem die Auflöjung des Mieth3- 
verhältnifjeg möglid) wurde. Diefe Vergütung darf 
jedoch längſtens für den Zeitraum eine Jahres ge- 
währt werden. 

Hat der Beamte im eigenen Haufe gewohnt, fo 
kann demfelben gleichfalls eine Entihädigung und zwar 
höchſtens bis zum Jahresbetrage de ortsüblichen 
Miethswerthes der von ihm benugten Wohnung ge= 
währt werden. 
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8. 13. Die zur Feftitellung der ſpeziellen Umzugs- 
loftenvefgütung in jedem einzelnen Falle erforderlichen 
Beläge Hat der Beamte bei VBerluft feines Anſpruchs 
auf diefe Vergütung innerhalb Jahresfriſt nad) feinen 
Eintreffen auf dem neuen Boften an das Yuswärtige 
Amt abzufenden. 

8. 14. Für die Dienftantritts- oder Verfegungsreiie 
erhalten die zum Bezuge von Umzugskoſten berechtigten 
Beamten Fuhrloften nad Maßgabe des 8. 5 diefer 
Berordnung für ihre Perſon, fowie, wenn fie nicht 
während des Umzugs ihr volles etatsmäßiges Dienit- 
eintommen beziehen, ZTagegelder nad; Maßgabe der 
SS. 1 und 2 diefer Verordnung für die zur Ausführung 
der Umzugdreife nad) Entſcheidung des Reichskanzlers 
durchſchnittlich erforderliche Zeit. 

8. 15. Bei Berechnung der Entfernungen für die 
Feſtſtellung ſowohl der Fuhrkoſten wie der fpeziellen 
Umzugstoften wird jedes angefangene Kilometer für ein 
volles Kilometer gerechnet. 

8. 16. Für die Höhe der Tagegelder, Fuhrkoſten 
und Umzugskoſten ift nicht der perfünliche Rang des 
Beamten, jondern das Amt, welches er etatsmäßig 
bekleidet, und zwar bei Neu⸗ und Wiederanftellungen 
und Verſetzungen nicht das Amt, aus welchem, fondern 
dasjenige, in welches er verjebt wird, maßgebend. 

8. 17. Den Gefandtichafts- Attach&s ftehen weder 
Zagegelder noch Fuhr⸗ oder Umzugstoften zu. Nur 
wenn diejelben jeitend des Reichskanzlers mit einem 
Rommifforium betraut werden, erhalten fie für bie 
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Dauer desſelben Tagegelder und Fuhrkoſten nad) Be- 
ſtimmung des Reichskanzlers. 

F. 18. Die übrigen nicht etatsmäßig angeſtellten 
Beamten erhalten bei Dienſtreiſen ſowie bet ihrer An- 
ftelung und Verſetzung und bei dienftlicher Beſchäftigung 
außerhalb ihres Wohnort? Tagegelder und Fuhrkoſten 
nad) Beitimmung des Reichskanzlers, jedoch höchſtens 
big zu demjenigen Betrage, welcher nad) Maßgabe diefer 
Verordnung den etat3mäßigen Beamten, beren Funktionen 
fie zu verjehen beftimmt find, zuftehen. Spezielle Um— 
zugätoften werden ihnen nicht gewährt. Wllgemeine 
Umzugstoften lönnen fie ausnahmsweiſe, jedoch in jedem 
Sale nur bis zum Betrage von höchſtens 1500 Mart 
erhalten, wenn fie in überjeeifhen Ländern Verwendung 
finden. 

8. 19. Die Beitimmungen des 8. 18 finden auch 
auf die im inneren Dienfte des Reichs oder im Dienfte 
eines Bundesſtaats etat3mäßig angeftellten Beamten, 
welche im gefandtichaftlihen oder Konfulardienfte des 
Reichs auberetatsmäßig verwandt werden, Unmwendung. 
Bird ein folder Beamter jpäter im gejandtichaftlichen 
oder Konfulardienfte etatsmäßig angeftellt, fo ift auf 
die ihm alsdann gemäß 8. 8 zujtehende Vergütung für 
allgemeine Umzugskoſten der Betrag der ihm etwa auf 
Grund des $. 18 bereit3 gezahlten allgemeinen Umzugs: 
foftenvergütung anzurechnen. Der Berechnung der 
ipeziellen Umzugskloften iſt alsdann die Entfernung 
zwifchern demjenigen Orte, mo der betreffende Beamte 
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zuletzt etatsmäßig angeftellt gewejen ift, und jeinem 
neuen Wohnorte zu Grunde zu legen. 

8. 20. Werden gejandtichaftliche oder SKonfular: 
beamte in den Ruheſtand oder in den einftweiligen 
Ruheſtand verfegt, fo find ihnen gemäß 8.40 des Ge⸗ 
jeßes, betreffend bie Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten, 
vom 31. März 1873 (Reichs-Geſetzbl. ©. 61) die Koften 
de3 Transport ihrer Einrihtungdgegenftände bis zu 
dem innerhalb des Reichs von ihnen gewählten Wohn⸗ 
orte nach den wirklich gezahlten Beträgen, auf Grund 
ipezieller und belegter Liquidationen, zu erjtatten. 

Daneben erhalten fie: 

a) für ihre Perſon Zubrlojten nad) Maßgabe des 
8. 5, jowie, wenn fie nicht während des Umzugs 
ihr volles etatsmäßiges Dienfteintommen beziehen, 
Tagegelder na) Maßgabe der 's 1 und 2 dieſer 
Berordnung; 


b) allgemeine Umzugsloften, und zwar: 
die im 8. 1 unter I bezeichneten 


Beamten . . 2500 Matt, 
die dafelbit unter 1 bezeichneten 

Beamten . . 2000  „ 
die daſelbſt unter ng bezeichneten 

Beamten . . 1200  „ 
die dafelbit unter iv bezeichneten 

Beamten . - 60 „ 


die daſelbſt unter v Begeiämeen 
Beamten . - 400 
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die dafelbit unter VI bezeichneten 

Beamten . . .. Mark, 
mit der Maßgabe, daß Beamte ohne Yamilie 
nur bie Hälfte diefer Beträge erhalten; 

c) bie im $. 12 diefer Verordnung feitgejegten Ber- 
gütungen für die Umzugsreifen der Yamilien- 
mitglieder und Pienftboten, ſowie bie ebendort 
feitgefegten Miethszins- oder Miethswerths⸗Ent⸗ 
Ihädigungen. 

8.21. Gejandtichaftliche und Konfularbeamte, welche, 
ohne ihre etatsmäßige Stellung im Wuslande beizube⸗ 
halten, in eine ctat3mäßige Stelle de Auswärtigen 
Amts verjegt oder zur Beichäftigung in das Auswärtige 
Amt einberufen werden, erhalten für den Umzug von 
ihrem bisherigen Poſten nach Berlin die im vorgehenden 
Paragraphen feitgefegten Bergütungen. 

8. 22. Auf Wahlkonſuln und die von dieſen an- 
geftellten Berfonen finden die Beitimmnngen diejer Ber- 
ordnung leine Anwendung. 

8. 23. Gegenwärtige Verordnung findet auf alle 
diejenigen bienftlihen Reifen und Verwendungen der 
Beamten Anwendung, welde nad) dem 80. April d. J. 
ihren Anfang nehmen. 


12) Verordnung vom 6. Dezember 1880. (CBl. 773.) 
zu RBeamt.®. 8. 51. 

Auf Grund des 8. 51 des Reichsbeamtengeſetzes v. 

31. März 1873 Hat der Bundezrath in feiner Situng 

v. 18. November d. $. beichlofien, da den bejoldeten Kon⸗ 
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ſularbeamten, welche in außereuropäifhen Ländern eine 
längere als einjährige Berwendung gefunden haben, 
die daſelbſt zugebrachte Dienftzeit bei Verwendung auf 
Inſeln der Südfee bei der Penfionirung doppelt in 
Anrechnung gebracht werde. 


13) Regulativ über die Konfulatsprüfung 
(nit publicirt, mitgetheilt aus König, Handbuch 
bes Deutichen Konſularweſens ©. 89.) 

8. 1. Der an das Auswärtige Amt des deutſchen 
Reiches zu richtenden Meldung zur Konfulatsprüfung 
ift ein ausführliches, in deuticher und in franzöfiicher 
oder engliſcher Spradhe verfaßtes und eigenhändig ge⸗ 
ihriebene3 curriculum vitae beizufügen. Dafjelbe muß 
genaue Angabe über die perſönlichen Verhältniſſe, den 
Bildungsgang und die Lebensſtellung des Bewerber 
enthalten, aud) mit Zeugniffen, foweit jie bejchafft werden 
können, belegt jein. 

8. 2. Wird dem Geſuche Statt gegeben, fo erfolgt 
die Prüfung durch eine Kommillion, deren Zufammen- 
ſetzung id) mir vorbehalte. 

8. 3. Das Examen ijt ein fchriftliches und ein 
mündliche, von denen das eritere dem letzteren voran⸗ 
geht und umfaht folgende Gegenjtände: 

A. Spraden: Außer dem Deutichen, in welchem 
Klarheit des. Ausdrudd und Gemwandtheit des Styls 
erforderlich ift, nad) Wahl des Bewerberd, Franzöſiſch, 
Engliſch, Spanisch oder Italieniſch. 

B. Das Konfulatsweien: Die Entwidlung deſſelben 
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im Allgemeinen und der deutfhen Konſulatseinrichtung 
im Bejonberen; die auf letztere bezüglichen Gejege und 
Snftrultionen ; Rechte und Pflichten der deutſchen Konfufn. 

C. Geſchichte in ihren allgemeinen Grundzügen mit 
fpezieller Berüdfichtigung Deutichlands. 

D. Geographie und Statiftil: Die Hauptländer und 
Völker der Erbe; die Regierungsform in den einzelnen 
Ländern, ihre Bevölkerung, Produkte, Handel, Induſtrie, 
Binanzlage, Kolonien. 

E. Jurisprudenz: Das bei den Deutfchen Konfulaten 

in Anwendung kommende Prozeb-, Bivil- und Straf: 
recht; genauere Kenntniß des deutfhen Hanbeld- und 
Wechjelrecht? und der Seemannsordnung. 

F. Staats- und Völkerrecht; insbeſondere das inter- 
nationale Seerecht; die Berfaffung des deutſchen Reiches; 
die wichtigften internationalen Verträge Deutſchlands; 
die Stellung der Ausländer zu dem Staate, in welchem 
fie ihren Wohnſitz haben (dad Yremdenredt). 

G. Nationalölonomie, Entwidelung der Wifjen- 
ſchaft ſeit A. Smith; Hauptjchulen; Ausbildung des 
deutſchen Zollweſens, Kolonialſyſtem. 

H. Handelswiſſenſchaft, insbeſondere Waarenkunde; 
die Abſatz⸗ und Bezugsländer des deutſchen Handels 
und der deutſchen Induſtrie; die wichtigſten Handels— 
ſtraßen des Weltverkehrs. 

8. 4. Der ſchriftlichen Probearbeiten find zwei: die 
eine aus dem Gebiete der praftiichen Tonfularifchen 
Thätigfeit, die andere wiſſenſchaftlicher Natur, dieſe in 
deutfcher, jene in franzöfiicher oder englifher Sprache. 
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8.5. Jede der Arbeiten ift in der Regel binnen 
einer Friſt von ſechs Woden unter Hinzufügung ber 
eideöftattlichen Berficherung, daß fie ohne fremde Bei- 
hilfe angefertigt iſt, abzuliefern. 

8. 6. Die Arbeiten werden von der Kommilfion 
geprüft. Letztere entjcheidet darüber, ob der Kandidat 
zum mündlihen Eramen zu verftatten if. Wird eine 
der Arbeiten nicht genügend befunden, fo können dem⸗ 
jelben neue Arbeiten zugetbeilt werden. Sind aud 
diefe ungenügend, jo kann der Bewerber zur mündlichen 
Prüfung nicht verfiattet werden. 

8.7. Die mündlide Prüfung erfolgt theild in 
deutfcher, theild nach der Wahl des Bewerber in einer 
der oben $ 3 unter A. bezeichneten fremden Spraden. 
Ber die mündlide Prüfung zwei Mal nicht beftanden 
het, kann zur Prüfung nicht weiter verftattet werden. 

88. Das mündlide Eramen kann erlafjen werden, 
wenn nad) dem Bildungsgange des Bewerbers in Ber- 
bindung mit dem Mefultate der fchriftlihen Prüfung 
jeine Befähigung für den Konfulatsdienft außer Ziveifel 
geftellt erfcheint. 


14) Geſetz, betreffend die Eheſchließung und 
die Beurkundung de Berfonenftandes von 
Bundesangehörigen im Auslande. 
Bom 4. Mai 1870 (B. G. B. 599.) 

I. Allgemeine Bejtimmungen. 

8.1. Der Bundestanzler kann einem diplomatiſchen 
Vertreter des Bundes für dad ganze (Gebiet des Staates, 
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bei defien Hofe oder Regierung derjelbe beglaubigt ift, 
und einem Bundeslonful für deſſen Amtsbezirk Die 
allgemeine Ermächtigung ertheilen, bürgerlich gültige 
Ehefchliegungen von Bundesangehörigen vorzunehmen, 
und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle von 
Bundesangehörigen zu beurkunden. 

Dazu Geſetz über die Beurkundung des Perjonen- 
Standes und die Eheſchliehung. Bom 6. Februar 1875. 
(RGB. 23.) 8. 85.: „Durch dieſes Gefeb werden die 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 4. Mai 1870, be- 
treffend die Eheſchließung und die Beurlundung des 
Berfonenftandes von Reichsangehörigen im Auslande, 
nicht berührt. 

Der Reichskanzler kann einem diplomatiſchen Ver⸗ 
treter oder einem Konſul des Deutſchen Reichs die all⸗ 
gemeine Ermächtigung zur Vornahme von Eheſchließungen 
und zur Beurkundung der Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle, wie für Reichsangehörige, jo auch für Schutz⸗ 
genofjen ertheilen. Diefe Vorſchrift tritt mit dem 1. März 
1875 in Kraft.“ 

8. 2. Die zur Eheſchließung und zur Beurkundung 
des Berfonenitandes ermädhtigten Beamten (8. 1.) haben 
über die Beurfundung von Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle getrennte Regifter zu führen. Die vor- 
tommenden Fälle find in protofollarifher Form unter 
fortlaufender Nummer in die Regiſter einzutragen. 
Jedes Regifter wird in zwei gleihlautenden Originalen 
nad) einem Formulare geführt, welches von dem Bundes- 
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fanzler vorgefchrieben wird. Das Formular fol für 
alle Beamten ein übereinftimmendes fein. 

Am Jahresſchluſſe Hat der Beamte die Regifter ab» 
zuſchließen und das eine Eremplar berfelben dem Bundes⸗ 
Ianzler einzufenden. Gleichzeitig hat er den Regierungen 
der einzelnen Bundesſtaaten aus den Regiftern einen 
Auszug der Fälle mitzutheilen, welche Angehörige der- 
jelben betreffen. 

Wenn im Laufe des Jahres in ein Regifter eine 
Eintragung nicht erfolgt ift, jo bat der Beamte eine 
amtliche Beicheinigung hierüber am Jahresſchluſſe dem 
Bunbeslanzler einzujenden. 


IL Eheſchließung und Beurkundung 
derjelben. 


8.3. Der Schliehung der Ehe muß das Aufgebot vor: 
angehen. Bor Beginn befjelben find dem Beamten die 
zur Eingehung einer Ehe nad) den Geſetzen der Heimath 
der Verlobten nothwendigen Erforbernifje als vorhanden 
nachzuweiſen. Insbeſondere haben die Verlobten in 
beglaubigter Yorm beizubringen: 

1) ihre Geburtöurtunden; 

2) die zufjtimmende Erklärung derjenigen Perfonen, 
deren Einwilligung nad) den Gejeßen der Heimath 
der Berlobten erforderlich ift. 

Der Beamte kann die Beibringung diefer Urkunden 
erlaffen, wenn ihm die Thatfachen, welche durch Die- 
jelben feftgeftellt werben follen, perfünlich bekannt oder 
auf andere Weiſe glaubhaft nachgemwiejen find. 
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Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in 
den Urkunden, beiſpielsweiſe von einer verfchiedenen 
Schreibart der Namen, oder einer Berjchiedenheit der 
Bornamen abjehen, wenn in anderer Weiſe die Identität 
der Betheiligten feitgejtellt wird. 

Der Beamte ift berechtigt, den Berlobten Die eides⸗ 
ftattlihe Verſicherung über die Nichtigkeit der That- 
ſachen abzunehmen, welche durch die vorliegenden Urs 
funden oder die ſonſt beigebradhten Beweismittel ihm 
nicht als hinreichend feſtgeſtellt erfcheinen. 

8. 4. Das Aufgebot geſchieht durch eine Belannt- 
madhung de Beamten, welche die Vornamen, die 
Familiennamen, da8 Alter, den Stand oder daS Ge- 
werbe und den Wohnort der Berlobten und ihrer 
Eltern enthalten muß. Dieje Belanntmahung muß an 
der Thüre ober an einer in die Augen fallenden Stelle 
vor oder in der Kanzlei des Beamten eine Woche 
hindurch ausgehängt bleiben. Erſcheint an dem Amts⸗ 
fite de8 Beamten eine Zeitung, fo ift die Belannt- 
madhung außerdem einmal darin einzurüden, und Die 
Eheſchließung nicht vor Ablauf des dritten Tages von 
dem Tage an zuläffig, an welchem das die Belannt- 
machung enthaltende Blatt außgegebenift. Unter mehreren 
an dem bezeichneten Orte erjcheinenden Zeitungen Hat 
der Beamte die Wahl. . . 

8.5. Wenn eine der aufzubietenden Berjonen inner- 
halb der legten jeh8 Monate ihren Wohnſitz außerhalb 
des Amtsbereichs ($. 1.) des Beamten gehabt Hat, fo 
muß die Bekanntmachung des Aufgebot? auch an bem 
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früheren Wohnſitze nad) den dort geltenden Borfchriften 
erfolgen, oder ein gehörig beglaubigtes Zeugniß ber 
Obrigkeit des früheren Wohnortes darüber beigebracht 
werden, daß daſelbſt Ehehinderniffe in Betreff ber ein: 
zugehenden Ehe nicht belannt feien. 

8. 6. Der Beamte kann aus befonder8 dringenden 
Gründen von dem Aufgebote (88. 4. und 5.) ganz dis⸗ 
penfiren. 

8.7. Die Shliegung der Ehe erfolgt in Gegen- 
wart von zwei Beugen dur die an die Verlobten 
einzeln und nad einander geridhtete feierlihe Frage 
des Beamten: 

ob fie erflären, daß fie Die Ehe mit dem gegen- 
wärtigen anderen Theile eingehen wollen, 

und durch die bejahende Antwort der Verlobten und 

durch den Hierauf erfolgenden Ausſpruch des Beamten, 
daß er fie nunmehr kraft des Geſetzes für recht- 
mäßig verbundene Eheleute erkläre. 

8. 8. Die Ehe erlangt mit dem Abſchluſſe vor dem 
Beamten bürgerliche Gültigkeit. 

"89. Die über die gefchloffene Ehe in die Regifter 
einzutragende Urkunde (Heiraths-Urkunde) muß cent- 
Halten: 

1) Vor⸗ und Familiennamen, Stantdangehörigfeit, 
Alter, Stand oder Gewerbe, Geburtd- und 
Wohnort der die Ehe eingehenden Perſonen; 

2) Bor und Familiennamen, Alter, Stand ober 
Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 

Born, Die Konfulargefeggebung. 11 
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8) Bor und Wamiliennamen, Alter, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort der zugezogenen 
Zeugen; 

4) die auf Befragen des Beamten abgegebene Er- 
Härung der Verlobten, fowie die erfolgte Ver- 
fündigung ihrer Verbindung; 

5) die Unterfchrift der anmwejenden Berfonen. 


8. 10. Die vorftehenden Beitimmungen über bie 
Eheſchließung (88. 3—9.) finden aud) Anwendung, wenn 
nicht beide Werlobte, jondern nur einer derjelben ein 
Bundesangehöriger iſt. 


III. ’®eburt3urtunden. 


8. 11. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in die 
Regifter Tann von dem Beamten nur vorgenommten wer⸗ 
den, nachdem fich derfelbe durch Vernehmung des Vater 
des Kindes oder anderer Perfonen die Ueberzeugung 
von der Richtigkeit der einzutragenden Thatjachen ver: 
ſchafft hat. 

Diefe Eintragung muß entholten: 

1) den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 

2) das Geſchlecht des Kindes; 

3) die ihm beigelegten Vornamen; 

4) Bor: und Familiennamen, Staatsangehörigfeit, 
Stand oder Gewerbe, fowie den Wohnort der 
Eltern und zweier bei der Eintragung zuzu—⸗ 
ziehender Zeugen; 
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IV. Urkunden über Sterbefälle. 


8.12. Die Eintragung eined® Todesfalled in die 
Regifter erfolgt auf Grund der Erllärung zweier Zeugen. 
Sie muß enthalten: 

1) Bor- und Familiennamen des Berftorbenen, deſſen 
Staatsangehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, 
Wohn- und Geburtsort; 

2) Bor: und Yamiliennamen feined Ehegatten; 

3) Bor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern 
des Berftorbenen; 

4) Drt, Tag und Stunde des erfolgten Todes, 

joweit diefe Berbältniffe befannt find; 

5) Bor- und Familiennamen, Alter, Stand oder 
Gewerbe und Wohnort der Zeugen, welche die 
Erflärung abgeben, und, wenn es Berwandte 
de3 Berftorbenen find, den Grab ihrer Ber: 
wandtichaft; 

6) Unterfchrift der Zeugen. 


V. Shlußbeitimmungen. 

8. 13. Inſoweit durch die Geſetze eines Bundes- 
ſtaates den biplomatifchen Vertretern und Konfuln in 
Anfehung der Eheichließungen, fowie der Beurkundung 
der Geburten, Heirathen und Sterbefälle der Angehörigen 
diefeg Staates von einer befonderen Ermädtigung nicht 
abhängige oder ausgedehntere Befugnifje, ala die im 
gegenwärtigen Geſetze beftimmten, beigelegt find ober 
fünftig beigelegt werben, ftehen diefe Befugniffe für bie 
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bezeichneten Angehörigen auch den diplomatifchen Ver⸗ 
tretern des Bundes und den Bundestonfuln zu.) 

8. 14. Auf die Gebühren, welche für die durch dag 
gegenwärtige Gejeß den Beamten des Bundes über- 
wiejenen Gefchäfte und insbefondere für die Aus— 
fertigungen und Abichriften aus den Perjonenitands- 
Regiftern zu erheben jind, findet der 8. 38 des Bundes: 
gejeßes, betreffend die Organifation der Bundeskonſulate, 
fowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundestonjuln, 
vom 8. November 1867. (Bundesgefegbl. S. 137.) An- 
wendung. 


15) Pro Memoria zu dem ©. v. 4. Mai 1870.) 


Nah 8. 1 des Reichsgeſetzes vom 4. Mai 1870 
(8.6.81. 1870 ©. 599 ff.) in Berbindung mit 8. 85 
des Neichögefeges vom 6. Februar 1875 (R.G. Bl. 1875 
©. 23 ff.) kann der Reichslanzler einem diplomatifchen 
Bertreter des deutſchen Reiches für das Gebiet des 
betreffenden Staats und einem Konſul des deutſchen 
Reiches für deſſen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung 
ertheilen, bürgerlich gültige Eheſchließungen von deutſchen 
Reichsangehörigen und Schutzgenoſſen vorzunehmen, und 
die Geburten, Heirathen und Sterbefälle derjelben zu 
beurfunben. 

Dieſe gefebliche Befugnik wird von der Reichſsregierung 





ı) Diefe Vorſchrift war früher praktiſch für badiſche Staatsan- 
gehörige; jetzt ift auch dDiefe Ausnahme befeitigt durch 8. d. NE. v. 
21. Sanuar 1876 (nicht publicirt) |. König, Handbuch S. 125. 

9) König, Handbuch ©. 506. f. 
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als eine Jubfidiäre behandelt und baber in ihrer An- 
wendung auf die Fälle eines vorhandenen Bedürfnifjes 
beſchränkt. 

Von der gedachten Befugniß wird demgemäß für 
Länder, welche — wie die meiſten europäiſchen Staaten 
— eine für In- und Ausländer aller Bekenntniſſe all⸗ 
gemein und gejeglich geordnete Form der Ehejchliegungen 
und Standedalte befißen, prinzipiell ein Gebrauch ge⸗ 
madt, da die in den betreffenden Ländern lebenden 
Deutſchen in der durch die Landesgeſetze vorgefchriebenen 
Form, fei diefe nun die firhlihe, wie in Rußland, 
Defterreich etc., oder die bürgerliche, wie in Frankreich, 
Stalien etc., gemäß der Rechtsregel „locus regit actum“ 
nit nur für das Land ihres Aufenthalts, fondern auch 
für Deutfchland formell gültige Ehen einzugehen und 
formell gültige Standesafte vorzunehmen in der Lage find. 

Für Länder Dagegen, welche entweder — wie die 
mubamedanifchen und heidniſchen — einer für In⸗ und 
Ausländer aller Konfeffionen allgemein geordneten Form 
der Ehefchließungen und Standedalte gänzlich ermangeln, 
oder jolde Rechtsform — wie gewille Staaten Central- 
und Süd-Amerikas, jowie Süd-Europas — nur für 
die Angehörigen beſtimmter Konfefjionen befiten, tit 
allerdings ein Bedürfniß vorhanden, den daſelbſt lebenden 
Deutfchen, jofern diejelben von der Iandesgefchlichen 
Form keinen Gebrauch machen können, durch Ueber⸗ 
tragung ſtandesamtlicher Befugniſſe an die diefjeitigen 
Bertreter und Konfuln die Bornahme von Eheſchließungen 
und die Beurkundung des Perſonenſtandes in einer 
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wenigitend für die Heimath gültigen Rechtsform zu 
ermöglichen. Dagegen werden die von den Ddiefjeitigen 
Vertretern etc. im Auslande auf Grund der ihnen er- 
theilten Ermächtigung vorgenommenen Ehefchliegungen 
und Standesakte von Deutichen für das Land ihres 
Aufenthalt3 formelle Rechtsgültigteit nur dann bean- 
fpruden können, wenn diefe Gültigkeit den dafelbit 
lebenden Deutfchen durch befondere Rechtstitel (Exterri- 
torialität, Verträge, Gefege etc.) gefichert if. Bon diejen 
bejonderen Fällen abgejehen, wird es lediglich Sache 
der Intereſſenten fein, jofern fie nach Kage der obwaltenden 
Berhältniffe von der gefandtichaftlichen, beziehungsweiſe 
konſulariſchen Form Gebrauch machen wollen und nicht 
etwa in die Heimath alsbald zurüdzufehren Willen? 
find, für Die Anerkennung ihrer bezüglihen Ehe— 
Ihließungen und Standesafte in dem Lande ihres 
Aufenthalts ſelbſt Sorge zu tragen und zu diefem Zwecke 
ihrerfeit3 alle etiva geeigneten Schritte zu thun. 

Sm Einzelnen ift über die ftandesamtliche Stellung 
der Diefjeitigen Vertreter beziehungsmweife Konfuln in 
den betreffenden Ländern Folgendes zu bemerken: 

Sn China, Siam und Japan, fowie in der 
Türteiund deren Nebenländern, inc. Tunis, ge— 
nießen die Deutjchen vertragsmäßig in Anſehung ihrer 
Perſon und ihres Vermögen Erterritorialität und ftehen 
unter der Gerichtsbarkeit ihrer Konfuln. Näheres hierüber 
enthält bezüglich Chinas der Freundihafts-, Handels- 
und Schifffahrtövertrag vom 2. September 1861 Art. 
35—39 (Prß. G.S. 1863 ©. 265 ff.), bezüglich Siams 
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der gleiche Vertrag vom 7. Februar 1862 Art. 9. 10. 
13. 14. (Prß. G. S. 1864 ©. 717 ff.) bezüglid Japans 
der gleiche Vertrag vom 20. Yebruar 1869 Art. 5. 6. 7. 
(8.8.31. 1870 ©. 1 ff.), endlich bezüglich ber Türkei 
und ihrer Nebenländer der Bertrag vom 22. März 
1761 Art. IV. u. V. in Berbindung mit 8. 1 bes 
Handelövertragesd vom 20. März 1862. (Prß. G. S. 1868 
©. 169 ff.) 

Der Konfulargerichtöbarkeit find in ben bezeichneten 
Ländern nad) $. 22 des Konſulargeſetzes vom 8. No⸗ 
vember 1867 (B. G. Bl. 1867 ©. 137 ff.) in Berbindung 
mit 8. 4 der Inſtruktion vom 1. Mai 1872 alle im 
Konſulatsbezirke wohnende oder ſich aufhaltende Reichs⸗ 
angehörigen oder Schußgenofjen unterworfen; und es 
finden auf diejelben in Anſehung ihrer Perſon und 
ihre Vermögens nicht die betreffenden Landesgeſetze, 
fondern die heimathliden Gejege Anwendung Aus 
diefer rechtlichen Sonderftellung der Deutſchen im Orient 
und in Oftafien folgt, daß diefelben in dieſen Ländern, 
welche — abgejeben von Rumänien — einer für Aus- 
länder geordneten Form der Eheſchließung und Standes- 
alte ermangeln, ihre Ehe mit voller bürgerlicher Gültigkeit 
nit nur für die Heimath, jondern auch für das Aus- 
land — vor den Gejandten und Konfuln einzugehen 
und von diefen ihren Berjonenftand gültig beurkunden 
zu laffen in der Lage find. 

An diefe Länder ſchließen ih Zanzibar und die 
Samoa- und Tonga-Anfeln, wojelbit die Zrem- 


den zwar Keine förwlich ausgeiprochene Exterritorialität 


168 Pro Memoria zu dem G. v. 4. Mai 1870. 


genießen, jedoh in Ermangelung jeder geordneten 
Rechtsform für Eheichliegungen und Standesafte lediglich 
an die Konjuln gewiejen find. 

Es folgen nunmehr die hriftlichen Länder, in denen 
mit jtandesamtlichen Funktionen ausgeftattete deutſche 
Vertreter beziehungsweife Konfuln fungiren. 

Zunächſt die fünf Freiſtaaten Central-Amerikas. 

Sn Art. IX des Handels- und Schifffahrtsvertrages 
zwilchen Deutfchland und Coſta Rica vom 18. Mai 
1875 (R.G. Bl. 1877 ©. 13 ff.) iſt die gegenfeitige An= 
erfennung der Rechtsgültigkeit gefandtichaftlicher und 
konſulariſcher Eheichließungen von Deutſchen in Eofta 
Rica und umgekehrt ausdrücklich ftipulirt. 

Die gleihe Beitimmung enthält Art. VIII des 
. Sreundichafts-, Handel3- und Schiiffahrtsvertraged vom 
13. Juni 1870 zwiſchen Deutihland und Salvador 
(R.G. Bl. 1872 ©. 377 ff.) bezüglid aller gemäß den 
Geſetzen des Heimathlandes geſchloſſener Eben. 

Für Guatemala erkennt das Geſetz vom 2. Oktober 
1873 die von den Fremden nach ihren Landesgeſetzen 
geſchloſſenen Ehen als rechtsgültig an; auch liegt es in 
der Abſicht, in dem gegenwärtig in der Verhandlung 
begriffenen Handels⸗ und Schifffahrtsvertrag mit Guate⸗ 
mala die Rechtsgültigkeit geſandtſchaftlicher und kon⸗ 
ſulariſcher Eheſchließungen eines Deutſchen in Guatemala 
und umgekehrt ausdrücklich zu ſtipuliren. 

Gleiche Vertragsverhandlungen find in Ausſicht ge⸗ 
nommen mit Nicaragua und Honduras, über deren 
jetzige Ehegeſetzgebung nähere Nachrichten fehlen. 
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Das Gleihe gilt von der dominicaniſchen 
Republil. Ecuador, Bolivia und Beru kennen 
de jure nur die kirchliche Form der Eheſchließung für 
Katholiten und gewähren keinen Modus für Eingehung 
alatholifcher und gemifchter Ehen; jedoch ift in allen 
diefen Ländern die Gültigkeit gefandtichaftliher und 
konſulariſcher Eheichließungen bisher de facto, foviel 
belannt, nicht beanstandet worden. In dem gegenwärtig 
in der Verhandlung begriffenen Handels- etc. Bertrage 
zwifchen Deutſchland und Peru ift die ausdrüdliche 
Anertennung der Rechtsgültigkeit derartiger Ehe— 
Ihließungen in Ausſicht genommen. 

Sn der argentinijhen Republit und in 
Brafilien beiteht die kirchliche Form der Ehe— 
ſchließung für Katholiken unter ſich, desgleihen für 
Akatholiken unter fih; Dagegen fehlt eine rechtliche Form 
für Eingehung von Miſchehen; der geſandtſchaftlichen 
und Eonfularifchen Form wird gejegliche Gültigkeit nicht 
beigelegt; die diefjeitigen Vertreter beziehungsmeife Kon⸗ 
juln find angewiejen, von der ihnen ertheilten Er- 
mädtigung nur in Ausnahmefällen (Schwierigkeiten 
der kirchlichen Eheichliefung, Miſchehen und baldige 
Rückkehr der Snterejjenten in die Heimath) Gebrauch zu 
machen, auch die Nupturienten ſtets mit geeigneter Be- 
lehrung zu verjeben. 

Sn Benezuela, Columbien und Haiti beiteht 
zur Beit für In-und Ausländer die obligatorifche Eivilehe 
und die bürgerliche Beurkundung des Perſonenſtandes; 
jedoch ift Die den diefjeitigen Vertretern beziehungsweiſe 
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Konfuln feiner Zeit ertheilte Ermäditigung mit Rüdficht 
anf die dortigen Berbältniffe bisher nicht zurückgenommen. 

Sn®riehenland fehltesan einer geordneten Form 
der Standesalte; die griechifche Regierung findet gegen 
fonfularifche Beurkundungen für Ausländer nichts zu 
erinnern und mißt denjelben öffentlihen Glauben bei. 

Portugalgewährt den Akatholiken keine Rechtsform 
für Eheſchließungen und Standesakte, erkennt indefjen 
die konſulariſche Form für Ausländer de facto als 
gültig an. 

Spanien fchreibt für Katholiken die kirchliche, fiir 
Alatholilen die richterliche Form der Eheſchließung 
vor; Standesalte find vor die Gemeinderichter gewieſen; 
dagegen fehlt die Möglichkeit gemifchter Ehen, da der 
erforderliche bifchöfliche Dispens nie ertheilt wird. Die 
Gültigkeit gefandtichaftlider und konſulariſcher Ehe: 
ſchließungen ift bisher weder anerlannt noch beitritten. 

In anderen Ländern find dieffeitige Vertreter oder 
Konfuln mit jtandesamtlihen Befugniffen zur Zeit nicht 
ausgeſtattet. 

Die Specialvollmacht zu Funktionen gemäß dem G. 
v. 4. Mai 1870 haben nach officieller Publication vom 
Januar 1883 3. 8. die deutſchen Konſuln an folgenden 
Orten: Buenos-Ayres (Argentinifhe Republik), Cocha⸗ 
bamba (Bolivia), Rio de Kaneiro, Bahia, Maroim, 
Pernambuco, Rio Grande do Sul (Brafilien), Guatemala, 
Leon, Sarı Zofe (Tentral-Amerita), Shanghai, Ningpo, 
Amoy, Canton, Swatau, Tientfin, Tiehifu (China), 
Bogota, Barranguilla (Columbien), Puerto Plata 
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(Dominilanifche Republik), Guayaquil (Ecuador), Cala⸗ 
mata, Corfu, Patras (Griehenland), Hiogo-Oſaka, 
Nagaſacki, Yokohama (Japan), Tanger (Marokko), 
Arequipa, Callao, Tacna (Peru), Liſſabon, Porto (Por⸗ 
tugal), Funchal (Madeira), Bukareſt, Galatz, Jaſſy 
(Rumänien), Apia (Samoa), Belgrad (Serbien), Bangtol 
(Siam), Barcelona, Cadiz (Spanten), Havanna (Cube), 
Manila (BhHilippinen), Alerandrien, Cairo, Bort Said, 
Suez, Beirut, Aleppo, Haiffa, Konftantinopel, Dar- 
danellen, Serufalem, Jaffa, Serajewo, Smyrna, Sofia, 
Ruſtſchuk, Tunis (Türkei mit Egypten, Bulgarien, 
Bosnien, Tunis), Zanzibar (Banzibar). 


16) Inſtruktion des Reichskanzlers v. 1. März 1871 

zu dem Gejeße v. 4. Mai 1870, betreffend die Ehe- 

ſchließung und die Beurkundung des Ber- 

jonenftandes von Bundesangehdrigen im 
Auslande.) 


Diejenigen diplomatiſchen Vertreter und Konſuln 
des deutſchen Reiches, welchen auf Grund des hier 
angeſchloſſenen Geſetzes vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzblatt S. 599) die Befugniß zur Abſchließung von 
Ehen, ſowie zur Beurkundung von Geburten, Heirathen 
und Sterbefällen Bundesangehöriger übertragen wird, 
ſowie die in Abweſenheits⸗ oder ſonſtigen Verhinderungs⸗ 
fällen zu ihrer Stellvertretung berufenen Perſonen haben 
ſich, neben den Vorſchriften des gedachten Geſetzes, die 
nachfolgenden Beſtimmungen zur Richtſchnur zu nehmen. 


1) Qönig Handb. ©. 609 616. 
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I. Ullgemeine Beftimmungen. 

8. 1. Seder zur Eheichließung und zur Beurkundung 
des Berjonenftandes ermädjtigte Beamte Hat Drei 
feft gebundene Regifter von ſtarkem Bapier, das eine für 
die Heiraths-, das andere für die Geburts-, das dritte 
für die Sterbefälle anzufchaffen. Diefelben find, devor 
fie in Gebraud; genommen werden, zu foliiren, auf 
der legten Seite mit einem Atteft über die Zahl der 
Folien unter Siegel und Unterjchrift de3 Amts zu ver- 
fehen und in dem Amtslokale an einem befonders ge- 
fiherten Orte zu verwahren. In den Regiſtern darf 
Nichts radirt oder zwiſchen die Zeilen eingefchaltet 
werden. 

Das nad) 8. 2 Alinea 2 des Geſetzes dem Reichd- 
fanzler jährlich einzureichende zweite Eremplar ift auf 
dünnerem Papier und auf einzelnen Bogen zu führen. 
St ein Bogen vollgefchrieben, fo wird ein zmeiter, 
dritter u. f. w. mitteljt eine durch dad Amtzfiegel zu 
befeftigenden Fadens angebeftet. 

8. 2. Der Beamte Bat fich zu vergemwiljern, daß Die 
Perſonen, deren Geburt oder Sterbefall zu beurkunden 
ift, Bundesangehörige find; bei Eheichliegungen genügt 
es nad 8. 10 des Geſetzes, daß auch nur einer der 
Verlobten die Eigenfchaft als Bundedangehöriger beſitzt. 
Der Nachweis der Bundesangehörigkeit ift durch fchrift- 
liche Urkunden, namentlich durch noch nicht abgelaufene, 
von der fompetenten Heimathsbehörde ausgeſtellte Päſſe, 
Heimathsſcheine ete., durch konſulariſche Schutzſcheine, 
Patente ete. zu führen. 


— — 
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8. 8. Die Eintragungen in die Regiſter erfolgen 
nad) der Zeitfolge hinter einander, ohne daß ein Zwiſchen⸗ 
raum zwifchen der vorhergehenden und der unmittelbar 
darauf folgenden Eintragung gelaffen werben darf. 

Der Tag der Eintragung felbft, fowie der Tag der 
Geburt oder des Todesfalles, um den es ſich handelt, 
find mit Worten, die Namen mit beſonders großen, in 
die Augen fallenden Buchftaben zu fchreiben. 

8. 4. Da es wejentlih darauf anlommt, daß bie 
Eintragungen in den Regiftern befonders deutlich und 
leferlidy gefchrieben werden, jo kann der Beamte die 
Eintragung unter feiner unmittelbaren Aufficht durch 
eine Perſon, die fi durch eine gute Handichrift aus⸗ 
zeichnet, bewerkftelligen lafjen; es muß aber jede Ein- 
tragung von dem Beamten, von den Zeugen und allen 
Betheiligten eigenhändig unterjchrieben werden. Sind 
unter den legteren Berjonen, welde nicht fchreiben 
können, fo ift deren Handzeichen oder, wenn fie auch 
ein ſolches zu machen nicht im Stande find, der Grund 
hiervon dem Beamten befonders zu beglaubigen. 

Als Zeugen dürfen in der Regel nur unbeicholtene 
großjährige Perſonen zugelaffen werden. 

8. 5. Die Eintragung in die Regifter tft nidht als 
ein bloßer Vermerk über die zu beurkundende Thatfache 
(Heirath- Geburt3- oder Sterbefall), jondern in Form 
eine3 über den ganzen Hergang aufgenommenen voll- 
ftändigen Protokolls, in der Regel in deutſcher Spracde 
zu bewirken. 

Wenn Perſonen bei der Handlung fi) betheiligen, 
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welche der deutſchen Sprache überhaupt nicht oder nicht 
volllommen mädtig find, fo hat der Beamte dafür zu 
forgen, daß denjelben der Inhalt der Verhandlung voll- 
ftändig zur Kenntniß gebracht werde; es iſt in dem 
Protokoll zu vermerken, daß und in welcher Weife dies 
geſchehen iſt. 

Unter beſonderen Umſtänden und namentlich wenn 
der Beamte der deutſchen Sprache ſelbſt nicht recht 
mächtig iſt, ſoll es demſelben gejtattet fein, ſich auch 
einer anderen Sprache zu bedienen; es iſt jedoch in 
einem ſolchen Falle dafür zu ſorgen, daß diejenigen 
Perſonen, welche nicht der gewählten Sprache mächtig 
ſind, von dem Inhalt der Verhandlung vollſtändig 
Kenntniß erhalten. 

8. 6. Die den Parteien auf ihr Verlangen aus⸗ 
zuhändigende Urkunde über die geſchloſſene Ehe, den 
Geburts- oder Todesfall iſt durch die Ausfertigung der 
in das betreffende Regifter eingetragenen bezüglichen 
Berhandlung unter Siegel und Unterjhrift des Beamten 
in nadjftehender Form zu ertheilen: 

Nachſtehende Verhandlung, melde Blatt . 
Band... des bei der deutſchen Gefandtfchaft 
(dem deutſchen Konſulate etc.) zu....... in 
Gemäßheit des Bundesgeſetzes vom 4. Mai 1870 
geführten Regiſters über Eheſchließungen (Ge— 
burten, Sterbefälle) eingetragen iſt, und welche 
wörtlich, wie folgt lautet: 

...... (hier iſt das betreffende Protokoll 

einzurücken) 
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wird hiermit zu öffentlichem Glauben unter Siegel 
und Unterjhrift der Geſandtſchaft (des Kon⸗ 


ſulats etc.) u ....... außgefertigt. 
N. N., den. .ten....... 18.. 
(Amtscharakter und Unterſchrift des Beamten.) 
(Siegel.) 
Gebühr 


DI. Befondere Beftimmungen. 


1. Für Eheſchließungen. 


8. 7. Wenn die Schließung einer Ehe vor dem Be 
amten beantragt wird, fo hat derfelbe die Kdentität und 
Dispofitionzfähigkeit der Intereffenten feftzuftellen und 
zu prüfen, ob die zur bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe 
nad den Geſetzen der Heimath der Verlobten vorge- 
Ihriebenen Bedingungen vorhanden find. 

Eine Ueberficht über die in diefer Beziehung haupt— 
ſächlich in Betracht kommenden Geſetze findet ſich in Der 
Anlage. 

Bon der Beibringung der im 8 3. des Geſetzes be— 
zeichneten Papiere kann nur unter den im Geſetze er⸗ 
wähnten Umſtänden abgeſehen werden. 


Behauptet ein Intereſſent den Tod der im 8. 8 des 
Geſetzes Alinea I. unter Nr. 2 bezeichneten Perſonen, 
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fo find die Todtenſcheine derjelben in beglaubigter Form 
beizubringen; doch fit e8 unter befonderen Umſtänden 
geitattet, von der Beibringung diefer Papiere ebenfalls 
abzufehen, wenn der Beamte anderweitig geniigende 
Veberzeugung von der Richtigkeit der Behauptung ge= 
wonnen bat. 

8. 8. Ueber den Antrag auf Schließung der Ehe 
und die angejtellten Erörterungen (8. 7) iſt eine Ver⸗ 
Handlung aufzunehmen. 


Hat der Beamte hiernach die Weberzeugung ge- 
wonnen, daß der bürgerlichen Gültigkeit der beabfichtigten 
Ehe feine Hinderniffe entgegenstehen, jo ift unter Be- 
achtung des 8. 5 des Geſetzes das Aufgebot durd eine 
Bekanntmachung des Beamten in der deutfchen und 
in der Landesſprache nach dem bier folgenden Formular 
zu bewirken: 

Es wird hiermit befannt gemadht, dag 

Der N. N. (Vorname und Yamilienname), feines 
Standes (Gewerbes)... . . ., geboren in N., 
.. Jahre alt, wohnhaft in N., Sohn des N. 
und der N. in N. 

und 


die N. N. (Vorname und Familienname), ge- 
boren in N, .. Jahr alt, wohnhaft in N., 
Tochter des N. und der N, in N. 

beabſichtigen, ſich mit einander zu verheirathen, 
und diefe Ehe in Gemäßheit des Bundesgejebes 
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vom 4. Mai 1870 vor dem unterzeichneten Bes 
amten abzujchließen. 


N.N., den. .ten...... 18 . 


(Amtscharakter und Unterjchrift des Beamten.) 
(Siegel.) 


Affigirt den ...... 
Refigirt und zu ben Alten den. .... 

Dieſe Belanntmahung muß eine Woche an ber 
Zhür oder an einer in die Augen fallenden Stelle vor 
oder in der Amtskanzlei aushängen, nach Ablauf diefer 
Zrift aber, mit dem Affictions- und Refictionsvermerf 
verjehen, zu der oben bezeichneten Verhandlung ge- 
nommen werden. Wegen Belanntmadhung in einer 
Beitung find die Beitimmungen des Gejebes zu be= 

achten. 
89. Wohnen die Brautleute in verjchiedenen Amts⸗ 
bereichen, jo fteht es ihnen frei, darauf anzutragen, daß 
der Beamte, an weldhen fie fich zuerft gewendet haben, 
nad) erlafjenen Aufgebote die betreffende Verhandlung 
mit den dazu gehörigen Urkunden urfchriftlih an den 
Beamten, in dejjen Bereich der andere Theil feinen 
Wohnſitz Hat, überjendet. Letzterer hat alddann auch 
feinerfeit3 zu prüfen, ob die zur bürgerlichen Gültigkeit 
der Ehe gejehlich nothwendigen Erforderniffe vorhanden 


find. Findet er hiergegen nicht? zu erinnern, fo ift das 


Aufgebot zu veranlafien. 
Nach Ablauf der im 8. 4 des Geſetzes bejtimmten 
Friſt hat er den zuerſt gedachten Beamten unter Wieder 
12 


Zorn, Die Konfulargefehgebung. 
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beifügung der ihm überfandten Verhandlung mit ihren 
Anlagen zu benahrichtigen, daß das Aufgebot erfolgt 
und Einfpruch nicht erhoben worden if. Der Zurüds 
behaltung einer Abfchrift der Verhandlung bedarf es 
‚ nicht; vielmehr genügt ed, wenn über den ganzen Her- 
gang ein Vermerk zu den Alten gebradht wird, aus 
welchem das Datum der Verhandlung und der Beamte, 
der fie aufgenommen bat, hervorgehen. 

Ein äbnliches Verfahren findet Statt, wenn der 
frühere Wohnfig einer der aufzubietenden Perſonen, an 
weldem nad $. 5 des Gejeßes das Aufgebot zu er- 
folgen Hat, zu dem Amtsbereiche eines anderen Beamten 
gehört. 

8. 10. Eine Dispenfation von dem Aufgebote darf 
nur in bejonders dringenden Fällen erfolgen, namentlid) 
bei eintretender plöglicher Todesgefahr eines der beiden 
Verlobten, oder wenn diefelben den Bereich des Be- 
amten zu verlafjen beabjichtigen und eine Verzögerung 
der Abreiſe um die Dauer der Aufgebotsfrift ſehr 
wejentliche Nachtheile für fie herbeiführen würde. 

8. 11. Sämmtliche in einem Jahre vorlommende 
Eheanmeldungd=: und Wufgebot3verhandlungen find, 
Kronologifh geordnet, altenmäßig zu ſammeln und 
neben den drei Regiftern aufzubewahren. 

8. 12. Werden auf Grund des Aufgebots gegen die 
beabfichtigte Ehefchließung Einwendungen erhoben, fo 
tönnen fich diejelben entweder auf ein dem Beamten 
bi3 dahin nicht befannt gewordene geſetzliches Ehe— 
binderniß oder auf Brivatanjprüche Seitens einer dritten 
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Perſon gründen. Im erſteren Falle iſt, wenn das 
Hinderniß beſcheinigt oder unter Beweis geſtellt wird, 
die Eheſchließgung jo lange zu verſagen, bis der Beamte 
da3 Hinderniß nad) genauer Prüfung für nicht erwiefen 
befindet, oder bis das Hinderniß gehoben ift. Einfprüche 
dritter Berfonen finden überhaupt nur Berüdfichtigung, 
wenn fie ſich auf ein älteres förmliches Ehegelöbniß 
oder auf eine glaubhaft nachgewiejene, unter dem Ber- 
Sprechen der Ehe erfolgte Schwängerung gründen. G®e- 
lingt es den Barteien nit, den Widerfprechenden zur 
Zurüdnahme des Widerſpruchs — allenfall3 gegen Be- 
ftelung einer Sicherheit für etwaige im Wege Rechtens 
zu erftreitende Entſchädigung — zu beivegen, oder den 
Beamten von der Unwirkſamkeit des Chegelöbnifjeg, 
bezichungsweife von dem Nichtvorhandenfein einer 
Schwängerung zu überzeugen, fo ift die Eheſchließung 
auszuſetzen und an den Reichskanzler unter ausführ⸗ 
licher Darlegung des Sachverhältniſſes Behufg Ertheilung 
weiterer Weiſung zu berichten. 

Sind Feine Einwendungen erhoben, oder geben 
die erhobenen zu feinem Aufſchub Beranlaffung, fo tft 
mit der Eheſchließung zu verfahren. 

Die Brautleute müfjen perjönlid vor dem Beamten 
ericheinen, welcher zu der Eheſchließung ein der Würde 
der Handlung angemeffenes Lolal im Amtsgebäubde zu 
beſtimmen bat. 

Die Eheichliegung ſelbſt erfolgt in der im 8. 7 des 
Geſetzes vorgejchriebenen Weiſe. 

Ueber den ganzen Hergang iſt in dem qFeuiſter für 
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Heirathen ein Protololl nad) dem folgenden Formular 
aufzunehmen. 
Verhandelt zu N. N. den erften (zweiten ctc.) ... 
Achtzehnhundert..... 
Vor mir, dem unterzeichneten Beamten, erſchienen 
heute im Amtslokale, bekannt und verfügungsfähig: 

1. Der (Vorname und Familienname), ſeines 
Standes (Gewerbes) ...., Jahre alt, aus.... 
gebürtig, wohnhaft in ...., Sohn des... 
mit der in .... (Bor: und Familienname, 
Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der 
Eltern); 

2. Die (Bor: und Familienname), . . . . Sabre alt, 
aus... .gebürtig, wohnhaft in...., Tochter 
des .... umdder....in....(wieadl); 

3. Der N. N. (Bor: und Familienname), .... - 
Sabre alt, feines Standes (Gewerbes) ...., 
aus ... . gebürtig, wohnhaft in ...., al 
eriter Zeuge; 

4. Der N. N. etc. (wie ad 3), als zweiter Zeuge; 


die fonft noch anwesenden Perſonen. 

etc. 

Die beiden unter Nr. 1 und 2 aufgeführten Ber- 
onen, nämlich der p. N.N. und die p. N. N. erklärten, 
daß e3 ihre Abficht jet, eine Ehe mit einander einzu- 
gehen und dieſelbe in der Durch das Geſetz vom 4. Mai 
1870 vorgeſchriebenen Form abzufchließen. 
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Da die in dieſem Gejeße angeordneten Förmlich⸗ 
feiten erfüllt find, fo richtete ich, der unterzeichnete Be⸗ 
amte, in Gemäßheit des 8. 7 des genannten Gefches 
jowohl an den p. N. N. alö auch an die p. N. N. 
einzeln die Yrage, ob es ihre ernſtliche und gewiſſe 
Abficht fei, mit dem gegenwärtigen anderen Theile eine 
Ehe einzugehen, und forderte fie auf, wenn dies der 
Fall fei, dieje ihre Abfiht durch ein lautes und deut- 
liche3 „Ja“ zu belunden. 

Nachdem von beiden Theilen die Bejahung diefer 
Frage in einer der Aufforderung entſprechenden Weiſe 
erfolgt war, jo erflärte ih, der unterzeichnete Beamte, 
den p. N. N. und die p. N. N. kraft des Geſetzes für 
rechtmäßig verbundene Eheleute. 

Dieſe Verhandlung ift hierauf den Eheleuten, den 
beiden Zeugen, ſowie den übrigen Anweſenden vor- 
gelefen, von denfelben genehmigt und eigenhändig unter- 
ſchrieben worden (mit Ausnahme des des Schreibens 
unfundigen N. N., welcher die Verhandlung unterfreuzt 
bat — mit Ausnahme des N.N., welcher, wie hiermit 
bezeugt wird, an den Händen gelähmt ift und deshalb 
nicht unterjchreiben Tonnte). 

Geſchloſſen wie oben. 
(Unterfchriften.) 
(Amtscharalter und Unterfchrift des Beamten.) 


2. Bei Geburten. 
8.13. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in das 
Regifter für Geburtsfälle erfolgt auf den Antrag des 
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Vaters, oder bei unehelihen Kindern auf den Antrag 
der Mutter oder ihrer Angehörigen, unter Beachtung 
der in 8. 11 des Geſetzes enthaltenen Beſtimmungen 
nad) dem folgenden Formular: 


Bor mir, dem unterzeichneten Beamten, erſchien 
heute im Amtslokale, befannt und verfügungsfäbhig; 


Der (die etc)... .. welcher (welche) mir erklärte, 
daß am erfien etc. ..... Achtzehnhundert und 
..... um ... Uhr Vormittags (Nachmittags) 


dem preußiihen (ſächſiſchen etc.) Unterthan .... 
(Stand oder Gewerbe) N. N. (Bor: und Familien- 
name), wohnhaft in N., von feiner Ehefrau, der 
früheren medlenburgifchen (jachjen = altenburgifchen 
etc.) Staat3-Angehörigen N. N. (Bor- und Familien- 
namen), wohnhaft in N., ein Kind ..... Se 
[hlecht3 geboren und diefem Kinde d.. Name 
.... beigelegt worden fei. (Sit die erHlärende 
Perſon nicht der Vater oder die Mutter, jo ift noch 
eine Angabe über die Baſis der Anzeige, 3. B. 
Auftrag der Eltern, hinzuzufügen.) 

Diefe von mir aufgenommene Erklärung ift gefchehen 

in Anweſenheit der beiden Zeugen, nämlid): 
1. N. N. (Bor und Familienname, Staat3ange- 
börigleit, Stand oder Gemerbe, Wohnort.) 

2. N. N. (wie ad. 1). 
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Begenwärtige Urkunde ift den Erſchienenen vorgelefen 
und von denfelben unterzeichnet worden. 
Geſchloſſen wie oben. 
(Unterichriften.) 
(Amtscharalter und Unterſchrift des Beamten.) 

8. 14. Als Zeugen find, wenn fonft keine Bedenken 
entgegenftehen, wo möglich ſolche Perſonen zuzuzichen, 
welche der Geburt des Kindes, um welches es fich Handelt, 
perfönlich beigewohnt Haben, und ift in dieſem Yalle 
weniger auf Geichleht und Nationalität der Zeugen, 
wohl aber unbedingt auf Unbefcholtenheit derjelben zu 
fehen. 

8. 15. Entftehen Bedenten über die Nichtigkeit 
der Angaben de3 die Geburt Anmeldenden oder ift die 
Anzeige länger als drei Zage nad) der Geburt ver- 
zögert worden, fo Hat der Beamte dur Vernehmung 
des Geburtöhelfers, der Hebanıme oder anderer Ber- 
fonen, welche Auskunft zu ertheilen vermögen, anber- 
weiten Beweis zu erheben, und bis dies gefchehen, die 
Eintragung in da3 Regifter auszuſetzen. 

Die Eintragung ift auch dann auszufeßen, wenn 
dem Finde zur Zeit der Anmeldung ein Borname nod) 
nicht gegeben worden ift. 

8. 16. In allen Yällen, wo die Eintragung einer 
Geburt in das Regifter ausgeſetzt werden muß, ift über 
die Anmeldung und über die fi) an diefelbe knüpfenden 
weiteren Erörterungen eine Verhandlung aufzunehmen 
und auf diefelbe bei der fpäter wirklich erfolgenden 
Eintragung in dag Negifter kurz zu verweiſen. 
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Diefe Verhandlungen find, nad) Jahrgängen chrono⸗ 
logiſch geordnet, altenmäßig zuſammenzufaſſen und neben 
ben brei Regiftern aufzubewahren. 


8. Für Todesfälle. 


8. 17. Die Eintragung eines Todesfalles in das 

Regiſter für Sterbefälle erfolgt nad) folgendem Fomular: 

Verhandelt zu .... ben erſten (zweiten etc.) .... 
Achtzehnhundert und... .. 

Bor mir, dem unterzeichneten Beamten, erjchienen 

heute im Amtslokale 

..... (Vor⸗ und Familienname, Alter, 

1. der Stand oder Gewerbe und Wohnort der 

beiden Zeugen, und wenn es Verwandte 

2. der des Verſtorbenen find, Grad ihrer Ver— 


wandtſchaft,) 
welche beide übereinſtimmend tlarter, daß am 
ten ..... Achtzehnhundert ..... um.. 


uhr Nachmittags GNachts etc.) in N. N. ver- 
jtorben fet: 

Der (die)... .. (Bor: und Familiennamen 
des Verſtorbenen, defjen Staatdangehörigteit, 
Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- und Ge- 
burtdort), Ehemann (Ehefrau) der (des) ..... 
(Bor: und Yamiliennamen des Ehegatten), Sohn 
(Tochter) des ..... (Bor: und Familiennamen 
de3 Ehegatten), Sohn (Tochter) des ..... 
(Bor: und Familiennamen, Staatsangehörigteit, 
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Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern 

des Berftorbenen), 

worüber gegenwärtige Verhandlung aufgefekt 

und nad) Borlefung von den Anzeigenden unter- 
ſchrieben wurde. 


Geſchloſſen wie oben. 
(Unterſchriften der Deklaranten.) 
(Amtscharakter und Unterſchrift des Beamten.) 


Hat der verſtorbene Abkömmlinge hinterlaſſen, ſo 
find deren Namen, Alter etc. in das Protokoll aufzu⸗ 
nehmen. 

8. 18. Als Zeugen find womöglich ſolche Berjonen 
zuzuziehen, welche entweder dem Hinfcheiden des Ver⸗ 
itorbenen beigewohnt, oder von deffen Tode zuverläffige 
Kenntniß erhalten haben. 

8. 19. Entitehen Bedenken über die Richtigkeit der 
Angaben der Zeugen, oder kann nad) den befonderen 
Umftänden des Falles der Tod durch Zeugenauzfagen 
nicht Füglich feitgeitellt werden, jo bleibt es dem pflicht- 
mäßigen Ermefjen der Beamten überlaffen, noch ander- 
weitige Erörterungen, namentlich die Vernehmung eincs 
Arztes, welcher den angeblich Berftorbenen in der legten 
Krankheit behandelt hat, zu veranlaffen oder die Ver- 
mittlung der Lokalbehörden anzurufen. 

8. 20. Sn allen Füllen, in welchen die Eintragung 
des Todesfalls nicht ftreng nad Vorſchrift des 8. 12 
des Geſetzes oder fofort nad) der Anmeldung des Todes⸗ 
foll3 hat bewirkt werben können, ift eine Verhandlung 
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aufzunehmen, aus welcher die ſtattgehabten Erörterungen 
und namentlich die Nothwendigkeit der Abweichung von 
der geſetzlichen Regel zu erkennen ſind. Alle derartige 
Verhandlungen ſind, chronologiſch geordnet, in ein be— 
ſonderes Aktenſtück für jedes Jahr zuſammenzufaſſen 
und neben den drei Regiſtern aufzubewahren. 

8. 21, Für die auf Grund des Geſetzes vom 4. Mai 
1870 und dieſer Snftruftion vorgenommenen Ber: 
rihtungen find proviforiih nachftchende im Einver- 
nchmen mit dem Ausſchuſſe des Bundesraths für Handel 
und Verkehr fejtgefebte Gebühren zu erheben: 

1. für die Eintragung in das Regiſter, die vor- 
bergegangenen Berhandlungen und die Aus: 
fertigung der Urkunde 

a) bei Eheſchließungen drei Thaler, jedoch können 

- in den Yällen der 88. 9 und 12 Der gegen- 
wärtigen Inſtruktion bis fünf Thaler erhoben 
werden; 

b) bei Geburten und Sterbefällen ein Thaler. 
Wenn die Bermögensverhältniffeder Zahlungs: 
pflichtigen dies erforderlich erfcheinen laffen, 
erfolgt die Eintragung in dad Regijter incl. 
der vorhergegangenen Berfanblung gebühren- 
frei. 

2. für die Anfertigung und Bekanntmachung des 
Aufgebots ein Thaler. 

Inſertionskoſten ($. 4 des Geſetzes) und ſonſtige 

baare Auslagen ſind beſonders zu erſtatten. 
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17) Eivilprozgehordnung. Bom 30. Januar 1877. 


F. 182. Eine im Auslande zu bewirkende Zuftellung 
erfolgt mittel3 Erſuchens der zuftändigen Behörde des 
fremden Staates oder des in diefem Staate refidirenden 
Konſuls oder Gefandten des Reichs. 

8. 1832. ... . Zuftellungen an die Borjteher der 
Reichskonſulate erfolgen mittels Erfuchens des Reichs⸗ 
kanzlers. 


8. 328. Soll die Beweisaufnahme im Ausland er⸗ 
folgen, fo bat der Borfigende die zuftändige Behörde 
um Aufnahme des Beweifed zu erjucdhen. 

Kann die Beweidaufnahme dur einen Reichskonſul 
erfolgen, jo ift das Erjuchen an diefen zu richten. 

8. 403. Ob eine Urkunde, welche als von einer 
ausländifchen Behörde oder von einer mit öffentlichem 
Slauben verjehenen Berfon des Auslandes errichtet fich 
darftellt, ohne näheren Nachweis als echt anzuſehen jei, 
hat das Bericht nach den Umständen des Falles zu ermeffen. 

Zum Beweis der Echtheit einer foldhen Urkunde ge⸗ 
nügt die Legaliſation durch einen Konjul oder Gefandten 
des Reichs. 

Dazu 
Geſetz, betreffend die Beglaubigung öffentlicher 

Urtunden. Bom 1. Mai 1878 (RGB. 89). 

8.2. Bur Annahme der Echtheit einer Ur- 
funde, welche ald von einer ausländischen öffent: 
lichen Behörde oder von einer mit öffentlichem 
Glauben verichenen Perſon des Auslandes aus⸗ 
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geitellt oder aufgenommen ſich darftellt, genügt 
die Legalifation durch einen Konful oder Gefandten 
des Reichs. 

F. 700. Soll die Zwangsvollſtreckung in einem 
ausländiſchen Staate erfolgen, deſſen Behörden im 
Wege der Rechtshülfe die Urtheile deutfcher Gerichte 
vollitreden, jo hat auf Antrag de Gläubiger? das 
Prozeßgericht erfter Inſtanz die zuftändige Behörde des 
Auslandes um die Zwangsvollſtreckung zu erjuchen. 

Kann die VBollftredung durch einen Reichskonſul er- 
folgen, fo ift das Erſuchen an diefen zu richten.‘ 

18) Strafprozegordnung. Boml. Februar 1877. 

8. 87. Auf das Verfahren bei Buftellungen finden 
die Borjchriften der Civilprozeßordnung über Zuftel- 
lungen entipredende Anwendung. 

19) Geſetz, betreffend die Unterfuhung von See- 

unfällen. Bom 27. Juli 1877 (RGB. 549). 

8. 15. Die deutjchen Seemanngänter im Auslande 
(Konsulate) haben, jobald fie von einem Seeunfalle 
Kenntniß erlangen, zur vorläufigen Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes diejenigen Ermittelungen und Beweis 
erhebungen vorzunehmen, welche feinen Aufſchub Dulden.?) 


20) V. d. RE. v. 6. Dezember 1875 (EBL. 817) betr. die 
Thätigkeit der Konſuln in Verlaſſenſchaftsſachen. 


Nach 8. 18 des Konfulatsgefeges vom 8. November 
1867 find die Kaiferlihen Konſuln unter gewiſſen 


1) Bgl. dazu unten 8. 21, 
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Boraudfegungen berufen, über Gelder, die im Nachlaſſe 
eineö in ihrem Amtsbezirke verftorbenen Reichs⸗Ange⸗ 
börigen vorgefunden find, zu verfügen. 

Aus dieſer Beitimmung iſt mehrfadh eine Berech⸗ 
tigung der Konjuln hergeleitet worden, überhaupt für 
Rehnung und auf Antrag von Brivatperfonen Gelder 
einzuziehen und anzunehmen. 

Eine ſolche Erweiterung der tonfularifhen Befugnifie 
entjpricht aber weder der Abficht Des Geſetzes, noch kann 
jie wegen der damit verknüpften Folgen als zuläffig 
erachtet werden. 

Emw. Wohlgeboren wollen ſich daher ftet3 gegenwärtig 
halten, daß die Kaiferliden Konfuln in diefer ihrer 
amtlichen Eigenfchaft nicht berechtigt find, in anderen 
al3 den im Geſetze, inZbefondere in dem oben in Bezug 
genommenen 8. 18 vorgejchenen Fällen, Gelder für 
PBrivatperjonen zu erheben oder in Verwahrung zu 
nehmen, e3 fei denn, daß fie vom Auswärtigen Amt, 
oder von der ihnen unmittelbar vorgefeßten Dienjt- 
behörde ausdrücklich Auftrag dazu erhalten. Liegt ein 
jolder Auftrag nicht vor, und wird Ew. Wohlgeboren 
Bermittlung von anderer Seite in der gedachten Weife 
in Anſpruch genommen, fo wollen Sie die Antragjteller 
gefälligft darauf aufmerfjam machen, daß Sie Ihre 
Mitwirkung nicht in amtlicher Eigenfchaft, jondern nur 
privatim eintreten lafjen können. 
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21) B. d. RK. v. 23. November 1877 (EBL. 634) betr. 
Beugenvernchmungen der Konfuln bei Seeunfällen. 


Mit dem 1. Januar 1878 tritt das Reichsgeſetz vom 
27. Zuli d. J. (j. Reich2-Gefehblatt Nr. 33 ©. 549) 
in Wirkſamkeit, wonach Seeunfälle deutjcher Kauffahrtei- 
ihiffe, und unter gewiſſen Borausfegungen aud) die 
Unfälle ausländifcher Handelsfahrzeuge vor deutjchen 
Seeämtern zur Unterfudhung gezogen werden ſollen. 


Aus 8. 14, 8. 15, 8.20, und in Berbindung bier- 
mit aus 8. 30, fowie ferner au3 8. 28 ergiebt fid), in 
welchen Beziehungen bei der Ausführung des Geſetzes 
den Raiferlihen Konfulaten in ihrer Eigenfchaft als 
deutiche Seemannsämter im Auglande, eine Mitwirkung 
zufällt. 

Hierbei ift Folgendes zu beachten: 

1. Die nad) 8. 14. zu erftattenden Anzeigen über 
Geeunfälle deutſcher Kauffahrteifhiffe im Auslande, 
ebenfo wie die aufgenommenen Berhandlungen: über 
die nad) 8. 15 angejtellten Ermittelungen und Beweis- 
erhebungen find in jedem einzelnen Falle ohne Verzug 
an da Auswärtige Amt einzureichen, von wo aus die— 
felben ihrer’ weiteren Beitimmung zugeführt werden. 


2. Bei den in Gemäßheit von $. 15 vorlonımenden 
Ermittelungen und Beweiserhebungen find die Konfuln 
befugt, die vernommenen Zeugen und Sadperjtändigen 
zu vereidigen, auch wenn der betreffende Konful im 
übrigen die in $. 20 des Geſetzes über die Organifa- 
tion der Konfulate vom 8. November 1867 vorgejehene 
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Ermächtigung zur Abhörung von Zeugen und zur Ab- 
nahme von Eiden nicht befigt. 

Der Schiffer und der Steuermann des Schiffs, deſſen 
Unfall den Gegenftand der konfularifhen Ermittelung 
bildet, dürfen nicht vereidigt werden. 

3. Wenn den Konfulaten nad 8. 28 die Befugniß 
zujteht, unter Umſtänden der Beichwerde des Sciffers 
oder Steuermann, welcher durch das Urtheil eines 
Seeamtes des Befähigungszeugniffes für verluftig er- 
Härt ift, aufjchiebende Wirkung bis jpäteftend zur An⸗ 
funft des Beſchwerdeführers in einem deutſchen Hafen 
einzuräumen, jo iſt Died auf ſolche Fälle zu beziehen, 
wo anderenfalls, in Ermangelung eines geeigneten Er⸗ 
ſatzes, das Schiff ohne Schiffer und Steuermann feine 
Reife fortfegen oder feine Rüdreife antreten müßte. 

Ueber die getroffene Verfügung ift dem Schiffer oder 
Steuermann zu feiner Legitimation eine Beicheinigung 
zu ertbeilen. 

4. In den Fällen, wo bei den Konfulaten nad) $. 28 
eine Beſchwerde gegen das Urtheil eines Seeamts ein- 
gelegt oder gerechtfertigt, oder wo dem Schiffer oder 
Steuermann die Frift zur Rechtfertigung der Beſchwerde 
verlängert worden ift, find die bezüglichen Schriftjtüde 
ohne Verzug an dad Auswärtige Amt einzureichen. 
22) Gefeg über das Paßweſen. Bom 12. DOftober 

1867 (BGB. 38). 

8. 6. Zur Erteilung von Päſſen an Bundes 

Angehörige zum Eintrittin das Bundesgebiet find befugt: 
1) die Bundesgefamdten und Bundestonfuln . . . .- 
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8. 8. Für Päſſe und fonftige Reifepapiere darf an 
Stempelabgaben und Ausfertigungdgebühren zufammen 
nit mehr als höchſtens Ein Thaler erhoben werden. 

Die Gejandten und Konfuln find befugt, Päſſe 
ftempel- und Toftenfrei auszuftelen. In weldden Fällen 
dies außerdem ftatthaft ijt, bleibt der Beitimmung der 
einzelnen Regierungen vorbehalten. 


23) B.d. Reichskanzlers vom 1. April 1882 (CBl. 218) 
betr. die von den Raijerliden Konfuln zu ge— 
währenden Unterftügungen. 


Zu wiederholten Malen ift da3 Unterſtützungsweſen 
der befonderen Aufmerkſamkeit der Kaiferliden Konſuln 
anempfohlen und ihnen aufgegeben worden, &eldbei- 
hülfen nur in dringenden Fällen zu gewähren. Die 
Erlafje Haben indeß ihren Zwed fo wenig erreicht, daß 
die Reichskaſſe allein nicht entlaftet, fondern im Gegen- 
tbeil in immer ftärferem Maaße durch ſolche Ausgaben 
in Anſpruch genommen ift. 

Der Grund liegt zum Theil darin, daß die in der 
Allgemeinen Dienſtinſtruktion fowie in befonderen Er- 
laſſen enthaltenen Borfchriften nicht genügend beachtet 
find, bauptfäli aber darin, daß der Charalter der 
ftaatlihen Unterftüßung immer mehr verlannt worden 
ift. Während eine Beihilfe aus Hffentlihen Fonds nur 
in Fällen wirklider und unverfchuldeter Noth, bei 
Krankheit, Urbeitsunfähigleit ete. gewährt werden fol, 
und vor allem nur an Perſonen, die der Unterjtüßung 
nicht nur bedürftig, jondern auch würdig find, wird 
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hiervon ſeitens der Konſuln vielfach in dem Maße 
abgeſehen, daß ihre Beihülfe ſich allmälig zu einem 
Almoſengeben geſtaltet, und dem Bettelunweſen Vor⸗ 
ſchub geleiſtet hat. 

Es iſt bekannt und ein Gegenſtand lauter Klage, 
daß von Deutſchland aus die benachbarten Länder von 
Schaaren arbeitsſcheuer, aller Mittel entblößten Menſchen 
überzogen werden, die lediglich vom Bettel leben. Es 
ſind zumeiſt dieſe Vagabonden, welche als „arme deutſche 
Reiſende“ die Konſulate brandſchatzen, und von der 
Privatwohlthätigkeit Almoſen erpreſſen. Faſt alle Unter⸗ 
ſtützungen, die im Betrage von einigen Mark von den 
Kaiſerlichen Konfulaten gegeben und dem Auswärtigen 
Amt in Rechnung geitellt werden, an einzelnen Orten 
an Hunderte von PBerfonen im Jahr, find ſolche Almofen, 
die bei Feftbaltung der oben bezeichneten Geſichtspunkte 
nicht gewährt werden durften. Der Bettel, welcher ge= 
jeglih mit Strafe bedroht ift, wird auf diefe Weiſe 
gefördert, dad Bagabondenthum, welches der Staat zu 
unterdrüden fich bemüht, und das unferer Nation zur 
Unehre gereicht, ſtaatlich unterftüßt. 

Wenn c3 auch nah Lage der Geſetzgebung nicht ' 
möglich tft, die wanderluftigen deutfchen Abenteurer an 
dem Beſuch fremder Länder zu verhindern, fo haben 
die ftnatlihen Organe doch die Aufgabe, dem Unweſen 
nah Kräften zu fteuern, und vor allen Dingen die 
Pflicht, fich jeder Förderung deſſelben zu enthalten. 

Am Nacjftehenden find die Regeln bezeichnet, nad 
welchen, abgefehen von den bereitsbeftehenden 
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Borfhriften, die Kaiferlihen Konfuln bezüglich Der 

Unterftügung Hülfsbedürftiger fünftig zu verfahren 

haben, und deren ftrenge Befolgung ich ihnen im 

Sntereffe des vorgedachten Zweckes hiermit bejonders 

zur Pflicht made. 

1. Geldunterftüßungen dürfen nur an Perſonen ge- 
geben werden, welche fich Durch vollgültige Legiti— 
mationdpapiere ald NReichdangehörige ausweiſen. 

2. Sie find nur in Fällen wirklider und unver- 
fchuldeter Noth, insbejondere bei Krankheit oder 
Arbeit3unfähigkeit, und nur dann zu gewähren, 
wenn an dem Orte feine Behörden, Anitalten, 
Vereine ꝛc. vorhanden find, denen die Unter- 
ftüßungsbedürftigen zugewiefen werden können. 

3. Aus der Konſulatskaſſe dürfen keine Gelder an 
Arbeitsfähige gezahlt und überhaupt feine Unter- 
ftügungen gewährt werden, welche den Karalter 
von Almofen Haben. Bettler find der Polizei- 
behörde de Orts, oder den Zwangsarbeits⸗ 
anftalten, wo ſolche eriftiren, zuzuführen. 

Durch Aushang oder Anſchlag vor der Kanzlei 
ift dieſe Beitimmung zur öffentlichen Kenntniß 

» zu bringen. 

4. Bedürftigen find Reifeunterjtüßungen nur behufs 
der Rüdkehr nad) Deutichland, niemals zur Reife 
in entgegengefjeßter Richtung zu gewähren; ebenfo 
dürfen ihnen Reijelegitimationen nur zu dem 
eriteren Zwecke ausgeftellt oder vifirt werben. 

Ausnahmen find nur zuläffig, wenn der 
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Reifende glaubhaft nachweiſt, dab er im Aus- 
lande feinen fejten Wohnſitz Hat. 

. Auf den Legitimationspapieren ift der Betrag 
der gewährten Unterftügung, fowie ihr Grund 
und Zweck zu vermerken. 


. Die aus der Konſulatskaſſe verabreichten Unter: 
ftüßungen find in befondere Verzeichniffe nach 
dem anliegenden Formular rinzutragen, und 
Abichrift der legteren nebſt den vorſchriftsmäßigen 
Quittungen der Empfänger dem Auswärtigen 
Amt mit der amtlichen Liquidation einzureichen. 
. Die Raiferlihen Konjuln haben den in demfelben 
Rande und den an der Grenze des Nachbarlandes 
beftehenden deutſchen Konfulaten in kurzen Friften 
Kiften derjenigen Perjonen mitzutheilen, welche 
der Landitreicherei verdächtig find, und Reiſe— 
unterftügungen, Ertheilung von Päſſen, Viſas ꝛc. 
erbeten haben. 

. Die von den Konfuln verausgabten Unter- 
ftüßungsgelder werden ihnen aus der Regationg- 
faffe nur erjtattet, wenn die früher und vorftehend 
gegebenen Borjchriften befolgt find. Auch find 
die Konſuln verantwortlich für alle Folgen, die 
eine Vernachläſſigung diefer Beitimmungen nad) 


ſich zieht. 


13* 
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Berzeihniß 
der im ... . Bierteljahr 18. . von dem Kaiſerlichen 
(General⸗, Bize-) Konfulat zu... -.2. 22200020. 





an hülfsbedürftige Deutſche gewährten Unterjtügungen. 
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„den. .ten ...... 18.. 
Der Kaiſerliche Konſul. 
(Unterſchrift.) 
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24) Kaiſ. Ordre v. 28. Sept. 1872, betr. das Ber- 

halten der&ommandanten deutfher Kriegs— 

Ihiffe im Auslande, ergänzt durd Kaiſ. Ordres 
v. 28. Dez. 1875 u. 7. San. 1879). 


8. 6. Der Kommandant eines Schiffes ift ein Re⸗ 
präfentant des Katjerd. Abgejchnitten vom unmittel- 
baren Verkehr mit feinen Vorgeſetzten, muß er daher 
in allen Fällen, welche die vorhandenen Beitimmungen 
und Snftructionen nicht vorjehen können, nad) eigenem 
Ermejjen den Umftänden entjprechend handeln. 

8. 9. Bei der Ankunft in ausländifchen Häfen hat 
der Commandant fi mit den für diefelben geltenden 
polizeilichen, zollamtliden und DQuarantainevorichriften, 
mit legteren womöglich ſchon im Abgangshafen bekannt 
zu machen und für ihre alljeitige Beachtung zu forgen. 
Bei Beantwortung der von den Sanitätsbeamten oder 
anderen Beamten an ihn gerichteten Fragen muß er 
mit der größten Aufmerkſamkeit und Genauigfeit zu 
Werke gehen und Mibverftändniffe, melde Anlaß zu 
Beſchwerden geben fünnen, zu vermeiden ſuchen. Bor 
dem Einlaufen in Binnengemwäffer, joweit diejelben unter 
der Oberhoheit auswärtiger Mächte ftehen, muß er bie 
Erlaubniß der zujtändigen Landesbehörden einholen, 
Sn Fällen zwingender Nothwendigkeit, wo dieſe Geneh- 
migung nit abgewartet werden Tann, muß diefelbe 
nadträglid beantragt werden. 

8. 10. Er Hat im Verein mit den Confuln den 


’ 1) Rad) Perels, das internat. öffentl. Seerecht ©. 355 ff. Tal. 
Morine Ver.B. 1875, 242. 1879, 1. 
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Ungehörigen des Deutichen Reichs und deren Handel, 
Verkehr und Schifffahrt Schuß zu gewähren und Hülfe 
zu leiften, dabei aber jtet3 die am Orte geltenden 
Landesgeſetze zu achten und zu befolgen. 

8. 12. Die allgemeine Dienftinftruction für Die 
Conſuln des Deutfchen Reich! vom 6. Juni 1871 dient 
als Richtichnur für den Verkehr mit den deutichen con- 
ſulariſchen Bertretern. 

Die jtantsrechtlihe und politische Verantwortlichkeit 
für die Folgen eined militärischen Einfchreitend der 
Kaiferlihen Marine, welches ein Kaiſerlicher Vertreter 
veranlagt, trifft ausſchließlich diefen Lebteren. Seine 
Aufgabe ift e8, mit den betreffenden Landesbehörden zu 
verhandeln ſowie namentlich zu prüfen, ob alle friedlichen 
Mittel zur Verhütung einer Gefahr für Leben, Freiheit 
oder Eigenthum von Reichdangehörigen erſchöpft find, ob 
eine ernitliche Gefahr im Verzuge liegen würde, oder 
ob überhaupt nah Lage der Berhältniffe nur durd) 
Aufwendung materieller Gewalt einer Rechtöverlegung 
vorgebeugt oder für erlittenen Schaden rejp. für Be— 
letdigungen der deutihen Flagge Erſatz oder Genug: 
thuung erwirkt werden Tann. 

Die Commandanten der Kaiſerlichen Kriegsſchiffe 
handeln, infofern fie nicht fpecielle Snitructionen haben, 
oder nad) Tage de concreten Falles der vorherige Ver- 
fehr mit einem Kaiferliden Vertreter möglich iſt, nur 
auf Antrag des -Ießteren und tragen felbjt lediglich die 
militärische Verantwortlichkeit für die Ausführung einer 
angenommenen Requifition; fie haben daher ihrerjeit 
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die materielle Ausführbarteit derjelben zu prüfen und 
für die Wahrung der einmal engagirten Ehre ber 
Kaijerlihen Kriegäflagge einzuftehen. Es fteht ihnen 
allenfall8 frei, ihre etwaigen perſönlichen Bedenken gegen 
auf Verwendung von Gewalt gerichtete Requifition 
oder ihre Anficht über die Zived- oder Unzwedmäßig- 
feit eines beftimmten Verfahren? dem Kaijerlihen Ber- 
treter gegenüber mündlid) oder fchriftlicdy geltend zur 
machen, um die volle Berantwortlichkeit Hierfür von 
ſich abzumeifen: zu einer amtlihen Prüfung und Ent- 
icheidung der politiſchen und rechtlichen Seite der ein- 
zelnen Fragen und zur Führung von Verhandlungen 
dariiber mit den Landesbehörden, beziehentlid) mit den 
Häuptern uneivilifirter Völkerſchaften find fie nur da 
befugt, wo es eine regelmäßige Kaiſerliche Vertretung 
nicht giebt. 

Allerhöchſte Ordre dv. 28. Dezember 1875. (MVBl. 
©. 242.) 

Auf Ihren Vortrag beitimme Ich, daß in der von 
Mir unterm 28. September 1872 genehmigten In— 
ftruction für den Commandanten eines Meiner Schiffe 
und Fahrzeuge folgender Paſſus, welcher das wechſel⸗ 
ſeitige Verhältniß Meiner Vertreter im Auslande und 
Meiner Schiffscommandanten klarſtellen und die Grenzen 
der beiderſeitigen Competenz und Verantwortlichkeit bei 
politiſchen und militäriſchen Handlungen vorzeichnen 
ſoll, als Ergänzung des 8 12 ad alinea 2 aufzunehmen iſt. 

Bei den von den Kaiferlihen Miffionen oder Con⸗ 
ſulaten an die Commandanten Kaiſerlicher Kriegsſchiffe 
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zu richtenden Requifitionen gilt ala bindender Grund- 
ſatz, daß die ſtaatsrechtliche und politifche Verantwortlich⸗ 
feit für die Folgen eines militärifchen Einfchreitend der 
Kaiferlihen Marine, welches ein Kaijerlider Vertreter 
veranlaßt, ausſchließlich dieſen lebteren trifft. Es ift 
daher auch nur ſeine Aufgabe, mit den betreffenden 
Landesbehörden zu verhandeln, ſowie namentlich zu 
prüfen, ob alle friedlichen Mittel zur Verhütung einer 
Gefahr für Leben, Freiheit oder Eigenthum von Reichs⸗ 
angehörigen erſchöpft ſind, ob eine ernſtliche Gefahr im 
Verzuge liegen würde oder ob überhaupt nach Lage der 
Verhältniſſe nur durch Aufwendung materieller Gewalt 
einer Rechtsverletzung vorgebeugt, oder für erlittenen 
Schaden, reſp. für Beleidigungen der deutſchen Flagge 
Erſatz und Genugthuung erwirkt werden kann. 

Die Commandanten der Kaiſerlichen Kriegsſchiffe 
handeln, inſofern ſie nicht ſpecielle Inſtructionen haben 
oder nad) Lage des concreten Falls der vorherige Ber- 
fehr mit einem Kaiſerlichen Vertreter unmöglic ist, 
nur auf Antrag des legteren und tragen ſelbſt lediglich 
die militärifhe VBerantwortlichkeit für die Ausführung 
einer angenommenen Requilition; fie haben daber ihrer⸗ 
feit8 die materielle Ausführbarleit derfelben zu prüfen 
und für die Wahrung der einmal engagirten Ehre der 
Kaiſerlichen Kriegsflagge einzuftehen. Es fteht ihnen 
allenfall3 frei, ihre etwaigen perjönlichen Bedenken gegen 
auf Verwendung von Gewalt gerichtete Requiſition, 
oder ihre Anficht über die Zweck- oder Unzwedmäßigteit 
eines beftimmten Berfahrend dem Kaiferlichen Vertreter 
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gegenüber mündlich oder fchriftlich geltend zu machen, 
um die volle Berantwortlichleit hierfür von ſich ab- 
zuweifen; zu einer amtlichen Brüfung und Entſcheidung 
der politifchen und rechtlichen Seite der einzelnen Fragen 
und zur Führung von Verhandlungen darüber mit den 
Landesbehörden, beziehentlih mit den Häuptern mili- 
tärifcher Völkerſchaften find fie nur da befugt, wo es 
eine regelmäßige Kaiferlihe Vertretung nicht giebt. 

8.13. Geräth ein Kommandant in irgend einen Con⸗ 
fliet mit Behörden irgend eines fremder Staates, jo 
bat er dem Conſul oder diplomatiihen Vertreter des 
Deutſchen Reichs die weitere Verfolgung der AUngelegen- 
heit zu übertragen und ſelbſtverſtändlich an feine vor- 
geſetzte Behörde zu berichten. 

8. 14. Wird irgendwie ein augenblidliches Ein- 
ſchreiten durchaus erforderlich, jo hat er die Vorſchriften 
des maritimen Völkerrechts in Betracht zu ziehen und 
bei feinen Maßnahmen nidyt außer Acht zu laſſen, 
daß ihm die ganze Beranttwortlichleit für die Folgen 
verbleibt. — — — 

8. 15. Da es im Intereſſe des Deutſchen Reichs 
liegt, daB die deutfchen Vertreter in der Fremde mög- 
lichft Hoch in Anſehen ſtehen, jo iſt e8 die Aufgabe jedes 
Sommandanten, die denjelben zuftehenden Ehren voll 
und in möglichſt jhöner und reicher Form zu gewähren, 
wie es das Flaggen- und Salutreglement vorjchreibt; 
ferner ijt e3 jeine Pflicht, in möglichiter und freieiter 
Uebereinftimmung mit den diplomatifhen und conju= 
lorifchen Vertretern zu handeln und den Requifitionen 
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derjelben joweit als thunlich nachzukommen. Endlich 
find für alle Bedürfniffe des Schiffs die Conſuln als 
gegebene Agenten zu nehmen. Die Lifte der in den 
verſchiedenen Ländern und Orten fungirenden beutjchen 
Sejandten, Conſuln und Biceconfuln mit ihrem Bereiche 
findet fi in der Schiffsbücherkiſte. 

Allerhöchfte Ordre dv. 7. Sanuar 1879. (MBBL. ©. 1.) 

In Ergänzung der Beitimmungen der 88. 12, 13 
und 15 der von Mir genchmigten Inſtruction für 
Commandanten, beitimme Ih auf Ihren Vortrag al 
Eingang zu 815 Nachſtehendes: Bei Bejuchen fremder 
Häfen hat der Commandant ohne Zeitverluft mit der 
am Orte befindlichen Kailerlichen Vertretung (Botjchaft, 
Geſandtſchaft, Conjulat) in Verbindung zu treten und 
derjelben über Zweck und muthmaßliche Dauer des 
Aufenthalt3 Anzeige zu maden. Der Commandant 
hat ferner an die Kaiferliche Vertretung in der Landes⸗ 
hauptſtadt über Ankunft, Zweck und muthmaßliche Dauer 
des Aufenthalts in allen denjenigen Yällen Anzeige zu 
machen, wo e3 fich nicht lediglich um Ergänzung von 
Proviant und Vorräthen, fondern um die Löſung be- 
jtimmter Aufgaben oder um die Inanfpruchnahme der 
Hülfe, rejp. des Beiltandes fremder Behörden handelt, 
auch wenn dadurch ein gegenjeitiges Requifitionzver- 
hältniß zwijchen der Kaiferlihen Vertretung und dem 
Shiffscommando nicht bedingt wird. 


$; 
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25) Geſetz, betreffend die Berpflitung deutſcher 
Rauffahrteifhiffe zur Mitnahme hülfsbe— 
dürftiger Seeleute Vom 27. Dezember 1872 
(R.G.B. 482). 

8. 1. Jedes deutſche Kauffasrteifchiff, welches von 
einem außerdeutichen Hafen nad) einem deutjchen Hafen 
oder nach einem Hafen des Kanals, Großbritanniens, 
des Sundes oder des Kattegats oder nad) einem außer⸗ 
deutfchen Hafen der Nordfee oder der Oſtſee beftimmt 
tit, ift verpflichtet, deutiche Seeleute, welche im Aus⸗ 
Iande fich in bülfsbedürftigem Zuſtande befinden, be= 
Huf3 ihrer BZurüdbefürderung nah) Deutichland auf 
ſchriftliche Anweiſung des Seemanndamtes gegen eine 
Entihädigung ($. 5) nad jeinem Beitimmungshajen 
mitzunehmen. 

Sn Anſehung ausländifcher Seeleute, welche un= 
mittelbar nad) einem Dienſte auf einem deutjchen 
Kauffahrteifchiffe außerhalb Deutſchlands fich in einem 
hülfsbedürftigen Zuftande befinden, Tiegt den nad) deren 
Heimathslande beitimmten deutſchen Kauffahrteifchiffen 
eine gleiche Verpflichtung ob. 

Zur Erfüllung diefer Verpflichtungen kann der 
Schiffer vom Seemanndamt zwangsweiſe angehalten 
werden. 

8. 2. Bieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur Mit- 
nahme, jo find die zu befördernden Seeleute durch dad 
Seemanndamt nad Verhältniß der Größe der Schiffe 
und der Zahl ihrer Mannſchaften auf die einzelnen 
Schiffe zu verteilen. 
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8. 8. Die Mitnahme kann verweigert werben: 

1) wenn und foweit an Bord kein angemefjener 
Plag für die Mitzunehmenden vorhanden ift; 

2) wenn der Mitzunehmende bettlägerig krank oder 
mit einer ſyphilitiſchen oder einer fonftigen, die 
Geſundheit oder Sicherheit der Mannſchaft ge= 
fährdenden Krankheit behaftet iſt, oder wegen 
eines Vergehens oder Verbrechens zurückbefördert 
werden fol; 


3) wenn und foweit die Zahl der Mitzunehmenden 
ein Biertheil der Schiffsmannſchaft überfteigt; 
4) wenn die Mitnahme nicht mindeftens zwei Tage 
vor dem Zeitpunkt verlangt wird, an welchem 
das Schiff zum Abgehen fertig ift. 
Die Entjheidung über den Grund der Weigerung 
fteht dem Seemanndamt zu. 


8. 4. Während der Reife erhält der Mitgenommene 
Koft und Logis von Seiten des Schiffs. Er ift der 
Disziplinargewalt des Schiffer unterworfen. 

8.5. Die Entihädigung ($. 1) beträgt, in Er- 
wangelung der Vereinbarung über einen geringeren 
Sag, für jeden Tag des Aufenthalt? an Bord: 


1) für einen Schiffer, einen Steuermann, einen 
Arzt, einen Mafchiniften oder den Nifiitenten 
eines foldden, einen Proviant- oder Zahlmeifter 
einen Thaler auf Segelihiffen und einen und 
einen halben Thaler auf Dampfidiffen; 

2) für jeden anderen Seemann einen halben 





Geſet, betr. d. Rationalität d. Kauffahrteiſchiffe. 205 


Thaler auf Segelihifien und zwei Drittel 
Thaler auf Dampfichiffen. 

8. 6. Die Auszahlung der Entihädigung erfolgt 
im Beftimmungsbafen durch das Seemanndamt gegen 
Auslieferung der wegen der Mitnahme ertheilten Ans 
weifung (8. 1). 

8. 7. Der Mitgenommene haftet für die durch bie 
Zurüdbeförderung verurjadgten Aufwendungen. 

Die Vorſchriften, welche den Rheder oder andere 
Perfonen zur Erftattung folder Aufwendungen ver= 
pflichten, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

8.8. Ber fi der Erfüllung einer ihm nad 8. 1 
obliegenden Verpflichtung entzieht, wird mit Geldftrafe 
bi3 zu fünfzig Thalern oder mit Haft beitraft. Für 
die Feftfegung der Strafe und für dag weitere Ver- 
fahren fommen die im $. 101 der Seemannzordnung 
enthaltenen Borjähriften zur Anwendung. 

8. 9. Diefes Geſetz tritt mit dem 1. März; 1873 
in Kraft. 


26) Geſetz, betreffend die Nationalität der Kauf- 
fahrteifchiffe und ihre Befugniß zur Führung 
der Bundesflagge. Vom 25. Oktober 1867. 
(8.6.8. 85.) 

F. 1. Die zum Erwerb durd) die Scefahrt beitimm- 
ten Schiffe (Kauffahrteifchiffe) der Bundesitaaten haben 
fortan al3 Nationalflagge ausjchlieglid die Bundes⸗ 
Hagge zu führen (Artikel 54. und 55. der Bundeöver- 
faffung). 
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8.2. Zur Führung der Bundesflagge find Die 
Kauffahrteiſchiffe nur dann beredhtigt, wenn fie in dem 
ausſchließlichen Eigenthum folder Perſonen fich be- 
finden, welchen das Bundesindigenat (Artikel 3. der 
Bundesverfaflung)!) zufteht. 

Diefen Berfonen find gleih zu adten die im 
Bundesgebiete errichteten Aftiengefellichaften und Kom⸗ 
manditgefelliehaften auf Aftien, in Preußen aud) die 
nad) Maaßgabe des Geſetzes vom 37. März 1867. ein- 
getragenen Genoſſenſchaften, fofern dieſe Geſellſchaften 
und Genoſſenſchaften innerhalb des Bundesgebietes 
ihren Sitz haben und bei den Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien allen perſönlich haftenden Mitgliedern das 
Bundesindigenat zuſteht. 

8.8. Für bie zur Führung der Bundesflagge be= 
fugten Kauffahrteifchiffe find in den an der See be— 
legenen Bundesftanten Schiffregifter zu führen. Die 
Landesgeſetze bejtimmen die Behörden, welche das 
Sciffsregiiter zu führen haben. 

8. 4. Das Schiffsregiſter ijt öffentlich; die Einficht 
deffelben ift während der gewöhnlichen Dienftftunden 
einem Jeden geſtattet. 

8.5. Ein Schiff kann nur in das Schiffsregiſter 
desjenigen Hafens eingetragen werden, von welchem 
aus die Seefahrt mit ihm betrieben werden ſoll 
(Heimathshafen, Regiſterhafen). 


1) G. v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes⸗ und Stantsangehörigkeit (BGB. 355). 
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8. 6. Die Eintragung des Schiffes in das Schiffs⸗ 
regifter muß enthalten: 


1) 
2) 


3) 


4) 
5) 


den Namen und die Gattung des Schiffes (ob 
Barke, Brigg u. |. w.); 

feine Größe und die nad der Größe berechnete 
Tragfähigkeit; 

die Zeit und den Ort ſeiner Erbauung, oder, 
wenn es die Flagge eines nicht zum Norddeutſchen 
Bunde gehörenden Landes geführt hat, den 
Thatumſtand, wodurch es das Recht, die Bundes- 
flagge zu führen, erlangt hat, und außerdem, 
wenn thunlich, die Zeit und den Ort der Er- 
bauung; 

den Heimathähafen ; 

den Namen und die nähere Bezeichnung des 
Rheders, oder, wenn eine Rhederei beiteht, den 
Namen und die nähere Bezeichnung aller Mit- 
rheder und die Größe der Schiffspart eines 
Jeden; iſt eine Handelägejellihaft Rheder oder 
Mitrheder, jo find die Firma und der Ort, 
an welchem die Gejelichaft ihren Sig hat, und, 
wenn die Sejellichaft nicht eine Altiengejellichaft 
ift, die Namen und die nähere Bezeihnung aller 
die Handelsgeſellſchaft bildenden Gefellichafter 
einzutragen; bei der Rommanditgefellihaft auf 
Aktien genügt ftatt der Eintragung aller Ge— 
ſellſchafter die Eintragung aller perſönlich haften“ 
den Gejellichafter; 


6) den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung 
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des Eigenthums des Schiffe oder der einzelnen 
Schiffsparten beruht; 

7) die Nationalität des Rheders oder der Mit- 

theder; 

8) den Tag der Eintragung des Schiffes. 

Ein jedes Schiff wird in das Schiffsregiſter unter 
einer befonderen Ordnungsnummer eingetragen. 

8. T. Die Eintragung des Schiffes in das Schiffs— 
regifter darf erit gefchehen, nachdem das Recht defjelben, 
die Bundesflagge zu führen, und alle in dem 8. 6. 
bezeichneten Thatfahen glaubhaft nachgewieſen find. 

8. 8. Ueber die Eintragung des Schiffes in das 
Schiffsregiſter wird von der Regifterbehörde eine mit 
dem Inhalt der Eintragung übereinftimmende Urkunde 
(Eertifitat) ausgefertigt. 

Das Certifitat muß außerdem bezeugen, daß die 
nah 8. 7. erforderlichen Nachweiſungen geführt find, 
jowie, daß das Schiff zur Führung der Bundesflagge 
befugt jei. 

8. 9. Durch das Lertififat wird dad Recht des 
Shiffes, die Bundesflagge zu führen, nachgewiefen. 

Zum Nachweis diefes Rechts iſt insbeſondere ein 
Seepaß nicht erforderlich. 

F. 10. Das Recht, die Bundesflagge zu führen, 
darf weder vor der Eintragung des Schiffes in das 
Schiffsregiſter, noch vor der Ausfertigung des Certifikats 
ausgeübt werden. 

8.11. Treten in den Thatſachen, welche in dem 
8. 6. bezeichnet find, nad) der Eintragung : Verän- 
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derungen ein, jo müfjen diejelben in das Schiffgregifter 
eingetragen und auf dem Certifilate vermerkt werben. 

Sm Fall dad Schiff untergeht oder das Recht, die 
Bundesflagge zu führen, verliert, ift das Schiff in dem 
Schiffsregifter zu löſchen und das ertheilte Certififat 
zurüdzuliefern, jofern nicht glaubhaft befcheinigt wird, 
daß es nicht zurüdgeliefert werden könne. 

8. 12. Die Thatfachen, welche gemäß $. 11. eine 
Eintragung oder die Löſchung im Schiffsregiſter er- 
forderlid machen, find von dem Rheder binnen ſechs 
Wochen nad Ablauf des Tages, an welchem er von 
ihnen Renntniß erlangt Hat, der Regifterbehörde zum 
Zwed der Verfolgung der Vorſchriften des 8. 11. an- 
zuzeigen und glaubhaft nachzuweiſen, betreffenden Falls 
unter Zurüdlieferung des Certifikats. 

Die Verpflichtung zu der Anzeige und Nachweiſung 
liegt ob: 

1) wenn eine Rhederei beiteht, allen Mitrhedern; 

2) wenn eine Aktiengefellichaft Aheder oder Mit- 
rheder ift, für diefelbe allen Mitgliedern des 
Vorſtandes; 

3) wenn eine andere Handelsgeſellſchaft Rheder 
oder Mitrheder iſt, für dieſelbe allen perſönlich 
haftenden Geſellſchaftern; 

4) wenn die Veränderung in einem Eigenthums⸗ 
wechjel beſteht, wodurch dad Recht des Schiffes, 
die Bundesflagge zu führen, nicht berührt wird, 
dem neuen Erwerber des Schiffeg oder der 
Schiffspart. 


Born, Die Konfulargejehgebung. 14 
1} 
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8. 138. Wenn ein Schiff, welches gemäß der Be- 
ftimmung des $. 2. zur Führung der Bundesflagge 
nicht berechtigt ift, unter der Bundesflagge führt, fo 
bat der Führer des Schiffes Geldbuße bis zu fünf- 
Hundert Thalern oder Gefängnißftrafe biß zu ſechs 
Monaten verwirtt; auch kann auf Konfiskation des 
Schiffes erfannt werden. 

8. 14. Wenn ein Schiff, welches gemäß 8. 10. 
fih der Führung der Bundesflagge enthalten muß, 
weil die Eintragung in das Sciffsregijter oder dic 
Ausfertigung des Schiffscertifilats noch nicht erfolgt 
ift, unter der Bundesflagge fährt, jo bat der Führer 
des Schiffes Geldbuße bi! zu Einhundert Thalern oder 
verhältnigmäßige Gefängnißftrafe verwirkt, jofern er 
nicht nachweiſt, daß der unbefugte Gebrauch der Bundes- 
flagge ohne fein Verſchulden gefchehen jei. 

8. 15. Die im $. 14. angedrohte Strafe bat aud) 
derjenige verwirkt, welcher eine nad) den Beitimmungen 
bes 8. 12. ihm obliegende Verpflichtung binnen der 
ſechswöchentlichen Friſt nicht erfüllt, fofern er nicht 
beweift, daß er ohne fein Berfchulden außer Stande 
getvejen fei, diejelbe zu erfüllen. Die Strafe tritt nicht 
ein, wenn vor Ablauf der Friſt die Verpflichtung von 
einem Mitverpflichteten erfüllt if. Die Strafe wird 
gegen denjenigen verdoppelt, welcher die Verpflichtung 
auch binnen ſechs Wochen nah Ablauf des Tages, 
an welchem das ihn verurtheilende Erkenntniß rechtö- 
kräftig geworden iſt, zu erfüllen verſäumt. 

8. 16. Wenn ein außerhalb des Bundesgebietes 
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befindliches fremdes Schiff durch den Uebergang in das 
Eigenthum einer Perſon, welcher das Bundesindigenat 
zuſteht, das Recht, die Bundesflagge zu führen, erlangt, 
ſo können die Eintragung in das Schiffsregiſter und 
das Certifikat durch ein von dem Bundeskonſul, in 
deſſen Bezirk das Schiff zur Zeit des Eigenthums⸗ 
überganges ſich befindet, über den Erwerb des Rechts, 
die Bundesflagge zu führen, ertheiltes Atteſt, jedoch 
nur für die Dauer eines Jahres ſeit dem Tage der 
Ausſtellung des Atteſtes und über dieſes Jahr hinaus 
nur für die Dauer einer durch höhere Gewalt ver— 
längerten Reife, erjeßt werden. So lange Landes 
fonjulate noch beftehen, ift zur Ausſtellung des Atteftes 
auch der Konful des Bundesftaates Befugt, welchem der 
Erwerber angehört, und in Ermangelung eines ſolchen 
Konſuls, jowie in Ermangelung eines Bundestonfulg, 
der Konſul eines anderen Bundesstaates (Art. 56. der 
Bundesverfaffung). 

8. 17.% Schiffe von nicht mehr ala 50 Kubikmeter 
Brutto-Raumgehalt find zur Ausübung des Rechts, 
die Reichsflagge zu führen, auch ohne Eintragung 
in das Schiffsregifter und Ertheilung des Certififats 
befugt. 


*) Diefer Paragraph tft dur das Geſetz vom 28. Juni 1873 
(fiehe S. 216) an Stelle des früheren 8. 17 gefegt. Er lautete früher: 
„Den Landesgefegen bleibt vorbehalten zu bejtimmen, daß und 
welche Heinere Fahrzeuge (Küftenfahrer u. |. w.) zur Ausübung des 
Rechts, die Bundesflange zu führen, auch ohne vorherige Eintragung 
in das Schiffgregifter und Ertheilung des Gertiftun Befuat jeien. 
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8. 18. Die in Gemäßheit des 8. 2. zur Führung 
ber Bundesflagge berechtigten Schiffe, welche in Folge 
der Vorſchrift Artikel 432. ff. de Allgemeinen Deutjchen 
Handelsgeſetzbuchs in das Schiffäregifter eine® Bundes- 
ſtaates bereit8 eingetragen und mit Certifilaten Behufs 
Führung der Landesflagge verjehen find, brauchen zur 
Ausübung des Nechts, die Bundesflagge zu führen, 
von Neuem in das Schiffsregiſter nicht eingetragen 
und mit neuen Certifilaten nicht verfehen zu werden. 

8. 19. Die landesgeſetzlichen Beitimmungen über 
die Führung der bisherigen Schhiffsregifter finden aud) 
auf die nad) diefem Gefege zu führenden Schiffgregiiter 
Anwendung, ſoweit fie mit den Vorſchriften Defjelben 
fid vertragen, und unbeſchadet ihrer jpäteren Aenderung 
auf landesgeſetzlichem Wege. 

8. 20. Gegenwärtiges Gejeg tritt mit dem 1. April 
1868. in Wirkſamkeit. 

Für die Schiffe, welche gegenwärtig die Medlenburg- 
Schwerinſche Landesflagge zu führen befugt find, treten 
die Vorſchriften des 8. 2. über die Erforderniffe der 
Nationalität erft am 1. April 1869. in Geltung. 
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Anlage: Formular zu Schiffscertifikaten. 
(1. Seite.) 


Deutfches Reich. 
(Wappen.) 








Unterfeidungs-Signal: 
RWVB. 
Schiffs⸗Certifikat. 


Die unterzeichnete Behörde bezeugt hierdurch, daß in das von 
derſelben kraft gejeplicher Anordnung geführte Schiffsregiſter 
as Schiff Deutschland 
unter Nr. 383 auf Grund glaubhafter Nachweiſungen am 15. Dezember 
1873 eingetragen iſt wte folgt: 

1. Ranıen des Schiffes: „Deutschland“. 

2. Gattung: Vollschiff. 

3. Größe und Ladungsfähigteit: Die nach Ziffer 1 des $. 38 
der Schiffsvermessungs - Ordnung aufgenommenen Hauptmaasse 
sind: Länge — 58,0g Meter; Breite — 9, Meter; Tiefe — DB, 
Meter. 

Die Bermeffung erfolgte auf Grund der Schiffavermeflungs-DOrd- 
nung vom 5. Juli 1872 GReichs-Geſetzblatt S. 270) nach dem voll- 
ständigen Berfahren und beträgt: 











Britiſche 
Negifter: 

Ton. 

a) Raum unter dem Vermessungs-Deck . . 668,35 

ein Hüttenraum auf 

b) Räume über dem) Tem Hinterdeck .. 67,51 
ein Back-Raum.... 16 

bauten- Räume... 20,3 

Brutto-Raumgebalt des Schiffe! ..... 770,08 





Hiervon gehen ab die drei Logisräume der 
Schiffsmannschaft, welche sich in der Hütte 
auf dem Hinierdeck und in der Back befinden 


Netto-Raumgehalt des Schiffes ...... 


33,39 
737,30 





| 
Vermessungs Deck | spei sonstige Auf- 
in Worten: Zwei Tausend und Neun und Achteig Vier Zehntel 
Kubil-Meter, glei: Sieben Hundert und Sieben und Dreissig 
8/00 Britiſchen Regiſter⸗Tons. 
4. —* und Ort der Erbauung: 1872 und 1873 zu Glückstadt. 


5. Heimathshafen: Hamburg. 
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(2. Seite.) 
6. Eigenthums-Berhältnifie. 


dort⸗ Kamen, 
nähere Bezeihnung | Schiffe: 
und parten. Erwerbsgrund. 
RO. | Nationalität der Mhebder. 








Ueber vorjtehende Eintragung wird dieſes Certifikat 
ertheilt und zugleich bezeugt, daß dem Schiffe... . - 
da3 Recht, die deutihe Flagge zu führen, nebſt allen 
Rechten, Eigenſchaften und Privilegien eines deutſchen 
Schiffes zuſteht. 


........ den.......18.. 
(3. Seite.) 
Zu | ° Veränderungen in den eingetragenen 
Nummer. Thatſachen. 





— — — 
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(4. Seite.) 


(Zeerer Raum.) 


Anmertung. In denjenigen Bebietstheilen des Ddeutichen 
Reiches, in welchen das Allgemeine preußtiche 
Sandrecht gilt, ift dieje Seite zur Eintragung 
von Berpfändungen beftimmt. 


26a) Berordnnung, betreffend die Bundesflagge für 
Kauffahrteifchiffe. Vom 25. Oftober 1867. 
(BGB. 39). 

Die Bundesflagge, welche von den Kauffahrteifhiffen 
der Bundezjtaaten fortan als Nationalflagge aus- 
ihliehlih zu führen ift (8. 1. des Geſetzes, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß 
zur Führung der Bundesflagge, vom heutigen Tage), 
bildet ein längliches Rechte, bejtehend aus drei gleich 
breiten Horizontalen Streifen, von weldhen der obere - 
ſchwarz, der mittlere weiß und der untere roth iſt. 
Das Verhältniß der Höhe der Flagge zur Länge ift 
wie zwei zu drei. Die Bundesflagge wird von den 
Schiffen am Held oder am hinteren Mafte — und 
zwar in der Regel an der Gaffel dieſes Maſtes, in Er- 
mangelung einer folden aber am Topp oder im Want 


— geführt. 
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Ein befonderes Abzeichen in der Bundesflagge oder 
einen Wimpel zu führen, ähnlich demjenigen der Kriegs⸗ 
marine des Norddeutfchen Bundes, ijt den Kauffabrtei- 
ſchiffen nicht geftattet. 


27) Geſetz, betreffend die Regiftrirung und die 
Bezeihnung der Kauffahrteifhiffe Vom 
28. Juni 1873 (RGB. 184). 


8.1. An Stelle des 8. 17 des Geſetzes, betreffend 
die Rationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß 
zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 1867 
tritt die folgende Beitimmung: 

Schiffe von nicht mehr als 50 Kubilmeter- 
Brutto-Raumgedalt find zur Ausübung des 
Rechts, die Reichsflagge zu führen, auch ohne 
Eintragung in das Schiffsregiſter und Er— 
theilung des Certififat3 befugt. 

8. 2. Die Aenderung de3 Namens eines in das 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes fol nur aus ganz 
bejonder3 dringenden Gründen gejtattet werden. Gie 
bedarf der Genehmigung des NReichdtanzler-Amt3. !) 

8. 3. Jedes in das Gchifferegifter eingetragene 
Schiff muß | 
1) feinen Namen auf jeder Seite ded Bugs 

und 
2) feinen Namen und den Namen des Heimath3- 
hafens am Hed 





1) Jetzt Reichſamt des Innern (A. E. v. 24. Dec. 1879, RGB. 321). 
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an den fejten Theilen in gut fihtbaren und feft an= 
gebrachten Schriftzeichen führen. 

8. 4. Sm Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
die Vorſchriften des 8. 3 Hat der Führer des Schiffes 
Geldftrafe biß zu einhundertfünfzig Mark oder Haft 
vermwirft. 

8. 5. Diejes Geſetz tritt am 1. Januar 1874 in 
Kraft. 


28) Vorſchriften über die Regiftrirung und die 
Bezeihnung der Kauffahrteiſchiffe. Vom 
13. November 1873 (RGB. 367). 


Auf Grund des Artikel 7 Nr. 2 der Verfaſſung 
des Deutſchen Reichs hat der Bundesrath behufs Aus- 
führung des Gefehes, betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß zur Führung der 
Bundesflagge, vom 25. Oktober 1867 (Bundes-Geſetzbl. 
©. 35), jowie des Geſetzes, betreffend die Regiftrirung 
und die Bezeichnung der Kauffahrteifchiffe, vom 28. Juni 
1873 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 184) die nachſtehenden 

Vorſchriften 
erlaſſen: 

8.1. Als „Seefahrt“ im Sinne des 8. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. Oktober 1867 (Bundes-Geſetzbl. S. 35) 
iſt in den nachſtehend aufgeführten Revieren die Fahrt 
außerhalb der dabei bezeichneten Grenzen anzuſehen; 

1) bei Memel 

außerhalb der Mündung des Kuriſchen Haffs, 


218 Vorſchriften über d. Regiftrirung etc. d. Rauffahrteifchiffe. 


2) bei Billau 
außerhalb des Pillauer Tiefs, 
8) bei Neufahrwafjer 
außerhalb der Mündung der Weichiel, 
4) in der Putziger Wiel 
außerhalb Rewa und Heifterneit, 
5) bei Dievenow, Swinemünde und Peenemünde 
außerhalb der Mündungen der Dievenow 
und Swine, fowie außerhalb der nördlichen 
Spige der Inſel Uſedom und der Inſel 
Ruden, 
6) bei Rügen 
öſtlich: 
außerhalb der Inſel Ruden und dem 
Thieſſower Höft, 

weſtlich: 
außerhalb Wittower Poſthaus und der 
nördlichen Spitze von Hiddend-De, ſowie 
außerhalb des Bock bei Barhöft, 

7) bei Wismar 
außerhalb Zadelbergs-Riff, Hannibal-Grund, 
Schweinskötel und Lieps, jowie außerhalb 
Tarnewitz, 

8) auf der Kieler Föhrde 
außerhalb Stein bei Labö und Bülk, 

9) auf der Edern Föhrde - 
außerhalb Nienhof und Bocknis, 

10) bei Flensburg, Sonderburg und Apenrade 
außerhalb Birknakke und Kekenis⸗Leuchtthurm, 
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fowie außerhalb Tundtoft⸗Nakke und Knuds⸗ 
hoved, 
11) bei Hadersleben 
außerhalb Raadhoved, Inſel Aarö, Inſel 
Linderum und Orbyhage, 
12) bei Huſum 
außerhalb Nordſtrand, 
13) auf der Eider 
außerhalb Bollerwiel und Hundeknoll, 
14) auf der Elbe 
außerhalb der weſtlichen Spite ded hohen 
Ufer (Dielfand) und der Kugel-Bale bei 
Dose, 
15) auf der Wefer 
außerhalb Eappel und Langwarben, 
16) auf der Jade 
außerhalb Langwarden und Schilligshörn, 
17) auf der Ems 
außerhalb der weitlichen Spite der Weſter⸗ 
marſch (Utland3:Hörn) und Oftpolder Siel. 
8. 2. Bu ben „zum Erwerb durch die Seefahrt 
beitimmten Schiffen” im Sinne des 8. 1 des Geſetzes 
vom 25. Oltober 1867 (Bundes-@efegbl. S. 35) gehören: 
a) die zur großen Geefifcherei beftimmten Schiffe 
und 
b) die zum Schleppen anderer Schiffe beftimmten 
Fahrzeuge, welche Seefahrt betreiben. 
8.8, „Fünfzig Kubikmeter Brutto-Raumgehalt‘‘ 
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im Sinne des 8. 1 des Geſetzes vom 28. Juni 1873 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 184) ift-zu rechnen: 
a) bei Segeljdiffen gleih 22 Tonnen zu 
1000 Kilogramm, 
b) bei Dampfſchiffen gleih 15 Tonnen zu 
1000 Kilogramm 
derjenigen Tragfähigkeit, welche in den vor dem 
1. Januar 1873 für deutihe Schiffe außgefertigten 
deutihen Meßbriefen aufgeführt ift. 

8. 4. Anträge auf Wenderung von Namen der 
in das Schiffsregifter eingetragenen Schiffe find an 
die zuftändigen Schiifsregijter-Behörden zu richten, 
welche dieſelben mit denjenigen Bemerkungen, zu denen 
die Anträge ihnen etwa Anlaß geben, dem Reichskanzler⸗ 
Amte!) vorzulegen haben. 

8.5. Die nah 8. 3 des Geſetzes vom 28. Juni 
1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 184) von den Schiffen zu 
führenden Namen find hell auf dunfelem Grunde in la— 
teiniſcher Drudichrift von folder Gröbe anzubringen, daß 

1) die Höhe der kleinſten Buchſtaben 

beit Schiffen unter 300 Kubikmeter Netto- 
raumgehalt mindeitend 5 Zentimeter, 

bei Schiffen von 800 bis 1000 Kubikmeter 
Nettoraumgehalt mindeſtens 7, Zenti⸗ 
meter, 

bei Schiffen von 1000 Kubikmeter Netto- 
raumgehalt und darüber mindeſtens 
10 Zentimeter, und 

1) S. ©. 2161, 
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2) die Breite der die Buchftaben bildenden Grund- 
ſtriche mindeſtens !/, der Höhe der Buchjtaben 
beträgt. 


Seemanndordnung Vom 27. Dezember 1872. 
(RGB. 409). 


Erſter Abichnitt. 


Einleitende Beftimmungen. 


8. 1. Die Vorſchriften dieſes Gefebes finden auf alle 
Kauffahrteifchiffe (Gefeg vom 25. Oftober 1867 8. 1, 
Bundezgejegblatt ©. 35) Anwendung, welde das Recht, 
die Reichöflagge zu führen, ausüben dürfen. 

8. 2. Schiffer im Sinne dieſes Geſetzes ift der 
Führer des Schiffes (Schiffstapitän), in Ermangelung 
oder Verhinderung deſſelben deſſen Stellvertreter. 

8. 3. Zur „Schiffsmannſchaft“ (,„Mannichaft‘) 
werden auch die Sciffsoffiziere mit Ausschluß des 
Schiffers gerechnet, desgleichen ift unter „Schiffsmann“ 
auch jeder Schiffeoffizier mit Ausnahme des Schiffers 
zu verjtehen. 

Perſonen, welde, ohne zur Schiffsmannſchaft zu 
gehören, auf einem Schiffe als Mafchiniften, Aufwärter, 
oder in anderer Eigenfchaft angeftellt find, haben die— 
jelben Rechte und Pflichten, welche in diefem Geſetze 
in Anſehung der Schiffsmannſchaft fejtgefegt find. Es 
macht hierbei feinen Unterjchied, ob fie von dem Schiffer 
oder von dem Rheder angenommen worden find. 


* 
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8. 4. Seemannsämter find innerhalb des Bundes- 
gebiet? die Mufterungsbehörden der einzelnen Bundes- 
ftaaten und im Auslande die Konfulate des deutſchen 
Reichs. 

Die Errichtung der Muſterungsbehörden innerhalb 
des Bundesgebiets ſteht den Landesregierungen nach 
Maßgabe der Landesgeſetze zu. Die Geſchäftsführung 
derſelben unterliegt der Oberaufſicht des Reichs. 


Zweiter Abſchnitt. 


Seefahrtsbücher und Muſterung. 


F. 5. Niemand darf im Bundesgebiet als Schiffs— 
mann in Dienſt treten, bevor er ſich über Namen, 
Heimath und Alter vor einem Seemannsamte aus⸗ 
gewieſen und von demſelben ein Seefahrtsbuch aus- 
gefertigt erhalten hat. 

Iſt der Schiffsmann ein Deutſcher, jo darf er vor 
vollendetem vierzehnten Lebensjahr zur Uebernahme 
von Schiffädienften nicht zugelafien werden; auch hat 
er fih über feine Militärverhältnifie, jowie, wenn er 
noch der väterlichen Gewalt unterworfen, oder minder⸗ 
jährig ift, über die Genehmigung des Vater oder 
Vormundes zur Uebernahme von Schiffsdieniten aus- 
zuweiſen. 

Mit dem Seefahrtsbuch iſt dem Schiffsmann zugleich 
ein Abdruck der Seemannsordnung und des Geſetzes, 
betreffend die Verpflichtung deutſcher Kauffahrteiſchiffe 
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zur Mitnahme Hülfsbebürftiger Seeleute, auszu⸗ 
bändigen. 

8. 6. Die väterlide oder vormundihaftlide Ge⸗— 
nehmigung ($. 5) gilt, fofern ihr eine Einfchräntung 
nicht beigefügt ift, al3 ein= für allemal ertheilt. 

Kraft derfelben wird der Minderjährige einem 
Großjährigen gleichgeacdhtet, injoweit e3 fi um den 
Abſchluß von Heuerverträgen, die aus ihnen berbor- 
gehenden Rechte und Pflihten und das gerichtliche 
Verfahren darüber handelt. 

8. 7. Wer bereit3 ein Seefahrt3bud) ausgefertigt ew 
halten Hat, muß behufd Erlangung eines neuen See⸗ 
fahrtsbuches das ältere vorlegen oder den Verluſt dej- 
jelben glaubhaft machen. Daß dies gejchehen, wird 
von dem Geemanndamt in dem neuen Seefahrtsbuch 
vermerkt.‘ 

Wird der Berlujt glaubhaft gemadt, fo iſt dieſem 
Bermerle zuglei eine Beicheinigung des Seemanns- 
amtes über die früheren Rang- und Dienjtverhältnifie, 
fowie über die Dauer der Dienftzeit, injomweit der 
Schiffsmann fid) hierüber genügend ausweiſt, beizufügen. 

8. 8. Wer nad) Inhalt feines Seefahrtäbuches an- 
gemuftert ift, darf nicht von neuem angemuftert werden, 
bevor er ſich über die Beendigung des früheren Dienit- 
verhältnifies® dur den in das Seefahrtsbuch einzu= 
tragenden Vermerk (88. 20, 22) ausgewiejen hat. Kann 
nad; dem Ermefjen de Seemannsamtes ein folder 
Vermerk nicht beigebracht werden, jo dient ftatt Dei- 
ſelben, fobald die Beendigung des Dienitverhältnifies 
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auf andere Urt glaubhaft gemadt ijt, ein vom See— 
mannsamt bierüber einzutragender Vermerk im See— 
fahrtsbuche. 

F. 9. Einrichtung und Preis des Seefahrtsbuches 
beſtimmt der Bundesrath. Die Ausfertigung ſelbſt 
erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. 

Das Seefahrtsbuch muß über die Militärverhältniffe 
des Inhabers (8. 5) Auskunft geben. 

8. 10. Der Schiffer hat die Mufterung (Anmufte- 
rung, Abmujterung) der Schiffsmannſchaft nad) Maß- 
gabe der folgenden Beitimmungen (88. 11 bis 22) zu 
veranlaffen. 


Der Schiffemann hat fi), wenn nicht ein unab- 
wendbares Hindernig entgegenjtcht, zur Mufterung zu 
ſtellen. 


F. 11. Die Anmuſterung beſteht in der Verlaut— 
barung des mit dem Schiffsmann geſchloſſenen Heuer- 
vertrages vor einem Seemanndamt. Sie muß für die 
innerhalb des Bundesgebietes liegenden Schiffe unter 
Vorlegung der Seefahrtsbücher vor Antritt oder Fort⸗ 
fegung der Reife, für andere Schiffe, jobald ein See— 
mannsamt angegangen werden kann, erfolgen. 


8. 12. Die Anmufterungsverhandlung wird vom 
Seemannsamt als Mufterrolle ausgefertigt. Wenn die 
zur Schiffsmannſchaft eines Schiffs gehörigen Perſonen 
nicht gleichzeitig mittelft Einer Verhandlung angemuftert 
werden, fo erfolgt die Ausfertigung auf Grund der 
eriten Verhandlung. 
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Die Mufterrolle muB enthalten: Namen und Na⸗ 
tionalität des Schiffs, Namen und Wohnort des Schiffers, 
Namen, Wohnort und dienftliche Stellung jedes Schiffs⸗ 
mannes, und die Beitimmungen des Heuervertrages, 
einfchließlich etwaiger befonderer Berabredungen. Ins⸗ 
befondere muB aus der Mujfterrolle erbellen, was dem 
Schiffsmann für den Tag an Speije und Trank ge- 
bührt. Im Uebrigen wird die Einridtung der Mufter- 
rolle vom Bundesrath beftimmt. 

8. 13. Wird ein Shiffemann erſt nah Aus- 
fertigung der Mufterrolle angemujtert, jo Hat das 
Seemanndamt eine jolhe Mufterung in die Muſter— 
rolle einzutragen. 

8. 14. Bei jeder innerhalb des Bundesgebiets er- 
folgenden Anmujterung wird vom Seemannsamt bhier- 
über und über die Zeit des Dienftantritt3 ein Vermerk 
in das Seefahrtsbuch jedes Schiffsmannes eingetragen, 
welcher zugleich als Ausgangs oder Scepaß dient. 
Außerhalb des Bundesgebict3 erfolgt eine ſolche Ein- 
tragung nur, wenn das Seefahrtsbuch zu dieſem Zweck 
vorgelegt wird. 

Das Seefahrtsbuch iſt hiernächſt vom Schiffer für 
die Dauer des Dienftverhältnifjes in Verwahrung zu 
nehmen. 

8. 15. Wenn ein angemujterter Schiffsmann durch 
ein unabmwendbare8 Hindernig außer Stande gejeht 
wird, den Dienft anzutreten, jo bat er ſich hierüber 
fobald wie möglich gegen den Schiffer und das See- 

Born, Die Konfulargefeßgebung. 15 
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manndamt, vor weldem die Mufterung erfolgt ift, 
auszuweiſen. 


F. 16. Die Abmuſterung beſteht in der Verlaut⸗ 
barung der Beendigung des Dienſtverhältniſſes ſeitens 
des Schiffers und der aus dieſem Verhältniß aus— 
ſcheidenden Mannſchaft. Sie muß, ſobald das Dienjt- 
verhältniß beendigt iſt, erfolgen, und zwar, wenn nicht 
ein Anderes vereinbart wird, vor dem Seemannsamt 
desjenigen Hafens, wo das Schiff liegt, und nad) Ver⸗ 
luft des Schiff? vor demjenigen Seemannsamt, welches 
zuerjt angegangen werden kann. 


.. 817. Bor der Abmufterung hat der Schiffer dem 
abzumufternden Schiffsmann im Seefahrtsbuch Die 
bisherigen Rang⸗ und Dienftverhältniffe und die Dauer 
der Dienftzeit zu befcheinigen, auf Verlangen auch ein 
Führungszeugniß zu ertheilen. Das Iehtere darf in 
das Seefahrtsbuch nicht eingetragen werden. 

8. 18. Die Unterjchriften des Schiffer3 unter der 
Beicyeinigung und dem Zeugnik (8. 17) werden von 
dem GSeemanndamte, vor weldem die Abmufterung 
ſtattfindet, koſten- und jtempelfrei beglaubigt. 

8. 19. Verweigert der Schiffer die Ausftellung des 
Beugniffes (8. 17), oder enthält dafjelbe Befhuldigungen, 
deren Richtigkeit der Schiffsmann beitreitet, jo Hat auf 
Antrag des lebteren dad Seemannsamt den Sachverhalt 
zu unterſuchen und dag Ergebniß der Unterſuchung dem 
Schiffsmann zu befcheinigen. 

$. 20. Die erfolgte Abmufterung wird vom Gee- 
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manndamt in dem Seefahrtsbuche des abgemuſterten 
Schiffsmannes und in der Mufterrolle vermerkt. 

8. 21. Die Mufterrolle iſt nach Beendigung der- 
jenigen Reife oder derjenigen Zeit, auf welche die als 
Mufterrolle ausgefertigte Anmufterungsverhandlung 
($. 12) fi bezieht, dem Secemannsamt, vor weldem 
abgemujtert wird, zu überliefern. 

Letzteres überfendet diefelbe dem Seemannsamt des 
Heimathshafens. 

8. 22. Wenn der Beſtand der Mannſchaft Aende⸗ 
rungen erfährt, bei mweldhen eine Muſterung ($. 10) 
nad) Maßgabe voritehender Beitimmungen unausführ- 
bar ift, jo bat der Schiffer, fobald ein Seemannsamt 
angegangen werden Tann, bei demfelben unter Dar- 
legung der Hinderungsgründe die Mufterung nachzu— 
holen, oder, jofern auch diefe nachträgliche Muſterung 
nit mehr möglich ift, den Sachverhalt anzuzeigen. 
Ein Vermerk über die Anzeige tft vom Seemanndamt 
in die Mufterrolle und in die Seefahrtsbücher der be- 
theiligten Schiffsleute einzutragen. 

8. 23. Die für die Mufterungsverhandlungen, eine 
ſchließlich der Ausfertigung der Mufterrolle, zu er- 
hebenden Koften fallen dem Rheder zur Laft. 

Die Beitimmung über die in gleicher Höhe für alle 
Seemannsämter innerhalb des Bundesgebiet feitzu- 
ftellenden Kojten bleibt dein Bundesrath vorbehalten. 

Bis zur Erledigung dieſes Vorbehalts fteht die Be— 
ftimmung über die Höhe der Koſten den Landes» 


regierungen im Verordnungswege zu. a 
1 
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Dritter Abſchnitt. 


Vertragsverhältniß. 


F. 24. Die Gültigkeit des Heuervertrages iſt durch 
ſchriftliche Abfaſſung nicht bedingt. 

F. 25. Wenn bei dem Abſchluß des Heuervertrages 
die Vereinbarung über den Betrag der Heuer nicht 
durch ausdrückliche Erklärung getroffen iſt, ſo wird im 
Zweifel diejenige Heuer als vereinbart angeſehen, welche 
das Seemannsamt des Hafens, in welchem der Schiffs- 
mann angemuſtert wird, für die daſelbſt zur Zeit der 
Anmuſterung übliche erklärt. 

F. 26. Wenn ein Schiffsmann ſich für eine Zeit 
verheuert, für die er durch einen früher geſchloſſenen 
Heuervertrag gebunden iſt, ſo hat der Anſpruch auf 
Erfüllung des zuerſt geſchloſſenen Vertrages den 
Vorzug. 

Hat jedoch eine Anmuſterung auf Grund des ſpäteren 
Vertrages ſtattgefunden, ohne daß auch auf Grund des 
erſten Vertrages angemuſtert iſt, ſo geht jener vor. 

8. 27. Wird ein Schiffsmann erſt nach Anfertigung 
der Muſterrolle geheuert, ſo gelten für ihn in Er— 
mangelung anderer Vertragsbeſtimmungen die nach 
Inhalt der Muſterrolle mit der übrigen Schiffsmann⸗ 
ihaft getroffenen Abreden; in2bejondere kann er nur 
diefelbe Heuer fordern, welche nach der Muſterrolle den 
übrigen Schiffsleuten ſeines Ranges gebührt. 

5. 28. Die Verpflichtung des Schiffsmannes, mit 
jeinen Effelten fihd an Bord einzufinden und Schiffs⸗ 
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dienſte zu leiſten, beginnt, wenn nicht ein Anderes be⸗ 
dungen iſt, mit der Anmuſterung. 

Wenn der Schiffsmann den Dienſtantritt länger 
als vierundzwanzig Stunden verzögert, iſt der Schiffer 
zum Rücktritt von dem Heuervertrage befugt. Die 
Anſprüche wegen etwaiger Mehrausgaben für einen 
Erſatzmann und wegen ſonſtiger aus der Verzögerung 
erwachſener Schäden werden hierdurch nicht berührt. 

8. 29. Den Schiffsmann, welcher nach der An- 
muſterung dem Antritt oder der Fortſetzung des Dienſtes 
ſich entzieht, kann der Schiffer zur Erfüllung ſeiner 
Pflicht durch das Seemannsamt zwangsweiſe anhalten 
laſſen. 

Die daraus erwachſenden Koſten hat der Schiffs— 
mann zu erſetzen. 

8. 30. Der Schiffsmann iſt verpflichtet, in An— 
ſehung des Schiffsdienſtes den Anordnungen des 
Schiffers unweigerlich Gehorſam zu leiſten und zu jeder 
Zeit alle für Schiff und Ladung ihm übertragene 
Arbeiten zu verrichten. 

Er hat dieſe Verpflichtung zu erfüllen, ſowohl an 
Bord des Schiffs und in deſſen Booten, als auch in 
den Leichterfahrzeugen und auf dem Lande, ſowohl 
unter gewöhnlichen Umſtänden, als auch unter Havarie. 

Ohne Erlaubniß des Schiffers darf er das Schiff 
bis zur Abmuſterung nicht verlaſſen. Iſt ihm eine 
ſolche Erlaubniß ertheilt, ſo muß er zur feſtgeſetzten 
Zeit, wenn aber keine Zeit feſtgeſetzt iſt, noch vor 8 Uhr 
Abends zurückkehren. 
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8. 31. Wenn dad Schiff in einem Hafen liegt, fo 
iſt der Schiffsmann nur in dringenden Fällen ſchuldig, 
länger ala zehn Stunden täglich zu arbeiten. 

8. 32. Bei Seegefahr, beſonders bei drohendem 
Schiffbruch, ſowie bei Gewalt und Angriff gegen Schiff 
oder Ladung bat der Schiffsmann alle befohlene Hülfe 
zur Erhaltung von Schiff und Ladung unweigerlich 
zu leiiten, und darf ohne Einwilligung des Schiffers, 
fo lange dieſer jelbjt an Bord bleibt, das Schiff nicht 
verlaffen. 

Er bleibt verbunden, bei Schiffbrud für Rettung 
der Berfonen und ihrer Effekten, ſowie für Sicherftellung 
der Sciffstheile, der Geräthichaften und der Ladung, 
den Anordnungen des Sciffer® gemäß, nad) beiten 
Kräften zu forgen und bei der Bergung gegen Yort- 
bezug der Heuer und der Verpflegung Hülfe zu leiften. 

8. 38. Der Shiffemann ift verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen bei der Verklarung mitzuwirken und feine Aus- 
fage eidlich zu beſtärken. 

Diefer Verpflichtung Hat er gegen Zahlung der etwa 
erwachfenden Reiſe- und Verſäumnißkoſten nad- 
zulommen, auch wenn der Heuervertrag in Folge eines 
Verluftes des Schiffs beendigt ift (8. 56). 

8. 84. Wird nad Antritt der Reife entdedt, daß 
der Schiffgmann, zu dem Dienfte, zu welchem er ſich 
verheuert hat, untauglich iſt, fo iſt der Schiffer befugt, 
den Schiffemann, mit Ausſchluß des Steuermanng, 
im Range herabzufegen und jeine Heuer verhältniß- 
mäßig zu verringern. 
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Macht der Schiffer von diefer Befugniß Gebrauch, 
jo Hat er die getroffene Anordnung, ſobald thunlich, 
dem Betheiligten zu eröffnen, auch in dad Schiffs⸗ 
journal einzutragen, daß und wann dies gejchehen. 
Bor der Eröffnung und Eintragung tritt die Ber- 
tingerung der Heuer nit in Wirkſamkeit. 

8. 35. Die Heuer ift in Ermangelung einer ander- 
weitigen Abrede vom Zeitpunkte der Anmufterung an 
zu zahlen. 

8. 36. Die Heuer tft dem Schiffsmann, fofern 
feine andere Vereinbarung getroffen iſt, erft nad) Be⸗ 
endigung der Reife oder bei der jonftigen Beendigung 
des Dienftverhältniffeg zu zahlen, wenn Diefe früher 
erfolgt. 

Der Schiffsmann kann jedoch bei Zwijchenreifen in 
dem erften Hafen, in welchem das Schiff ganz oder 
zum größeren Theil entlöjcht wird, Die Auszahlung der 
Hälfte der bis dahin verdienten Heuer ($. 67) ver- 
langen, jofern bereits ſechs Monate feit der Anmuſte⸗ 
rung verflofjen find. In gleicher Weife ift der Schiffs⸗ 
mann bei Ablauf je weiterer ſechs Monate nad) der 
früheren Auszahlung wiederum die Auszahlung der 
Hälfte der feit der legten Auszahlung verdienten Heuer 
zu fordern berechtigt. 

8. 37. Ob und inwieweit vor dem Antritt der Reife 
Vorſchußzahlungen auf die Heuer zu leiften oder Hand- 
gelder zu zahlen find, beftimmt in Ermangelung einer 
Bereinbarung der Ortögebraud) des Hafens, in welchem 
der Schiffsmann angemuftert wird. 
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8. 38. Alle Zahlungen an Schiffsleute müflen, 
wenn nicht ein Anderes vereinbart ift, nad) Wahl der- 
felben entweder baar oder mitteljt einer auf den Rheder 
außgeftellten, auf Sicht zahlbaren Anweifung geleistet 
werden. 

8. 39. Bor Antritt der Reife Hat der Schiffer ein 
Abrechnungsbuch anzulegen, in welches alle auf die 
Heuer geleifteten Vorſchuß- und Abjehlagszahlungen, 
fowie die etwa gegebenen Handgelder einzutragen find. 
An dem Abrehnungsbude iſt von dem Schiffsmann 
über den Empfang jeder Zahlung zu quittiren. Auch 
bat der Schiffer jedem Schiffsmann, der ed verlangt, 
noch ein bejonderes Heuerbuch zu übergeben und darin 
ebenfall3 jede auf die Heuer des Inhabers geleijtete 
Zahlung einzutragen. 

8. 40. Wenn die Zahl der Mannfchaft jich während 
der Reiſe vermindert und nicht wieder ergänzt wird, 
fo jind, falls nicht ein Anderes bedungen tft, die da= 
durch erfparten Heuerbeträge unter die verbleibenden 
Schiffsleute nad) Verhältniß ihrer Heuer zu vertheilen. 
Ein Anſpruch auf die Vertheilung findet jedoch nicht 
ftatt, wenn die Berminderung der Mannſchaft durch 
Entweihung herbeigeführt ift und die Eiffelten des 
entwichenen Schiffsmannes nicht an Bord zurüd- 
geblieben find. 

Wenn die Zahl der Mannſchaft ſich während der 
Reife um mehr als ein Sechstel verringert, fo muß 
der Schiffer diefelbe auf Verlangen der verbleibenden 





Seemanndordnung. Bom 27. Dezember 1872. 9233 


Schiffsleute ergänzen, fofern die Umftände eine Er- 
gänzung geitatten. 

8. 41. In allen Füllen, in welden ein Schiff 
länger al? zwei Jahre auswärts verweilt, tritt in Er- 
mangelung einer anderweitigen Abrede für den feit 
zwei Sahren in Dienft befindliden Schiffgmann eine 
Erhöhung der Heuer ein, wenn dieſe nad) Zeit be- 
dungen iſt. 

Diefe Erhöhung wird wie folgt beftimmt: 

1) der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten 
Jahres in die in der Muſterrolle beſtimmte oder 
aus derjelben als Durchſchnittsbetrag ſich er⸗ 
gebende Heuer der Leichtmatroſen, und mit Be— 
ginn des vierten Sahres in die in der Mufter- 
rolle beitimmte Heuer der Vollmatrojen ein; 

2) der Leichtmatrofe erhält mit Beginn des dritten 
Sahres die in der Mufterrolle beftimmte Heuer 
der Vollmatrofen und mit Beginn des vierten 
Sahres ein Fünftel derjelben mehr an Heuer; 

3) für die übrige Mannſchaft fteigt die in der 
Mufterrolle angegebene Heuer mit Beginn des 
dritten Jahres um ein Fünftel und mit Beginn 
de3 vierten Jahres um ein fernered Fünftel 
ihres urfprünglichen Betrages. 

Sn dem Fall der Hiffer 2 tritt der Leichtmatroſe 
mit Beginn des dritten Jahres in den Rang eines 
Vollmatroſen ein. 

F. 42. Die aus den Dienſt- und Heuerverträgen 
herrührenden Forderungen des Schiffers und der zur 
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Schiffsmannſchaft gehörigen Berjonen, welche auf einem, 
nad) den Wrt. 866 und 867 des allgemeinen Deutjchen 
Handelsgeſetzbuches, als verfhollen anzufehenden Schiffe 
fid befunden haben, werden fällig mit Ablauf der Ber- 
ſchollenheitsfriſt. Das Dienitverhältnig gilt ſodann 
einen halben Monat nad dem Tage für beendet, bis 
zu weldem die lebte Nachricht über das Schiff reicht. 

Der Betrag der Forderungen ift dem Seemannsamt 
des Heimathshafens zu übergeben, welches die Aus⸗ 
händigung an die Empfangsberechtigten zu vermitteln bat. 

8. 43. Dem Shiffgmann gebührt Belöftigung für 
Rechnung des Schiffs von dem Zeitpunkt des Dienft- 
antritt3 an. Er darf die verabreichten Speifen und 
Getränke nur zu feinem eigenen Bedarf verwenden und 
nichts davon veräußern, vergeuden oder fonjt bei Seite 
bringen. 

8, 44. Die Shiffemannihaft Hat an Bord des 
Schiffs Anſpruch auf einen, ihrer Zahl und der Größe 
des Schiffs entiprechenden, nur für fie und ihre Effelten 
beitimmten wohlverwahrten und genügend zu lüftenden 
Logisraum. 

Kann dem Schiffsmann in Folge eines Unfalls oder 
aus anderen Gründen zeitweilig ein Unterlommen auf 
dem Schiffe nicht gewährt werden, fo tft ihm ein 
anderweitiges angemeſſenes Unterlommen zu verfchaffen. 

8, 45. Die dem Schiffsmann für den Zag min- 
deſtens zu verabreichenden Speijen und Getränke (8. 48), 
die Größe und die Einrichtung des Kogisraumes (8. 44) 
und die mindeitend mitzunehmenden Heilmittel be= 
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ftimmen fi im Zweifel nad) dem örtlichen Rechte des 
Heimathshafens. 

Der Erlaß näherer Beſtimmungen ſteht den Landes⸗ 
regierungen im Verordnungswege zu. 

8. 46. Der Schiffer iſt berechtigt, bei ungewöhnlich 
langer Dauer der Reiſe, oder wegen eingetretener Un⸗ 
fälle, eine Kürzung der Rationen oder eine Aenderung 
Hinfihtli der Wahl der Speifen und Getränte ein- 
treten zu laſſen. 

Er Hat im Sciffzjournal zu bemerken, wann, aus 
welchem Grunde und in welcher Weiſe eine Kürzung 
oder Aenderung eingetreten ift. 

Wenn dies verfäumt ift, oder wenn die vom Schiffer 
getroffenen Anordnungen ſich als ungerechtfertigt oder 
durch jein Verſchulden herbeigeführt erweiſen, jo gebührt 
dem Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen 
entſprechende Vergütung. Ueber diefen Anſpruch ent- 
jcheidet unter Vorbehalt des Rechtsweges das Gee- 
manndamt, vor weldyem abgemuftert wird. 

8. 47. Benn ein Schiffäoffizier oder nicht weniger 
als drei Schifföleute bei einem Seemanndamte Be— 
ſchwerde darüber erheben, daß dad Schiff, für welches 
fie angemuftert find, nicht feetüchtig ift, oder daß die 
Vorräthe, welche das Schiff für den Bedarf der Mann- 
ihaft an Speifen und Getränten mit fich führt, un⸗ 
genügend oder verdorben find, jo hat dad Seemanns⸗ 
amt eine Unterfuhung des Schiffs, beziehungsweije der 
Borräthe zu veranlaflen, und deren Ergebniß in das 
Schiffsjournal einzutragen. Auch bat dafjelbe, falls 
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die Beſchwerde fi als begründet erweilt, für Die ge 
eignete Abhülfe Sorge zu tragen. 

8. 48. Falls der Schiffemann nad Untritt des 
Dienftes erkrankt oder verwundet wird, fo trägt der 
Rheder die Koften der Verpflegung und Heilung: 

1) wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder 
Berwundung die Reife nicht antritt, bis zum 
Ablauf von drei Monaten jeit der Erfranfung 
oder VBerwundung; 

2) wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe 
nad einem deutſchen Hafen zurüdtehrt, bis zum 
Ablauf von drei Monaten feit der Rückkehr des 
Schiffs; 

3) wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe 
zurückkehrt, die Rückreiſe des Schiffs jedoch nicht 
in einem deutſchen Hafen endet, bis zum Ablauf 
von ſechs Monaten ſeit der Rückkehr des Schiffs; 
wenn er während der Reiſe am Lande zurück— 
gelaſſen werden mußte, bis zum Ablauf von 
ſechs Monaten ſeit der Weiterreiſe des Schiffs. 

Auch gebührt dem Schiffsmann, falls er nicht mit 
dem Schiffe nach dem Hafen zurückkehrt, von welchem 
das Schiff ſeine Ausreiſe angetreten hat, freie Zurück— 
beförderung nach dieſem Hafen (88. 65, 66), oder nad) 
Wahl des Schiffer eine entfprechende Vergütung. 

8. 49. Die Heuer bezieht der erkrankte oder ver— 
mwundete Schiffemann: 

wenn er die Reife nicht antritt, bis zur Ein- 
ſtellung des Dienſtes; 
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wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe 
zurüdfehrt, bis zur Beendigung der Rückreiſe; 

wenn er während der Reife am Lande zurüd- 
gelafjen werden mußte, bis zu dem Tage, an 
welchem er da3 Schiff verläßt. 

Iſt der Schiffsmann bei der Vertheidigung des 
Schiffs befchädigt, jo hat er überdies auf eine ange- 
meſſene, erforberlihenfall3 von dem Richter zu be= 
ftimmende Belohnung Anſpruch. 

$. 50. Auf den Schiffsmann, welcher die Krankheit 
oder Berwundung durch eine unerlaubte Handlung fi 
zugezogen bat, oder mit einer ſyphilitiſchen Krankheit 
behaftet ift, finden bie SS. 48 und 49 keine Anwendung. 

8. 51. Stirbt der Schiffsmann nad Antritt des 
Dienjtes, jo Hat der Rheder die bis zum Todestage 
verdiente Heuer (8. 67) zu zahlen und die Beitattungs- 
foften zu tragen. 

Wird der Schiffgmann bei Vertheidigung des Schiffs 
getödtet, To Hat der Rheder überdics eine angemefjene, 
erforderlihenfal8® von dem Richter zu beftinnmende 
Belohnung zu entrichten. 

8. 52. Ueber jeden nad) Antritt des Dienſtes .ein- 
tretenden Xodesfall eines Schiffemanne® mu vom 
Schiffer unter BZuziehung von zwei Sciffsoffizieren 
oder anderen glaubhaften Perſonen ein urkundlicher 
Nachweis bejchafft werben. Die Urkunde muB Tag und 
Stunde des Todes, Vor: und Familiennamen, Geburt3- 
oder Wohnort und Alter des Verftorbenen, ſowie bie 
muthmaßliche Urſache des Todes enthalten. Sie ift 
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von dem Schiffer und den zugezogenen Beugen zu 
vollziehen. 

Soweit der Nachlaß bes verftorbenen Schiffsmannes 
fih an Borb befindet, Hat der Schiffer für die Auf- 
zeichnung und Aufbewahrung, ſowie erforderlihenfalls 
für den Verlauf des Nachlaffe Sorge zu tragen. Die 
Aufzeihnung ift unter Zuziehung von zwei Schiffe- 
offizteren oder anderen glaubhaften Berfonen vorzu= 
nehmen. 

Die Nachlaßgegenſtände felbjt, der etwaige Erlös 
aus denfelben, jowie der etwaige Heuerrüditand find 
nebft der erwähnten Aufzeichnung und dem Nachweis 
über den Todesfall demjenigen Seemannsamt, bei dem 
es zuerjt geichehen kann, zu übergeben. Wenn im Aus- 
lande da8 Seemannsamt aus befonderen Gründen bie 
Mebernahme der Nachlaßgegenſtände ablehnt, fo hat der 
Schiffer die Uebergabe bei demjenigen Seemanndamt 
zu bewirken, bei welchen es anderweit zuerſt gejchehen 
kann. 

Durch die Vorſchriften des erſten und dritten Ab⸗ 
ſatzes werden die auf die Führung der Civilſtands⸗ 
regiſter bezüglichen Beſtimmungen der Landesgeſetze 
nicht berührt.) 

8. 53. Wenn der Schiffer während der Reiſe ſtirbt, 
iſt der Steuermann verpflichtet, für die Beichaffung 
eined® Nachweijes über den Todesfall und für den 

1) An Stelle des 1. und 4. Abſatzes find jetzt getreten die 88. 61— 


64. 68 des G. v. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes und die Eheſchließung (RGB. 23). 
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Nachlaß nah Maßgabe der vorftehenden Beitimmungen 
(8. 52) zu forgen. 

8. 54. Der Schiffsmann ift verpflichtet, während 
der ganzen Reife, einfchließlich etwaiger Zwiſchenreiſen, 
bis zur Beendigung der Rüdreife im Dienste zu ver- 
bleiben, wenn in dem Heuervertrage nicht ein Anderes 
beitimmt tft. 

Unter Rüdreife im Sinne der vorjtehenden Beftim- 
mung ift die Reife nad) dem Hafen zu verftehen, von 
welhem das Schiff jeine Ausreife angetreten hat. Wenn 
jedoch das Schiff von einem nicht europäifchen Hafen 
oder von einem Hafen des Schwarzen oder des Azowſchen 
Meeres kommt und daſſelbe feine Ausreife von einem 
deutſchen Hafen angetreten bat, jo gilt auch jede der 
nachſtehend bezeichneten Reifen als Rüdreife, falls der 
Schiffer ſpäteſtens alsbald nad) der Ankunft die Reife 
der Schiffsmannſchaft gegenüber für beendigt erklärt: 

1) die Reife nad) jedem anderen beutichen Hafen, 

2) die Reife nach einem außerdeutfchen Hafen der 
Nordjee oder nad) einem Hafen des Kanals oder 
Großbritanniens, 

3) fofern das Schiff feine Ausreife von einem Hafen 
der Dftfee angetreten hat, auch die Reiſe nad) 
einem außerdeutſchen Hafen ber Oftfce oder nad 
einem Hafen des Sundes oder des Kattegats. 

Endet die Rüdreije nicht in dem Hafen, von welchem 

das Schiff feine Ausreife angetreten hat, jo Hat der 
cchiffsmann Anſpruch auf freie Zurücbeförderung (88. 65, 
66) nach diefem Hafen und auf Fortbezug der Heuer 
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während ber Reife oder nad) feiner Wahl auf eine 
entjprechende Vergütung. 

8. 55. Nach beendigter Reife kann der Schiffemann 
feine Entlafjung nicht früher verlangen, als bis die 
Ladung gelöſcht, das Schiff gereinigt und im Hafen 
oder an einem anderen Orte feſtgemacht, auch die etwa 
erforderlihe Verklarung abgelegt ift. 

8. 56. Der Heuervertrag endet, wenn das Schiff durch 
einen Zufall dem Rheder verloren gebt, in&bejondere 

wenn es verunglüdt; 

wenn es als reparaturunfähig oder reparatur- 
unwürdig fondemnirt (Art. 444 des allg. 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs) und in dem 
legteren Falle ohne Verzug öffentlich verkauft 
wird; 

wenn es geraubt wird; 

wenn es aufgebradht oder angehalten und für 
gute Priſe erflärt wird. 

Dem Shiffemann gebührt alddann nicht allein die 
verdiente Heuer (8. 67), jondern auch freie Zurück 
beförderung (88. 65, 66) nad) dem Hafen, von welchem 
das Schiff feine Ausreife angetreten bat, oder nad) 
Wahl des Schiffer eine entjprechende Vergütung. 

8. 57. Der Schiffer kann den Schiffsmann, ab- 
gefehen von den in dem Heuervertrage beftimmten 
Fällen, vor Ablauf der Dienitzeit entlaſſen: 

1) fo lange die Reife noch nicht angetreten ift, wenn 

der Schiffgmann zu dem Dienjte, zu welchem er 
fi) verheuert hat, untauglich ift; 
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2) wenn der Schiffsmann eined groben Dienjtver- 
gehens, inZbejondere des wiederholten Ungehor⸗ 
ſams oder der fortgejegten Widerfpenjtigleit, der 
Schmuggelei ſich jhuldig mad; 

3) wenn der Schiffämann des Vergehen des Dieb- 
ſtahls, Betrug, der Untreue, Unterſchlagung, 
Hehlerei oder Fälſchung, oder einer nad) dem 
Strafgejegbuche mit Zuchthaus bedrohten Hand- 
lung ſich ſchuldig macht; 

4) wenn der Schiffsmann mit einer ſyphilitiſchen 
Krankheit behaftet iſt, oder wenn er durch eine 
unerlaubte Handlung eine Krankheit oder Verwun⸗ 
dung ſich zuzieht, welche ihn arbeitsunfähig macht; 

5) wenn die Reiſe, für welche der Schiffsmann ge⸗ 
heuert war, wegen Krieg, Embargo oder Blofade 
oder wegen eincd Ausfuhr- oder Einfuhrverbot 
oder wegen eines anderen, Schiff oder Ladung 
betreffenden Zufall® nicht angetreten oder fort- 
gefegt werden kann. 

Die Entlafjung, jowie der Grund derfelben muß, 


jobald e3 gejchehen kann, dem Schiffgmann angezeigt 
und in den Fällen der Hiffern 2, 3, 4 in das Schiffs⸗ 
journal eingetragen werden. 


8. 58. Dem Shiffemann gebührt in den Fällen 


der Biffern 1 biß 4 des 8. 57 nicht mehr als die ver- 
diente Heuer ($. 67), in den Yällen der Ziffer 5 hat 
er, wenn er nach Antritt der Reife entlafjen wird, nicht 
allein auf die verdiente Heuer, fondern auch auf freie 
Zurüdbeförderung (88. 65, 66) nad) dem ‚Dofen, von 


Zorn, Die Ronjulargejeßgebung. 
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welchem das Schiff jeine Ausreife angetreten hat, oder 
nad) Wahl des Schiffer auf eine entiprechende Ver⸗ 
gütung Anſpruch. 

8. 59. Der für eine Reife geheuerte Schiffsmann, 
weldher aus anderen als aus den in dem $. 57 er- 
wähnten Gründen vor Ablauf des Heuervertrages ent- 
lafjen wird, behält, wenn die Entlafjung vor Antritt 
der Reiſe erfolgt, als Entihädigung die etwa em— 
pfangenen Hand- und Vorſchußgelder, ſoweit diejelben 
den üblichen Betrag nicht überfteigen. 

Sind Hand» und Vorſchußgelder nicht gezahlt, fo 
hat er al? Entihädigung die Heuer für einen Monat 
zu fordern. 

Sit Die Entlafjung erſt nach Antritt der Reife erfolgt, 
jo hat er Anſpruch auf freie Zurüdbeförberung (88. 65, 
66) nad) dem Hafen, von weldiem das Schiff feine 
Ausreiſe angetreten, oder nad) Wahl des Schiffers auf 
eine entjprechende Vergütung. Auch erhält er außer 
der verdienten Heuer ($. 67) nod) die Heuer für zwei 
oder vier Monate, je nachdem er in einem europäifchen 
(8. 70) oder in einem nichteuropäiſchen Hafen entlafjen 
ift, jedoch nicht mehr als er erhalten haben würde, 
wenn er erjt nad) Beendigung der Reife entlafjen 
worden wäre. 

8. 60. Wenn die Vorſchrift am Schluß des vor- 
ftehenden Paragraphen Anwendung findet, und der 
Shiffemann nad) Beendigung der Reife in einem 
deutſchen Hafen entlaffen worden wäre, jo wird, um 
die ihm außer der verdienten Heuer gebührende Heuer 
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gerechnet: 
nad Häfen 
der | der 
bon Häfen: Nordſee. Oſtſee. 
1) der Nordſee bis zum 61. Grade | Monaten 
nördlicher Breite und des Eng- 
liihen Kanals zu. . . . 1 1’% 
2) der Oſtſee und der angtengenben 
Sewäfler u .... I 1% 1 
3) in Europa außerhalb des Eng- 
lichen Kanal und bis zur 
Straße von Gibraltar mit Ein- 
Ihluß der Azoren, fowie der 
Nordfee über den 61. Grad 
nördlicher Breite hinaus und 
außerhalb der Nordfee bis zum 
Nordkap einflieglih zu. .| 1%, | 2 
4) des Mittelmeeres, des Schwar- 
zen und Azowfchen Meeres zu | 2 2 
5) in Europa, öſtlich des Nord- 
kaps u... . 2 2 
6) der Oſtküſte Ameritas von 
Quebeck bis Rio de Janeiro 
einſchließlich zu . . . 2 24, 
7) füdlih von Rio de Janeiro 
bis Kap Horn einfchlieglich 
217 7 u Bu: 


244 Seemannsordnung. Vom 27. Dezember 1872, 


8) der Weſtküſte Amerikas von 
Kap Horn bis Panama ein- 
ſchließlich zu . 

9) der Weſtküſte von Afrika nörd 
lich vom Aequator einſchließlich 
der Kanariſchen und der Kap⸗ 
verdifchen Inſeln zu . 

10) ſüdlich vom Xequator big zum 
Kap der guten voffnung ein⸗ 
ſchließlich zu 

11) jenſeits des Kap der "guten 
Hoffnung, Diefjeit? des Kap 
Komorin mit Einfluß des 
Rothen Meeres und des Per- 
fiihen Golfs zu 

12) von den fonftigen, vorftehend 
nicht mit einbegriffenen Häfen 
zu. 


nach Häfen 
der der 
Nordſee. Ditiee. 
Monaten 
3/4 4 
2 2ie 
2a | 2ı 
3!/e 4 
4 4 


8. 61. Der Schiffsmann Tann feine Entlafjung 


fordern: 


1) wenn fi der Schiffer einer fchweren Verlegung 
feiner ihm gegen denjelben obliegenden Pflichten, 
insbejondere dur Mißhandlung oder durch 
grundloje Vorenthaltung von Speife und Trant 


ſchuldig mad; 
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3) wenn das Schiff die Flagge wechſelt; 

3) wenn nad) Beendigung der Ausreiſe eine Zwifchen- 
reife beichloffen, oder wenn eine Zwijchenreife 
beendigt ift, ſofern jeit dem Dienftantritt zwei 
oder drei Jahre, je nachdem das Schiff in einem 
europäiichen ($. 70) oder in einem nichteuro- 
päiſchen Hafen ſich befindet, verfloffen find. 

Der Wechſel des Rheders oder Sciffers giebt dem 
Schiffsmann fein Recht, die Entlaffung zu fordern. 

8. 62. In dem Falle des 8. 61 Ziffer 3 kann die 
Entlafjung nicht gefordert werden: 

1) wenn der Schiffgmann für eine längere als die 
daſelbſt angegebene Zeit fi) verheuert Bat. Die 
Verheuerung auf unbejtimmte Zeit oder mit der 
allgemeinen Beftimmung, daß nad) Beendigung 
der Ausreiſe der Dienft für alle Reifen, welche 
noch bejchlofjen werden möchten, fortzufegen fei, 
wird als Verheuerung auf ſolche Zeit nicht an— 
geſehen; 

2) ſobald die Rückreiſe angeordnet iſt. 

F. 63. Der Schiffsmann hat in den Fällen der 
Ziffern 1 und 2 des 8. 61 dieſelben Anſprüche, welche 
für den Fall des 8. 59 beftimmt find; in dem Falle 
der Ziffer 3 gebührt ihm nicht mehr, ala die verdiente 
Heuer (8. 67). 

8. 64. Im Auslande darf der Schiffsmann, welcher 
feine Entlaffung fordert, außer in dem Falle eines 
Flaggenwechſels, nicht ohne Genehmigung eines See— 
manndamtes (8. 105) den Dienſt verlaffen. 
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8. 65. Wenn nad den Beitimmungen dieſes Ge— 
jeßes ein Anſpruch auf freie Buridbeförderung be- 
gründet ift, jo umfaßt derſelbe auch den Lnterhalt 
während der Reiſe. 

8. 66. Dem Anfpruche auf freie Zurüdbeförderung 
wird genügt, wenn dem Schiffsmann, welcher arbeitö- 
fähig ilt, mit Genehmigung des Seemanndamtes ein 
feiner früheren Stellung entiprechender und dur an- 
gemeffene Heuer zu vergütender Dienft aufeinem deutjchen 
Kauffahrteifchiffe nachgemwiefen wird, welches nad) dem 
Hafen, von mweldem da3 Schiff feine Ausreiſe ange- 
treten hat, oder einem demfelben nahe belegenen Hafen 
geht; legteren Falls unter Gewährung der entſprechenden 
Vergütung für die weitere freie Zurüdbeförderung (8. 65) 
bi zum Hafen, von weldem das Schiff feine Ausreiſe 
angetreten hat. 

Iſt der Shiffsmann fein Deutſcher, fo wird ein 
Schiff feiner Nationalität einem deutſchen Schiffe gleich— 
geachtet. 

8. 67. In den Fällen der 88. 86, 51, 56, 58, 59 
und 63 wird die verdiente Heuer, fofern die Heuer 
nicht zeitweife, fondern in Baufch und Bogen für die 
ganze Reife bedungen ift, mit Rückſicht auf den vollen 
Heuerbetrag nad) Verhältniß der geleifteten Dienſte, 
ſowie de3 etwa zurüdgelegten Theils der Reife bejtimmt. 
Bur Ermittelung der in den 88. 59 und 60 erwähnten 
Heuer für einzelne Monate wird die durchichnittliche 
Dauer der Reife cinjchlieglih der Ladungd- und 
Löſchungszeit unter Berüdfichtigung der Beichaffenheit 
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des Schiffe in Anſatz gebradt und danach die Heuer 
für die einzelnen Monate beredynet. 

8. 68. Der Rheder haftet für die Forderungen des 
Schiffer und der zur Schiffsmannſchaft gehörigen Ber- 
jonen aus den Dienft- und Heuerverträgen nicht nur 
mit Schiff und Fradıt, fondern perjönlid). 

Dieſe Beftimmung tritt an die Stelle des Artikels 453 
des Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs. 

8. 69. Der dem Schiffsmann als Lohn zugeftandene 
Theil an der Fracht oder am Gewinn wird al3 Heuer 
im Sinne dieſes Geſetzes nicht angejehen. 

8. 70. In den Fällen der 88. 59 und 61 find den 
europäiſchen Häfen die nicht europäifchen Häfen des 
Mittelländifhen, Schwarzen und Azowſchen Meeres 
gleichzuftellen. 

8. 71. Der Schiffer darf einen Schiffsmann im 
Auslande nit ohne Genehmigung des Seemanns- 
amtes zurüdlaffen. Wenn für den Fall der Zurück— 
laſſung eine Hülfsbedürftigfeit des Schiffsmannes zu 
bejorgen ift, fo fann die Ertheilung der Genehmigung 
davon abhängig gemacht werben, daß der Schiffer gegen 
den Eintritt der Hülfsbedürftigkeit für einen Zeitraum 
bis zu drei Monaten Sicherftellung leiſtet. 

Die Beitimmungen des 8. 103 werben hierdurd) nicht 
berührt. 
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Vierter Abſchnitt. 
Disziplinar-Beſtimmungen. 


8. 72. Der Schiffsmann iſt der Disziplinargewalt 
des Schiffers unterworfen. 

Diefelbe beginnt mit dem Antritt des Dienſtes und 
erliicht mit deſſen Beendigung. 

8. 73. Der Shiffsmann iſt verpflichtet, ſich ſtets 
nüchtern zu halten und gegen Jedermann ein ange- 
meſſenes und friedfertiged Betragen zu beobachten. 

Dem Schiffer und feinen jonjtigen Vorgeſetzten hat 
er mit Achtung zu begegnen und ihren dienstlichen 
Befehlen unmeigerlid Folge zu leiften. 

8. 74. Der Schiffsmann hat dem Schiffer auf Ber- 
langen wahrheitsgemäß und vollitändig mitzutheilen, 
was ihm über die den Schiffsdienit betreffenden An- 
gelegenheiten befannt ift. 

8. 76. Der Shiffgmann darf ohne Erlaubnik des 
Schiffers Feine Güter an Bord bringen oder bringen 
laſſen. Zür die gegen dieſes Verbot beförderten eigenen 
oder fremden Güter muß er die höchſte am Abladungs— 
orte zur Abladungszeit für ſolche Reiſen und Güter 
bedungene Fracht erjtatten, unbeſchadet der Verpfli- 
tung zum Erſatz eines ermeißlich höheren Schadens. 

Der Schiffer ift auch befugt, die Güter über Bord 
zu werfen, wenn biejelben Schiff oder Ladung ge= 
fährden. 
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8. 76. Die Beftimmungen des 8. 75 finden ebenfalls 
Anwendung, wenn ber Shiffsmann ohne Erlaubnif 
des Schiffers Branntwein oder andere geistige Getränke 
oder mehr an Tabak, als er zu feinem Gebrauche auf 
der beabfichtigten Reife bedarf, an Bord bringt oder 
bringen läßt. 

Die gegen dieſes Verbot mitgenommenen geiftigen 
Getränke und Tabak verfallen dem Schiffe. 

S. 77. Die auf Grund der Beftimmungen der 88. 75 
und 76 getroffenen Anordnungen des Schiffer find, 
jobald e3 geſchehen kann, in das Sciffsjournal einzit- 
tragen. 

8. 78. Benn das Schiff in einem Hafen liegt, fo 
iſt der Schiffer befugt, die Effekten der Schiffsleute zur 
Verhütung einer Entweihung bis zur Abreife des 
Schiffs in Verwahrung zu nehmen. 

8. 79. Der Schiffer ift befugt, alle zur Aufredht- 
erhaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regel- 
mäßigfeit des Dienftes cerforderlien Maßregeln zu 
ergreifen. Zu dieſem Zwecke darf er namentlich auch 
berfömmliche Erſchwerungen de3 Dienstes oder mäßige 
Schmälerung der Rojt, letztere jedoch auf höchſtens drei 
Zage, al3 Strafe eintreten laffen. Geldbuße, körper: 
liche Züchtigung oder Einjperrung darf er ala Strafe 
nicht verhängen. 

Bei einer Widerfjeglichfeit oder bei beharrlichem Un— 
gehorfam ift der Schiffer zur Anwendung aller Mittel 
befugt, welche erforderlich find, um feinen Befchlen 
Gehorſam zu verſchaffen. Er darf gegen die Betheiligten 
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bie geeigneten Sicherungdmaßregeln ergreifen und fie 
nöthigenfalls während der Reiſe feſſeln. 

Jeder Schiffsmann muß dem Schiffer auf Erfordern 
Beiſtand zur Aufrechthaltung der Ordnung ſowie zur 
Abwendung oder Unterdrückung einer Widerſetzlichkeit 
leiſten. 


Im Auslande hat der Schiffer in dringenden Fällen 
die Kommandanten der ihm zugänglichen Fahrzeuge 
der Kriegsmarine des Reichs um Beiſtand zur Aufrecht⸗ 
haltung der Disziplin anzugehen. 

8. 80. Jede vom Schiffer in Gemäßheit der Be— 
ftimmungen bes 8. 79 getroffene Verfügung ift mit An- 
gabe der Veranlafjung, fobald es geſchehen Tann, in 
das Schiffsjournal einzutragen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Strafbeftimmungen. 


8. 81. Ein Shiffgmann, welcher nad) Abſchluß des 
Heuervertraged fich verborgen Hält, um fi) dem An- 
tritte de3 Dienstes zu entziehen, wird mit Geldſtrafe 
bis zu zwanzig Thalern gejtraft. Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein. 

Wenn ein Schiffämann, um fich der Fortſetzung des 
Dienstes zu entziehen, entläuft oder ſich verborgen Hält, 
fo tritt Gelditrafe bi! zu Einhundert Thalern oder Ge⸗ 
fängnißftrafe big zu drei Monaten ein. Die Verfolgung 
tritt nur auf Antrag ein. 
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Ein Schiffsmann, welcher mit der Heuer entläuft 
oder fich verborgen hält, um fi dem übernommenen 
Dienfte zur entziehen, wird mit der im 8. 298 de3 GStraf- 
geſetzbuchs angedrobten Gefängnißitrafe biß zu Einem 
Sabre belegt. 

8. 82. In den Fällen der beiden legten Abſätze 
des 8. 81 verliert der Schiffämann, wenn er vor Ab- 
gang des Schiffes weder zur Yortjegung des Dienſtes 
freiwillig zurüdfehrt, nod) zwangsweiſe zurüdgebracdht 
wird, den Anfpruch auf die big babin verdiente Heuer. 
Die Heuer und, jofern dieje nicht ausreicht, aud) die 
Effelten können zur Dedung der Schadensanſprüche bes 
Rheders aus dem Heuer- oder Dienfivertrage in An- 
fpruch genommen werden; joweit die Heuer hierzu nicht 
erforderlich ift, wird mit ihr nach Maßgabe des 8. 107 
verfahren. 

8. 83. Hat der Shiffemann ſich dem Dienjte in 
einem der Fälle des 8.61, 1 und 3 ohne Genehmigung 
de3 Seemanndamted ($. 64) entzogen, fo tritt Geld⸗ 
ftrafe 613 zum Betrage einer Monatdheuer ein. 

8. 84. Mit Geldftrafe bis zum Betrage einer 
Monatsheuer wird ein Schiffsmann beftraft, welcher 
fih einer gröblichen Verlegung feiner Dienftpflichten 
ſchuldig mad. 

Als Berlegung der Dienftpflicht in diefem Sinne 
wird inSbejondere angefehen: 

Nachläſſigkeit im Wachdienite ; 
Ungehorfam gegen den Dienftbefehl eines Vor- 
gejeßten; 
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ungebührliche8 Betragen gegen Vorgejegte, gegen 
andere Mitglieder der Schiffsmannſchaft oder 
gegen Reiſende; 

Verlaſſen des Schiffes ohne Erlaubniß oder Aus- 
bleiben über die feitgefegte Zeit; 

Wegbringen eigener oder fremder Sachen von 
Bord des Schiffes und an Bord bringen oder 
an Bord bringen laſſen von Gütern oder 
fonftigen Gegenständen ohne Erlaubniß; 

eigenmäcdhtige Zulafjung fremder Perfonen an 
Bord und Geftattung des Anlegen? von 
Fahrzeugen an dag Schiff; 

Truntenheit im Schiffsdienfte; 

VBergeudung, unbefugte Veräußerung oder bei 
Seite bringen von Proviant. 

Gegen Schiffsoffiziere kann die Strafe bis auf den 
Betrag einer zweimonatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweife bedungen ift, jo wird 
die Strafe auf einen nad) dem Ermeſſen des Seemannd- 
amte3 der Monatsheuer entjprechenden Geldbetrag be= 
ſtimmt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der 
Antrag iſt bis zur Abmuſterung zuläſſig. 

8. 85. Der Schiffer hat jede Verlegung der Dienft- 
pfliht (8. 84), jobald es geichehen Tann, mit genauer 
Angabe des Sachverhaltes in das Schiffsjournal einzu— 
tragen und, wenn thunlich, dem Schiffgmann von dem 
Inhalt der Eintragung unter ausdrüdlicher Hinweifung 
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auf die Strafandrofung des 8. 84 Mittbeilung zu 
maden. 

Unterbleibt die Mittheilung, jo find die Gründe der 
Unterlaffung im Sournal anzugeben. Sit die Eintragung 
verfäumt, jo tritt keine Verfolgung ein. 

8. 86. Ein Schiffgmann, welcher den wiederholten 
Befehlen des Sciffers oder eined anderen Vorgeſetzten 
den ſchuldigen Gehorſam verweigert, wird mit Gefängniß 
bi3 zu drei Monaten oder mit Gelditrafe bis zu Ein- 
hundert Thalern beftraft. 

8. 37. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffämann- 
ſchaft gehörige Berfonen dem Schiffer oder einem anderen 
Vorgeſetzten den jchuldigen Gehorjam auf Verabredung 
gemeinſchaftlich verweigern, fo tritt gegen jeden Be— 
theiligten Gefängnißitrafe bis zu Einem Sabre ein. 
Der Rädelsführer wird mit Gefängniß bis zu drei 
Sahren beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf 
Geldjtrafe bis zu zweihundert Thalern erfannt werden. 

Der Rädelsführer wird mit Gefängniß biß zu zwei 
Jahren beitraft. 

8. 88. Ein Schiffsmann, welcher zwei oder mehrere 
zur Schiffsmannſchaft gehörige Perfonen zur Begehung 
einer nad) den 88. 87 und 91 ftrafbaren Handlung 
auffordert, ift gleich dem Anftifter zu beftrafen, wenn 
die Aufforderung die jtrafbare Handlung oder einen 
ftrafbaren Verſuch derfelben zur Folge gehabt Hat. 

Iſt die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, jo tritt 
im Falle des 8. 87 Geldftrafe bis zu Einhundert 
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Thalern, im Falle des 8. 91 Gelditrafe bis zu zwei— 
hundert Thalern oder Gefängnißitrafe bi3 zu Einem 
Sabre ein. 

8. 89. Ein Schiffsmann, welcher e8 unternimmt, 
den Schiffer oder einen andern Vorgeſetzten durch Ge⸗ 
walt oder durch Bedrohung mit Gewalt, oder durch 
Bermweigerung der Dienste zur Vornahme oder zur 
Unterlafjung einer dienftlichen Verrichtung zu nöthigen, 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. Sind 
mildernde Umstände vorhanden, jo kann auf Gelditrafe 
bis zu zweihundert Thalern erfannt werden. 

8. 90. Diejelben Strafbeftimmungen (8. 89) finden 
auf den Schiffemann Anwendung, welcher e3 unternimmt, 
dem Schiffer oder einem anderen Vorgeſetzten durch 
Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand 
zu leiften oder den Schiffer oder einen anderen Bor- 
gejetten thätlich anzugreifen. 

8. 91. Wenn eine der in den 88. 89, 90 bezeichneten 
Handlungen von mehreren Schiffsleuten auf Verabredung 
gemeinschaftlich begangen wird, jo kann die Strafe bis 
auf das Doppelte des angedrohten Höchſtbetrages erhöht 
werden. 

Der Rädelsführer, ſowie diejenigen, welche gegen 
den Schiffer oder gegen einen anderen Vorgeſetzten 
Gewaltthätigfeiten verüben, werden mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren oder mit Gefängniß von gleiher Dauer 
beitraft; auch kann auf Zuläffigleit von Polizeiaufficht 
erfannt werden. Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter drei Monaten ein. 
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8 92. Ein Schiffsmann, welcher ſolchen Befehlen 
des Schifferd oder eines andern Borgejegten den Ge⸗ 
borfam verweigert, welche ſich auf Die Abwehr oder auf 
die Unterdrüdung der in den 88. 89, 90 bezeichneten 
Handlungen beziehen, ijt als Gehülfe zu bejtrafen. 

8. 93. Mit Gelditrafe biß zu zwanzig Thalern oder 
mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beftraft ein Schiffs- 
mann, welcher 

1) bei Verhandlungen, die fich auf Ertheilung eines 
Seefahrtsbuches, auf eine Eintragung in daſſelbe 
oder auf eine Mufterung beziehen, wahre That- 
ſachen entjtellt oder unterdrüdt oder falſche vor- 
jpiegelt, um ein Seemanndamt zu täufchen; 

2) es unterläßt, fih gemäß $. 10 zur Mufterung 
zu ftellen; 

3) im Falle eined dem Pienftantritt. entgegen 
ftehenden Hindernifjes unterläßt, ſich Hierüber 
gemäß 8. 15 gegen das Seemanndamt auszu⸗ 
weiſen. 

Durch die Beſtimmung der Ziffer 1 wird die Vor⸗ 

ſchrift des 8. 271 des Strafgeſetzbuchs nicht berührt. 

8. 94. Wer wider beſſeres Wiſſen eine auf un 
wahre Behauptungen gejtügte Beichwerde über See- 
untüchtigkeit des Schiff? oder Mangelhaftigkeit des 
Proviants bei einem Seemannsamte vorbringt und auf 
Grund diefer Behauptungen eine Unterfuchung veranlaßt, 
wird mit Gefängniß bi zu drei Monaten bejtraft. 

Wer leihhtfertig eine auf unmwahre Behauptungen 
geftügte Beſchwerde über Seeuntüchtigteit de Schiffs 
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oder Mangelbaftigleit des Proviant3 bei einem See⸗— 
manndamte vorbringt und auf Grund dieſer Be— 
bauptungen eine Unterfuhung veranlaßt, wird mit 
Gelditrafe bis zu Einhundert Thalern beitraft. 

8. 95. Die VBerhängung einer in diefem Abſchnitte 
oder durch fonftige ftrafgefeglihe Beitimmungen ange— 
drohten Strafe wird dadurd nicht ausgefchloffen, dag 
der Schuldige aus Anlaß der ihm zur Laſt gelegten 
That bereits di3ziplinarifch beftraft worden ift. Jedoch 
kann eine erlittene Disziplinarftrafe, jowohl in dem 
Strafbeſcheide des Seemannsamtes (8. 101), wie in dem 
gerichtlichen Strafurtbeil bei Abmefjung der Strafe be- 
rüdfichtigt werden. 

8. 96. Der Schiffer oder ſonſtige Vorgeſetzte, welcher 
einem Sciffgmann gegenüber feine Dizziplinargewalt 
mißbraudt, wird mit Gelditrafe bis zu dreihundert 
Thalern oder mit Gefängnik bis zu Einem Sabre 
beftraft. 

8. 97. Der Schiffer, welcher feine Verpflichtung, 
. für die gehörige Verproviantirung des Schiffes zu forgen, 
vorfäglih nicht erfüllt, wird mit Gefängniß beſtraft, 
neben welchem auf Gelditrafe big zu fünfhundert Thalern, 
fowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden kann. | 

Hat der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung 
fahrläffiger Weiſe unterlaſſen, jo ift, wenn in %olge 
deffen der Schiffsmannſchaft die gebührende Koft nicht 
gewährt werden kann, auf Gelditrafe bis zu zweihundert 
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Thalern oder Gefängniß bid zu Einem Jahre zu er- 
tennen. 

8. 98. Mit Geldftrafe bis zu Einhundert Thalern, 
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
wird ein Schiffer beitraft, welcher einen Schiffsmann 
im Auslande ohne Genehmigung des Seemanndamtes 
zurüdläßt (8. 71). . 

8. 99. Mit Geldftrafe bis zu fünfzig Thalern oder 
mit Haft wird beitraft ein Schiffer, welcher 


1) 


2) 


3) 


4) 


6) 


6) 


den ihm in Anjehung der Mufterung obliegenden 
Berpflihtungen nicht genügt (8. 10); 
bei Verhandlungen, welche fich auf eine Mufterung 
oder eine Eintragung in ein Seefahrtsbuch be= 
ziehen, wahre Thatjachen entjtellt oder unter- 
drüdt, oder faljche vorjpiegelt, um ein Seemanns- 
amt zu täujchen; 
bei Todesfällen die Beſchaffung und Uebergabe 
de3 vorgejchriebenen Nachweiſes unterläßt oder 
die ihm obliegende Fürforge für den Nachlaß 
verabjäumt (88. 52, 53); 
eine der in den 88. 77 und 80 vorgefchriebenen 
Eintragungen in das Schiffsjournal unterläßt; 
den ihm bei Vergehen und Verbrechen nad) 
88. 102 und 103 obliegenden Verpflichtungen 
nit genügt; 
dem Schiffemann ohne dringenden Grund Die 
Gelegenheit verjagt, die Entiheidung des See⸗ 
mannsamtes nachzuſuchen (88. 105, 106); 

17 


Born, Die Konfulargejeggebung. 
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7) einem Schiffsmann grundlos Speife oder Trant 
borenthält; i 

8) es unterläßt, dafür Sorge zu tragen, daß ein 

Eremplar dieſes Gejeßes, fowie der maßgebenden 

Vorſchriſten über Kojt und Logis im Volkslogis 
zugänglich iſt (8. 108). 

Durch die Beitimmung der Ziffer 2 wird die Bor- 
ſchrift des F. 271 des Strafgeſetzbuchs nicht berührt. 

8. 100. Die Beſtimmungen der 88. 81—99 finden 
auch dann Anwendung, wenn die jtrafbaren Hand— 
lungen außerhalb des Bundesgebietes begangen find. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt in 
diefem alle erjt mit dem Tage, an weldem das Schiff, 
dem der Thäter zur Zeit der Begehung angehörte, zu= 
erit ein Seemannsamt erreidt. 

8. 101. In den Fällen der 88. 81 Abf. 1, 84, 93, 
99 erfolgt die Unterfuhung und Entſcheidung durch das 
Seemanndamt. Dafjelbe hat den Angejchuldigten ver- 
antwortlich zu vernehmen und den Thatbeitand ſummariſch 
feftzuftellen. Eine Bereidigung von Zeugen findet nicht 
ftatt. Nah Abſchluß der Unterfuhung iſt ein mit 
Gründen verjehener Beicheid zu ertheilen, welcher dem 
Angefchuldigten im Falle feiner Anmefenheit zu ver: 
tünden, im Yale feiner Abweſenheit in Ausfertigung 
zuzuftellen ift, Wird eine Strafe feitgejeßt, fo iſt die 
Dauer der für den Fall des Unvermögend an Stelle 
der Geldftrafe tretenden Haft zu bejtimmen. 

Gegen den Bejheid kann der Beichuldigte innerhalb 
einer zehntägigen Friſt von der Verkündigung oder ver 
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Zuftelung ab auf gerichtliche Enticheidung antragen. 
Der Antrag ijt bei dem Seemannsamt zu Prototoll 
oder ſchriftlich anzubringen. 

Hat da3 Scemanndamt feinen Sitz im Nuslande, 
jo iſt für da3 weitere Berfahren dasjenige Gericht örtlich 
zujtändig, in dejien Bezirt der Heimathshafen und in 
Ermangelung eines ſolchen derjenige deutiche Hafen be- 
legen ift, welchen da3 Schiff nad) der Straffeſtſetzung 
zuerjt erreicht. 

Der Beſcheid des Seemannsamtes ift in Betreff der 
Beitreibung der, Geldftrafe vorläufig vollitredbar. 

8. 102. Begeht ein Schiffsmann, während da3 
Schiff fi) auf der See oder im Auslande befindet, ein 
Vergehen oder Verbrechen, jo hat der Schiffer unter 
Zuziehung von Shiffoffizieren und anderen glaub- 
baften Perſonen alle® dasjenige genau aufzuzeichnen 
wa3 auf den Beweis der That und auf deren Be- 
ſtrafung Einfluß haben kann. Insbeſondere ift in den 
Fällen der Tödtung oder fchweren Körperverlegung die 
Beichaffenheit der Wunden genau zu bejchreiben, aud) 
zu vermerken, wie lange der Verletzte etwa noch gelebt 
bat, ob und welche Heilmittel angemwendet find und 
welche Nahrung der Verletzte zu fi) genommen bat. 

8. 103. Der Schiffer ift ermächtigt, jederzeit Die 
Effekten der Schiffsleute, welche der Betheiligung an 
einer jtrafbaren Handlung verdädtig find, zu durch— 
Juden. 

Der Schiffer ift ferner ermächtigt, denjenigen Schiffs 
mann, der fid) einer mit ſchwerer Steae bedroht 
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Handlung (8. 57 Ziffer 3) ſchuldig macht, feftzunchmen. 
Er ift Hierzu verpflichtet, wenn das Entweichen des 
Thäters zu beforgen jteht. 

Der Thäter ift unter Mittheilung der aufgenommenen 
Verhandlungen an dasjenige Seemannsamt, bei welchen: 
e3 zuerſt gejchehen kann, abzuliefern. Wenn im Aus- 
lande das Seemanndamt aus befonderen Gründen die 
Uebernahme ablehnt, jo hat der Schiffer die Ablieferung 
bei demjenigen Seemannsamt zu bewirlen, bei welchem 
e3 andermweit zuerjt gejchehen Tann. 

An dringenden Fällen ift der Schiffer, wenn im 
Auslande ein Seemannsamt nicht rechtzeitig angegangen 
werden kann, ermädtigt, den Thäter der fremden Be— 
hörde behufs deſſen Webermittelung an die zuftändige 
Behörde des Heimathöhafend zu übergeben. Hiervon 
hat er bei demjenigen Seemannsamt, bei welddem es 
zuerft gejchehen kann, Anzeige zu machen. 


Sechster Abjchnitt. 


Allgemeine Bejtimmungen. 


8. 104. Jedes Seemannsamt iſt verpflichtet, Die 
gütliche Ausgleichung der zu feiner Kenntniß gebrachten, 
zwiſchen dem Schiffer und dem Schiffsmanne beftehenden 
Streitigkeiten zu verfuchen. Insbeſondere hat das See- 
mannsamt, vor welchem die Abmufterung des Schiffs⸗ 
mannes erfolgt, hinſichtlich folder Streitigkeiten einen 
Güteverfuch zu veranftalten. 
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$. 105. Der Schiffsmann darf den Schiffer vor 
einem fremden Gericht nicht belangen. Handelt er Diefer 
Beſtimmung zuwider, jo ift er nicht allein für den 
daraus entjtehenden Schaden verantwortlich, fondern 
er wird außerdem der bis dahin verdienten Heuer ver- 
Iuftig. 

Er kann in Yällen, die feinen Aufſchub leiden, die 
vorläufige Enticheidung des Seemannsamtes nachſuchen. 
Die Gelegenheit Hierzu darf der Schiffer ohne dringenden 
Grund nicht verjagen. 

Jeder Theil Hat die Enticheidung des Seemanns⸗ 
amtes einftweilen zu befolgen, vorbehaltlih der Be⸗ 
fugniß, nad) Beendigung der Reife feine Rechte vor 
der zufländigen Behörde geltend zu machen. 

Am Falle eines Zwangsverkaufs de3 Schiffes finden 
die Beſtimmungen de3 erjten Abſatzes auf die Geltend- 
machung der Forderungen des Schiffsmanns aus dem 
Dienjt- oder Heuervertrage feine Anmendung. 

8. 106. Sm Inlande wird der Streit zwifchen dem 
Schiffer und dem Schiffemann, welcher nad) der An: 
mufterung über den Antritt oder die Fortſetzung des 
Dienftes entfteht, von dem Seemannsamt unter Vor— 
behalt des Rechtsweges entjchieden. Die Enticheidung 
des Seemannsamtes ijt vorläufig vollitredbar. 

8. 107. Die nad den Beitimmungen des V. Ab- 
ſchnittes feitgefegten oder erkannten Geldftrafen fließen 
der Seemanndlafje und in Ermangelung einer jolden 
der Orts-Armenkaſſe des Heimathshafens des Schiffes, 
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welhem der Thäter zur Zeit der Begehung der jtraf- 
baren Handlung angehörte, zu, injofern fie nicht im 
Wege der Landesgejeßgebung zu anderen ähnlichen 
Zwecken beitimmt werden. 

8. 108. Ein Exemplar dieſes Geſetzes, jowie der 
für das Schiff über Kojt und Logis geltenden Vor— 
ſchriften (F. 45), muß im Volkslogis zur jederzeitigen 
Einfiht der Schiffäleute vorhanden fein. 

8. 109. Die Anwendung der 88.5 bis 23 und der 
88.48 bis 52 auf Heinere Fahrzeuge (Hüftenfahrer u. |. w.) 
fann duch Beitimmung der Landesregierungen im 
Berordnungswege ausgeſchloſſen werden. 

8. 110. Dieſes Gefeg tritt mit dem 1. März 1873 
in Kraft. Mit demfelben Tage tritt der vierte Titel 
des fünften Buchs des allgemeinen Deutjchen Handels⸗ 
geſetzbuchs außer Kraft. 

8.111. Wenn in anderen Geſetzen auf Beſtimmungen 
verwieſen wird, welche durch dieſes Geſetz außer Kraft 
geſetzt ſind, ſo treten die entſprechenden Beſtimmungen 
des letzteren an die Stelle des erſteren. 


30) Geſetz, betreffend die Schiffsmeldungen bei 
den Konfulaten des Deutſchen Reichs. 
Vom 25. März 1880 (RGB. 181). 


8.1. Der Führer eines deutſchen Kauffahrteiſchiffes 
ift verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zu 
dem Amtsbezirke eines deutſchen Konfulat3 gehörigen 
Hafen und den Abgang des Schiffes aus einem folden 
Hafen dem Konſul mündlich oder ſchriftlich zu melden. 
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Die Meldung der Ankunft hat innerhalb der beiden 
nächſtfolgenden Zage, die Meldung de3 Abgang vor 
der Abfahrt des Schiffes zu gefchehen. 

8.2. Die Meldungen find nicht erforderlih, wenn 
da3 Schiff ven Hafen nur angelaufen hat, um 

1. auf Wind oder Gezeit zu warten, 

2. den Bedarf an Proviant, Waſſer oder Aus- 
rüftungdmaterial zu ergänzen, 

3. Lootſen einzunehmen oder abzufegen, 

4. Berjonen oder Ladung einzunehmen oder abzu= 
jegen, jofern der hiermit verbundene Aufenthalt 
nicht länger al3 48 Stunden währt, 

5. Briefe oder Orders in Empfang zu nehmen oder 
abzufenden, 

6. etwaigen Polizei-, Zoll- oder anderen am Orte 
beſtehenden Vorfchriften nadzulommen. 

8. 3. Die näheren Beſtimmungen zur Ausführung 
dieſes Geſetzes werden durch Kaiferlihe Verordnung 
erlafjen. Die Verordnung beitimmt inZbefondere die 
Punkte, über welche der Schiffsführer dem Konful bei 
der Meldung Auskunft zu ertheilen bat. 

8. 4. Der Schiffsführer, welcher den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zumider e3 unterläßt, die Ankunft oder 
den Abgang des Schiffes rechtzeitig zu melden, wird 
mit Geldftrafe bi zu zweihundert Mark beitraft. 

Die gleiche Strafe trifft den Schiffsführer, melcher 
eine den Beitimmungen der Kaiſerlichen Verordnung ($. 3) 
nicht entſprechende Meldung der Aufforderung des Kon⸗ 
ſuls ungeachtet, zu vervollftändigen unterläßt, 
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31) Berordnung, betreffend die Schiffömeldungen 
bei den Konfjulaten des Deutihen Reich. 


Bom 38. Zuli 1880 (RGB. 183). 


8.1. Bei der dem GSchiffsführer eines deutfchen 
Kauffahrteifchiffes nad) der Ankunft des Schiffes in 
einem außerdeutſchen Hafen obliegenden Meldung ift 
dem zuftändigen deutſchen Konſul anzuzeigen: 


1. 


der Name, das Unterſcheidungsſignal, der Hei- 
matbshafen, die Gattung und der Nettoraum- 
gehalt des Schiffes, 


. ber Name und der Wohnort des Eigenthümers 


oder des Korreſpondentrheders des Schiffes, 


. der Ort und der Tag der Ausfertigung des 


Schiffscertifikats oder des Tlaggenatteftes des 
Schiffes, 


. der Drt und der Tag der Ausfertigung der 


Mufterrolle, fofern diefelbe nicht vorgelegt wird, 
ſowie die Zahl der Schiffsmannſchaft, 


. die Zahl der mit dem Schiffe angelommenen 


Pafjagiere, 


. ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung an= 


gefommen ift, letzterenfalls unter fjummarifcher 
Bezeichnung der Ladungsgegenftände, 


. der Ort und der Tag des Reiſeantritts und 


der Tag der Ankunft im Hafen, 


. 0b bezw. welche Häfen von dem Schiffe während 


der Reife angelaufen worden find, 
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9. die Adreffe desjenigen, welder die Klarirungs- 
geihäfte des Schiffes am Orte beforgt. 

Den unter 1 bis 3 geforderten Anzeigen kann auch 
dur) Vorlegung des Schiffscertifikats oder des Flaggen⸗ 
attefte3 genügt werden. 

8. 2. Hat der Konſul in dem Hafen, melden das 
Schiff befucht, feinen Wohnſitz, fo ift bei der Anmeldung 
auch die Mufterrolle der Mannichaft des Schiffes vor- 
zulegen. Diefelbe wird von dem Konful aufbewahrt. 

* 3. Bei der Abmeldung iſt anzuzeigen: 

1. der Beſtimmungsort des Schiffes, 

2. ob das Schiff mit Ballajt oder mit Ladung ab- 
geht, leßterenfalld3 unter fummarifcher Bezeich- 
nung der Ladungsgegenſtände, 
der Tag der Ausklarirung. 

n 4. Erfolgt die Meldung fchriftlich, fo iſt dieſelbe 

von dem Führer des Schiffes zu unterfchreiben. 

8. 5. Genügt der Inhalt der Meldung dem Konful 
nicht, fo hat der Schiffsführer diejelbe auf ergangene 
Aufforderung nah Maßgabe der obigen Beitimmungen 
baldthunlichſt zu vervollftändigen. 


32) Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 
Bom 10. Juli 1879 (RGB. 197). 
L Allgemeine Beftimmungen. 

8. 1. Die Konjulargeriht3barkeit wird in den Län- 
dern ausgeübt, in welchen ihre Ausübung durch Her- 
kommen oder durch Stantsvertrag geitattet iſt.) 

1) ©. die Angaben diejer Länder unten ©. 279, 
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Der Konfulargerichtsbarkeit find die in den Kon 
fulargerichtsbezirken wohnenden oder fi) aufhaltenden 
Reihsangehörigen und Schutzgenoſſen unterworfen. 

8. 2. Die KonfulargerichtSbezirte werden von dem 
Reichskanzler nach Vernehmung des Ausſchuſſes des 
Bundesrath3 für Handel und Verkehr beftimmt. 

8.8. In Betreff des bürgerlichen Recht? iſt an- 
zunehmen, dab in den Konfulargericht3bezirken dic 
Reichsgeſetze, das preußifche Allgemeine Landrecht und 
die das bürgerliche Hecht betreffenden allgemeinen Ge— 
feße derjenigen preußilchen Landestheile, in welchen das’ 
Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, gelten. 

In Handelsſachen kommt zunächſt das in dem Kon— 
fulargericht8hezirte geltende Handelögemohnheitsrecht zur 
Anwendung. 


8. 4. In Betreff des Strafrechts ift anzunchmen, 
daß in den Konfulargerichtsbezirken das Strafgeſetzbuch 
für das Deutſche Reich und die fonjtigen Strafbeftim- 
mungen der Reichögejeße gelten. 

Die in den Konfulargerichtsbezirken geltenden Straf- 
gefege der Landesregierungen bleiben außer Anwen— 
dung, infofern nicht durch Staatsverträge oder Her— 
fommen etwas Anderes beitimmt ift. 

Der Konful ift befugt, für feinen Gericht3bezirt oder 
einen Theil desfelben polizeiliche Vorſchriften mit ver- 
bindlicher Kraft für die feiner GerichtSbarleit unter: 
worfenen Berfonen zu erlaffen und die Nichtbefolgung 
derjelben mit Geldſtrafen hiß zum Betrage von ein: 
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hundertfünfzig Mark zu bedrohen. Dieſe Vorfchriften 
find fofort in Abſchrift dem Reichskanzler mitzutheilen. 

Der Reichskanzler ift befugt, die von dem Konful 
erlaffenen polizeilihen Vorſchriften aufzuheben. 

Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften ſowie 
die Verkündung der Aufhebung derjelben erfolgt in 
der für konſulariſche Bekanntmachungen ort3üblichen 
Weiſe, jedenfall durch Anheftung an die Gerichtätafel. 


8. 5. Die Konfulargerichtsbarteit wird durch den 
Konſul (8. 2 des Geſetzes, betreffend die Organijation 
der Bundeskonjulate, vom 8. November 1867 — Bunde3- 
Geſetzbl. ©. 137 —) und dur das Konfulargericht 
ausgeübt. 

Der Konjul ift zur Augübung der Gerichtöbarkeit 
befugt, wenn er dazu von dem Reichskanzler ermäd)- 
tigt ift. 

Der Reichskanzler kann neben dem Konful, fowie 
an Stelle defelben einem anderen Beamten die Befug- 
niffe des Konfuld bei Ausübung der Gericht3barteit 
übertragen. 

8. 6. Das Konfulargericht beſteht aus dem Konjul 
als Borfigenden und zwei Beilitern, inſoweit dieſes 
Geſetz nit die Zuzichung von vier Beifißern vor- 
ſchreibt. 

Den Beiſitzern ſteht ein unbeſchränktes Stimmrecht zu. 

F. 7. Der Konſul ernennt für die Dauer eines 
jeden Jahres aus den achtbaren Gerichtseingeſeſſenen 
oder in Ermangelung ſolcher aus ſonſtigen achtbaren 
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Einwohnern ſeines Bezirks vier Beiſitzer und mindeiteng 
zwei Stellvertreter. 

8. 8. Die Beeidigung der Beiſitzer erfolgt bei ihrer 
erjten Dienftleiftung in öffentliher Sigung. Sie gilt 
für die Dauer des Geichäftsjahres. Der Borfigende 
richtet an die zu Beeidigenden die Worte: „Sie ſchwören 
bei Gott dem Allmäcjtigen und Allwilfenden, die Pflichten 
eines Beiſitzers des deutſchen Konjulargericht3 getreulich 
zu erfüllen und Ihre Stimme nad) beftem Wiffen und 
Gewiſſen abzugeben.“ 

Die Beifiger leijten den Eid, indem Jeder einzeln, 
unter Erhebung der rechten Hand, die Worte fpricht: 
„Ich ſchwöre c3, fo wahr mir Gott helfe.” Sit ein 
Beifiger Mitglied einer Religionögejellichaft, welcher das 
Geſetz den Gebrauch gewiffer Betheuerungsformeln an 
Stelle des Eides gejtattet, jo wird die Abgabe einer 
Erklärung unter der Betheuerungsformel diefer Reli: 
gionsgejellichaft der Eidesleiftung gleich geachtet. Ueber 
die Beeidigung wird ein Protokoll aufgenommen. 

8.9. Sit die Zuziehung von vier Beifitern in den 
Fällen, in welchen fie durch dieſes Gefeß vorgefchrieben 
ift, nicht ausführbar, fo genügt die Zuziehung von zwei 
Beiligern. 

Iſt in bürgerlichen Rectsftreitigkeiten die Zuziehung 
von zwei Beifigern nicht ausführbar, jo tritt an die 
Stelle des Konſulargerichts der Konful. 

Die Gründe, aus welchen die Zuziehung von Bei- 
figern nicht ausführbar, müflen in dem Sitzungs— 
protofoll bemerkt werden. 
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8. 10. Der Konful hat die Perſonen zu beitimmen, 
welche die Berrichtungen der Gerichtzfchreiber und der 
Gerichtsvollzieher (Zuſtellungs⸗ und Bollitredungs- 
beamten) ausznüben haben. Sofern diefe PBerfonen 
nicht bereit3 den Dienjteid al3 Konſulatsbeamte ab- 
gelegt haben, find fie vor ihrem Amtsantritte auf die 
Erfüllung der Obliegenheiten de3 ihnen übertragenen 
Amtes eidlich zu verpflichten. 

Das VBerzeihnig der Gerichtsvollzieher ift in der 
für konſulariſche Bekanntmachungen ortsüblichen Weife, 
jedenfall3 durch Anheſtung an die Gericätätafel befannt 
zu machen. 


8. 11. Der Konful hat die Perjonen, welche zur 
Ausübung der Rechtsanwaltichaft zuzulaſſen find, zu 
beitimmen. Die Zulaffung ift widerruflid). 

Gegen die Verfügung des Konfuls, durch weldde der 
Antrag einer Perſon auf Zulafjung zur Ausübung der 
Rechtsanwaltſchaft abgelehnt oder die Zulafjung zurüd- 
genommen wird, findet Beſchwerde an den Reichs— 
fanzler jtatt. 


Das Verzeihnig der zur Ausübung der Rechts— 
anmwaltichaft zugelafienen Berjonen ift in der für fonfula- 
riſche Belanntmachungen ortsüblichen Weiſe, jedenfalls 
durch Anbeftung an die Gerichtötafel bekannt zu machen. 

8. 12. Soweit diejes Geſetz nicht abweichende Vor⸗ 
ſchriften enthält, ift für die dur das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz und die Konkursordnung den Amtsgerichten 
zugewiefenen Sachen der Konful, für die den Schöffen: 
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gerihten, fowie fir die den Laudgerichten in erſter In⸗ 
ftanz zugewieſenen Sachen das Konſulargericht zuftändig. 

In den zu der jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht ge- 
hörenden Angelegenheiten, welde in den im 8. 3 Ab: 
fa 1 bezeichneten preußijchen Yandestheilen in erjter 
Inſtanz zur Zuftändigkeit der Amtsgerichte oder der 
Nandgerichte gehören, ift der Konſul zuftändig. 

8. 13. Die Borjchriften der Titel 13 biß 16 des 
Gerichtsverfaffungsgejeßes finden auf die Ausübung 
der jtreitigen Gerichtäbarteit mit der Maßgabe ent- 
Iprechende Anwendung, dab die im 8. 183 vorgefehene 
Friſt zwei Wochen beträgt. 


II. Berfahren inbürgerlihen Redt3itreitig- 
feiten und in Konkursſachen. 


8. 14. Auf bürgerliche Nechtsftreitigleiten und auf 
Konkursſachen finden die Civilprozekordnung und Die 
Konkursordnung nebft ihren Einführungsgejegen, ſowie 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die im 
8. 3 Abſatz 1 bezeichneten preußifchen Landestheile zur 
Ausführung jener Reichsgeſetze erlafjen oder neben den— 
-felben in Geltung find, nad) Maßgabe der folgenden 
Beltimmungen entiprechende Anwendung. 

8. 15. Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten vor dem Konful fowie vor den Konfulargerichte 
regelt fi) nad) den Beltimmungen der Civilprozeh- 
ordnung über das Verfahren vor den Amtsgerichten 
mit der Maßgabe, daß auch die Borjchriften der 88. 313 
bis 319 der Civilprozekordnung Anwendung finden. 
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8. 16. In den vor das Konfulargeridht gehörenden 
Saden nchmen die Beifiger nur an ber mündlichen 
Verhandlung jowie an den im Laufe oder auf Grund 
derjelben ergehenden Entſcheidungen Theil 

8. 17. Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft 
werden im Eheſachen im Falle des 8. 585, fowie in 
Entmündigungsfadhen in den Fällen der 88. 607, 620 
Abjag 4, 624 Abſatz 3, 626 Abſatz 3 der Civilprozeß⸗ 
ordnung vom Konful einer der zur Ausübung ber 
Rechtsanwaltſchaft zugelaffenen Perfonen oder in Er- 
mangelung ſolcher einem anderen achtbaren Gericht3- 
eingefefienen übertragen. 

Im Uebrigen findet eine Mitwirtung der GStaats- 
anwaltichaft nicht Statt. 

8. 18. Sn den zur BZuftändigfeit des Konſuls ge- 
hörenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (8. 12 Abfaß 1) 
finden, fofern der Werth des Gtreitgegenftandes die 
Summe von dreihundert Mark nicht überfteigt, Rechts⸗ 
mittel nicht Statt. 

Im Uebrigen ift in den vor dem Konful oder dem 
Konfulargerichte verhandelten bürgerlichen Rechtsſtrei— 
tigfeiten fowie in Konkursſachen zur Verhandlung und 
Entſcheidung über die Rechtsmittel der Befchwerde und 
der Berufung das Reichsgericht zujtändig. 

Gegen die Entſcheidungen des Reichsgerichts findet 
ein weiteres Rechtsmittel nicht ftatt. 

8. 19. Die Vorſchrift des 8. 540 Abſatz 3 der Civil⸗ 
prozekordnung findet feine Anwendung, wenn die an 
gegriffene Verfügung vom Konful erlafjen ift. 
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8. 20. Das Rechtsmittel der Berufung wird bei 
dem Konful eingelegt. Die Einlegung erfolgt durch 
Einreihung der Berufungsſchrift. Auf die Einlegung 
findet die Vorſchrift des 8. 74 Abſatz 1 der Civilprozek- 
ordnung feine Anwendung. Der Konful bat eine Ab- 
jchrift der Berufungsichrift der Gegenpartei von Amts⸗ 
wegen in Gemäßheit de3 8. 164 der Civilprozeßordnung 
zuftellen zu laffen und die Brozekalten dem Berufungs- 
gerichte zu überjenden. 


Das legtere hat den Termin zur mündlichen Ver— 
handlung von Amtswegen zu bejtimmen und den Bar- 
teien befannt zu machen. 


Die Belanntmadung des Termins erfolgt an den 
für die Berufungsinſtanz beftellten und dem Reichs— 
gerichte durch Vermittelung des Konſuls oder durch die 
Partei felbft rechtzeitig benannten Prozeßbevollmächtigten 
oder Zuftellungsbevollmädhtigten, in Ermangelung eines 
folden an die Bartei jelbft. 

Die Zrijtbeftimmungen in den 88. 481, 484 der 
Civilprozeßordnung bemefjen ſich nad) dem Zeitpunfte 
der Bekanntmachung de3 Termins an den Berufungs- 
beflagten. 


IM. Berfahren in Straffaden. 


8. 21. Auf Strafiachen finden die Vorſchriften der 
Strafprogeßordnung und des Einführungsgefeges zu 
berjelben nad) Maßgabe der folgenden Beftimmungen 
entjprechende Anwendung. 
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8. 22. Der Konful übt die Verrichtungen des Amt3- 
richters und des Vorſitzenden der Straffammer aus. 

8. 23. Auf die Zuziehung der Beifiper findet die 
Vorſchrift des 8. 30 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
entjprecdende Anwendung. 

8. 24. Eine Mitwirkung der Staatsanwaltichaft 
findet nit ſtatt. 

Die Zuftellungen, die Bollitredung von Beichlüffen 
und Berfügungen fowie die Strafvollftredung werden 
duch den Konſul veranlaßt. 

8. 25. Soweit nad) der Strafprozekordnung Die 
Staat3anwaltichaft wegen einer gerichtlich ftrafbaren 
und verfolgbaren Handlung einzujchreiten bat, ijt der 
Konful Hierzu von Amtswegen verpflidtet. Er Hat 
inäbejondere die der Staatsanwaltihaft im vorbereiten 
den Berfahren obliegenden Ermittelungen anzuftellen. 

8. 26. Eine Borunterfuhung findet nit ftatt. 

Die Beitimmungen des 8. 126 der Strafprozch- 
ordnung bleiben außer Anwendung. 

„Die Beeidigung eine® Zeugen im vorbereitenden 
Verfahren ift auch aus den im $. 65 Abjab 2 der 
Strafprozekordnung bezeichneten Gründen zuläffig. 

8. 27. An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in 
den Fällen, in welchen nicht fofort das Hauptverfahren 
eröffnet wird, die Verfügung des Konſuls über die 
Einleitung des Strafverfahreng gegen den Beichuldigten. 
Diefe Verfügung bat die dem Angejchuldigten zur Laft 
gelegte That unter Hervorhebung ihrer gejeglichen 

Born, Die Konfitlargefebgebung. 18 
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Mertmale und des anzumendenden Strafgefeßed zu 
bezeichnen. 

Der Beſchluß, durch melden das Hauptverfahren 
eröffnet wird, hat aud) die Beweismittel anzugeben. 

8. 28. In der Hauptverhandlung find vier Bei- 
figer zuzuziehen, wenn der Beichluß über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen 
zum Gegenſtande hat, welches weder zur Zuftändigteit 
der Schöffengerichte, noch zu den in den 88. 74, 75 
des Gerichtäverfafjungsgejeßes bezeichneten Handlungen 
gehört. 

8. 29. Den Umfang der Beweisaufnahmte bejtimmt 
dag Gericht, ohne Hierbei durch Anträge, Verzichte oder 
frühere Bejchlüffe gebunden zu fein. 

8. 30. In das Protokoll über die Hauptverhand- 
lung find die weientlihen Ergebnifje der Bernehmungen 
aufzunehmen. 

8. 31. Sit die ftrafbare Handlung ein zur Zuftän- 
digkeit des NReichögericht? oder der Schwurgerichte ge— 
höriges Verbredhen, jo Hat der Konful die zur Straf- 
verfolgung erforderlihen Sicherheitsmaßrtgeln zu treffen, 
ſowie die Unterfuhungshandlungen, in Anjehung deren 
Gefahr im Verzug obmwaltet oder die Borausfegungen 
des 8. 65 Abſatz 2 der Strafprozekordnung vorliegen, 
vorzunehmen und demnädft die Alten der Staats: 
anmaltichaft bei dem zuftändigen Gerichte des Inlands, 
im Falle des 8. 9 Abja 1 Sag 2 der Strafprozeh« 
ordnung dem Ober-Reichdanwalt zu überfenden. 
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8: 32. In den Füllen der 88. 45, 449 der Straf- 
prozeßordnung beträgt die Friſt zwei Wochen. 

8. 33. Gegen die in Strafſachen wegen Liebertre- 
tungen erlafjenen Entiheidungen find Rechtsmittel 
nicht zuläflig. 

8. 34. In anderen Strafſachen findet gegen die 
Urtheile des Konfulargeriht3 das Rechtsmittel der 
Berufung ftatt. 

8. 35. Ueber Beſchwerden gegen Enticheidungen des 
Konjuls entjcheidet das Konfulargeridt. Die Beftim- 
mung des 8. 23 Abſatz 1 der Strafprozeßordnung 
findet hierbei keine Anwendung. 

In den Füällen des 8. 353 der Strafprozeßordnung 
iſt der Konſul zur Abänderung ſeiner durch Beſchwerde 
angefochtenen Entſcheidung befugt. 

8. 36. Zur Verhandlung und Entſcheidung über 
das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen die Entjdhei- 
dungen des Konfulargericht3 ſowie über das Rechts— 
mittel der Berufung iſt das Reichsgericht zuſtändig. 

Gegen die Entſcheidungen des Reichsgerichts findet 
ein weiteres Rechtsmittel nicht ſtatt. 

8. 37. Sn den Fällen der 88. 353, 355, 358, 360 
der Strafprozeßordnung beträgt die Frift zwei Wochen. 

8. 38. Die Zrift zur Anfechtung einer Entſcheidung 
beginnt für den Nebenkläger im Falle des 8. 439 der 
Strafprozeßordnung mit der Bekanntmachung der Ent- 


ideidung an den Bejchuldigten. 
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8. 39. Der Konſul kann Zeugen und Sachverſtän⸗ 
dige, welche zur Rechtfertigung der Berufung benannt 
find, vernehmen und beeidigen, wenn die Boraus- 
fegungen de3 8. 65 Abſatz 2 der Strafprozchordnung 
vorliegen. Die Protokolle über diefe Vernehmungen 
find demnädft dem Ober-Reichsanwalt zu überjenden. 
Die Vorſchriften der 88. 223, 250 Abfa 2 der Straf: 
prozeßordnung finden entſprechende Anwendung. 

8. 40. Der Angeklagte kann in der Hauptverhand- 
{ung vor dem Berufungsgericht erjheinen oder fich 
durch) einen mit ſchriftlicher Vollmacht verjehenen Ver— 
tbeidiger vertreten lafjen. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte 
hat feinen Anſpruch auf Anweſenheit. 

Inſoweit der Angeklagte die Berufung eingelegt hat, 
ift über diefelbe aud) dann zu verhandeln, wenn weder 
der Angeflagte noch ein Vertreter desselben erſchienen ift. 

Im Uebrigen finden die im dritten Abfchnitt des 
dritten Buch der Strafprozegordnung gegebenen Vor— 
ſchriften Anwendung. 

8. 41. Die Wiederaufnahme eines dur) recht3- 
kräftiges Urtheil gejchloffenen Berfahrend? Tann von 
Amtswegen erfolgen. 

8. 42. Sn Strafſachen, in welchen der Konful oder 
das Konſulargericht in erſter Inſtanz erkannt bat, fteht 
da3 Begnadigungsrecht dem Kaiſer zu. 


/ 
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IV. Verfahren in den Angelegenheiten, 
welche zu der ftreitigen Geriht3barleitnidt 
gehören. 


8. 43. In den dur $. 12 Abſatz 2 der Zuftän- 
digfeit des Konſuls zugewiefenen Angelegenheiten be- 
flimmt fit daS Verfahren nad) den für die im $. 3 
Abſatz 1 bezeichneten preußifchen Landestheile geltenden 
Borichriften, inſoweit diefe Vorſchriften nicht Einric)- 
tungen und Berhältniffe vorausfegen, welche in den 
Konſulargerichtsbezirken fehlen. 


Für die Verhandlung und Enticheidung über die 
nah Maßgabe der bezeichneten Vorſchriften gegen die 
Entſcheidungen des Konjuls zuläffigen Rechtsmittel ift 
das Reichsgericht zuftändig. 


V. Schlußbeſtimmungen. 


8. 44. In den Rechtsſachen, auf welche die Civil— 
prozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Kon— 
kursordnung Anwendung findet, gelten das Gerichts— 
koſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichts— 
vollzieher, für Zeugen und Sachverſtändige, ſowie für 
Rechtsanwälte. In den Angelegenheiten, welche zu der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, ſind in Betreff 
des Gebührenweſens, ſoweit reichsgeſetzliche Vorſchriften 
nicht beſtehen, die Beſtimmungen der in den im 8. 3 
Abſatz 1 bezeichneten preußiſchen Zandestheilen gelten- 
den Landesgeſetze maßgebend. 

Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch Orts⸗ 
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8. 20. Das Rechtsmittel der Berufung wird bei 
dem Konful eingelegt. Die Einlegung erfolgt durch 
Einteihung der Berufungsſchrift. Auf die Einlegung 
findet die Vorſchrift des 8. 74 Abſatz 1 der Livilprozep- 
ordnung feine Anwendung Der Konful hat eine Ab— 
chrift der Berufungsichrift der Gegenpartei von Amt3- 
wegen in Gemäßheit de3 8. 164 der Civilprozeßordnung 
zuftellen zu lafjen und die Prozeßakten dem Berufungs- 
gerichte zu überjenden. 

Das lebtere hat den Termin zur mündlichen Ver—⸗ 
handlung von Amtswegen zu bejtinnmen und den Bar: 
teien bekannt zu machen. 


Die Belanntmahung des Termind erfolgt an den 
für die Berufungsinſtanz beftellten und dem Reichs— 
gerichte durch Bermittelung des Konjuld oder durch Die 
Bartei jelbft rechtzeitig benannten Prozeßbevollmächtigten 
oder Zuftellungsbevollmädtigten, in Ermangelung eines 
jolden an die Partei felbit. 

Die Friftbeftimmungen in den 88. 481, 484 der 
Civilprozeßordnung bemeijen ſich nach dem Zeitpunkte 
der Belanntmahung des Termind an den Berufung3- 
beflagten. 


IH. Verſahren in Strafjaden. 


8. 21. Auf Strafſachen finden die Vorſchriften der 
Strafprozekordnung und des Einführungsgefeßed zu 
derjelben nad) Maßgabe der folgenden Beftimmungen 
entſprechende Anwendung. 
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ftimmung des $. 18 Abfat 3 und des 8. 36 Abſatz 2 
Anwendung. 

8. 51. Der Reichskanzler hat die zur Ausführung 
des Geſetzes erforderlihden Anordnungen zu erlaffen. 


Deutfche KRonfulargerichtsbarfeit befteht in China, 
Japan, Samoa, Siam, der Türkei; in Ber- 
jien ift diefelbe vertraggmäßig zugejichert, aber bis 
jeßt nicht eingerichtet. Die Gerichtsbezirke find: 

I. CHina: Shanghai, Amoy, Kanton, 
Tientfin; 
IL Sapan: Hiogo-Oſaka, Yokohama; 

III. Samoa: Apia; 

IV. Siam: Bangtot; 

V. Türkei: Alerandrien, Kairo, Beirut, 
KRonftantinopel, Dardanellen, Jeru— 
falem, Smyrna, Sofia. 


33) Gejeg, betreffend die Einfhräntung der 
Gerichtsbarkeit der deutſchen Konjuln in 
Egypten. Bom 30. März 1874 (RGB. 23). 


Einziger Artikel. 


Die den Konfuln des Deutihen Reichs in Egypten 
zuftehende Gericht3barkeit kann durd) eine mit Zuftim- 
mung des Bundesraths zu erlafiende Kaijerliche Ver⸗ 
ordnung eingeſchränkt oder aufgehoben werden. 

Die Dauer der Einihräntung oder Aufhebung fol 
jedod) ben Zeitraum von fünf Jahren nicht überfteigen. 
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34) Gejeß, betreffend die Konſulargerichts— 
barteit in Egypten. Bom 5. Juni 1880 
(RGB. 145). 


Die in dem Geleke .... vom 80. März; 1874 .... 
(. S. 279) enthaltene Zeitbeſchränkung wird aufgehoben. 


85) Verordnung, betreffend die Einſchränkung der 
Gerichtsbarkeit der deutihen Konjuln in 
Egypten. Bom 23. Dezember 1875 (RGB. 381). 


8.1. Die den Konfuln des Deutſchen Reichs in 
Egypten zuitehende Gerichtsbarkeit wird aufgehoben: 

1. für bürgerlide Rechtsſtreitigkeiten, in welchen 
nit beide Parteien deutſche Reichsangehörige 
oder Schußgenofjen find ; 

2. fir bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, in welchen 
eine in Egypten belegene unbewegliche Sadıe 
oder cin Recht auf eine ſolche Sache den Gegen— 
ftand des Streites bildet. 

8. 2. Statusfragen bleiben der Gerichtsbarkeit der 
Konſuln vorbehalten, auch wenn fie in den vorbezeich— 
neten Gtreitigfeiten — 8. 1 — zu entſcheiden find. 

8. 3. Die den Konſuln zuftehende Gericht3barkeit 
in Strafjahen wird aufgehoben: 

1. für Uebertretungen; 

2. für Verbrechen oder Vergehen, welche unmittelbar 
gegen die Richter, die Gejchiworenen oder die 
fonftigen Beamten der von der egyptiichen Re— 
gierung eingefegten neuen Zandesgerichte, wäh— 
rend fie in der Ausübung ihres Amtes begriffen 
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jind oder in Beziehung auf ihren Beruf be: 

gangen werden, und zwar: 

a) Schmähungen durd) Geberden, Worte oder 
Drohungen, 

b) Berleumdungen und Beleidigungen, wenn fie 
in Öegenwart des betreffenden Richters, Ge— 
ſchworenen oder fonftigen Beamten der neuen 
Landesgerichte oder innerhalb der Geſchäfts— 
räume de3 Gerichts begangen, oder mittelft 
öffentlicher Anfchläge, Schriften, Drudichriften, 
Abbildungen oder Daritellungen verbreitet 
worden find, 

c) Thätlichkeiten gegen ihre Perſon, insbeſondere 
Mißhandlungen, Körperverlegungen und vor- 
fägliche Tödtung mit oder ohne Ueberlegung, 

d) Zhätlichkeiten oder Drohungen, verübt, um 
eine der gedachten Perjonen zur Vornahme 
einer pflichtiwidrigen oder ungeſetzlichen Hand- 
lung oder zur Unterlaſſung einer pflicdtmäßigen 
oder geſetzlichen Handlung zu nöthigen, 

e) Mißbrauch der Amtsgewalt jeitend eines 
öffentlichen Beamten zum Zweck einer der- 
artigen Nöthigung, 

f) Verſuch unmittelbarer Beitehung einer der 
gedachten Perſonen, 

g) Beeinfluffung eines Richters zu Gunſten einer 
Bartei feiten® eines öffentlichen Beamten; 

3. für Verbreden und Vergehen, welche in der be= 
ftimmten Abſicht begangen werden, die Voll- 
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ftredung von Urtheilen oder Verfügungen der 

gedachten Gerichte zu verhindern, und zwar: 

a) thätlicher Angriff oder gewaltfamer Wider- 
ftand gegen Gericht3mitglieder in Ausübung 
ihreß Berufs, oder gegen Beamte der neuen 
Zandesgerichte während der rechtmäßigen Bor- 
nahme von Amtshandlungen zur Vollitredung 
von Urtbeilen und Verfügungen der Gerichte, 
oder gegen Beamte oder Mannſchaften der 
bewaffneten Macht, welche berufen find, bei 
der Vollitredung Hülfe zu leiften, 

b) Mißbraud der Amtögewalt jeitend eines 
öffentlihen Beamten zur Berhinderung der 
Vollitredung, | 

c) Entwendung gerichtliher Aftenftüde zu dem: 
felben Zweck, 

d) Verlegung gerichtlicd angelegter Siegel, vor— | 

ſätzliches Beifeitefhaffen von Saden, welche 

in Folge einer gerichtlichen Verfügung oder 
eines Urtheild in Beihlag genommen mor= 
den find, 

Entweihung von Gefangenen, welde fich in 

Folge einer gerichtlichen Verfügung oder eines 

Urtheils in Haft befinden, und Handlungen, 

welche eine ſolche Entweihung unmittelbar 

herbeigeführt haben, 
f) Berheimlihung folder Gefangenen nad ihrer 
Entweidung; 
4. für Berbredden und Vergehen, welche von einem 


e 


— 
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unter deutſchem Schuße ftehenden Richter, Ge- 
ſchworenen oder fonftigen Beamten der neyen 
Landesgerichte in Ausübung feines Berufs oder 
in Folge Mißbrauchs feiner Amtögewalt bes 
gangen werden. 

Außer denjenigen gemeinen Verbrechen und 
Vergehen, melde von einer der bezeichneten 
Berjonen unter foldyen Umftänden begangen 
werden können, gehören hierzu nachitehende be⸗ 
jondere Verbrechen und Vergehen: 

a) pflihtwidrige Entſcheidung zu Gunften oder 
zum Nachtheil einer Partei, 
b) Beitehung, 
c) unterlafjene Anzeige einer verjuchten Be—⸗ 
ſtechung, 
d) Juſtizverweigerung, 
e) unerlaubte Gewalt gegen Privatperſonen, 
f) Eindringen in die Wohnung eines Andern 
ohne Beobadhtung der gejeglichen Borfchriften, 
g) Erpreffung, | 
h) Unterſchlagung öffentlicher Gelder, 
i) ungefeßliche Verhaftung, 
k) Fälſchung von Urtheilen und Aftenftüden. 
Die Konfulargericht3barkeit bleibt auch für die vor- 
ftehend unter Ziffer 2 und 3 aufgeführten Verbrechen und 
Bergehen bejtehen, fofern der durch dieſelben verlegte 
Beamte der neuen Landesgerichte die Beftrafung des 
Thäter bei dem Konfulargericht in Antrag bringt. 
8. 4. Die deutjchen Reichgangehörigen und Schuß- 


— 
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genoſſen in Egypten ſind vom Tage des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung ab in allen durch 88. 1 und 2 der 
Konjulargerichtöbarkeit entzogenen Angelegenheiten -der 
Gerichtöbarkeit der neuen Landesgerichte unterworfen. 

Das Gleiche findet ftatt Hinfichtlic der Beitrafung 
von Beugen, welche ohne geſetzlichen Grund die Ab- 
legung eines Zeugniſſes oder deffen Beeidigung vor den 
neuen Nandesgerichten vermweigern und binfichtlich der 
Beitrafung von Gefhmorenen oder Beifigern diefer Ge⸗ 
richte, weldhe ohne genügende Entihuldigung ihren Ob- 
liegenheiten fich entziehen. 

Bei den Verhandlungen vor dieſen Gerichten findet 
eine Aſſiſtenz dur den Konful oder deſſen Vertreter 
nicht ftatt. 

8. 5. Hinfihtlich der Konfuln, ihrer Familienange— 
hörigen, der in ihrem Dienft befindlichen Perſonen 
und der ihnen unterjtellten Beamten mit Einfluß der 
Familienangehörigen dieſer Beamten, fowie Hinfichtlich 
der Wohnungen diefer Perjonen, ferner hinfichtlich der 
deutfhen evangeliihen Kirche in Wlerandrien, der 
deutichen evangelifhen Kirche in Kairo, der deutjchen 
Schule in Nlerandrien, der deutjchen Schule in Kairo 
und des deutfchen evangelifchen Hofpitals in Alerandrien, 
ſoweit diefe Kirchen und Anftalten als Korporationen 
in Betracht fommen, bleiben die bisherigen Gerichtd- 
barfeit3verhältnifje unverändert. 

8. 6. Beſteht zwilchen dem Konjul und dem Lan— 
desgericht eine Meinungsverjchiedenheit darüber, ob 
eine ftrafbare Handlung zu denjenigen gehört, für welche 
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nad 88. 2 und 3 die Landesgerichte zuftändig find, fo 
entjcheidet darüber ein Kompetenzhof, welcher aus zwei 
von dem Konful zu bezeichnenden fremden Konfuln und 
zwei von dem Präfidenten des Appellhofes in Aleran- 
drien zu ernennenden richterlihen Beamten der ge— 
miſchten Gerichte gebildet wird. Die Entſcheidung diefeg 
Kompetenzhofes ift endgültig. 

8. 7. Diefe Verordnung tritt am 1. Sanuar 1876 
auf die Dauer von 5 Jahren in Kraft. 

Bürgerliche Rechtöftreitigleiten und Strafſachen, welche 
an dem genannten Tage bei den Konſulargerichten an- 
hängig find, werden von dieſen vollftändig erledigt, 
auch wenn fie nach den Beitimmungen der 88. 1 und 2 zur 
Zuftändigfeit der neuen Landesgerichte gehören würden. 

Die anhängigen bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten 
tönnen auf den übereinstimmenden Antrag der Bar- 
teien den neuen Landesgeridhten übertragen werden. 


36) Verordnung, betreffend die Konjulargeridht3- 
barfeit in Egypten. Vom 23. Dezember 1880 


(RGB. 192), 
Die im 8. 7 Abſatz 1 Unjerer Verordnung ..... vom 
23. Dezember ..... 1875 (j.&.280) enthaltene Bejchränfung 


der Seltung3dauer diejer Verordnung wird aufgehoben. 


37) Geſetz, betreffend die Konſulargerichtsbarkeit 
in Bodnien und in der Herzegowina. 
Vom 7. Juni 1880 (RGB. 146). 

Die dem Konſul des Deutjchen Reichs in Serajewo 
für Bosnien und die Herzegowina zuftehende Gericht3- 
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34) Geſetz, betreffend die Ronfulargericht3- 
barkeit in Egypten. Bom 5. Suni 1880 
(RGB. 145). 


Die in dem Geſetze .... vom 30. März 1874 ..... 
(. S. 279) enthaltene Zeitbeihräntung wird aufgehoben. 


35) Verordnung, betreffend die Einfhränfung der 
Gerichtsbarkeit der deutihen Konjuln in 
Egypten. Vom 23. Dezember 1875 (RGB. 381). 


8. 1. Die den Konſuln des Deutihen Reichs in 
Egypten zuitehende Gerichtsbarkeit wird aufgehoben: 

1. für bürgerlide Rechtsſtreitigkeiten, in welchen 
nit beide Parteien deutſche Reichsangehörige 
oder Schutzgenoſſen find; 

2. für bürgerliche Recht3itreitigkeiten, in melden 
eine in Egypten belegene unbeweglihe Sache 
oder ein Recht auf eine ſolche Sache den Gegen— 
ftand des Streites bildet. 

8. 2. Statusfragen bleiben der Gerichtäbarfeit der 
Konfuln vorbehalten, aud) wenn fie in den vorbezeich- 
neten GStreitigfeiten — 8. 1 — zu entfcheiden find. 

8. 3. Die den Konſuln zuſtehende Gerichtsbarkeit 
in Strafſachen wird aufgehoben: 

1. für Vebertretungen; 

2. für Berbrechen oder Vergehen, welche unmittelbar 
gegen die Richter, die Geſchworenen oder Die 
fonftigen Beamten der von der egyptiſchen Re— 
gierung eingefegten neuen Landeögerichte, wäh— 
rend fie in der Ausübung ihres Amtes begriffen 
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jind oder in Beziehung auf ihren Beruf be- 

gangen werden, und zwar: 

a) Schmäbungen durch Geberden, Worte oder 
Drohungen, 

b) Berleumdungen und Beleidigungen, wenn jie 
in Gegenwart des betreffenden Richters, Ge⸗ 
ſchworenen oder fonftigen Beamten der neuen 
Landesgerichte oder innerhalb der Geſchäfts— 
räume des Gericht3 begangen, oder mittelft 
öffentlicher Anſchläge, Schriften, Drudichriften, 
Abbildungen oder Darjtellungen verbreitet 
worden find, 

ce) Thätlichkeiten gegen ihre Perſon, insbeſondere 
Mißhandlungen, Körperverlegungen und vor: 
fägliche TZödtung mit oder ohne Ueberlegung, 

a) Thätlichkeiten oder Drohungen, verübt, um 
eine der gedachten Perjonen zur Bornahme 
einer pflichtwidrigen oder ungeſetzlichen Hand- 
lung oder zurlinterlafjung einer pflihtmäßigen 
oder gejeglihen Handlung zu nöthigen, 

e) Mikbraud) der Amtsgewalt ſeitens eines 
öffentlihen Beamten zum Zweck einer der: 
artigen Nöthigung, 

f) Verſuch unmittelbarer Beitehung einer der 
gedachten Perſonen, 

g) Beeinflufjung eines Richters zu Gunſten einer 
Partei feiten® eines üffentlihen Beamten; 

3. für Verbrechen und Vergehen, welche in der be— 
ftimmten Abſicht begangen werden, die Voll- 
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ftredung von Urtbeilen oder Verfügungen der 

gedachten Gerichte zu verhindern, und zwar: 

a) thätlicher Angriff oder gewaltſamer Wider- 
ftand gegen Gerichtsmitglieder in Ausübung 
ihres Beruf, oder gegen Beamte der neuen 
Randesgerichte während der rechtmäßigen Bor- 
nahme von Amtshandlungen zur Bolljtredung 
von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte, 
oder gegen Beamte oder Mannjchaften der 
bewaffneten Macht, welche berufen find, bei 
der VBollitredung Hülfe zu leilten, 

b) Mißbrauh der Amtsgewalt feitend eines 
öffentlihen Beamten zur Berhinderung der 
Bollitredung, 

c) Entwendung gerihtlicher Aftenftüde zu dem⸗ 
jelben med, 

d) Verlegung gerichtli angelegter Siegel, vor- 
ſätzliches Beifeitefhaffen von Sachen, welche 
in Solge einer gerichtlichen Verfügung oder 
eines Urtheild in Beichlag genommen mor- 
den find, 

e) Entweichung von Gefangenen, welche fi in 
Folge einer gerichtlichen Berfügung oder eines 
Urtheils in Haft befinden, und Handlungen, 
welche eine ſolche Entweihung unmittelbar 
herbeigeführt haben, 

f) Verheimlichung ſolcher Gefangenen nach ihrer 
Entweichung; 

4. für Verbrechen und Vergehen, welche von einem 
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unter deutſchem Schuße ftehenden Richter, Ge⸗ 
ſchworenen oder fonjtigen Beamten der neyen 
Landesgerichte in Ausübung feines Beruf oder 
in Folge Mißbrauchs feiner Amtsgewalt be- 
gangen werden. 

Außer denjenigen gemeinen Berbredhen und 
Vergehen, melde von einer der bezeichneten 
Berjonen unter folhen Umftänden begangen 
werden können, gehören hierzu nachjtehende be- 
fondere Berbredhen und Vergehen: 

a) pflitwidrige Entſcheidung zu Gunſten oder 
zum Nachtheil einer Partei, 
b) Beitehung, 
c) unterlafjene Anzeige einer verfuchten Bes 
ſtechung, 
d) Juſtizverweigerung, 
e) unerlaubte Gewalt gegen Privatperſonen, 
f) Eindringen in die Wohnung eines Andern 
ohne Beobachtung der gejeglihen Vorfchriften, 
g) Erpreſſung, | 
h) Unterſchlagung öffentlicher Gelder, 
i) ungefegliche Verhaftung, 
k) Fälſchung von Urtheilen und Altenftüden. 
Die Konfulargericht3barfeit bleibt auch für die vor- 
ftehend unter Ziffer 2 und 3 aufgeführten Verbrechen und 
Bergehen beitehen, fofern der durch diejelben verlegte 
Beamte der neuen Tandedgerichte die Beitrafung des 
Thäters bei dem Konfulargericht in Antrag bringt. 
8. 4. Die deutſchen Reichsangehörigen und Schuß 


— 
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genoſſen in Egypten ſind vom Tage des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung ab in allen durch 88. 1 und 2 der 
Konfulargerihtsbarfeit entzogenen Angelegenheiten -Der 
Gerichtsbarkeit der neuen Landesgerichte unterworfen. 

Das Gleiche findet ftatt hinſichtlich der Beſtrafung 
von Zeugen, welche ohne geſetzlichen Grund die Ab— 
legung eines Zeugniſſes oder deſſen Beeidigung vor den 
neuen Landesgerichten verweigern und hinſichtlich der 
Beſtrafung von Geſchworenen oder Beiſitzern dieſer Ge- 
richte, welche ohne genügende Entſchuldigung ihren Ob: 
liegenheiten ſich entziehen. 

Bei den Verhandlungen vor dieſen Gerichten findet 
eine Aſſiſtenz durch den Konſul oder deſſen Vertreter 
nicht ſtatt. 

8. 5. Hinſichtlich der Konſuln, ihrer Familienange— 
hörigen, der in ihrem Dienſt befindlichen Perſonen 
und der ihnen unterſtellten Beamten mit Einſchluß der 
Familienangehörigen dieſer Beamten, ſowie hinſichtlich 
der Wohnungen dieſer Perſonen, ferner hinſichtlich der 
deutſchen evangeliſchen Kirche in Alexandrien, der 
deutſchen evangeliſchen Kirche in Kairo, der deutſchen 
Schule in Alexandrien, der deutſchen Schule in Kairo 
und des deutſchen evangeliſchen Hoſpitals in Alexandrien, 
ſoweit dieſe Kirchen und Anſtalten als Korporationen 
in Betracht kommen, bleiben die bisherigen Gerichts— 
barfeitSverhältnijje unverändert. 

8. 6. Beitcht zwifchen dem Konſul und dem Lane 
deggeriht eine Meinungsverſchiedenheit darüber, ob 
eine ftrafbare Handlung zu denjenigen gehört, für welche 
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nad) 88. 2 und 3 die Landesgerichte zuftändig find, fo 
entjcheidet darüber ein Kompetenzhof, welder aus zwei 
von dem Konſul zu bezeichnienden fremden Konjuln und 
zwei von dem Präfidenten de Appellhofes in Alexan⸗ 
drien zu ernennenden richterlichen Beamten der ge— 
mifchten Gerichte gebildet wird. Die Entjcheidung diefes 
Kompetenzhofes ijt endgültig. 

8. 7. Dieje Verordnung tritt am 1. Januar 1876 
auf die Dauer von 5 Sahren in Kraft. 

Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen, welche 
an dem genannten Tage bei den Konſulargerichten an- 
hängig find, werden von Ddiefen vollftändig erledigt, 
auch wenn fie nad) den Beſtimmungen der 88.1 und 2 zur 
Zuftändigfeit der neuen Landesgerichte gehören würden. 

Die anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
tönnen auf den übereinftimmenden Antrag der Par 
teien den neuen Landeögerichten übertragen werden. 


36) Verordnung, betreffend die Konfulargeridht3- 
barteit in Egypten. Bom 23. Dezember 1880 


(RGEB. 192). 
Die im 8. 7 Abjat 1 Unjerer Verordnung ..... vom 
23. Dezember...... 1875 (.S.280) enthaltene Beſchränkung 


der Geltungsdauer diefer Verordnung wird aufgehoben. 


37) Geſetz, betreffend die Konſulargerichtsbarkeit 
in Bosnien und in der Herzegowina. 
Vom 7. Zuni 1880 (RGB. 146). 

Die dem Konjul des Deutſchen Reich! in Serajewo 
für Bosnien und die Herzegowina zuftehende Gericht3- 
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barkeit kann mit Buftimmung des Bundesraths Durch 
Kaiferliche Verordnung eingefchränkt oder außer Uebung 
gejeßt werden. 


38) Berordnung, betreffend die Konſulargerichts— 
barteit inBo3nienund in derHerzegomina. 
Bom 23. Dezember 1880 (RGB. 191). 


8.1. Die dem Konſul des Deutſchen Reichs in 
Serajewo für Bosnien und die Herzegowina zuftehende 
Gerichtsbarkeit wird vom 1. Sanuar 1881 ab mit der 
Maßgabe außer Hebung gejeßt, daß die deutfchen 
Reichsangehörigen und Schußgenofjen in Bosnien und 
in der Herzegowina von dieſem Tage ab der Gerichts-— 
barkeit der von Seiner Majeftät dem Kaiſer von 
Defterreih, apojiolifhen König von Ungarn, in den 
genannten Landestheilen eingejegten Gerichte unter- 
worfen find. 

Bei den Berhandlungen vor diejen Gerichten findet 
eine Aſſiſtenz durch den Konjul oder dejjen Vertreter 
nicht Statt. 

8.2. Die am 1. Januar 1881 bei dem Konfular- 
gerichte anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
Straffahen werden von diefem nad den bisherigen 
Vorſchriften erledigt. . 

Anhängige bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten können 
jedoch auf den übereinſtimmenden Antrag der Parteien 
an die von Seiner Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich, 
apoſtoliſchen König von Ungarn, eingeſetzten Gerichte 
abgegeben werden. 
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39) Gefeg, betreffend die Ronfulargeridtsbarteit 
in Tunis. Vom 27. Juli 1883 (R.G.B. 83, 268) ij. 


Die dem Konſul des Deutſchen Reichs in Tunis für 
die Regentſchaft Tunis zuſtehende Gerichtsbarkeit kann 
mit Zuſtimmung des Bundesraths durch Kaiſerliche 
Verordnung eingeſchränkt oder außer Uebung geſetzt 
werden. 


40) Inſtruktion, betreffend die Ertheilung des 

von den Kaiſerlich deutſchen Konſularbe— 

hörden zu gewährenden Schutzes im tür— 

kiſchen Reiche mit Einſchluß von Egypten, 

Rumänienund Serbien, ſowie in China und 
Japan. Vom 1. Mai 1872.°)°) 


8. 1. Die Schuggenofien zerfallen in: 

1. Reichsangehörige, 

2. Angehörige folder Staaten, welchen durch Staats⸗ 
verträge oder ſonſtige Verabredungen mit dem 
deutſchen Reiche oder einem der zu demſelben 
gehörigen Staaten der Schutz der deutſchen 
Konſularbehörden für ihre Nationalen zu— 
geſagt iſt, 

1) Die vorbehaltene Kaiſerliche Verordnung iſt bis jetzt nicht 

ergangen. 

2) Nicht publicirt, entnommen au: König, Handbuch des 

Deutichen Konfularwejend. Zweite Ausgabe. ©. 470 ff. 
3) Bgl. Hierher die Inſtruktion zur Ausführung des Geſetzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit zum 8. 1 (©. 15). 
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3. Perſonen, melde, ohne ein beftinmtes Anrecht 
auf den deutihen Schuß zu haben, venjelben 
vergünftigungsweife erhalten (de facto Unter- 
thanen). 

8.2. Die Reichsangehörigen welde in dem Kon— 
jularbezirte wohnen, find verpflichtet, unter dem deutſchen 
Schuß zu ftehen. Die im $. 1 No. 2 und 3 bezeichneten 
Perjonen werden nur auf ihren Antrag in den Schuß 
aufgenommen. 


8.3. Als de facto Untertbanen können den 
deutſchen Schuß erhalten: 

1. Berfonen, weldhe einem der zu dem Reiche ge- 
hörigen Staaten angehört haben, desgleichen 
Abkömmlinge folder Perfonen; 

2. Deutihe, welde den Schuß nit auf Grund 
von Staatöverträgen in Anſpruch nehmen können; 

3. die Dragomand, Kawaſſen, Jaſſakdſchis und 
fonjtigen Unterbeamten der Gejandtichaften und 
der Konſularbehörden; 

4. Familien der unter No. 3 bezeichneten Ber: 
fonen, de3gleichen Individuen, welche früher ein 
ſolches Amt bekleidet haben. 

8. 4. Der Schuß wird in dem durch Geſetze, Ber- 
träge und SHerlommen begründeten Umfange jämmt- 
lichen Schußgenvfien gleihmäßig gewährt. 

Türkiſche etc. Unterthanen, welche die deutfche Reichs— 
angehörigteit erworben, haben den Landesbehörden gegen 
über auf den Schuß der Kaiferlihen Konfulate fo 
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lange feinen Anſpruch, als fie nicht aus ihrem ur: 
fprüngliden Unterthanenverbande entlafjen find. 


8. 5. In jedem Konfularamte ift über fämmtliche, 
dauernd in dem Konfularbezirt anweſenden Schug- 
genofjen ein Verzeichniß (Matrikel) nad) dem Formular 
Anlage A. zu führen. 

8. 6. Die Eintragung der Schußgenofien in Die 
Matrikel erfolgt unter fortlaufender Nummer. Bei 
jedem Schußgenojjen find deffen im Konfularbezirfe als 
Schutzgenoſſen ſich aufbaltenden Eltern, Ehegatten 
und Kinder unter Bezugnahme auf deren bejondere 
Nummern namhaft zu maden. 

8. 7. Zur Herbeiführung der Eintragung find die 
erforderliden Legitimationspapiere (Paß, Wanderbud), 
Geburtsſchein, Trauſchein, Naturalifationgurkunden etc.) 
dem Konful zu übergeben, bezichungämweife in einer 
nad den Berhältniffen zu bemefjenden Friſt zu be= 
ſchaffen. 

Bei Prüfung der Papiere iſt mit der größten Vor— 
fiht zu verfahren, um fremdartige Elemente fernzuhalten. 
Päſſe, welche nit von den zujtändigen inländijchen 
Behörden ausgejtellt find, find für ſich allein zur 
Führung der Legitimation nicht hinreichend. 

8. 8. Weber die erfolgte Eintragung in die Matrifel 
erhält der Schußgenofje eine vom Konful nad) dem 
Formular Anlage B. für das laufende Kalenderjahr in 
deutjcher und franzöfifcher Sprache auszzuferiigende Be⸗ 

Zorn, Die Konfulargejehgebung. 
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iheinigung (Schutzſchein) "gegen Entridhtung der tarif- 
mäßigen Gebühr. 

An Stelle der franzöfiihen kann auch eine andere 
Sprade angewendet werden, fofern leßtere im Konjular- 
bezirt als allgemeiner verjtändlich erjcheint. 


8.9. Für Ehefrauen genügt deren Verzeichnung 
auf den Schugfcheinen ihrer Ehemänner und für minder- 
jährige noch unter väterlicher Gewalt ftehende Kinder 
deren Berzeihnung auf den Schubfcheinen ihrer Väter. 


Die Ertheilung getrennter Schußfcheine an ſolche 
Perjonen erfolgt nur, wenn die VBerzeichnung auf den 
Schupjcheinen der Ehemänner, beziehungsweije Väter, 
wegen Abweſenheit derfelben oder aus anderen Gründen 
nicht herbeizuführen ift. 

8. 10. Reichsangehörige, weldhe in dem Konfulats- 
bezirt ihren dauernden Wohnfig nehmen, haben ihre 
Eintragung in die Matrifel innerhalb der eriten drei 
Monate ihres dortigen Aufenthalt3 zu erwirken oder 
unter Angabe der Gründe, aus welchen died ausnahms— 
weife nicht erreihbar ift, die Ausftellung proviforifcher 
Schutzſcheine zu beantragen. 


Sämmtliche Schußgenofjen haben im Monat Januar 
jedesmal für das laufende Kalenderjahr die Erneuerung 
der Schußfcheine gegen Entrihtung der tarifmäßigen 
Gebühren zu veranlaffen. Ausnahmen in Betreff dieſes 
Termins find nur aus Gründen lokaler VBerhältniffe 
zu geftatten. 

$. 11. Den Vorſchriften der 88. 7 und 10 haben 
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für alle bevormundeten Perſonen deren Bormünder 
(Ruratoren) Genüge zu leiſten. 

8. 12. Wenn für gefeglid) zu bevormundende Ber- 
fonen noch fein Vormund (Kurator) beſtellt ift, fo iſt 
der Konjul in Bezug auf die Reichsangehörigen ver⸗ 
pflichtet, in Bezug auf andere Schußgenofjen befugt, 
von Amtswegen, allenfalls unter Buordnung eines 
anderweitigen Vertreters dafür zu jorgen, daß im In⸗— 
terefje derjelben den Borfchriften der 88. 7 und 10 
Genüge geſchehe. 

8. 13. Die im 8.3 Nr. 1 und 2 bezeichneten Per: 
fonen können nur nad) vorhergehender, oder, wenn Ge— 
fahr im Verzuge obmaltet, mit nachträglicher Ge- 
nehmigung des diplomatifhen Vertreters des Reiches 
in den Schuß aufgenommen werden. 

Die Genehmigung ift in jedem einzelnen alle auf 
den Antrag der Beteiligten von dem Konful befonders 
nachzuſuchen. 

Bei der Aufnahme der in 8. 3 Nr. 1 bezeichneten Per⸗ 
onen ift befonder? darauf zu achten, ob die Aufzu- 
nehmenden in der That die deutiche Nationalität nod) 
bewahrt haben, was an der Sprache, deren fie ſich be= 
dienen, und an ihren fonftigen Berbältniffen leicht zu 
erfennen fein wird. 

Dem an die Kaiferlihe Miffion zu richtenden Anz 
trag auf Genchmigumg der Aufnahme find die zur 
Drientirung in diefer Richtung nothiwendigen Notizen 
beizufügen. 

8. 14. Die im $. 8 Nr. 3 genannten Beamten 

19* 
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genichen für ihre Perſon und während der Dauer ihres 
Amtes den deutſchen Schuß, jofern ihre Anftellung, 
wenn fie Yandesuntertdanen find, gemäß den mit der 
Landesregierung getroffenen Vereinbarungen erfolgt ift. 
Sind fie Unterthanen einer anderen fremden Macht, 
jo müflen fie Seitens diefer legteren Die Genehmigung 
zum Eintritt in den Schugverband beibringen. 


8. 15. Soll ausnahmsweiſe der Schuß auf die 
Familie der Beamten und über die Amtsdauer hinaus 
erjtredt werden, jo kann dies nur mit Genehmigung 
der Kaiferlihen Miffion und unter Zuftimmung der 
nationalen Behörde gejchehen. 


8. 16. Die Eintragung der Beamten in die Matrifel 
und ihre Fortführung in derjelben erfolgt auf ihren 
Antrag, ohne dab es der Beibringung befonderer 
Dokumente bedarf. 


Schutzſcheine werden ihnen nur auf Verlangen und 
alsdann unentgeltlich ausgefertigt. 

8. 17. Berfonen, welche nicht Reichsangehörige find 
und unter einem anderen frembländifchen Schuge ftehen, 
oder fi) ausdrüdlic unter den Schuß der Lokalbehörde 
geitellt haben, fünnen, jo lange die Verhältniß dauert, 
in den deutſchen Schuß nicht aufgenommen werden. 

Auch nad) Auflöfung des Verhältniſſes Haben fie, 
bevor ihre Aufnahme erfolgen Tann, durch ein Aiteft 
der früheren Schubbehörde nachzumeijen, daß fie die 
jämmtlichen jchwebenden Rechtsangelegenheiten erledigt 
haben. 
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8. 18. Die Eigenſchaft als Schußgenofje endet: 
1. 
2 
3 


durch den Tod des Schubgenoffen; 


. durch Uebertritt dejjelben zum Islam; 
. dur Berlaffen des Konjularbezirts, fofern nicht 


anzunehmen ijt, daß die Abweſenheit cine blos 
vorübergehende fein fol; 


. bei einer Schußgenoffin durch Verheirathung mit 


einem nicht zum Schußverbande gehörigen Dann; 


. für dieim 8. 1Nr. Lund 2 aufgeführten Schuß: 


genoſſen durd) Verluft ihrer Rationalität, jofern 
fie nicht nad) 8. 1 Nr. 3 im Schuß verbleiben; 


. fürdieim 8. 1Nr. 2 aufgeführten Schußgenoffen 


durh Errichtung einer konfularischen Behörde 
ihres Landes; 


. für die im 8. 3 Nr. 3 aufgeführten Schußgenofjen 


durch Berluft ihres Amtes, fofern fie nicht nad 
8. 3 Nr. 4 im Schuße verbleiben; 


. für die im 8. 1Nr. 2 und 3 aufgeführten Schuß- 


genofjen auf ihren Antrag, jofern fie nicht noch 
Berbindlichteiten zu erfüllen haben, in$befondere 
bei ſchwebenden Rechtsangelegenheiten betheiligt 
find; 


. Schubgenofjen, welche nicht Reichsangehörige find, 


fünnen, wenn fie durch bejcholtenen, mit Ver— 
gehen oder Verbrechen befledten Lebenswandel 
oder durch wiederholte Nichterfüllung ihrer 
Pflichten gegen die Schußbehörde ſich des Schußes 
unmürdig machen, von dem Konful der Eigen: 
ſchaft als Schußgenofje für verluftig erklärt wer- 
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den. Gegen die Entfcheidung des Konſuls fteht 
dem Betroffenen innerhalb zehn Tagen der Rekurs 
an die Kaijerlide Miffion zu. Bis deren Ent- 
ſcheidung erfolgt, ift der Schuß zu verjagen. 

8. 19. Die Löſchung in der Matrifel erfolgt, fobald 
da8 Schutzverhältniß einer Berfon in Gemäßheit des 
8. 18 beendet ijt.*) 

8. 20. Im Februar jeden Jahres hat der Konful 
der Kaiferliden Miffion über die Führung der Matrikel 
Bericht zu erjtatten und in denifelben ſämmtliche in der 
Bwifchenzeit vorgelommenen Veränderungen anzuführen. 
Im Fall die Aufnahme neuer Schußgenoffen jtattgefunden 
bat, find die Legitimationdpapiere genau anzugeben, auf 
Grund deren diejelbe erfolgt iſt. 

8. 21. Berfonen, welde an fih zur Aufnahme in 
den Schußverbaud geeignet erjcheinen, fih aber nur 
vorübergehend im Konfularbezirke aufhalten, werden 
nicht in die Matrifel eingetragen. Es können ihnen 
aber auf ihr Verlangen für die Dauer ihres Aufent- 
halts unter Eintragung in eine befondere Lifte proviforifche 
Schutzſcheine nad) dem Formular Anlage C. in deutfcher 
und franzöfifcher Sprache ertheilt werden. 


An Stelle der franzöfiihen kann auch eine andere 
Sprache angewendet werden, jofern leßtere in dem Kon 
fularbezirte allgemeiner verftändlich erfcheint. 


*) Der frilhere Schlußſatz diefes Paragraphen tft durch einen 
Erlaß des Auswärtigen Aınt3 vom 5. November 1872 obfolet ge: 
worden, 
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8. 22. Ebenſo ijt der Konful befugt, für Berfonen, 
welche die erforderlichen Legitimationspapiere noch nicht 
beſchafft Haben, dergleichen proviforiihe Schugfcheine 
auszustellen, fofern diefe Perſonen, nad den fonft ein- 
gezogenen Erkundigungen, ihm als zur Aufnahme in 
den Schugverband vorausſichtlich geeignet erjcheinen. 

8.23. Perſonen der im 8.1 Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Kategorien, welche im Konfularbezirt weder wohnen 
noch ſich aufhalten, können dennoch ihre im Konjulat3- 
bezirte vorlommenden Angelegenheiten unter dem Schuße 
des Konſuls jelbjt oder durch Bevollmächtigte betreiben. 
Die Eintragung in die Matrifel, ſowie die Ertbheilung 
und Erneuerung von Schupfcheinen finden in dieſem 
Falle nicht Statt. 

Der Konjul Hat in jedem Falle über die Zuläffig- 
feit des verlangten Schuges zu entjcheiden. 
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Ueber die Form, in welder die Matrikel zu führen 
ift, find algemeine Beftimmungen nicht ergangen. Nur 
für die deutfhen Konfulate im Pfortengebiete, Japan 
und China ift das Hier folgende Schema vorge: 
ſchrieben: 


Im Weſentlichen wird dieſes Formular auch bei 
Konfulaten in andern Ländern anzuwenden fein. Jeden— 
falls muß es fo eingerichtet werden, daß die nad) 
Vorſchrift der Allgemeinen Dienft = Inftrultion aufzu— 
nehmenden Auskünfte darin Platz finden. Es follen 
eingetragen werben : Vor⸗ und Zuname des Betreffenden 
und feiner Zamilienangehörigen, Stand oder Gewerbe, 
Religion, Tag und Ort der Geburt, Wohnort, aud) fol 
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in der Matrikel bemerkt werben, durch welche Dokus 
mente die einzelnen Angaben erwieſen worden find. 

Dad Auswärtige Amt hat wiederholt feine Ber: 
mittelung zur Belhaffung von Titel- und Einlagebogen 
zu den Matrikeln eintreten laſſen. Die Koften folder 
Formulare tragen Wahlkonſuln jelbft, während fie für 
Berufstonfulate auf die Legationgkaffe übernommen 
werden. 

Die Eintragung erfolgt zweckmäßig unter fortlaufender 
Nummer. Zur Erleihterung des Auffindens der ein- 
zelnen Namen wird bei umfangreicheren Matrifeln ein 
befondere3 alphabetifches Namenverzeichniß, welches auf 
die Matritelnummer verweift, anzulegen fein. Die Ma- 
trifel jelbjt nach den Buchftaben des Alphabet zu führen, 
dürfte nicht zweckmäßig fein. 
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Anlage B. 

— — 

(Wappen.) 

No. No. 
aaiſerlich 2 merattonfulat, | Konsulat General de l’Empire 
deutiches | „uinlat. j Consulat allemand 

Bizelonfulat. | Vice-Consulat . 





shugfgein: 


Gignale- 
ment. der 
Alter: 
Zaur: gebürtig aus 
Stirn: 
"Genen; wohnhaft au 
Augen: 
Nafe: tft in der Matrilel des 
Mund: KRaiferlich deutſchen Ge⸗ 
Bart: neralkonſulats (Konſu⸗ 
Kinn: lats, Vizekonſulats) als 
Geſichtsfarbe: Schutzgenoſſe eingetra⸗ 
gen. 
eben: Bur Urkund defien tft, 


ihm der gegenwärtige 
Schutzſchein gültig bis 
zum 18 
ertheilt worden. 
Unterſchrift des Inhabers: 

den 18 
Der Generalkonſul. 
Der Konſul. 
Der Vizekonſul. 


(Siegel.) 





Patente de Protection. 


ıı Sigaalement. Le Sieur 








| Age: 
Taille: 
|chevenz: ne A 
Front: 
Sourcils: 
Yenx: demeurant à 
ıı Nez: 
Bouche: est inscrit comme pro- 
Barbe: tög& de l’Empire alle- 
Menton: mand dans la Matricule 
Teint: de ce Consulat Gen£&ral 
|Signesparti-|(Consulat, Vice- Con- 
culiers: |sulat). 
En foi de quoi la pré- 
sente Patente de pro- 
| tection lui a 6t6 de- 
livr&e valable jusqu’au 
| 18 
Signature du porteur: 
| le 18 
| Le Consul-G£&n6ral. 
| 


Le Consul. 
Le Vice-Consul 
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Anlage C. 
m — 


(Wappen.) 


Kaiſerlich | 


deutfches Konfulat. 


Bizekonſulat. 





Vorlüufiger Scnraftheln 


gültig bis zum 
für 
Bor- und Zuname: 
Stand und Gewerbe: 
Alter: 
Statur: 
Saar: 
Etim: 
Augenbrauen: 
Augen: 
Naſe: 
Mund: 
Bart: 
Kinn: 
Gefichtöfarbe: 
Bejondere Kennzeichen: 


Anterfchrift des Inhabers: 
den 18 


Der Generaltonful. 


(Siegel.) Der Konſul. 
Der Vizekonſul. 


Generaltonfulat. | Consulat Be de 


Consulat 
Viee-Consulat 


’Empire 
allemand. 





Patente de Protection provisoire. 


valable jusqu’au 

pour 
Nom et prenom: 
Profession: 


Cheveux: 

Front: 

Sourcile: 

Yeux: 

Nez: 

Bouche: 

Barbe: 

Menton: 

Teint: 

Signes particnliers: 


Signature du porteur: 
le 18 
Le Consul Général. 


Le Consul. 
Le Vice-Consul. 
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41) Inſtruktion zur Ausführung des Getebes über 
die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 
(CBl. 575). 


Bur Ausführung des Geſetzes über die Konſular— 
gerichtöbarkeit vom 10. Juli 1879 wird Folgendes be- 
ftimmt: 


Zum 8.1. 


Als Schuggenofjen im Sinne dieſes Geſetzes gelten _ 
diejenigen Berfonen, welche zwar feine Reichsangehörige 
find, aber unter deutſchem Schutze ftehen, ſogenannte 
Schußgenojjen im engeren Sinne. Vgl. die Inſtruktion, 
betreffend die Ertheilung des von den Kaiferlich deutfchen 
Konfularbehörden zu gewährenden Schußes im türkischen 
Reiche ꝛc, von 1. Mai 1872, deren Beitimmungen 
hiermit auf alle Länder ausgedehnt werden, in welden 
die Konfulargericht3barkeit ausgeübt wird. Die Schuß- 
genoffen unterliegen den Beſtimmungen des Gejehes in 
gleicher Art, wie die Reichsangehörigen, inſoweit nicht 
Staateverträge eine Ausnahme bedingen. 


Bum 8. 4. 


Die von den Konfuln erlaffenen polizeilichen Bor: 
ichriften find in Ländern, wo ein Kaiferlider Geſandter 
beglaubigt ift, auch dem legteren abſchriftlich mitzu— 
theilen. Der Gefandte hat den Inhalt diefer Verord- 
nungen vom politiihen Standpunfte aus zu prüfen 
und über etwanige Bedenken dem Reichskanzler Bericht 
zu erftatten. 
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Die Verkündigung der polizeilihen Borfchriften wird 
in den meilten Yällen durch Einrüdung in eine am 
Site des Konſulats erjcheinende Zeitung gefchehen 
fönnen. Wo dies nicht angängig ift und eine andere 
vorm für konfulariihe Bekanntmachungen nad Orts: 
gebrauch nicht bejteht, genügt die Anheftung an bie 
Serichtötafel. 


3u 8. 5. 

Die Zuweiſung eines Gerichtsbezirks gilt, vorbe- 
baltlich der nachfolgenden Beitimmungen, als die von 
dem Reichskanzler dem Konful ertHeilte Ermächtigung 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit. Ebenfo gilt ein 
dur) Anordnung des Reichskanzlers zur allgemeinen 
Vertretung des Konſuls berufener Beamter gleichzeitig 
als zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigt. 


Die im 8.5 Abſatz 3 vorgefehene Ucbertragung der 
richterlichen Befugniffe des Konſuls auf einen anderen 
Beamten erfolgt durch befondere Anordnung des Reichs— 
fanzlerd. Jedoch find die zur Ausübung der Gericht3- 
barkeit befugten Konfuln ermächtigt, Beamten ihres 
Konſulats, weldye zum inländischen Richteramte befähigt 
find, die Erlebigung einzelner zur Buftändigleit des 
Konful3 (8. 12 des Geſetzes) gehörenden richterlichen 
Gefchäfte zu übertragen. Diefe Ermädjtigung erjtredt 
ſich nicht auf die Urtheilsfällung, die Entjcheidung über 
Durchſuchungen, Beichlagnahmen und PBerbaftungen, 
ſowie auf die in den 88. 7, 8, 10, 11 des Gefeges be- 
zeichneten Geichäfte. 
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Wenn ſeitens des Reichälanzlers neben dem Konful 
einem anderen Beamten die Befugniſſe bei Ausübung 
der Gerichtäbarkeit übertragen werden, jo führt der 
Borfteher des Konjulat3 die allgemeine Dienftaufficht. 
Derjelbe beftimmt in Ermangelung einer bejonderen 
Anordnung des Reichskanzlers, in welcher Weiſe die 
richterlichen Gefchäfte zu vertheilen find. Bon der Ge— 
jhäftövertheilung ift dem Reichskanzler Anzeige zu er= 
ftatten. 

Berden in Gemäßheit der vorjtehenden Beitimmungen 
Handlungen der Gerichtsbarkeit durch einen anderen 
Beamten ald den Ständigen Borfteher des Konſulats 
vorgenommen, fo ift diefer Beamte in den betreffenden 
Schriftſtücken, als an Stelle des Konſuls handelnd, zu 
bezeichnen. 

Zu den 88. 7—9. 

Die auf Ernennung und Beeidigung der Beifiger 
und deren Stellvertreter fich beziehenden Verhandlungen 
und Protokolle find zu befouderen Alten zu nehmen. 

Die Konfuln haben Namen, Stand und Staatg- 
angebörigfeit der von ihnen ernannten Beifißer und 
Stellvertreter dem Reichäfanzler anzuzeigen. 


Zum 8. 10. 


1. Gerichtsſchreiber. 
Als Gerichtsfchreiber ijt ein Beamter des Konfulats, 
oder falls dies nicht ausführbar, eine jonftige Hierzu 
geeignete Perjon, ivelde an dem Orte, wo der Konjul 
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feinen Amtsfig hat, wohnen muß, unter Borbehalt des 
Widerruf? zu bejtellen. Von der Beitellung ift dem 
Reichskanzler Anzeige zu machen. 

Der Konful kann in einzelnen Fällen, insbeſondere 
bei Behinderung des nach Vorfchrift des Abſatz 1 be- 
ftellten Gerichtsſchreibers, die Verrichtungen defjelben 
einer anderen Berjon übertragen. 

Der für Perſonen, welche nicht den Dienfteib als 
Konſulatsbeamte abgelegt haben, im 8. 10 des Geſetzes 
vorgefehene Eid ift dahin zu leijten: 

„sh ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwiffenden, die Pflichten eine? Gerichtsſchreibers 
getreulich zu erfüllen, jo wahr mir Gott helfe.“ 


2. Gerichtsvollzieher. 


Ein Gericht3vollzieher ift jedenfall® an dem Orte, 
wo der mit Ausübung der GerichtSbarteit beauftragte 
Konful feinen Amtsſitz Hat, zu beftellen. Derſelbe ift 
aus den Beamten des Konfulat3 oder aus den jonjt 
für den Gericht3vollzieherdienft geeigneten Berfonen zu 
wählen. 

Die Anjtellung erfolgt unter Vorbehalt des Wider: 
rufs. In gleicher Weife können, ſoweit dies erforderlich 
erſcheint, in den Amtsſitzen der übrigen zu dem Kon⸗ 
ſulargerichtsbezirke gehörigen Konſulate Gerichtsvoll⸗ 
zieher beſtellt werden. Das Verzeichniß der Gerichts⸗ 
vollzieher iſt dem Reichskanzler einzureichen. Demſelben 
iſt auch von jeder Veränderung in dem Verzeichniſſe 
Anzeige zu machen. 
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Der Konful ift befugt, nach feinem Ermeflen in 
einzelnen Fällen die Berrichtungen des Buftellung3- 
beamten oder des Bollftredungsbeamten anderen Per⸗ 
jonen zu übertragen. Soweit es fich hierbei um ®e- 
fchäfte der Zivangsvollitredung handelt, ift Die Auswahl 
in erfter Linie auf die Beamten der zum Gerichtöbezirke 
gehörigen Konſulate zu richten. 

Der durch 8. 10 für Perſonen, welde nidt den 
Dienfteid als Konjularbeamte abgelegt haben, vorge 
ichriebene Eid ift dahin zu leiften: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmäcdhtigen und 
Altwifienden, die Obliegenheiten eines Gericht3- 
vollziehers getreulich zu erfüllen, jo wahr mir 
Gott helfe.‘ 

Um die Abnahme des Eides kann der mit der 
Ausübung der Gerihtöbarkeit beauftragte Konjul den 
Vorfteher eines anderen zu feinem Gerichtsbezirke ge— 
hörigen Konfulat3 erjuchen. Der im $. 20 des Kon⸗ 
Inlargefeges vom 8. November 1867 vorgejehenen be— 
fonderen Ermächtigung bedarf es in dieſem Falle nicht. 
Das iiber die Beeidigung aufgenommene Protokoll ijt 
dem erfuchenden Konjul zu überjenden. 

Der Konful führt die Dienftaufficht über die zur 
Wahrnehmung des Gerichtövollzieherdienftes berufenen 
Perſonen. Demjelben liegt insbeſondere ob, durch Erlaß 
von Geſchäftsanweiſungen für die ordnungsmäßige 
Ausführung der den Gerichtsvollziehern ertheilten Auf⸗ 
träge Sorge zu tragen. Der Konſul hat darüber zu 
wachen, daß in den im Gerichtsverfaſſungsgeſetz für 
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das Deutſche Reich 8. 156 bezeichneten Fällen der Ge- 
rihtövoflzieher fi) der Ausübung feines Amtes enthält. 
Der Konſul Hat den Berfonen, welche Verrihtungen 
der Gerihtövollzicher auszuüben haben, zu ihrer 
Legitimation eine mit dem Konfulatöfiegel verfjehene 
Beftallungs-Urkunde einzuhändigen. 


Zum $. 11. 

Die Konfuln haben ein Berzeichniß der von ihnen 
zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft zugelafjenen Per- 
fonen zu führen. Die Eintragungen, ſowie die 
Löſchungen in dem Verzeichniſſe find dem Reichskanzler 
anzuzeigen. Ueber die Bedingungen der Zulaſſung 
derartiger Perſonen laſſen ſich beſtimmte Borfchriften 
nicht geben. Selbſtverſtändlich wird nicht die für in— 
ländiſche Rechtsanwälte vorgeſchriebene Befähigung ver- 
langt werden können. Auch der Beſitz der Reichs— 
angehörigkeit iſt nicht erforderlich. Wo geeignete Per— 
ſonen mit juriſtiſcher Vorbildung nicht vorhanden ſind, 
können die Konſuln unter Umſtänden auch aus anderen 
Berufsklaſſen zuverläſſige Perſonen, welche die nöthige 
Geſchäftskenntniß beſitzen, zur Ausübung der Rechts— 
anwaltſchaft zulaſſen. Eine Beeidigung der Rechts— 
anwälte findet nicht ſtatt. 


Zu den 88. 18, 20, 36, 43 Abſatz 2. 
Die Schreiben, mittelft welcher Alten dem Reich3- 
gericht oder dem Ober-Reichdanmwalt überjendet werden, 
find dem Reichskanzler zur Beiterbefürberung zu über: 


Born, Die Konfulargejeggebung. 
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reihen. In derjelben Weife erfolgt die Rüdfendung 
der Alten an den Konful. 


Zum 8. 21. 

Soweit nad) der Borfjchrift des 8. 420 der Gtraf- 
prozeßordnung vor Erhebung der Privatklage wegen 
Beleidigungen nacdhgewiefen werden muß, daß die 
Sühne erfolglos verſucht worden, ift für dieſen Ber 
gleichsverſuch der Vorſteher des Konjulats, in deſſen 
Bezirke der Beſchuldigte wohnt, zuſtändig, ohne Unter— 
ſchied, ob er zur Ausübung der Gerichtsbarkeit befugt 
iſt oder nicht. 

Erſcheint der Beſchuldigte in dem zur Sühnever— 
handlung beſtimmten Termine nicht, ſo wird an— 
genommen, daß er ſich auf die Sühneverhandlung nicht 
einlaſſen wolle. 

Eine Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit der 
Sühneverhandlung kann nur ertheilt werden, wenn der 
Antragſteller im Termin erſchienen iſt. 

Kommt im Termin ein Vergleich zu Stande, ſo iſt 
derſelbe zu Protokoll feſtzuſtellen. 

Zum 8. 24 Abſatz 2. 

Die von Amtswegen angeordneten Zuſtellungen in 
Strafſachen an Beſchuldigte, welche ſich nicht auf freiem 
Fuße befinden, können durch den Gerichtsſchreiber vor⸗ 
genommen werden. 

Für das Vorverfahren in Strafſachen und für das 
Verfahren bei der Strafvollſtreckung bedarf es für den 
Nachweis der Zuftellung nidt: 
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1. der Uebergabe einer Abſchrift der Zuſtellungs⸗ 
urkunde an den Empfänger, 

2. der Bezeichnung des Auftraggebers in der Zu—⸗ 
ſtellungsurkunde. 


Zum 8S. 81. 

Wie der Transport eines verhafteten Beſchuldigten 
in das Inland auszuführen ſei, iſt nach den Umſtänden 
zu ermeſſen. In Zweifelsſällen iſt die Weiſung des 
Reichskanzlers einzuholen. 

Zum $. 44. 

Soweit gebührenpflichtige Geſchäfte von befoldeten 
Beamten der Konſulate vorgenommen werden, find die 
Gebühren zur Reichskaſſe einzuziehen. Dieſe Vorſchrift 
gilt auch für die Gerichtövollzieher-Gebühren. 

In allen anderen Füällen hat der betreffende Beamte 
die Gebühren für fich zu erheben. 

Sn den Rechtsſachen, auf welche die Reichs-Prozeß⸗ 
gejee Anwendung finden, kommen lediglid die im An⸗ 
ihluß an diefe Gefege ergangenen Gebührenordnungen 
zur Anwendung und e3 ift daher hier ein Zurückgreiſen 
auf die Sätze des Tarif vom 1. Juli 1872 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. ©. 245 ff.) ausgeſchloſſen. 

a3 die Gebühren in Angelegenheiten der nicht⸗ 
jtreitigen Gerichtsbarkeit anbelangt, fo iſt durch 8. 44 
bes Gejeges über die Konſulargerichtsbarkeit dag Reichs⸗ 
geſetz, betreffend die Gebühren und Koſten bei den 
Konjulaten des Deutichen Reichs, von 1. Juli 1872 
(Reich2-Gejegbl. ©. 245 ff.) und insbefondere der 8. 8 

90* 
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deſſelben, aufrecht, erhalten worden. Hiernach kommen 
in diefen Angelegenheiten in erjter Linie die Sätze des 
Zarifs vom 1. Juli 1872, in Ermangelung folcdher die 
Beltimmungen des preußifchen Tarifd vom 24. Oktober 
1865 und nur infoweit, al® es fih um Gefchäfte 
handelt, für welche Feiner diefer Tarife Anfäbe enthält, 
die Beitimmungen zur Anwendung, welde in den— 
jenigen preußifhen Landestheilen gelten, in denen dag 
Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat. 

An den Rechtsſachen, melde aus den SKonfular- 
gerichtäbezirten an das Reichsgericht gelangen, findet 
die Dienftweifung, betreffend die Einziehung und Ber: 
rechnung der für die Geſchäfte des Neichdgerichts in 
Anſatz kommenden Koften, vom 21. Juni 1879 (Central- 
Blatt für das Deutfche Reich ©. 473 ff.) mit der Maß: 
gabe Anwendung, dab die Koftenrechnungen (8. 2 der 
Dienftweifung) jeitend der Gerichtsfchreiberei des Reichs— 
geriht8 dem Bureau ded Auswärtigen Amt? vorzu- 
legen find, welches die Einziehung der Koften durch 
den Konful und die Ueberjendung des eingegangenen 
Betrags an die Ober-Poſtkaſſe zu Leipzig bewirken wird. 

Schlußbeftimmung. 

Jeder mit Gericht3barkeit verjehene Konful hat am 
Schluſſe des Geſchäftsjahres eine Geihäftsüberficht nad) 
dem al3 Anlage beigefügten Formular dem Reichs— 
fanzler einzureichen. 

Meber diejenigen am 1. Oltober 1879 anhängigen 
Rechtsſachen, melde nad) den bisherigen Geſetzen zu 
erledigen find, ift am Schluſſe des Geſchäftsjahres eine 
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bejondere, nad) Maßgabe des feither gebrauchten For⸗ 
mular3 aufgejtellte Gefhäftsüberficht vorzulegen. 


Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


Der Zeit⸗ 


raum vom 1. Oktober 1879 bis 31. Dezember 1880 


gilt ala erſtes Geſchäftsjahr. 


Ueberſicht 


der 


richterlichen Geſchäfte bei Sa Konsul zu 


für das 


abr . 

















I. Burgerliche Rechtsſtreitigkeiten.*) 





| waren | | Won den zur Yuftändigfeit 
Nähere anhängig| devon ben KonjulargerichB es 
85 | a renden e treitig⸗ 
Bezeichnung 8 & E 83* | *2 reiten gund auf Grm des 
E ber 3ElE |3leZ|8ele. 9 Abf._ 2 des Gefches 
3 Rechts⸗ 31vom 8 guti 1879 ohne 
& . sa| a II 21-25 Bei 
ftreitigfeiten. |E3| 2 3258 Buziehung von 5 eifigern 
1.18ur Zuſtändigkeit | 
des Konſuls gehö- 
rende Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten ......P... bh: ... 
2. jEheſachen ... .. . . .J. . J. .. IE . . . . . . . . . . . .. 
3. ISonſtige zur Zu⸗ | 
ftändigfeit des Kon: 
fulargeriht3 gehö⸗ | 
rende Rechtsſtrei⸗ | 
tigkeiten ..... hehe ce been 
Bujammen | ern l- J.. en | 





*) In dieſe eberfigt gehören alle Civilprozep- Angelegenheiten, 
für welche nicht dad Vollftredungsgericht als ſolches zuftändig ift. 
Ausgeichloffen bleiben die Sühne- und Mahnſachen. 
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II. Bollſtreckungsverfahren. 





waren 
Fa . 
ẽ Bezeihuung „eb E „ls 
E ber 28 S 22 $=8 
E | Redtdangelegen- s.5|# —33 
heiten. 1 o a RE: 

l 








1. [8ertHeilungsverfabten!.... .|.. I... .h.. |... 


2. 1 Bwangsvollitredungen 
in das unbewegliche 
Vermögen ......1...1...J. 


8, JAndere Anträge auf 
Bwangsvolftredung . J......J... J... 1... 


Bulammen 


III Konkursſachen. 








Eröffnung» davon 
Aus den weſwrane Zu⸗ I85 
153 228 
Vorjahren. Jahre 18... ſammen =: * 5 
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IV. Strafſachen. 





Bon den 
















Strafſachen 
Nähere „safjaden | on den 
Be- & auf Srund Strafſachen 
* © . 
2 zeichnung el s & Ss), vos Bells Nr. 2 wurden 
| = [32|2]° Beftmane vers erer 
& 8 & 8 sg 27 
Etraf- ig] 2 2:3] Busiehung | befehl er- 
ſach 3818 SE} von zwei 
en. 8112 8 Beifigern ledigt. 








1.1 Straffadden, 
in welden 
zur Haupt: 
verbandlung 
vier Beifiker 
zuzuziehen 


2.1 Sonftige 
Strafſachen JP......J...J. . ... . ....... P........ 
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42) Nachtrag zu der Inſtruktion zur Ausführung 
des Geſetzesg über die Konſulargerichtsbarkeit 
v. 4. Februar 1882 (C Bl. 111). 


An Stelle der Schlußbeſtimmung der zur Aus— 
führung des Geſetzes über die Konfulargerichtsbarteit 
vom 10. Juli 1879 erlaffenen Inſtruktion vom 10. Sep- 
tember 1879 (Central-Blatt für das Deutfche Reich 1879 
©. 575) tritt vom 1. Januar 1882 ab folgende Be⸗ 
ſtimmung: 

Jeder mit Gerichtsbarkeit verſehene Konſul hat dem 
Reichskanzler einzureichen: 

1. am Schluſſe des Geſchäftsjahres eine Geſchäfts⸗ 

überjiht nad dem ald Anlage A. beigefügten 
Formulare; 


2 am Schluſſe de3 Quartals die nad) Maßgabe 
der ald Anlage B. beigefügten, durch Bundesraths⸗ 
Beſchluß vom 5. Dezember 1881 fejtgefegten Be- 
ftimmungen ausgefüllten Zähllarten über die im 
Laufe des Quartals rechtskräftig erledigten Straf- 
ſachen wegen Verbrechen und Vergehen gegen 
Reichsgeſetze. 

Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 
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Anlage A. 
— — 


Ueberſicht 
der 
gerichtlichen Geſchäfte in dem Bezirke des Konſulargerichts 
zu ..... ..... während des Geſchäftsjahres 18.. 
J. 


Geſchäfte der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. 


A. Civilſachen. 
J. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


a) Zahl der Sachen: 
Es ſind im laufenden Jahre anhängig 
geivgrden: 
1. Sühnefadhen . . 

darunter Ciefacen 
. Mahnfaden . . . 
. Ordentliche Prozeſſe vy: 
.Urkundenprozeſſe 

darunter wehhſelprozeſſe. 
.Prozeſſe in Ehefadhen?) . 
. Entmündigungdfahen . . 

. Brozefje in Entmündigungsfagen 9. | 

1) Einſchließlich der im ordentlichen Verfahren anhängig ge: 
bitebenen Urkundenprozeſſe (8. 568 C. P. O.). 

2) Der Begriff der Eheſachen beſtimmt ſich nach 88. 668, 602 
C.P.O. Demnach find z. B. Rechtsſtreitigkeiten Uber Regulirung des 
ſog. Interimiſtikums hier nicht zu zählen. 

2) D. h. Klagen wegen Anfechtung des Entmündigungsbeſchluſſes 


oder wegen Wiederaufhebung der Entmündigung (88. 605, 620, 624, 
626 C.P.O.) 


Bemer: 


Bahl. kungen. 





*S5 8 


Du = = | 
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Bemers 


Baht. ungen. 


8. Aufgebotßverfahren . . . . 
9. Arreſte und einftweilige Berfügungen*) | 
10. Anträge außerhalb eines bei dem Ge⸗ | 
richt anhängigen Rechtöftreites®) . . | 
11. Bertheilungsverfahren®) . . . | 
12. Zivangöverfteigerungen von Gegen: | 
ftänden de3 unbeweglichen Vermögens | 
13. Zwangdverwaltungen ) . . . . | 
14. Andere Anträge, betreffend Bmang 
volitredung . . . . 


b) Mündliche Berhandlungen: 8 
Zahl der mündlichen Verhand— 


4) a, Mehrere Anträge auf Anordnung eines Arreſtes oder einer 
einjtweiligen Verfügung, welche ſich auf dieſelbe Haupt» 
ſache beziehen, werden mehrfach gezählt. 

b. Es find auch diejenigen Sachen Hier zu zählen, in welden 
der Antrag auf Anordnung eines Arrefted oder einer einft- 
weiligen Berfügung zurüdgeiviejen tft. 


6) Ausschließlich der Nechtshülfefachen, welche in diefer Leber: 
fit überhaupt nicht darzuftellen find. 

6) Betreffend bewegliche® Vermögen, injofern das Verfahren 
nicht (wie beim Konkurſe, der Zwangsvollſtreckung in unbewegliches 
Bermögen, welche bewegliche Gegenftände mit umfaßt), den Theil 
eines anderen felbitändigen Verfahrens bildet. 

7) 88. Admintftration, Sequeftration, Revenüen⸗Beſchlagnahme. 

s) Termine, in welchen lediglih Enticheidungen verkündet wor⸗ 
den find, fowie andere Termine, welche ohne mündliche Verbands 
[ung erledigt worden find, werden nicht mitgezählt. 
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lungen in Saden, welche anhängig 
geworben find: 
a. in früheren Jahren 
b. im laufenden Jahre 
a. und b. zufammen . 
darunter kontradiktoriſche Ver: 
bandlungen . 
c) Einzelheiten: 

1. Unter den im laufenden Jahre 
anhängig gewordenen Prozeß⸗ 
ſachen (oben a zu 3, 4, 5, 7, 
9) gehörten zur Zuſtündigkeit: 

a. des Konſuls. . . . 
b. des Konfulargerichts . 

2. Es fanden mündliche Berhand- 

lungen jtatt: 
a. vor dem Konſul. . 
b. vor dem Konjulargeridit . 
Unter den Fällen zu 2a 
befanden jich ſolche, in 


vom 10. Juli 1879 an 
Stelle des Konfular- 
gericht? getreten war... 
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II. Konkursſachen. 


1. Es waren anhängig:?) 
überjährige. 
diezjährige . 
zufammen . 


Davon find beendet . 
Es bleiben unbeendet 
überjährige 
diesjährige. . 
zujammen . 


2. Konkursverfahren find beendet: 
a. durch Zurückweiſung des An- 
trags auf Konkurseröffnung. 
b. durch Schlußvertheilung . 
c. durch Zwangsvergleich 
d. auf andere Art . 
a. bis d, zufammen . 





9) ALS anhängig iſt ein Konkursverfahren zu betrachten, ſobald 
der Antrag auf Eröffnung deſſelben geftellt ift. Es find daher auch 
bier diejenigen Fälle mitzuzählen, in welchen der Antrag auf 
Konkurseröffnung zurückgewieſen worden ift, beziehungsweije in 
welden über diefen Antrag noch fein Beſchluß gefaßt worden ift. 
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B 





») Strafſachen, in welden ein Gtrafbefehl vom Konful erlaffen 
ift, werden Tebiglid) unter Ar. 2 gezählt. Hat der Gtrafbefeht die 
Wirkung eines reditöträftigen Ucthells erlangt (8. 460 Gt:R.DJ, fo 
ift von den die Beendigung darfteNenden Längsfpalten die Spalte 
„Durd; Strafbefeht” zur Zählung des Zalles beftimmt; anderenfalls 
erfolgt die Bäßlung in der zutreffenden anderen, die Beendigung 
darftellenden Längeipatte. erfahren, welche durch Einiprüde gegen 
Strafbefehfe veranfaht werden, find demnad) unter Nr. 3 nidht zu 
sißfen, fondern mur unter Nr. 2. 

*) a. Daflic, ob eine Straffache unter Buchftabe a oder Vuch⸗ 

ftabe b zu zählen ft, tommt tedigtich Die Worfchrift des 


Nachtrag 3. d. Juftr. 3. Ausf. d.@. ü6.d. Ronfulargerichtsbarteit. 319 


4) Eingelne rihter- 
ee ce 
mungen ®) .... 


8. 28 des Gelehes vom 10. Juli 1979 in Betracht. Unter 
Buhftabe a gehören auch die daue in melden nad) 8. 211 
©t.P.O. der Ronful allein verfandelt und entfheidet, 
umter Buchftabe b aud; die Zälle, in welchen auf Grund 
des 8. 9 bl. 1 a. a. D. nur zwei Beifiper zugegogen 
find. 

d. Bel Bufammenfang einer unter Bucftabe = fallenden 
Straffacie mit einer unter Bucftabe b gehörigen If Die 
Sadje nur einmal (bei Bucftabe b) zu sähfen. 

") ausftichtich der Rechtöhltfefachen, weiche In dieſer Ueber- 
fiht überhaupt nicht darzuftellen find. 
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b) Hauptverhbandlungen: 
1. Zahl der Hauptverhandlungen: 
a. dor dem Konful??) 
b. vor dem Konfulargerichte 
in der Befeßung mit zwei 
Beifigern . 
c. mit vier u. 
a) bis c) zufammen . 

2. Zahl der ergangenen Urtbeile: 

8. Durch die ergangenen Urtheile 
eriter Initanz find Perſonen: 

a. verurtheilt 
darunter durch Urtheile 
des Konſulargerichts '*) 
b. freigeſprochen 
darunter durch Urtheile 
des Konfulargericht? '*) 
e) Einzelheiten: 

1. Bon der Geſammtzahl der durch 
Entſcheidung erledigten Bes 
ſchwerden gegen Enticheidungen 
des Konſuls (ſ. oben Buchftabe 
a Nr. 5) find: 

a. für begründet ertlärt . 
b. für unbegründet erflärt . 


13) in den Fällen des 8. 211 St.B.D. 





! Bemer- 


Bahl. ' 


4) im @egeniage zu den mır vom Konſul ohne Buziehung von 


Beiligern erlaffenen Urtheilen (Arm. 13). 
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2. Unter den Hauptverhandlungen 
zu Buchſtabe b Nr. 1b be 
fanden fich folche, zu denen die 
Buziehung von vier Beifigern 
auf Grund des $. 9 Abſatz 1 
des Geſetzes vom 10. Juli 1879 
unterlaffen war. 





Born, Die Konfulargejeggebung. 21 


322 Nachtrag 3. d.Inftr. 3. Ausf. d. G. Mb. d. Lonſulargerichtsbarteit. 













"uaganlag 
manazangılog sno; 

I12go “unıoz wagaaaı 

nunas aꝛgrgus 
——— 

uaga)  jagyam jno “au 
#29 uaqupn) |»026 Ino waaaıdod| 





usbo@uaßn |siaoggemo'sagug] malen Io 2 | m 232\ 2 
wo) ond pl imo uarıaud-gp um 25 | 3 E88: 
ao *ualjoyg -612aa% moagpyam| ‚ugaoa al 2 | & 388 
uauaquogaon|wolloggguanagung| ® Ian FF rung 
200 3808 | 0a 200 10UB Daun al ——ı ne om 
4 * 4 au) noang 











— 


uaunmouad Gunuaaoadund⸗nanud 220 28 °$) 


Bundoyaamıd 220 qun 
Gst Say "FT. 

oa BumugaogBundajaanung 220 0. 

Bunagvanag uabunbjaea 229 2028 0 


uꝛpualvplaunuaoa | ueilvplboug. 
ung arnnv aun 
uꝛbunnoggad ‘a | uaivpqunuiaog· v 








naiavgsipiaaq uabunail sm aoag alupla@ "II 





Nachtrag 3. d. Inſtr. 3. Ausf. d. G. üb. d. Konſulargerichtsbarkeit. 3923 


Anlage B. 
— — 


Beſtimmungen, 
betreffend 


die Herſtellung einer Statiſtik der rechtskräftig erledigten 
Strafſachen wegen Verbrechen und Vergehen gegen 
Reichsgeſetze. 


8. 1. Die Herſtellung der Statiſtik der rechtskräftig 
erledigten Strafſachen wegen Verbrechen und Vergehen 
gegen Reichsgeſetze erfolgt durch Ausfüllung von Zähl⸗ 
karten nach dem anliegenden Muſter. Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffen⸗ 
liher Abgaben und Gefälle find ausgeichloffen. 


Für männliche Angellagte find weiße, für weibliche 
blaue Zähllarten zu verwenden. 

Die Zähllarten-Formulare werden den Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen durch das Reichs-Juſtizamt nad) Map 
gabe de3 Bedarf unentgeltlich geliefert. 

8. 2. Für jedes Urtheil oder jeden Strafbefehl ift 
nad) Eintritt der Rechtskraft, und zwar für jeden ein- 
zelnen Angeklagten, eine Zählkarte auszufüllen. 

Auf die in Folge einer Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahren? ergangenen Enticheidungen ift Rückſicht nicht 
zu nehmen. 

8. 3. Auf jeder Zählfarte ift oben links das Alten- 


zeichen, oben rechts die laufende Nummer für das 
21* 
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Kalenderjahr zu vermerken. Die laufenden Nummern 
gelten für ſämmtliche Angellagte ohne Unterjcheidung 
der Geſchlechter. 

8. 4. Die in einem Salenderquartal ausgefüllten 
Bähllarten über die bei den Amtögerichten und dem 
Landgerichte anhängig geweſenen Straffahen find bei 
der Stantsanwaltichaft des Landgericht? zu jammeln. 
Bon der leßteren werden fie bis ſpäteſtens zum Schluffe 
des auf das Quartal folgenden Monat? dem Kaifer- 
lichen Statiftiiden Amt — Berlin W., Lützowufer 7/8 
— eingejendet. Diefelben find nach den Gerichten ge— 
gefondert und nad der Reihenfolge der laufenden 
Nummern geordnet zu verpaden und jedes einzelne 
Padet mit der Aufichrift zu verfehen. 

„Amtsgeridt..... Landgerichtsbezirk ..... “ 
oder 
„Landgericht ..... 
„Zählkarten (.... Stück) für das. „te Kalender⸗ 
quartal 18... 
Das Sammelpadet erhält die Aufichrift: 
„Zählkarten des Landgerichtsbezirks ...... 
für das ..te Kalenderquartal 18.. (.... 
Einzelpadete).‘ 

Die Einfendung der Zählkarten in denjenigen Sachen, 
in welden dag Reichsgericht in erjter und letzter In⸗ 
ftanz zuftändig ijt, erfolgt in entiprechender Weife durch 
den Ober-Reihdanmalt. 

Die Mittheilung der Zählfarten in den bei den 
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Konſulargerichten erledigten Sachen erfolgt durch das 
Auswärtige Amt. 

Wenn bei einem Gerichte innerhalb eines Quartals 
keine Zählkarte ausgefüllt iſt, wird eine Fehlanzeige er- 
ſtattet und auf gleichem Wege dem Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amt mitgetheilt. 


F. 5. Die Landesregierungen werden die Staats⸗ 
anwaltſchaften bei den Landgerichten anweiſen, Rück⸗ 
fragen, welche das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt wegen 
der Zählkarten oder ihres Inhalts unmittelbar an die⸗ 
ſelben richtet, ungeſäumt zu erledigen. 

8. 6. Die Einſendung der Zählkarten (8. 4), ſo⸗ 
wie der in 8. 5 bezeichnete Schriftwechfel erfolgt unter 
der Bezeihnung „Reich3dienftfache” portofrei. 

8.7. Die vorftehenden Beitimmungen treten mit 
dem 1. Sanuar 1882 in Kraft. 
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(Bei der nebenftehenden Bähllarte für weiblidhe Angeklagte 
bildet Seite 331 die Borderjeite, Seite 832. 833 die Rückſeite.) 





Nachtrag 3. d. Inſtr. 3. Ausf. d. G. ib. d. Konfulargerichtsbarteit. 331 


Altenzeichen .........-- (Laufende Nummer der Bähllarte 
im Kalenderjahr) = — 


— ⸗—— 


Zählkarte für weibliche Angeklagte. 


Beim Landgericht, Amtsgericht (das nicht Zutreffende iſt 
zu duräftreihen) UL —-— ——- - — —— - — — 


im Bezirk des Gberlandesgerichts zu - - — 
im ten Quartale des Kalenderjahres 18__. 








1. Bor- und Familienname der Angellagten: - -_ —__— 
2. Geburtstag und Geburtäjahr: geboren den _ fi ____ 18_ 


3. Wohnort, belegen in welchem Kreife oder entiprecdhenden Ver⸗ 
waltungsbezirt (Stadtkreife bezw. Stadtbezirke find als folche zu 
bezeichnen) ? — ; in welchem Staa? — — 

(Liegt der Wohnort außerhalb des Deutſchen Reiche, fo 
genügt die Angabe des fremden Stants.) 


4. Für Ausländerinnen (Nichtdeutihe) Heimathäftant: 
5. Religionsbekenntniß: D 


6. Familienftand, ob ledig, verheirathet, vermwittiwet, geſchieden, 
auf Lebenszeit gerichtlich getrennt (das Butreffende zu unters 
ftreichen). 


7. Stand, Beruf, Erwerb3- oder Nahrungszweig, ſowie Arbeits- 
oder Dienftver altuiß im Beruf (die Art des Hauptberufs, der 
SHauptsErwerbäthätigfeit oder Beihäftigung oder der Haupt⸗Ein⸗ 
fommend oder Radrumgöauelle iſt genau anzugeben; fofern durch 
die Angabe das Arbeitö- oder Dienituerhättni Im Beruf nicht 
ſchon bezeichnet wird, unter Hinzufügung diefes Berhältnifies, ob 
nämlid Inhaberin oder Leiterin des Geſchäfts oder Gehillfin, 
Fabrikarbeiterin, Ladenmädden u. |. w.): . 





— 


Für Minderjährige ohne eigenen 
Beruf: Beruf der Eltern: 


— a5 


Bemerkungen, auch betreffs der Angaben auf der Rülcſeite: 


Für Frauen ohne eigenen Beruf: 
Beruf ded Mannes: 








— 
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43) Geſetz, betreffend die Gebühren und Koſten 
bei den Konfulaten des Deutſchen Reid. 
Bom 1. Zuli 1872 (R.G. B. 245). 


8. 1. Bei den Ronfulaten des Deutfhen Reichs 

follen die Gebühren und Koften nad) dem biefem Ge— 

ee angehängten Zarif und den folgenden näheren 
⸗ Beſtimmungen erhoben werden. 

8.2. Die in dem Tarif feſtgeſetzten Gebühren 
bürfen von Berufslonfuln und von folden Wahltonfuln, 
welche auf Grund des 8. 10 des Geſetzes vom 8. No- 
vember 1867, betreffend die Organijation der Bundes- 
tonfulate, jowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes⸗ 
tonfuln, Erftattung dienftliher Ausgaben aus Reichs— 
mitteln beanspruchen, nur im Yalle der Dürftigleit der 
Betheiligten erlaffen werden. 

Die unter Nr. 2,7, 8,15, 17, 20, 21, 22, 27, 31 und 
34 des Tarifs aufgeführten Amtshandlungen müffen 
im Falle der Dürftigleit der Betheiligten gebührenfrei 
derrichtet werden. 

8. 3. Sind die Gebühren nad) dem Werthe des 
Gegenstandes zu berechnen, fo wird derjelbe durch das 
Kapital und die rüdjtändigen Zinſen beftimmt. Läßt 
der Gegenſtand eine Schäßung nad) Geld nicht zu, fo 
erfolgt der Gebührenanfag nad) dem Werte von 500 
Thalern, jedoch ift bei unbedeutenden Gegenftänden 
der für die Amtshandlung beitimmte niedrigfte Gebühren— 
fa zur Anwendung zu bringen. 

8.4 Wird die Amtsthätigkeit des Konſuls in 
Anfprud genommen, das Geſuch aber vor vollftändiger 
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Aufnahme der Verhandlung zurüdgezogen, oder ber 
Abſchluß des Geſchäfts von Seiten der Barteien vereitelt, 
jo wird die Hälfte der betreffenden Tarifſätze erhoben. 

Für die bloße Aufnahme von Anträgen find feine 
Gebühren zu erheben. 

8.5. Sit ein Dokument oder eine Verhandlung in 
verijchiedenen Spraden aufgenommen, jo werben die 
Sätze des Tarif3 um die Hälfte erhöht. 

8. 6. Baare Auslagen (3. B. Gebühren der Zeugen, 
Rechtsbeiftände, Sachverſtändigen oder Dolmetscher, an 
dritte Perſonen gezahlte Proviſionen, Inſertionskoſten, 
Portokoſten, Transportkoſten bei Amtsgeſchäften außer⸗ 
halb des Konſulats, Lagergebühren u. ſ. w.) werden 
beſonders erſtattet. 

8. 7. Wahllonfuln können für dienſtlich veraus- 
gabte Gelder ortsübliche Zinjen berechnen, aud) für Ge- 
ſchäfte, welche außerhalb des Kreiſes ihrer amtlichen Wirk⸗ 
jamteit liegen, die ortSübliche Vergütung beanſpruchen. 

8. 8. Für die mit Gericht3barkeit verfehenen Kon⸗ 
fuln bleibt der dem Gefehe vom 29. Juni 1865 über die 
Gerichtsbarkeit der preußifhen Konfuln angehängte 
Tarif v. 24. Oftober 1865 inſoweit in Kraft, als es fich 
um Amtögejchäfte Handelt, für welche der gegenwärtige 
Tarif keine Anſätze enthält. *) 


*) Die Gerichtäloften bei den Konfulaten beftimmen fich jetzt, 
foweit „ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit“ In Frage fteht, nach dem 
Gerichtstoftengefeb vom 18. Juni 1878 (NGB. 141) nebſt der Novelle 
vom 29. Juni 1881 (RGB. 178), dazu den beiden Gebührenordnungen 
für @erichtövollzieher vom 24. Juni 1978 (RB. 166) und für Zeugen 
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8. 9. Beichwerden über den Anfab der Gebühren 
und Kojten find bei dem Reichskanzler (Auswärtiges 
Umt) anzubringen. 

8. 10. Der proviforische Sebührentarif vom 15. März 
1868 wird aufgehoben. 

8. 11. Dieſes Gejek tritt am1. Oktober 1872 in Kraft. 


Tarif. 


Gebühren der Konjulate 


in Europa | uBerbatb 
excl. p Furopa jowie 


der Türfei nebit 





Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. 


A Bajallenftaaten. 
Thlr.| Sar. KEhlr. | Ser. 





1. | Abichriften: 
für jede auch nur angefangene | 
Folioſeite, außer den Beblihren für 
eine etwaige Beglaubigung, an 
Schreibgebühren -. » . » > — 

Bei Abſchriften oder Ausfer⸗ 
tigungen von Schriftitllden, deren 
Mittheilung durch den gewöhnlichen | 
Geſchäftsgang bedingt ift, wird für 
den erſten Bogen Feine Schreib- | 

gebühr entrichtet. 

2. | Attefte (f. auch Schiffsſachen): 

a) für Ausftellung eines Atteſtes 

(Beicheinigung, Eertifllat).. . .| 2 — 3 — 
für mehrere, dieſelbe Sache be⸗ 
treffende Atteſte, nicht Uber. .I 8 | 


© 
| 
a 


— 12 — 


und Sachverſtändige vom 30. Juni 1878 (RGB. 173), endlich für 
Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (RGB. 176). 
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Gebuͤhren der Konſulate 
außerhalb 
In Europauropa ſowie 
Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. excl in 
der Türkei nebft Vaſallen⸗ 
N ftaaten. 
Thlr. | Spar. | Thlr. | Ser. 





b) für Ausftellung eines Lebens 
attelte8 . . . . 
Iſt daſſelbe zur Erhebung von 
Renten und Benfionen beitimmt, 
jo ift Die Gebühr bei geringeren Be⸗ 
trägen auf 10 Sgr. zu ermäßigen. 
3.1 Aufbewahrung, Erhebung, Aus 
zablung, Weberweifung von Gels 
dern oder Werthſachen, außer den 
fonftigen Gebühren für bejondere 
Amtsbandlungen: 
bon dem Betrage bis 500 Thlr. 
von je 10 Thlrm.. . .. 
doch nit unter . -. - ...» 
von dem Mehrbetrage bis 1000 
Thlr. von je 50 Thlrn. 
bon dem Mehrbetrage von ie 100 
hl. ..... . .. 
4.1 Aufgebot, ehelihe8.. . . . 
5.1 Ausfertigungen, wie Abſchriften. 
(Nr. 1.) 
6. 1 Beglaubigung : 
a) einer Ueberjetung. . . . - 
Für Anfertigung der Yeber- 
ſetzung jelbft können, in Ermange- 
lung anderweiten Uebereinkom⸗ 
mens, die ortsüblichen Sätze be⸗ 
anſprucht werden. 
b) einer Abſchrift. 


Born, Konfulargefeßgebung. 


15 


22 
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LT ———üü—— 
Gebühren der Konfulate 
außerhalb 
in Europa Europa fowie 

Bezeihnung des Amtsgeſchäfts. excl. in 
der Türkei nebft Vafallen- 

ftanten. 

Thlr. Sar.| Thlr. 'Sar. 






































N 






ce) der Unterſchrift einer Brivatperion 

Die Gebühren unter a. b. und 

e. find nad Beichaffenbeit des 

Falles auf ein Dritttheil zu er- 
mäßigen. 

Behändigung eines Schriftftilds, nebft 
Ausftellung eines Inſinuations⸗ 
Dokument . . 2.0 

Behändigung reip. Hebermittelung 
eines Shriftftüds, ohne Ausſtellung 
eines Inſinuations⸗Dokumentes. 

Bergung: 

Mitwirkung bei Rettungs⸗ und 
Bergungömaßregeln bei Schiffs⸗ 
unfällen: nad) Umfang der Arbeit 

Bodmerei: 

Feſtſtellung der Nothwendigkeit 
eines Bodmereigeſchäfts 

Civilſtandsakta, ſ. Geburten, Sterbe⸗ 
fälle, Eheſchließung. 

Diäten: 

Nimmt ein Geſchäft die dienſt⸗ 
liche Thätigkeit außerhalb des 
Amtslokals in Anſpruch, fo find, 
außer den betreffenden Gebühren, 
Diäten zu entrichten und zwar: 
für den Konful: 

flir die erſte Stunde. 





10. 


11. 
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Gebühren der Konjulate 
außerhalb 
in Europa uropa ſowie 
Bezeihnung des Amtögefichäfts. exol, in . 
der Türkei nebit Bafallen- 
‘13 ftaaten. 
Thlr. Sar.l Thlr. Ser. 


für jede folgende auch nur an« 


| 
gefangene Stunde . . . — 1 ı | — 
für den Kanzler, Setretair, Bro: Ä 
totofführer: ' | 
für die erfte Stunde .. .|— 15 1 '— 
für jede folgende Stunde. .I| — Tal — ı15 


Dauert dad Geſchäft Tänger 
al 6 Stunden, fo wird pro 
Tag entrichtet: 
für den Konful. . .. 5 ı— 10 — 
für den Kanzler ıc. . . | 

Diefe Nebenkoften find in den 

Fällen Nr. 9, 12, 19, 83 nicht zu | 

entrichten. 

12.1 Defertion: | | 
| 
| 
| 


— 
nn 
a 
Qi 


Mitwirkung bei Verfolgung eines 
dejertirten Seemanns der Hans 
delsmarine, einſchließlich der 
Aſſiſtenz bei Gerichtsverhand⸗ 
lunggen. 512 — 4 
13.1 Dispache: 
Aufmachung einer Dispache, nach 
Umfang der Arbeit . . . . I6—50 — IIioo — 
14.1 Eheſchließung, umfaflend die Ein- | 
tragung in die Regiſter, die vor: 
angegangene Verhandlung und die 
Ausfertigung der Urunde . . .| 3 — 6 — 
An den Fällen der 88. 9 und | 
12 der Inſtruktion vom 4. Mai | 
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@ebühren der Konfulate 
außerhalb 
in Europa Europa ſowie 
excl. in 
der Tilrket nedft Vaſallen⸗ 
ſtaaten 
Täler. | Sar. Toͤlr. Sar. 











Bezeichnung des Amtsgefchäfts. 








1871, betreffend bie Cheſchließung ıc. 
von Bundesangehörigen im Aus⸗ 
Iande, Tann die Gebügr erhößt 
werden auf . 

16.1 Eid, Abnahme eines Barteieneides 

16.] Entiheidung, proviloriihe, von 
Streitigkeiten zwiſchen Schiffer und 
Mannſchaft 

Wird die Klage vor der Ent- 
ſcheidung zurüdgenommen oder die 
Sache durch Vergleich erledigt . 

Erpedition von Schiffen, |. Schiffs- 
ſachen. 

17.4 Geburten: 

Beurkundung derjelben, um⸗ 
faffend die Eintragung tn die 
Megifter, die borangegangene 
Verhandlung und die Ausfer- 
tigung der Urkunde . . 

Gelderhebung und Aufbewahrung, 1 
Aufbewahrung. 

18.1 Gefundheitspaß: 

a) Ausitellung eines Beiundbeitt- 
pafles . .. 
b) Viſa 

19.1 Haverei: 

Beſichtigung des Schiffes bei 

. Havereifällen, behufs Ermitte⸗ 

lung des Schadens. . 
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Gebühren der Konfulate 
in Europa — le 


Bezeihnung des Amtsgefchäfts. excl. in 
der Türfet nebſt Bafallen- 
N ftaaten. 
Thlr. | Sar. | Thlr. | Ser. 





Dauert das Geſchäft länger 
als eine Stunde, filr jede weitere 

auch nur angefangene Stunde . 

Inſinuations⸗Dokument, f. Behän- 
Digung. 
Snventar, |. Nachlaßſachen. 

20.1 Legalifation von Urkunden, die im 
Amtsbezirke außgeftellt oder be- 
glaubigt find . 

Nah Beihaffenheit des Falles 
ſind dieſe Gebühren auf ein Dritt⸗ 
theil zu ermäßigen. 

21.1 Matrikel, Eintragung in diefelbe . 

22.1 Matritelihein (Patent). 

23.1 Mufterrolle: 


a) Ausfertigung einer neuen rufen 
rolle . .. 


b) Abänderung der Muflerrofle: 
für jede Ans und Abmuſterung 
Werden mehrere An= und Ab: 
mufterungen in demfelben Alte 
vollzogen, fo wird filr die zweite 
und jede folgende die Hälfte der 

vorftehenden Süße entrichtet; 
für jede fonftige Abänderung . 
Zu 23. Für Aufnahme des vor- 
angehenden SHeuervertrages wird 
feine befondere Gebühr entrichtet. 


2 15 


1 
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Gebühren der Konfulate 
außerbatb 
in Europa Europa fowie 
Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. excl. in 
der Türkfei nebft Bafallen: 
Br ftaaten. 
Thlr. | Sar. | Tälr. ! Sur. 





24.1 Nachlaßſachen: 
a) Snventarifirung, Sicherftellung 
(einichließlich der Stegelung) und 
Aufbewahrung eines Nachlafles: 
von dem Betrage bis 500 Thlr. 
(1!/3 pEt.) (2 pCt.) 
doch nicht unter. . . . 3 — 
von dem Mehrbetrage (1 pet. 
(1i PCt.) 
doch nie Über . . ... ! 5 — 
b) Veräußerung eines Nachlaſſes: 
von dem Erlöfe von je 1 Thlr. — 11/s 
doch nit unter .» .» . . 8 — 


c) Vornahme einer Siegelung allein 2 ı | — 


26.1 Notariatsatte, Aufnahme eines No⸗ 
tariatsattes (f. auch Beglaubigung 
und Proteft): 

von dem Betrage bis 500 Thlr. 
(1 pEt.) (1!/s pEt.) 
doch nicht unter. . - . s|ı— 

von dem Mehrbetrage (Ale yet.) 

(1 pCt.) 
doh nie Über... .. 15 — 
26.1 Oeffentliche Verkäufe: 

von dem Erlöſe von je 1 Thlr. — 
doch nit unter . . . . 3 


27.1 Paß ff. ad) Gefundheitspaß) : 
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Gebühren der Konſulate 
außerhalb 
in Europa uropa ſowie 
excl. in 
der Türkei nebit Vaſallen⸗ 
ftaaten. 
Thlr. | Sar. I Thlr. | © 









Bezeichnung des Amtögefchäfts. 






a) Ausftellung eines Reiſeraſſes 

b) Bifa defielben . . . . ..:| — ı5 

Batent, ſ. Matritelichein. 

23.1 Broteft, Aufnahme eines Proteftes . 2 

29.1 Schiedsſpruch: Abgabe eines Schieds⸗ 
ſpruchs: 

Bei einem Gegenſtande von 
einem Werthe bis 100 Thlr. von 
je 1 Thlrr.. .. 1 — 

doch nicht unter. . - 2 | 
von dem Mehrbetrage sis | 
500 Thlr. von je 50 Thlr.| — 
von den Mehrbetrage Bis 
1,000 Thlr. von je 100 Thlr.| — 
von dem Mebrbetrage bis | 
20,000 Thlr. von je 500 Thlr. 1 _ 
! 
| 











von dem Mehrbetrage von je 
1,000 Thlr. 1 
30.1 Schiffsſachen: 
a) Ausitellumg eines interintiftifchen 
Schiffscertifitat . . . . 4 
(Sonftige Eertififate in Shifs- 
jahen nad Pol. Nr. 2.) 
b) E&rpedition eines Schiffes: 
für jede Tonne (8 2000 Bid.).| — | 
doch nit unter . -. - I — 6 
Anm. Die Gebühr wird entrichtet 
für: Atteſtirung der Schiffs⸗ 
meldung und Abneldung,. Auf: 
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Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. 





bewahrung und Befcheinigung 
der Schiffspapiere, Ertheilung 
von Auskunft an Schiffer und 
Mannihaft, ſowie fonftige 
Dienftleiftungen im Intereſſe 
derfelden, für welche keine 
befonderen Gebuͤhren angejeßt 
find. 

Schiffe, welde in demjelben 
Salenderjahre denſelben Ha⸗ 
fen wieder beſuchen, zahlen 
bei der zweiten und jeder 
folgenden Fahrt die Hälfte 
des tarifmäßigen Satzes, doch 
nicht unter 5 reſp. 10 Sgr. 
und in demſelben Kalender⸗ 
jahre nicht mehr als das 
Vierfache des tarifmäßigen 
Satzes. 

Schiffe, welche in den Hafen 
zum Zweck der Löſchung eins 
laufen, jedoch wegen er» 
haltener anderweitiger Bes 
ftimmung ohne vorgenom⸗ 
mene Löſchung wieder ab= 
fegeln, oder welche wegen 
Sturm, SHaverei, Kriegöge- 
fahr 2c. in den Hafen als 
Nothhafen einlaufen, zahlen 



























Gebühren der Koniulate 
außerhalb 
in Guropa —— ſowie 
excl. in 
der Türkei nebſt Bafallen- 
ftaaten. 


Thlr. Ser. | Thlr. | Ser. 
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Gebühren der Koniulate 
außerhalb 
in Europa ne 
Bezeichnung des Amtögefchäfts. excl. in 
der Tuͤrkei nebſt Vaſallen⸗ 
ſtaaten. 
Thlr.Sar. JThlr. | Ser. 









die Hälfte des tarifmäßigen 
Satzes, doch nicht unter 5 
reſp. 10 Sgr. 
In den Fällen, wo nad 
8. 31 der Dienſtinſtruktion 
vom 6. Juni 1871 eine Mel- 
dung nit nöthig tft, fowie 
von Schiffen, welche in den 
Hafen nur mit Ballaft ein- 
fommen und mit Ballaft wie: 
der von dort ausgehen, find 
Gebühren nur infoweit zu 
entrichten, als die Amtes 
thätigkeit des Konſuls be= 
ſonders in Anſpruch genom⸗ 
men wird. 
c) Feſtſtellung der Nothwendigkeit 
eines Schiffsverkaufs 
Siegelungen, ſ. Nachlaßſachen. 

31. Sterbefälle: Beurkundung von Ster⸗ 
befällen, umfaſſend die Eintragung 
in die Regiſter, die vorangegangene 
Verhandlung, und die Ausfertigung 
der Urkunde. en 

Veberfegung, |. Beglaubigung. 

32,1 Vergleich: Vermittelung eines Ber: 

gleihs . ren 
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Gchühren der Konfulate 
außerhalb 
In Europa Europa jowie 
Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. excl. in 
der Türkei nebſt Bafallen- 
ſtaaten. 
Thlr. Sar. JThlr. Ser. 





88.1 Verklarung: Aufnahme einer Ver⸗ 
klarung.. ren 3 | 
Dauert da3 Geſchäft länger ala | 

eine Stunde, für jede weitere | 

| 


auch nur angefangene Stunde | 1 — 2 — 
Viſa, ſ. Paß und Geſundheitspaß. | 
84.1 Beugenvernehmung, flrjeden Beugen | 2 | — 83 | — 


44) Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Vom 27. Januar 
1877. (RGB. 41). 

8. 21. Die im Deutjhen Reiche angeftellten Kon: 
fuln find der inländifchen GerichtSbarkeit unterworfen, 
fofern nicht in Verträgen des Deutſchen Reichs mit 
anderen Mächten Vereinbarungen über die Befreiung 
der Konſuln von der inländifchen Gerichtsbarkeit ge- 
troffen find. 


45) Preußiſche Denkſchrift über die Rechtsver— 
hältniffe der fremden Konſuln (König, 
Handb. ©. 23 ff.). 


Es fehlen zur Zeit Beſtimmungen über die den fremden 
Konjuln in Deutſchland allgemein und abgejehen von 
Verträgen zujtehenden Vorrechte. Von Reichswegen ift 
darüber Nichts feltgefegt, die Stellung der fremden 
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Konfuln richtet fi) daher nad) der Gefeßgebung ber 
einzelnen Bundesftaaten. Ueber die in Preußen den 
fremden SKonfularbeamten eingeräumten Befugniffe 
äußert jich eine, ald Anhang zu der früheren preußifchen 
Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion abgedrudte Denk— 
ſchrift wie folgt: 

„Was die perſönlichen Immunitäten betrifft, fo ift 
unter voraudgefegter Reciprocitätsbeob- 
achtung angenommen, daß folde fremde Konfular- 
beamte, welche nicht im diesfeitigen Untertdanenverbande 
ſtehen, wenn und inwieweit fie fi) diesſeits auf ihr 
Amt als Konful beſchränken und feinerlei Gewerbe 
oder Handel treiben, auch fein Grundſtück erwerben, 
von perfünlidhen Leiſtungen und direkten Ab- 
gaben an Staat und Kommune, dedgleichen von mili- 
tärifcher Einquartierung, ganz frei zu lafjen find. Frei— 
heit von indirekten Abgaben jteht ihnen aber nicht 
zu; fie haben daher auch bei Ankunft in den dicsfeitigen 
Staaten, abgefehen von der allgemeinen Zollfreigeit 
des Reiſegeräths, einen Anſpruch auf Erention 
von Eingangszöllen. Am Fall cine Dicsfeitigen 
Handel: und Gemwerbetriebe3 oder bei Erwerbung eines. 
diesfeitigen Grundſtücks kommen die betreffenden Ab— 
gaben und Leiſtungen zur Erhebung. 

Die perfönlichen Immunitäten der aus der Zahl 
der diegjeitigen Untertdanen gewählten fremden Kon— 
iularbeamten in Preußen beftehen dagegen nur darin, 
daß diefelben fich durch Subftitute oder Geldentihädigung 
von perſönlichen Leiſtungen an Staat und Kommune, 
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mit Ausnahme des Königliden Militärdienites frei 
madhen können, und daß ihnen bei militäriſcher Ein- 
quartierung der zur Führung des Amts und zur Auf: 
bewahrung des Archivs erforderlihe Wohnungsraum 
nicht gefchmälert werden darf. Im Uebrigen wird Hin 
fihtlic) der diesſeitigen Unterthanspflichten durch die 
Zulaſſung zu fremden Konfulardieniten nicht? geändert. 
Es gilt die namentlich auch in Bezug auf die allgemeine 
Militärpflichtigkeit. Daher kann ſolchen diesjeitigen 
Unterthanen, welche noch zum wirkliden Dienſt im 
jtehenden Heere verpflichtet find, die Annahme eines 
fremden Konfularpoften® überhaupt nicht gejtattet 
werden. Beſchränkt ſich die Militärpflichtigleit eines 
zu fremdem Konſulardienſt erwählten diezjeitigen Unter: 
thans auf die Stellung in der Reſerve oder auf das 
Landwehrverhältniß, jo wird ihm von der Königlichen 
Negierung, falls keine anderen Bedenken obwalten, da3 
Erequatur zwar bewilligt, jedody nur mit dem aus— 
drüdlichen Vorbehalt der ferneren Erfüllung feiner 
Milttärpflihten. Desgleihen befreit die Zulaffung zu 
fremden Konfularpoften nit von dem Dienjt ala Ge— 
ihworner. Die Stellung als richterliches Mit- 
glied eines Handelsgerichts ift mit fremdem Kon 
fulardienjt nit vereinbar. ?) 

In Bezug auf den Gerichtsſtand der in Preußen 
angeitellten Konjularbeamten, abgejehen von eigentlichen 
Dienftverhältniffen, wird Folgendes bemerkt: 





1) Vgl. ietzt GVG. SS. 24 ff. 109 ff. 
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Für Civilſachen und Saden der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit find die fremden Konfularbeamten in 
Preußen ohne weiteren perſönlichen Unterſchied im 
Allgemeinen den diesſeitigen Gerichten unterworfen, 
mögen fie preußifche Untertdanen fein oder nit, in 
welchem legteren Fall fie diesfeit3 zunächſt wie andere 
fremde Unterthanen behandelt werben, welche innerhalb 
der Königlihen Staaten einen beftimmten Wohnſitz 
genommen haben. Es macht aud, keinen Unterſchied, 
ob das Rechtsgeſchäft, aus welchem. gellagt wird, im 
Inlande oder im Auslande eingegangen ift; besgleichen 
ob der Gläubiger für feine Berfon dem Inlande oder 
dem Auslande angehört. Dabei erkennt aber die König- 
lie Regierung da8 frühere heimathliche Civilforum 
de3 fremden Unterthanen, der auf diesjeitigem Gebiete 
eine fremde SKonfularftelle befleivet, als noch fort- 
beftehend an, joweit darauf unbefchabet den diesſeitigen 
Jurisdiktionsbefugniſſen gleichzeitig Anſpruch gemacht 
werden kann. E8 kann mithin ein doppelter perjönlicher 
Geriht3ftand begründet fein, bei welchem der Gläubiger 
die Wahl bat. 

Hinſichtlich der Kriminalfahen gilt dagegen 
die Regel, daß ſolche fremde Konfularbeamte, welche 
fih nicht in dem preußiſchen Unterthansverbande be= 
finden, jobald fie diesfeit3 weder Handel nod) Gewerbe 
treiben, auch fein Grundftüd befiten, von der dies⸗ 
feitigen @&ericht3barkeit ausgenommen find, und daB 
daher ein in diefe Kategorie fallender Verbrecher an 
diejenige Regierung, in deren Konfulardienft er fteht. 
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Behufs der Unterfuhung und Beftrafung zu überlaffen 
fein würde.*) Diefe Eremtion würde fich indefjen 
immer nit auf ſolche ftrafgeieglih verbotene Hand- 
lungen erjtreden können, durch welche die eigenen Dies- 
feitigen Staatsrechte unmittelbar verlegt werben, in= 
gleihen nicht auf folche Fälle, wo das Intereſſe der 
öffentlihen Ordnung und Sicherheit es erheiſcht, 
den Schuldigen fofort zur Verantwortung zu ziehen. 

Die dem diesjeitigen Unterthansverbande angehören- 
den fremden RKonfularbeamten ftehen im Allgemeinen 
auch hinſichtlich der Strafſachen ausschließlich unter der 
Diegfeitigen Gerichtsbarkeit. Desgleichen würde Die 
diesſeitige Kriminalgerichtöbarkeit bei ſolchen nicht 
dem Diesfeitigen Untertdansverbande angehörenden 
fremden Konjularbeamten Plab greifen, deren dies⸗ 
feitige Beziehungen fi) nicht auf da3 Amt als Konful 
beichränten. 

Was noch insbefondere die Trage wegen der died- 
jeitigen Berhaftung eines fremden Konfularbeamten 
betrifft, jo ift c8, und zwar ohne Unterjhied, ob ein 
Verbrechen dazu Anlaß giebt, oder cin PBrivatverhältniß, 
wie legteres bei dem Civilſchuldenarreſt obwaltet, unter 
der Vorausſetzung fonftiger gejeblicher Begründung, 
an und für fih unbenommen, eine Maaßregel diefer 
Art eintreten zu laffen, gleichviel welchem Staate der 
zu verhaftende Konjularbeamte als Unterthan angehört. 
Doch iſt vorbehalten, der betreffenden fremden Regierung 


— — 


*) Anders nach 8. 21 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
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vorkommenden Falls davon Nachricht zu geben, damit 
diefelbe wegen der anderweitigen Vertretung des Kon: 
julardienftes ihre Maaßregel treffen könne. 


Eine ähnliche Kommunikation ift auch außer dem 
Fall der Verhaftung für vorbehalten zu erachten, fo- 
bald es fih um die Einleitung eines diezfeitigen Krimi— 
nalverfahrens gegen einen in den Königlihen Staaten 
angeftellten fremden Konfularbeamten handeln follte. 


Uebrigens würde die in den preußifchen Geſetzen 
zunächſt für den Eivilperfonalarreft allgemein vor: 
gefchriebene Beobachtung von Schonung gegen Fremde 
von einigem Rang auch einem Consul missus zu Theil 
werden. Abgeſehen von dieſer Schonung bei Ver— 
baftungen können fih aber die fremden Konfular- 
beamten in den Königlichen Staaten, foweit fie der 
diesfeitigen Gerichtsbarkeit unterworfen find, den 
Formen, melde für die Ausübung derjelben allgemein 
vorgefchrieben find, weder in SKriminal- noch in 
Civilſachen entziehen.‘ 


46) Gejeß, betreffend die Quartierleiftung für 
diebemwaffnete Macht während des Friedens— 
zuſtandes. Vom 25. Juni 1868 (BGB. 523). 


8. 2. Für die bewaffnete Macht find während des 
Sriedenszuftandes an Wohnungs- und ſonſtigen Gelafjen 
auf Erfordern zu gewähren: 


—  — — — — — — — — — — — — — — — 


352 Konſularvertrag mit den Niederlanden. 


Befreit hievon find nur: 

2) die Wohnungen der Gefandten und des Ge- 
ſandtſchaftsperſonals fremder Mächte; ferner, in 
Borausfegung der Gegenfeitigkeit, die Wohnungen. 
der Berufslonjuln fremder Mächte, fofern fie 
Ungehörige des entjendenden Staates find und 
in ihrem Wohnort kein Gewerbe betreiben oder 
feine Grundftüde befiten; — — — 


IIL ®ie Koninlarverträge und die konſularrecht⸗ 
lichen Beitimmungen ber Sandelöverträge. 


47) KRonfjular- Konvention mit den Nieder- 
16. Juni 1856 


landen». il. San. 1872 (RGB. 1872, 67). 


Ueberſetzung.) 
Deklaration v. I1. Januar 1872. 


Nachdem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer erklärt 
haben, daß die konſulariſchen Agenten des Norddeutſchen 
Bundes in den niederländiſchen Kolonien durch ſolche 
des Deutſchen Reichs erſetzt worden find, und gleich⸗ 
zeitig den Wunſch zu erkennen gegeben haben, auf die 
konſulariſchen Agenten des gedachten Reichs die Be- 
ftimmungen der zwifchen Breußen und den Niederlanden 
am 16. Juni 1856 abgejchloffenen Konfular-Konvention 
anwendbar zu machen, 


*) Der offizielle Text ift franzöfifch, Die Ueberfehung Hat jedoch 
für das Deutſche Reich Geſetzeskraft. 
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und nachdem Seine Majeftät der König der Nieber- 
lande Sich bereit erflärt haben, dieſem Antrage Folge 
zu geben, find die Unterzeichneten, zu diefem Behufe 
mit gehöriger Ermächtigung verfehen, dahin überein- 
gefommen, daß von dem Tage der Unterzeihnung der 
gegenwärtigen DBellaration an gerechnet die Beitim- 
mungen der oben genannten Konvention anwendbar 
jein follen auf die Generaltonfuln, Konfuln, Bizelonfuln 
und Konfularagenten des Deutſchen Reich, und daß 
die Worte „bes Deutfchen Reichs“ und „Deutjches Reich“ 
an Stelle ber Worte „Preußiſch“ und „Preußen“ überall 
da gejegt werden follen, wo dieje leßteren Ausdrücke fi 
in der obengenannten Konvention vorfinden. 


Vebereintunft zwifhen Breußen und 
den Niederlanden wegen der Zulaffung 
preußiſcher Konfuln in den niederländiſchen 

Kolonien, d. d. Haag, den 16. Juni 1856. 

Seine Majeftät der König der Niederlande, von dem 
Wunſche gelettet, die ziwifchen dem Königreiche Breußen 
und dem Königreiche der Niederlande beftehenden Bande 
der Freundſchaft enger zu befeftigen, und dem unter 
den beiderfeitigen Staaten in einer jo glüdlichen Weife 
ftattfindenden Handelsverkehr die größtmöglichite Ent- 
widelung zu fichern, haben zur Erreichung dieſes Zieles, 
in Erfüllung eine von der Regierung St. Majeftät 
des Königs von Preußen kundgegebenen Wunſches, ein- 
gewilligt, in den wichtigften Häfen der niederländifchen 
Kolonien preußiſche Konfuln zuzulaffen, jedoch unter dem 

Born, Die Konfulargefeggebung. 23 
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Vorbehalt des Abſchluſſes einer befonderen Ueberein⸗ 
kunft, durch welche die Rechte, Pflichten und Freibeiten 
folder Konfuln klar und beitimmt fejtgeitellt würden. 

Bu dem Ende haben zu Bevollmädtigten er- 
nannt: — — — 

welche Bevollmächtigte, nachdem ſie ſich ihre Boll- 
machten gegenſeitig mitgetheilt und dieſelben in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über nachſtehende 
Artikel übereingekommen ſind: 

Art. 1. In ſämmtlichen Häfen der niederländiſchen 
überſeeiſchen Beſitzungen oder Kolonien, welche den 
Schiffen aller Nationen offen ſtehen, ſollen preußiſche 
Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konfular- 
agenten zugelaſſen werden. 

Art. 2. Die preußiſchen Generalkonſuln, Konſuln, 
Vizekonſuln und Konſularagenten gelten als Handels— 
agenten zum Schutz des Seehandels ihrer Nationalen in 
den Häfen ihres Konſularbezirks. 

Sie find ſowohl der bürgerlichen als der Strafgeſetz— 
gebung des Landes, wo fie ihren Sit haben, unter: 
worfen, ſoweit nicht die gegenmwärtige Uebereintunft 
hiervon Ausnahmen zu ihren Gunſten feſtſtellt. 

Art.3. Um zur Ausübung ihrer Amtsverrichtungen 
azugelafjen zu werden und in den Genuß der damit 
verbundenen Freiheiten einzutreten, haben die preußiſchen 
Generalkonſuln, Konfuln und Vizekonſuln der Regierung 
Sr. Majeltät des Königs der Niederlande ein in ge 
höriger Form außgeftelltes Ernennungspatent vorzu- 
weiſen. Nach hierauf erlangtem Erequatur, welches 
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fobald wie möglich mit der Gegenzeichnung des Gouver⸗ 
neurs der Kolonie zu verfehen ift, haben die gedachten 
Konfularbeamten aller Grade ein Anrecht auf den Schuß 
des Gouvernement? und auf den Beiftand der Orts 
behörden Hinfichtlich der freien Ausübung ihrer Amts- 
verrichtungen. 

Bei Ertheilung des Exequaturs behält ſich das 
Gouvernement vor, daſſelbe, unter Angabe der Beweg⸗ 
gründe, wieder zurückzunehmen oder durch den Gouver⸗ 
neur der Kolonie zurücknehmen zu laſſen. 

Art. 4. Die Generalkonſuln, Konſuln und Vize⸗ 
konſuln ſind befugt, über der Eingangsthür ihres Hauſes 
das Wappenſchild ihrer Regierung mit der Inſchrift 
„Preußiſches Konſulat oder Vizekonſulat“ anzubringen. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß dieſes äußer⸗ 
liche Abzeichen niemals ſo angeſehen werden darf, als 
ob es ein Aſylrecht begründe, oder als ob es das Haus 
und deſſen Bewohner den Maßregeln der Landesgerichte 
entziehen könne. 

Art. 5. Im Mebrigen ift angenommen, daß bie 
dag Konſulatsgeſchäft betreffenden Archive und Urkunden 
gegen jeglihe Unterſuchung geſchützt fein follen, und 
daß e3 feiner Bchörde und feinem Beamten zuftehen 
jol, in irgend einer Weiſe und unter irgend einem 
Borwanbe gegen diejelben eine Nachforſchung, Durch⸗ 
fiht oder Beihlagnahme zu verhängen. 

Art. 6. Die Generaltonfuln, Konfuln, Vizekonſuln 
und Konfularagenten find mit keinem biplomatijchen 


Charakter bekleidet. 
28* 
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Jeder an die niederländifche Regierung zu richtende 
Antrag muß durch die VBermittelung des im Haag 
refidirenden diplomatischen Ugenten geichehen. Bei Er⸗ 
mangelung eines ſolchen Agenten und in dringenden 
Fällen kann der Generallonful, Konſul oder Vizekonſul 
ſelbſt den Antrag bei dem Gouverneur der Kolonie ein- 
bringen, jedoch unter Nachweifung der Dringlichkeit und 
mit Auseinanderfegung der Gründe, weshalb der An= 
trag nicht zunächſt bei den unteren Behörden eingebracht 
werden könne, oder wenn derfelbe zuvor bei diefen Be— 
börden eingebracht worden, mit Darlegung der bisherigen 
Erfolglofigfeit. 

Art. 7. Die Generallonfuln und Konjuln dürfen 
in den im Artikel 1 erwähnten Häfen Konfularagenten 
ernennen. 

Die Ronfularagenten können ohne Unterjchied ent- 
weder preußijche oder nieberländifche oder jeded andern 
Landes Staatsangehörige fein, melde in dem Hafen, 
für den fie ernannt werden follen, ihren Wohnfig haben 
oder nad) den Beitimmungen der Ortögefeße zur Nieder- 
laffung zugelaſſen werden können. 

Diefe Konfularagenten, zu deren Ernennung die 
Genehmigung des Gouverneurs der Kolonie einzuholen 
ift, erhalten ihr Diplom von dem Konful, unter defjen 
Weifungen fie berufen find zu fungiren. 

Der Gouverneur der Kolonie kann den Konjular- 
agenten die erwähnte Genehmigung jedenfall auch 
wieder entziehen, wird jedoch alsdann dem General: 
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tonful oder Konful die Gründe einer folden Maßregel 
mittheilen. 

Art. 8. Die von den Konſularbeamten aller Grade 
ausgeftellten oder vifirten Päſſe überheben keinesweges 
der Nothwendigkeit, ſich mit allen durch die Orts- 
gefege erforderten Papieren zu verfehen, um in den 
Kolonien zu reifen oder fi) niederzulaffen. Den Gouver- 
eur der Kolonie bleibt das Recht vorbehalten, einem Bap- 
inhaber den Aufenthalt in der Kolonie zu verſagen oder 
die Ausweifung defjelben anzuordnen. 

Art. 9. Wenn ein preußische Schiff an den Küften 
einer niederländiichen Kolonie verunglüdt, fo hat der 
an dem Orte des Schiffbruched® oder der Bergung an- 
wejende Generalfonful, Konful, Vizekonſul oder Konſular⸗ 
agent, in Abweſenheit oder im Einvernehmen mit dem 
Rapitain, alle für die Rettung des Schiffes, der Ladung 
und allen ſonſtigen Zubehörs erforderlichen und geeig- 
neten Schritte zu thun. 

Bei Abmejenheit des Generalkonſuls, Konſuls, Vize- 
fonfuls oder Konjularagenten werden die niederländifchen 
Behörden de Ort, wo der Schiffbruch ftattgefunden 
bat, die durch die Geſetze der Kolonie vorgejchriebenen 
Maßregeln ergreifen. 

Art. 10. Die Generaltonfuln, Konfuln, Bizefonfuln 
und Konfularagenten können, inſoweit die Auglieferung 
von entwichenen Secleuten preußifcher Handeld- oder 
Kriegsihiffe vertragsmäßig ſtipulirt ift, die Hülfe der 
Ortsbehörden zum Behufe der Anhaltung, Feſtnahme 
und gefänglichen Verwahrung folcher Dejerteure in An 


358 Konfular-Konvention mit den Niederlanden. 


fpru nehmen. Sie haben fih zu bem Ende an die 
zuftändigen Beamten zu wenden und die gedachten 
Deferteure fchriftlich zu reflamiren, wobei jie durch die 
Schiffsregiſter, Mufterrollen oder andere authentifche 
Dokumente nachzuweiſen haben, daß die reflamirten 
Perſonen zu der Beſatzung des Schiffes gehören. 

Auf eine in folder Weile begründete Rellamation 
fol die Auslieferung bewilligt werden, fofern nicht das 
betreffende Individuum Untertban des Staats it, an 
ben die Reklamation ergeht. 

Die Ortöbehörden follen gehalten fein, ihre ganze 
Amtsgewalt aufzubieten, um die Verhaftung der Defer- 
teure herbeizuführen. 

Die fo angehaltenen Deferteure jollen den gedachten 
Konfularbeamten zur Verfügung geitellt werden und 
auf Antrag und Koften der Reklamanten in einem 
öffentlihen Gefängniß verwahrt bleiben fünnen, um 
demnächſt an Bord des Schiffe, zu welchem fie gehören, 
oder irgend eines andern Schiffes derfelben Nation ge- 
bracht zu werden. Fall fie aber nicht innerhalb dreier 
Monate, von dem Tage ihrer Verhaftung an gerechnet, 
zurüdgenommen find, jo jollen fie auf freien Fuß gejcht 
werden und wegen derjelben Urſache nicht von Neuem 
angehalten werden können. 

Uebrigens verfteht es fi, dab, wenn der Deferteur 
irgend ein Berbredhen, Vergehen oder eine Uebertretung 
begangen hat, jeine Auslieferung ausgeſetzt bleiben kann, 
bis Der mit der Sache befchäftigte Gerichtöhof fein Urtheil 
gefällt hat und daſſelbe zur Bollftredung gekommen ift. 
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Art. 11. Wenn ein preußifcher Untertdan mit Tode 
abgeht, ohne daß bekannte Erben oder Teitament3- 
vollftreder vorhanden find, fo werden die niederländiichen 
Behörden, welche nad) den Geſetzen der Kolonie die Ver⸗ 
waltung des Nachlafjes zu beforgen haben, den Konfular- 
beamten davon Nachricht geben, um den Betheiligten 
die erforderliden Mitteilungen zulommen zu laffen. 

Art. 12. Die Generallonfuln, Konfuln, Vizekon⸗ 
ſuln und Konfularagenten haben in diefer Eigenichaft, 
ſoweit es die preußiichen Geſetze geitatten, das Recht, 
bei Streitigkeiten zwiſchen den Kapitains und Mann⸗ 
ſchaften preußiſcher Schiffe zu Schiedsrichtern beſtellt zu 
werden, und zwar ohne Dazwiſchenkunft der Orts⸗ 
behörden, vorausgeſetzt, daß nicht durch das Benehmen 
des Kapitains oder der Mannſchaft die Ruhe und Ord⸗ 
nung des Landes geſtört worden, oder daß die General⸗ 
konſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten ſich 
nicht ſelbſt veranlaßt gefunden haben, den Beiſtand der 
gedachten Behörden anzurufen, um ihre Entſcheidungen 
zur Vollſtreckung zu bringen oder ihr Anſehen aufrecht 
zu erhalten. 

Uebrigens verſteht es ſich, daß dieſer beſondere Ur⸗ 
theils⸗ oder Schiedsſpruch den ſtreitenden Parteien nicht 
das Recht entziehen kann, nach der Rückkehr bei den 
Gerichten ihres eigenen Landes dagegen zu appelliren, 
ſofern ihnen nach den Geſetzen des letzteren ein ſolches 
Recht zuſteht. 

Art. 18. Diejenigen Generalkonſuln, Konſuln, Vize⸗ 
konſuln und Konſularagenten, welche nicht nieder⸗ 
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ländiſche Untertfanen find und in dem Augenblid ihrer 
Ernennung auch nit in bem Königreich der Nieder- 
Iande oder deſſen Kolonien anfällig find und melde 
außer dem Konfulatödienit keinerlei Amt3-, Gewerbe 
oder Handelsgeſchäſt betreiben, find frei von militairischer 
Einguartierung, Berjonenftener und jeder fonftigen Art 
von perjönlihen Abgaben an Staat oder Kommune, 
fomweit auch den niederländifchen Seneraltonfuln, Konſuln 
und Bizelonfuln in den preußiichen Staaten diejelben 
Bergünftigungen bewilligt find. Dieſe Befreiung kann 
fih niemals auf Zollabgaben oder andere indirekte oder 
dingliche Abgaben erftreden. 

Diejenigen Generalfonfuln, Konfuln, Bizelonfuln 
und Konfularagenten, weldde zwar nicht ein anerfanntes 
niederländifches Geburts⸗ oder Unterthanenrecht befiten, 
die aber neben ihrem Konfulatsdienit irgend ein Ge- 
werbe- oder Handelsgeſchäft betreiben, find zur Tragung 
und Zahlung der Laſten, Auflagen und Steuern gleich 
den niederländischen Unterthanen und andern Ein- 
wohnern verpflichtet. 

Die aus der Zahl der niederländifchen Untertdanen 
gewählten Generaltonfuln, Konfuln, Vizekonſuln und 
Konfularagenten endlih, denen geftattet worden ift, 
Konfulatsgefchäfte für die preußifche Regierung zu über- 
nehmen, bleiben allen Auflagen und Steuern, von welcher 
Natur fie au fein mögen, unterworfen. 

Art. 14. Den preußiihen Generallonfuln, Kon 
juln, Vizekonſuln und Konfularagenten follen au) alle 
andern Vorrechte, Vergünftigungen und Freiheiten in 
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den niederländiihen Kolonien zulommen, welde ctiva 
noch in der Folge den in gleihem Range ftehenden 
Agenten der meiftbegünftigten Nation bewilligt werden 
fünnten. 

Art. 15. Es ſoll jedem der jet oder in Zukunft 
an dem Deutichen Zollverein Theil nehmenden Staaten 
freiftehen, fi) den Abreden der gegenwärtigen Ueberein— 
funft anzufchließen. !) 

Art. 16. Die gegenwärtige Uebereintunft gilt für 
die Dauer von fünf Jahren, von dem Austaufche der 
Ratifilationen an gerechnet, welcher Austauſch binnen 
zwei Monaten oder wenn thunlich früher ftattfinden fol. 

Falls keiner der beiden kontrahirenden Theile zwölf 
Monate vor dem Ablaufe der bezeichneten fünfjährigen 
Friſt feine Abficht und gethan haben follte, die Ueberein- 
kunft außer Wirkſamkeit treten zu laſſen, jo ſoll dieſelbe 
noch ferner ein Jahr lang nad) dem Tage der Auf- 
fündigung von Seiten des einen oder andern Theilg 
in Kraft bleiben. 

Dep zur Urkunde haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mädtigten die gegenwärtige Uebereinkunft unterzeichnet 
und mit ihren Siegeln verjehen. 


3 3 21. De . 1868 
48) Konfular-Bertrag mit Xtalienv. 3 1900 
) g J 7. Febr. 1872 


(BGB. 1869, 113; RGB. 1872, 134). 
Seine Majeftät der Deutihe Kaifer, König von 
Preußen, im Namen des Deutihen Reichs, einerjeits 


1) Sept gegenftand3los f. oben ©. 353. 
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und Seine Majeftät der König von Italien, anderer: 
ſeits, von dem Wunfche geleitet, die Befugniffe, Rechte, 
Privilegien und Immunitäten der konſulariſchen Agenten 
in den beiderjeitigen Gebieten der vertragenden Theile 
feftzuftellen, Haben befchloffen, einen Vertrag zu dieſem 
Bwede abzuſchließen, und zu Allerhöchſtihren Bevoll⸗ 
mädhtigten ernannt! — — — 

welche über die folgenden Artikel übereingelommen find: 

Art. 1. Die Beitimmungen des zwiſchen dem 
Norddeutihen Bunde und Stalien am 21. Dezember 
1868 abgeſchloſſenen Konfularvertrages follen auf die 
fonjulariihen Agenten des Deutſchen Reichs in Italien 
und auf die konſulariſchen Agenten Italiens im Ge— 
biete des Deutſchen Reichs dergeſtalt Anwendung finden, 
daß die gedachten konſulariſchen Agenten alle Befugniſſe 
haben und aller Rechte, Immunitäten und Privilegien 
theilhaftig werden ſollen, welche in dem gedachten Ber- 
trage zu Gunſten der konſulariſchen Agenten der ver- 
tragenden Theile ftipulirt find. Es wird ferner verab:- 
redet, daB alle in dem gedachten Bertrage enthaltenen 
Stipulationen als in Gültigkeit und Rechtskraft zwifchen _ 
dem Deutihen Reiche und Stalien betrachtet werden 
jollen. 

Art. 2. Der gegenwärtige Vertrag wird ratifizirt und 
die Ratififationz-Urkunden werden zu Berlin binnen 
einer Frift von drei Monaten ausgewechſelt werden. 

Bu Urkund defien haben die beiderjeitigen Bevoll- 
mäcdhtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und 
denfelben mit ihren Siegeln verfehen. 
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Der vorgedachte Konfular-Bertrag zwilchen dem Nord- 
deutfhen Bunde und Stalien. Bom 21. Dezember 
1868 (B. G. B. 1869, 113) lautet: 


Seine Majeftät der König von Preußen, im Namen 
des Norddeutichen Bundes einerfeit, und 


Ceine Majeftät der König von Stalien andererfeits, 
haben Behufs Ausdehnung und Förderung der Handels— 
und Schiffahrt3bezicehungen zwiſchen dem Norddeutichen 
Bunde‘ und Italien übereinftimmend für nützlich er- 
achtet, die Rechte, Privilegien, Xmmunitäten und Ber: 
pflihtungen der beiderfeitigen konſulariſchen Agenten 
in ausgedehnter und bejtimmter Weife grundfäglich zu 
regeln und beichloffen, einen Konjular-Bertrag abzu- 
ſchließen. 

Demgemäß haben zu Ihren Bevollmächtigten er⸗ 
nannt, — — 
welche nach Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten über nachſtehende Artikel 
übereingekommen ſind. 

Art. 1. Jeder der Hohen kontrahirenden Theile 
kann in den Häfen, Städten und Plätzen des Gebiets 
des andern Theils Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln 
und Konſular-Agenten beſtellen. Es bleibt beiden 
Theilen das Recht vorbehalten, einzelne Oertlichkeiten, 
welche Sie für angemeſſen erachten, auszunehmen, 
jedoch muß dieſer Vorbehalt gleichmäßig gegen alle 
andern Mächte in Anwendung gebracht werden. 

Art. 2. Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizek 
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ſuln und Konfular-Agenten werden nad) Borweifung ihrer 
Beftallungen in ®emäßheit der in beiden Ländern 
geltenden Beitimmungen und Förmlichleiten gegenfeitig 
zugelaffen und anerfannt werden. 

Das zur freien Ausübung der Amtsthätigleit der 
gedachten Konfularbeamten erforderliche Erequatur mwird 
koſtenfrei ertheilt werden und nah Vorweiſung des 
Erequatur wird die obere Behörde ihres Amtsſitzes 
unverzüglich die erforderlihen Maaßregeln treffen, damit 
fie ihre Amtspflichten erfüllen können und des Ge- 
nufjes aller ihnen gebührenden Bejreiungen, Rechte, 
Smmunitäten, Ehren und Privilegien theilhaftig werden. 

Art. 3. Die Berufd-Konfuln (consules missi) find 
befreit von Militair- Einquartierung und WMilitair- 
Steuern, fowie von direkten, Berjonal-, Mobiliar oder 
Luxusſteuern, mögen jolde vom Staat oder Kommunen 
auferlegt fein, audgenommen wenn fie unbemwegliches 
Eigenthum befißen, Handel oder Gewerbe treiben, in 
welchem Falle fie denjelben Abgaben, Laſten und Auf- 
lagen, wie die Nationalen. unterworfen find. 

Sie genießen der perjönlihen Smmunität, aus 
genommen wenn jtrafbare Handlungen vorliegen, welche 
nad der Landesgeſetzgebung ald Verbrechen angejehen 
werden. 

Art. 4 Gegen Wahl- Konfuln (consules electi) 
darf der Berfonal-Arreft nur in Handelsfachen, nicht in 
Civilſachen, verhängt werden. 

Art.5. Die Generalfonfuln, Konfuln, Vizekon⸗ 
juln und Konfular-Agenten können über dem äußern 
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Eingange ihre® Amtslokals das Nationalmappen mit 
der Umſchrift: Konfulat oder Bizefonfulat oder Kon: 
fular:Agentur de3 Norddeutihen Bundes — Stalieng 
anbringen. 

Auch können fie die Nationalflagge an Tagen 
öffentlicher Feſtlichkeiten, ſowie bei andern üblichen 
Gelegenheiten von ihrem Haufe wehen lafjen, ausge- 
nommen wenn die gedadhten Konjularbeamten in der 
Hauptitadt ihren Sit haben, wo fih eine Botſchaft 
oder Geſandtſchaft ihres Landes befindet. 

Es ift ihnen gleichfalld geftattet, ihre National⸗ 
flagge auf dem Boote zu führen, deffen fie fich bei 
dienftlihen Fahrten im Hafen bedienen. 

Art. 6. Die Konſulats-Archive find jederzeit un= 
verlegfih und die Landesbehörden können unter feinem 
Borwande die zu den Archiven gehörigen Dienft- 
papiere einfehen oder mit Beſchlag belegen. Die 
Dienftpapiere müffen tet? von den dag kaufmänniſche 
Geſchäft oder das Gewerbe der rejp. Konfularbeamten 
betreffenden Büchern und Papieren gejondert fein. 

Art. 7. In Verhinderungd- und Abmefenheits- 
fällen, deögleichen wenn ein Generallonful, Konful, 
Bizefonful oder Konfular= Agent ftirbt, find die Kon— 
fularsEleven, Kanzler und Sekretaire, fofern fie als 
ſolche den betreffenden Behörden bereit3 präfentirt find, 
ohne Weiteres je nach der Rangftufe, welche fie bekleiden, 
befugt, interimiftiih die konſulariſchen Amtsbefugnifie 
auszuüben, ohne daß die Ortöbehörden ihnen Hinder- 
niffe in den Weg legen könnten. 
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Bielmehr müſſen Ießtere denfelben Beiltand und 
Schub gewähren und ihnen während ihrer interimi=- 
ftiihen Amtswirkſamkeit den Genuß aller Befreiungen, 
Rechte, Smmunitäten und Privilegien zu Theil werden 
Lafjen, welche in dem gegenwärtigen Bertrage den beider- 
feitigen Ronfularbeamten eingeräumt find. 

Art. 8. Die Generaltonfuln und Konfuln können, 
vorbehaltlih der Zuftimmung der Landesregierung, 
Vizekonſuln oder Konfular-Agenten in allen Städten, 
Häfen und Pläben ihres Amtsbezirks ernennen. 

Diefe Ugenten können ohne Unterfhied aus An— 
gehörigen beider Länder oder aus Angehörigen dritter 
Staaten gewählt werden. Sie erhalten ein Batent 
Seitens des Konfuls, welcher fie ernannt Hat und auf 
deſſen Weifung fie ihre Funktionen auszuüben haben. 

Die in der gegenwärtigen Konvention verabredeten 
Privilegien und Immunitäten ftehen auch ihnen zu. 
Doch jollen die von Generalkonſuln oder Konſuln er= 
nannten Bizelonjuln und Konfular-Agenten derjenigen 
Befreiungen und Smmunitäten nicht theilhaftig werden, 
von denen der Artikel 3 handelt. 

Art. 9. Die Gencraltonfuln, Konſuln, Vizekonſuln 
und Konfular-Agenten können fi) in Ausübung der 
ihnen zuftehenden Amtsbefugniſſe an die Behörden ihres 
Amtsbezirks wenden, um wegen Zumwiderhandlung gegen 
die zwijchen beiden Ländern beftehenden Traktate oder 
Konventionen, oder wegen irgend einer ihren Staats- 
angehörigen zur Beſchwerde gereichenden Beeinträchtigung 
Einſpruch zu erheben. 
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Wenn die Behörden ihres Bezirks auf ihre Rekla⸗ 
mationen nicht eingehen, fo können fie fih in Er- 
mangelung eines diplomatifchen Vertreters ihres Landes 
an die Central-Regierung des Landes, in welchem fie 
ihren Amtsfib haben, wenden. 

Art. 10. Die Generallonfuln, Konfuln, Bizelonfuln 
oder Konfular-Agenten beider Länder, ingleichen ihre 
Kanzler, lönnen, fomweit fie nad) den Geſetzen ihres 
Landes dazu befugt find, 

1. in ihren Kanzleien, in der Wohnung der Be- 
theiligten und am Bord der Nationalfchiffe die= 
jenigen Erklärungen entgegennehmen, welche die 
Schiffsführer, die Schiffemannihaft und die 
Schiffspaſſagiere, Handelötreibende und fonftige 
Angehörige ihres Landes abzugeben haben; 

2. Notariatsurkunden, ſowohl über einfeitige Rechts⸗ 
geſchäfte, einjchließlich Legtwilliger Verfügungen, 
von Angehörigen ihres Landes, als auch über 
Verträge aufnehmen, welche zwijchen einem oder 
mehreren ihrer Nationalen und anderen Ber- 
fonen de8 Landes, in welchem fie refidiren, ge- 
ihlofjen werden, ingleihen jelbjt über Verträge, 
welde ausfchlieglih Angehörige des Landes 
ihrer Refidenz betreffen, ſoweit folde Verträge 
fih auf Grundftüde beziehen, welche im Lande 
des inftrumentirenden Konſuls oder Konfular- 
beamten belegen find. Die von den gedachten 
Beamten vorſchriftsmäßig beglaubigten und mit 
ihrem Amtöfiegel verfehenen Abfchriften dieſer 
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Urkunden oder Auszüge aus denfelben follen 
vor Gericht und außergerichtlich ſowohl in Nord: 
deutfchland, als in Stalien in gleicher Weiſe mie 
die Originale Glauben und dieſelbe Kraft und 
Gültigkeit haben, als wenn fie von Notaren oder 
anderen öffentlihen Beamten des einen oder des 
andern Landes aufgenommen wären, boraud- 
gefebt, daß diefe Urkunden in derjenigen Form 
aufgenommen worden find, melde die Geſetze 
des Staats, dem die Konſuln, Vizekonſuln oder 
Konſular⸗Agenten angehören, vorjchreiben und 
vorausgeſetzt, daB demnächſt bezüglid des 
Stempel3, der Regiftrirung und aller andern 
Formalitäten die betreffenden Beſtimmungen de3 
Landes, in welchem der Alt zur Ausführung 
fommen fol, erfüllt find. 

Wenn die Aechtheit eines in der Kanzlei der 
beiderfeitigen Konſuln ausgefertigten Dokumentes 
in Zweifel gezogen wird, fo find die betheiligten 
Perſonen auf ihr Verlangen bereditigt, die 
Driginal-Berhandlung einzufehen, auch bei der 
Kollationirung, wenn dieje erforderli erjcheint, 
gegenwärtig zu fein. 

Artikel 11. Wenn ein Angehöriger einer der 
fontrahirenden Theile in dem Gebiete des andern 
Theils jtirbt, fo follen die Kandesbehörden dem General- 
konſul, Konſul, Vizekonſul oder Konfular-Agenten, in 
deſſen Amtsbezirke der Todesfall vorkommt, fofort 
Nachricht geben. 
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Ihrerſeits müffen Ießtere, wenn der Todesfall zuerft 
zu ihrer Kenntniß kommt, die Landesbehörden benad)- 
richtigen. 

Wenn ein Staltener in Norddeutfchland oder ein 
Norddeutiher in Italien ftirbt, ohne eine Tegtiwillige 
Berfügung errichtet oder einen Teſtamentsexekutor be- 
jtellt zu haben, oder wenn die gefeßlichen oder Teſtaments⸗ 
Erben minderjährig, ihren Angelegenheiten vorzuftehen 
unfähig oder abweſend find, oder wenn die ernannten 
Teſtamentsexekutoren nicht an demjenigen Orte, wo die 
Erbſchaft eröffnet wird, anweſend find, fo haben die 
Generalkonſuln, Konfuln, Bizelonfuln und Ronfular- 
Agenten des Theils, welchem der Erblaffer angehörte, 
dag Recht, folgende Amtshandlungen jucceffive vorzu- 
nehmen: 

1. Bon Amtswegen oder auf Antrag der beteiligten 
Barteien alle Mobilien und Papiere des Ber: 
jtorbenen zu verjiegeln; fie müfjen jedoch der 
fompetenten Lokalbehörde Nachricht geben und 
diefe kann, wenn die Landeögejege es vor⸗ 
jchreiben, bei der GSiegelung gegenwärtig fein, 
auch ihre eigenen Giegel mit anlegen. 

Diefe und die vom SKonfularbeamten an 
gelegten Siegel dürfen ohne Mitwirkung der 
Lokalbehörden nicht abgenommen werden. 

Sollte jedoch die Lokalbehörde, auf die von 
dem Konful an fie gerichtete Einladung, dem 
Abnehmen der beiderfeitigen Siegel beigumahnen, 

Born, Die ie Lonſulargeſergebung. 
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innerhalb 48 Stunden vom Empfange der Be- 
nachrichtigung an gerechnet fi) nicht einfinden, 
jo kann der gedachte Beamte allein zur Wicder- 
auffiegelung jchreiten. 


. Sie tönnen alle Nachlaßgegenſtände inventarifiren 


und zwar in Gegenwart der Lokalbehörde, wenn 
dieje auf die obenerwähnte Benachrichtigung ihre 
Mitwirkung für erforderlich hält. 

Die Lokalbehörde Hat alle in ihrer Gegen: 

wart aufgenommenen Brotololle mit zu unter- 
ihreiben, ohne daß fie für ihre amtliche Mit- 
wirkung irgend welche Koften liquidiren könnte. 
Sie können alle beweglichen Nachlaß - Effekten, 
welche dem Berderben ausgeſetzt oder ſchwer 
aufzubewahren find, ſowie Ernten oder Effekten, 
zu deren Beräußerung ſich eine günjtige Ge- 
legenheit bietet, öffentlich verlaufen. 
Gie find befugt, die inventarifirten Rachlaeffekten 
und Gelder in Berwahrung zu nehmen, des- 
gleichen den Betrag der von ihnen einkaſſirten 
Nachlaßforderungen und erhobenen Zinſen. 

Wenn auf die unter der folgenden Nummer 
erwähnte Aufforderung ſich Landesangehörige 
oder Angehörige eines dritten Staates ala Be- 
theiligte bei dem Inteſtat- oder teftamentarischen 
Nachlaſſe melden, fo ift die Lokalbehörde befugt, 
über die Depofition der zur Dedung ber bezüg- 


lihen Forderungen nöthigen Gelder oder Effekten 
zu befinden. 
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5. Gie find befugt, in den öffentlihen Blättern 
des Orts, erforderlihen Falls auch der Heimath 
des Erblafjerd, den Todesfall befannt zu machen 
und die etwaigen Nachlaßgläubiger aufzufordern, 
innerhalb der in den Landesgeſetzen vorge= 
ihriebenen Zrift ihre Forderungen anzumelden 
und zu bejcheinigen. 

Denn fih Erbſchaftsgläubiger melden, fo 
find fie, wenn genügende Mittel vorhanden find, 
innerhalb 14 Tagen nad) Bollendung de3 In— 
ventars zu befriedigen. Sind feine Mittel vor: 
handen, fo findet die Befriedigung nad) dem in 
geeignetjter Weiſe herbeizuführenden Eingange 
derjelben ſtatt. 

Wenn die beiderfeitigen Konſuln die Be— 
zahlung der Nachlaßſchulden wegen angeblicher 
Snjufficienz des Nachlaſſes ganz oder theilmweife 
verweigern, fo können die Öläubiger, wenn fie 
es für vortheilhaft halten, bei dem kompetenten 
Lokalgerichte auf Befriedigung klagen, beziehungs⸗ 
weiſe bei der zuſtändigen Behörde den Antrag 
ſtellen, den Konkurs zu eröffnen. 

Sobald die Konkurseröffnung in der, in 
beiden Ländern geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe 
erfolgt iſt, müſſen die Konſuln oder Vizekonſuln 
dem Gerichte, beziehungsweiſe den Syndicis 
(Verwaltern) alle zum Nachlaß gehörigen Do— 
kumente, Effekten und Werthe ſofort ausfolgen, 
wobei den gedachten Ronfularbeonten obliegt, 
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das Antereffe der abmwejenden, minderjährigen 
oder handlungsunfähigen Erben wahrzunehmen. 
In allen Fällen können die Generaltonfuln, 
Konſuln und Vizekonſuln den Nachlaß oder den 
Erlös deſſelben den gefeglichen Erben oder ihren 
Bevollmächtigten erit ſechs Monate nad dem 
Tage, an weldhem der Todesfall in den Blättern 
belfannt gemacht worden ift, aushändigen. 


. Sie tönnen den Nachlaß verwalten und liqui- 


diren, oder durch einen Bevollmächtigten unter 
ihrer Berantmwortlichkeit verwalten und liquidiren 
laffen, ohne daß die Ortsbehörden ſich einmijchen 
dürfen, es fei denn, daß Landesangehörige oder 
Angehörige eines dritten Staates Anſprüche 
gegen den Nachlaß geltend machen, in welchem 
Falle die Generalkonſuln, Konfuln, Vizekonſuln 
oder Konfular-Agenten nicht dad Recht der Ent- 
iheidung haben, wenn Schwierigkeiten nament- 
lid aus Reklamationen entitehen, die zu Streit 
zwiichen den Betheiligten Anlaß geben, vielmehr 
tteht den kompetenten Landesgerichten die Ent: 
ſcheidung bezüglid folder Anſprüche zu. 

Die gedachten Konfularbeamten fahren jedoch 
fort, als Bertreter des teitamentarifchen oder 
Sntejtat-Nachlafjes zu handeln, d. 5. fie behalten 
inzwilchen die Verwaltung und da8 Recht, den 
Nachlaß endgültig zu liquidiren, ingleien das 
Recht, die Nachlakgegenftände unter Beobad)- 
tung der oben vorgejchriebenen Friften zu ver- 
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faufen, fie Haben auch die Intereſſen der Erben 
wahrzunehmen und find befugt, zur Vertretung 
der Rechte derfelben vor den Gerichten Advokaten 
zu bevollmädtigen. Selbſtverſtändlich müſſen fie 
den Gerichten alle Bapiere und Dokumente vor⸗ 
legen, durch welche die der Enticheidung der- 
felben vorliegende Frage aufgeklärt werden kann. 
Nach gefällter Enticheidung müffen die Generals 
tonfuln, Konfuln, Bizelonfuln oder Konfular- 
Agenten diejelbe vollitreden, wenn fie nicht Be— 
rufung eingelegt haben, auch haben fie das 
Recht, die etwa bis zur Entfcheidung des Streit 
unterbrochene Liquidation fortzufegen. 

7. Sie können eintretenden Falls eine Vormund- 
ſchaft und Kuratel, den Geſetzen ihre® Landes 
entiprechend, einleiten. 

Art. 12. Wenn ein Staliener in Norddeutich- 
land oder ein Norddeuticher in Stalien an einem Orte 
ftirbt, wo feine Konfularbehörde feiner Nation vor= 
handen ift, fo hat die zuftändige Lokalbehörde nad) den 
Zandesgejegen zur Anventarifirung der Effelten und 
zur Liquidirung des Nachlaſſes zu fchreiten und der be= 
treffenden Botſchaft oder Gejandtichaft oder der dem 
Nachlaßorte nächſten Konfulatsbehörde binnen kürzefter 
Srift von dem Ergebnif ihrer Amtshandlungen Nadı- 
richt zu geben. 

Sobald jedoch der, dem Orte, wo der Nachlaß er- 
öffnet ift, nächſte Konfularbeamte jelbft oder durch einen 
Delegirten ſich einfindet, hat die Mitwirkung der Tolal- 
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behörde fih nah den Beltimmungen des Artikel 11. 
der gegenwärtigen Konvention zu richten. 

Art. 13. Den Generallonfuln, Konſuln, Bize- 
tonfuln und Konfular-Agenten der beiden Theile fteht 
ausschließlich die Snocntarifirung und jede andere zur 
Konjervirung der Berlaffenihaft erforderliche Maßregel 
zu, wenn es fih um den Nadlag von Sciffsleuten 
und Schiffspaffagieren ihrer Nation Handelt, mögen 
diefelben am Lande oder an Bord von Nationalſchiffen, 
während der Reife oder im Beitimmungshafen ge- 
itorben fein. 

Art. 14. Die Generalfonfuln, Konjuln, Bize- 
fonfuln und Ronfular-Agenten können fih an Bord 
der Nationalichiffe begeben oder einen Delegirten an 
Bord ſchicken, fobald diejelben zum freien Berfehr 
(Praktika) zugelaffen find, um SKapitain und Mann— 
Ihaft zu vernehmen, die Schiff3papiere einzujehen, die 
Ausfagen über ihre Reife und ihren Beltimmungsort 
und die Zwiſchenfälle während der Reiſe entgegenzu= 
nehmen, die Ladungsverzeichniſſe (Manifeſte) anzu 
fertigen, die Erpedition ihrer Schiffe zu fürdern und 
mit ihnen vor den Gerichts- oder Verwaltungsbehörden 
des Landes zu erjcheinen, um ihnen bei den Angelegen- 
heiten, welche fie betreiben, oder bei den Anträgen, 
welde fie zu jtellen haben, als Dolmetijcher und Agenten 
zu dienen. 

Die Gerichtöbeamten und die Beamten und Beauf- 
tragten der Bollämter dürfen niemal® an Bord der 
Sandelsſchiffe ein Unterfuhungsverfahren vornehmen, 
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ohne zuvor der Konſularbehörde derjenigen Nation, 
welcher dieſe Schiffe angehören, Behufs ihrer etwaigen 
Gegenwart Nachricht gegeben zu haben. 

Ebenjo müfjfen die gedachten Konfularbeamten Be- 
hufs ihrer Anweſenheit rechtzeitig von den Erflärungen 
benadhrichtigt werden, welche die Kapitaine und Sciffe- 
mannſchaft vor den Gerichten und Behörden des Orts 
abzugeben Haben, damit jedes Mißverftändnig und 
jeder Irrthum, weldhe einer geordneten Recht3pflege 
Eintrag thun könnten, vermieden wird. 

Die Benachrichtigung, welche zu diefem Behufe den 
Konjuln, Bizelonfuln oder Konjular-Agenten zugefertigt 
wird, muß eine genaue Angabe der Stunde enthalten 
und wenn diefe fich nicht jelbft oder durd) einen Dele- 
girten einfinden, jo wird in ihrer Abweſenheit vor- 
gegangen. 

Art. 15. Hinfichtlid) der Hafenpolizei, des Laden? 
und Ausladens der Schiffe, ſowie hinſichtlich der Siche- 
rung von Waaren, Gütern und Effekten kommen 
die Landesgefege, Statuten und Reglement? zur An— 
wendung. 

Den Generallonfuln, Konfuln, Bizelonfuln oder 
Konfular- Agenten ſteht ausſchließlich die Aufrecht— 
erhaltung der inneren Ordnung an Bord ihrer natio= 
nalen Handelsjchiffe zu. Sie haben demgemäß allein 
Streitigkeiten jeder Art zwiſchen Kapitain, Schiffd- 
offizieren und Matroſen zu ſchlichten, insbeſondere 
Streitigkeiten, welche fih auf die Heuer und die Er- 
füllung fonftiger Vertragsbeſtimmungen beziehen. 
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Die Lokalbehörden dürfen nur dann einfchreiten, 
wenn die am Bord der Schiffe vorfommenden Unord- 
nungen der Art find, daß die Ruhe oder öffentliche 
Ordnung am Lande oder im Hafen dadurch geftört 
wird, oder wenn ein Landedangehöriger oder eine nicht 
zur Schiffsmannſchaft gehörige Berfon betheiligt ift. 

In allen andern Fällen haben die gedachten Be— 
börden fid) darauf zu befchränfen, den Konfuln, Bize- 
fonfuln und Konfulars Agenten auf Berlangen Bei— 
ftand zu gewähren, wenn diefe zur Verhaftung einer 
in die Mujterrolle eingetragenen Perſon jchreiten zu 
müffen glauben, um diefelbe an Bord zurüdzuführen 
oder in vorläufiger Haft zu Halten. 

Art. 16. Die Generaltonfuln, Konfuln, Bizelon- 
juln und SKonfjular- Agenten können diejenigen See— 
leute und andere zur Mannſchaft gehörige Perjonen, 
welche vom Bord der Handeld- und Kriegäfchiffe ihrer 
Nation auf das Gebiet des andern Theil entwichen 
find, verhaften und an Bord oder in ihre Heimath 
zurüdjenden laſſen. 

Zu diefem Zwecke Haben fie fich ſchriftlich an die 
fompetente Lofalbehörde zu menden und durch bie 
Sciffgregifter oder Mujfterrollen, oder, wenn das Schiff 
ihon abgegangen fein follte, durd) beglaubigte Ab— 
Ichriften oder Auszüge aus diefen Dokumenten nad: 
zumeijen, daß die reflamirten Perſonen wirklid zur 
Schiffsmannſchaft gehört haben. 

Auf einen in diefer Art begründeten Antrag darf 
die Auslieferung der Deferteure nicht verweigert werden. 
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Auch joll den gedachten Konfularbeamten jeder Beiftand 
und jede Hülfe Behufs Aufſuchung und Verhaftung ſolcher 
Deferteure gewährt werden, lettere follen auf den An- 
trag und auf Koſten der Konfularbehörde in die Orts- 
gefängnifje abgeführt und daſelbſt in Gewahrſam gehalten 
werden, bis diefe Gelegenheit zur Heimjendung findet. 

Diefe Gefangenhaltung darf nicht länger als drei 
Monate dauern. Nah Ablauf diefer Frift und nad) 
drei Tage vorher erfolgter Benachrichtigung des Kon— 
fuls wird der Berhaftete in Freiheit gejeßt, ohne aus 
demfelben Grunde wieder verhaftet werden zu können. 

Wenn der Deferteur am Lande eine jtrafbare Hand- 
lung begangen bat, jo fann die Lokalbehörde die Aus— 
lieferung beanjtanden, bi? dag Gericht die Entjcheidung 
gefällt hat und dieſe vollitändig volljtredt worden iſt. 

Die Hohen kontrahirenden Theile find darüber ein 
verftanden, daß Geelcute und andere Perſonen der 
Mannſchaft, melde Untertanen de3 Landes find, in 
welchem die Defertion Stattfindet, von den Beitimmungen 
diejes Vertraged ausgenommen find. 

Art.17. Falls nicht Berabredungen zwiſchen Rhedern, 
Befrachtern und PVerficherern entgegenftchen, werden " 
die während der Fahrt der Schiffe beider Theile 
erlittenen Havereien, fei es, daß die Schiffe in die be= 
treffenden Häfen freiwillig oder als Nothhafner ein= 
laufen, von den Generaltonjuln, Konfuln, Vizekonſuln 
der betreffenden Nation regulirt. Sollten jedod) Landes— 
unterthanen oder Unterthanen einer dritten Macht be= 
theiligt jein, fo müfjen ebenfo wie in Ermangelung 
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einer gütlihen Einigung zwiſchen allen Betheiligten 
die Havereien von den Ortöbehörden regulirt werden. 

Art. 18. Wenn ein Regierungsſchiff oder ein Schiff 
eined Angehörigen eines der Hohen fontrahirenden 
Theile an den Küften bes andern Theils Schiffbruch 
leidet oder ftrandet, jo jollen die Behörden den Gencrals- 
tonful, Konful, Vizekonſul oder Konſular-Agenten des 
Bezirks, oder, wenn ein folder nicht vorhanden ift, 
den, dem Orte ded Unfall nächſten Generallonful, 
Konsul, Bizelonful oder Konfular-Agenten davon benad)- 
richtigen, 

Alle Rettungsmaaßregeln bezüglich Stalienifcher, in 
den Norddentſchen Territorialgewäflern gefcheiterter oder 
geftrandeter Schiffe follen nach Maaßgabe der Landes— 
gefeße erfolgen und umgekehrt jollen alle Rettung?- 
maaßregeln in Bezug auf Deutjche, in den Stalienifchen 
Territorialgemäflern geſcheiterte oder geftrandete Schiffe 
in Gemäßheit der Landesgeſetze erfolgen. 

Die Konfularbehörden Haben in beiden Ländern 
nur einzufchreiten, um die auf die Ausbefjerung und 
Neu-Verproviantirung oder, eintretenden Falls, auf den 
Berfauf des an der Küſte geftrandeten oder gefcheiterten 
Schiffs bezüglihen Maaßregeln zu überwaden. 

Für die Sntervention der Landesbehörden dürfen 
feine andern Koften erhoben werden, als ſolche, welche 
in gleihem Falle die Nationaljchiffe zu entrichten haben. 

Iſt die Nationalität eine verunglüdten Schiffs 
zweifelhaft, jo jind die Lokalbehörden ausſchließlich für 
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alle, in dem gegenwärtigen Artilel vorgefehenen Man 
regeln zuftändig. » 

Art. 19. Die beiderfeitigen Generaltonfuln, Kon 
fuln, Bizelonfuln und Konfular-Agenten, ingleichen die 
Angeftellten bei den Konfulaten follen in beiden Län- 
dern aller Befreiungen, Vorrechte, Smmunitäten und 
Privilegien theilhaftig werden, melde den Beamten 
gleichen Grades der meiftbegünftigten Nation zuftehen. 

Art: 20. Der gegenwärtige Vertrag ſoll jofort 
nad Auswechſelung der Ratifilationen in Kraft treten 
und bi? zum 30. Suni 1875. Gültigkeit haben. Wenn 
ein Sahr vor Ablauf diefes Zeitraums feiner der Hohen 
tontrabirenden Theile dem andern feine Abficht fund 
giebt, die Wirkfamfeit des Vertrags aufhören zu laſſen, 
fo bleibt derfelbe big ein Jahr nad) erfolgter, an keine 
Friſt gebundener Auffündigung in Kraft. 

Art. 21. Der gegenwärtige Vertrag fol von beiden 
Hohen kontrahirenden Theilen ratifizirt und es jollen 
die Ratifilationen innerhalb vier Monaten nach dem 
Bertragdabichlufje in Berlin ausgewechſelt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mächtigten gegenwärtigen Vertrag in doppelter Aus— 
fertigung unterzeichnet und befiegelt. 


49) Konfjular- Konvention mit Spanien vom 


22. Febr. 1870 
18. San. 1870 (BGB. 1870, 99, RB. 1872, 211). 


Seine Majejtät der Deutſche Kaifer, König von 
Preußen, im Namen des Deutſchen Reichs, einerjeits, 
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und Seine Majeftät der König von Spanien, anderer- 
feit3, von dem Wunſche geleitet, die Befugnifje, Nechte, 
Privilegien und Immunitäten der konſulariſchen Agenten 
in den beiderfeitigen Gebieten der vertragenden Theile 
näher zu beitimmen, haben befchlojfen, zu dieſem Zwecke 
einen Bertrag abzuschließen, und zu Shren Bevollmäch— 
tigten ernannt, — — 

welche nach Austaufch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen gegenjeitigen Vollmachten über nachſtehende 
Artikel übereingelommen find: 

Artitel 1. Die Beitimmungen ded zwiſchen dem 
Norddeutihen Bunde und Spanien am 22. Februar 1870 
abgefchloffenen Konſular-Vertrages jollen auf die kon— 
fularifchen Agenten des Deutfchen Reich! in Spanien 
und auf die fonfularifhen Agenten Spaniens im Ge— 
biete des Deutſchen Reichs dergeftalt Anwendung finden, 
daß die gedachten konſulariſchen Agenten alle Befugnifje 
haben und aller Rechte, Immunitäten und Privilegien 
theilhaftig werden follen, weldhe in dem gedachten Ber: 
trage zu Öunften der Tonfularifchen Agenten der ver: 
tragenden Theile ftipulirt find. Es wird ferner ver- 
abredet, daß alle in dem gedachten Bertrage enthaltenen 
Stipulationen al3 in Gültigkeit und Rechtskraft zmifchen 
dem Deutfchen Reiche und Spanien betrachtet werdenfollen. 

Artilel 2. Der gegenwärtige Vertrag wird rati- 
fizirt, und die Ratififationg-Urfunden werden zu Madrid 
binnen einer Friſt von zwei Monaten ausgewechſelt 
werden. 

Zu Urkund deſſen Haben die beiderfeitigen Bevoll- 
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mädhtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet 
und denjelben mit ihren Siegeln verjehen. 


(Ueberfegung.) Konjular-Bertrag zwiſchen dem 
Norddeutihen Bunde und Spanien. 
Vom 22. Februar 1870. 


Seine Majeftät der König von Preußen im Namen 
des Norddeutſchen Bundes einerjeits, und 


Seine Hoheit der Regent der Spanifhen Nation, 
kraft des Willen der jouverainen Cortes, andererjeits, 
von dem Wunfche geleitet, die Befugniffe der konſula— 
riſchen Agenten in möglichſt außgedehnter und beftimmter 
Weiſe zu regeln, find übereingefommen, eine diefen 
Gegenstand umfaſſende bejondere Konvention abzu= 
ſchließen und haben zu diefem Zwecke zu Ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt, — — 
welche nad Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten über nadjjtehende Artikel 
übereingeflommen find. 

"Artikel 1. Jeder der Hohen fontrahirenden Theile 
fann in den Häfen, Städten und Pläben des Gebiets 
des anderen Theild Generallonfuln, Konfuln und Bize- 
fonfuln oder Konjularagenten beſtellen. Es bleibt beiden 
Theilen das Recht vorbehalten, einzelne Dertlichkeiten, 
welde Sie für angemeſſen erachten, auszunehmen. 
Jedoch darf Diefer Vorbehalt nur dann gegen einen der 
Hohen Eontrahirenden Theile geltend gemacht werben, 
wenn er gleihmäßig gegen alle anderen Mächte geltend 
gemacht wird. 
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Artilel 32. Die Generalfonfuln, Ronfuln und 
Vizekonſuln müfjen, damit fie als ſolche zugelaffen und 
anerfannt werden, ihre Beitallungen vorlegen, auf deren 
Borlegung ihnen dag Erequatur kojtenfrei und in Ge— 
mäßheit der in beiden Ländern geltenden Förmlichkeiten 
ertheilt wird. 

Gegen PBorlegung de8 Erequatur wird Die obere 
Behörde des Departements der Provinz oder des Kreifeg, 
in welchem die genannten Agenten ihren Amtsſitz haben, 
den übrigen Landesbehörden die erforderlihen Wei— 
fungen ertheilen, damit diejelben überall in ihrem Amts- 
bezirt bei Ausübung ihrer amtlichen Befugniffe ge— 
Ihügt und damit ihnen alle durch gegenwärtige Kon— 
vention gewährten Befreiungen, Rechte, Immunitäten 
und Privilegien gejichert werden. 

Artitel 8. Die Berufsfonjuln (consules missi), 
welche Angehörige des vertragenden Theiles find, der 
fie ernannt bat, follen von der Militair-Einquartierung, 
fowie von jeder öffentliden Laft oder Dienjt befreit fein, 
mögen diefe einen munizipalen oder einen anderen 
Karalter haben. 

Ebenfo follen fie von den direkten, Berjonal-, Mo- 
biliar= oder Luxusſteuern befreit fein, mögen ſolche vom 
Staat oder von Kommunen auferlegt fein. Wenn die 
gedachten Agenten jedoch Handel oder ein Gewerbe 
betreiben oder Grundbefiß haben, jo werden fie in Ber 
treff der allgemeinen Laften und Abgaben als Ange— 
hörige des Landes angefchen, weldhem fie angehören. 

Urtitel 4 Die Berufskonſuln (consules missi), 
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welche Angehörige des vertragenden Theils find, der 
fie ernannt hat, follen der perfönlichen Immunität ge= 
niegen und nur im Falle von Berbreden verhaftet 
tefp. ind Gefängniß geſetzt werden dürfen. 

Für Diejenigen Konfuln, welche Angehörige des 
Landes find, in welchem fie ihren Amtafiß haben, oder 
melde Handelsgeſchäfte betreiben, ſoll die perfünliche 
Immunität fih nur auf folde Schulden und Civil: 
verbindlichkeiten erjtreden, welche nicht auf die von ihnen 
oder ihren Bevollmächtigten betriebenen Handelsgeſchäfte 
Bezug haben. 

Artikel 5. Die Generallonfuln, Konfuln und 
Vizekonſuln fünnen über dem äußern Eingange ihres 
Amtslofald dag Nationalmappen mit der Umfchrift: 
„KRonfulat oder Bizelonfulat von ..... “ anbringen. 

Auch können fie die Nationalflagge an Tagen öffent- 
licher, religiöfer oder nationaler Feftlichkeiten, ſowie bei 
andern üblichen Gelegenheiten von ihrem Haufe wehen 
laffen, jedoch findet die Ausübung dieſes doppelten 
Vorrechts nicht Statt, wenn die gedachten Beamten in 
einer Stadt ihren Sitz haben, wo ſich eine Botichaft 
oder Geſandtſchaft ihres Landes befindet. 

Es ift ihnen gleichfall3 geftattet, ihre Nationalflagge 
auf dem Boote zu führen, defjen fie fich bei dienftlichen 
Fahrten im Hafen bedienen. 

Artitel 6. Die Konſulats-Archive find jederzeit 
unverleglih und die Landesbehörden können unter 
feinem Vorwande die zu den Archiven gehörigen Dienft- 
papiere einjehen oder mit Beſchlag belegen. Die Dienjt- 
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papiere müſſen ftet3 von den das kaufmänniſche Geſchäft 
oder dad Gewerbe der rejp. Konjuln oder Vizekonſuln 
betreffenden Büchern und Papieren gejondert fein. 

Artikel 7. An Berbinderungs-, Abweſenheits- oder 
Todesfällen von Gencrallonfuln, Konfuln oder Bize- 
fonjuln find die Konjulareleven, Kanzler und Sefretaire, 
jofern fie als folche den betreffenden Behörden bereits 
präjentirt find, ohne Weiteres je nad) der Rangitufe, 
welche fie beffeiden, befugt, interimiftifch die fonfula- 
riſchen Amtsbefugniffe auszuüben, ohne daß die Drts- 
behörden ihnen Hinderniffe in den Weg legen könnten. 
Vielmehr müfjen leßtere denfelben Beiftand und Schuß 
gewähren und ihnen während ihrer interimijtifchen 
Amtswirkſamkeit den Genuß aller Befreiungen, Rechte, 
Immunitäten und Privilegien zu Theil werden lafjen, 
welche in der gegenwärtigen Konvention den beider- 
jeitigen Konfularbeamten eingeräumt find. 

Artitel 8. Die Generallonfuln und Konfuln 
fünnen, vorbehaltlich der Zuſtimmung der Landes 
regierung, Vizekonſuln oder Konfularagenten in allen 
Städten, Häfen und Plätzen ihres Amtsbezirks ernennen. 

Diefe Agenten können ohne Unterjhied aus Anz 
gehörigen beider Länder oder aus Angehörigen dritter 
Staaten gewählt werden. Sie erhalten ein Patent 
Seiten? des Konſuls, welcher fie ernannt hat und auf 
deffen Weilung fie ihre Funktionen auszuüben Haben. 
Die in der gegenwärtigen Konvention verabredeten 
Privilegien und Immunitäten ftehen vorbehaltlich der 
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in den Art. 3, und 4. vorgefehenen Ausnahmen auch 
"ihnen zu. 

Artikel 9. Die Generalkonſuln, Konfuln, Bize- 
fonjuln oder Konfularagenten können fih an die 
Behörden ihres Amtsbezirks wenden, um wegen Zu— 
widerhandlung gegen die zwiſchen beiden Ländern 
beitehenden Berträge oder Konventionen, oder wegen 
irgend einer ihren Staatdangehörigen zur Beſchwerde 
gereichenden Beeinträdtigung Einſpruch zu erheben. 
Benn die Behörden ihres Bezirks auf ihre Rellama- 
tion nicht eingehen, oder wenn die von diejen getroffenen 
Anordnungen ihnen nicht genügend erfcheinen, fo können 
fie fich, in Ermangelung eines diplomatifchen Vertreters 
ihre® Landes, an die Lentralregierung des Landes 
wenden, in welchem ſie ihren Amtsſitz haben. 

Artilel 10. Die Generaltonjuln, Konjuln, Vize 
fonfuln oder Konfularagenten beider Länder, ingleichen 
ihre Ranzler können, foweit fie nad) den Geſetzen ihres 
Landes dazu befugt find: 

1) in ihren Kanzleien, in der Wohnung der Be⸗ 
theiligten und am Bord der Nationalichiffe die- 
jenigen Erflärungen entgegennehmen, welche die 
Schiffsführer, die Schiffsmannſchaft und Die 
Schiffspaſſagiere, Handeltreibende und fonftige 
Angehörige ihres Landes abzugeben haben; 

2) Notariatsurkunden über legtwillige Verfügungen, 
ſowie über andere notarielle Rechtsgeſchäfte von 

ngehörigen ihres Landes aufnehmen, auch wenn 
diefe Rechtsgeſchäfte die Errichtung einer Hypo . 
Born, Die Konjulargefebgebung. 25 
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thef auf Grundftüden zum Gegenftande haben, 
welche im Lande des inftrumentirenden Konfuls 
oder Konjularagenten belegen find; 

3) in ihren Stanzleien alle Verträge aufnehmen, 
welche zwiſchen einem oder mehreren ihrer Lands⸗ 
leute und anderen, dem Lande, in welchem fie 
ihren Amtsfit Haben, angehörenden Berfonen 
abgefchloffen werden, ingleichen alle erträge, 
welche, obwohl fie ein ausfchlichliched Intereſſe 
für die Angehörigen ded Landes Haben, in 
welchem fie abgeſchloſſen find, fich beziehen auf 
Bermögen, welches belegen, oder auf ein Ge— 
ihäft, welches zu verhandeln ift an irgend einem 
Punkte des Gebietes der Nation, welcher der 
injtrumentirende Konſul oder Bizelonful angehört. 

Die von dem gedadhten Beamten vorjchriftSmäßig 

beglaubigten und mit dem Amtöfiegel des Konſulats 
oder Bizefonfulat3 verjegenen Abſchriften dieſer Ur- 
finden oder Auszüge aus denfelben jollen vor Gericht 
und außergerichtlicd; ſowohl in Norddeutichland, ald im 
Staatögebiete von Spanien Glauben und diejelbe Kraft 
und Gültigkeit haben, als wenn fie von Notaren oder 
anderen öffentlichen Beamten des einen oder des an— 
deren Landes aufgenommen wären, vorausgeſetzt, daß 
dieje Urkunden in derjenigen Form aufgenommen worden 
find, welche die Gefehe des Landes, dem die Konfuln 
und Bizefonfuln angehören, vorjchreiben und voraus: 
gejeßt, Daß demnächſt bezüglich des Stempels, eder Re⸗ 
giſtrirung und aller anderen Formalitäten die bes 
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treffenden Beftimmungen des Landes, in welchem der 
Alt zur Ausführung fommen fol, erfüllt find. 

Wenn die Uechtheit eines in der Kanzlei der beider- 
feitigen Konſuln ausgefertigten Dokuments in Zweifel 
gezogen wird, fo darf den betbeiligten Perſonen auf 
ihr Verlangen die Bergleihung mit dem Original nicht 
verfagt werden, und fie können, wenn fie e3 für 
angemefjen halten, bei diefer Kollationirung gegen- 
wärtig fein. 

Artitel 11. Wenn ein Angehöriger einer der kon 
trahirenden Theile in dem Gebiete des andern Theils 
ftirbt, fo follen die Landesbehörden dem Generaltonful, 
Konful, Bizefonjul oder Konfularagenten, in defjen 
Amtsbezirke der Todesfall vorfomnt, jofort Nachricht 
geben. Ihrerſeits müfjen leßtere, wenn der Todesfall 
zuerjt zu ihrer Kenntnig kommt, die Landesbehörden 
benachrichtigen. 

Wenn ein Deutſcher in Spanien oder ein Spanier 
in Norddeutſchland ſtirbt, ohne eine letztwillige Ver—⸗ 
fügung errichtet oder einen Teſtaments-Exekutor beſtellt 
zu haben, oder wenn. die geſetzlichen oder Teſtaments⸗ 
Erben minderjährig, ihren Angelegenheiten vorzuſtehen 
unfähig oder abweſend find, oder wenn die ernannten 
Teitamentd-Erefutoren nicht an demjenigen Orte, wo 
die Erbichaft eröffnet wird, anweſend find, fo haben bie 
Generalkonſuln, Konſuln, Bizelonfuln und Konjular- 
agenten des Theils, welchem der Erblafier angehörte, 
dag Recht, folgende Amtshandlungen fuccejlive vorzu⸗ 


nehmen: 
25* 
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l) 


2) 


3) 


Bon Amtswegen oder auf Antrag der betheiligten 
Barteien alle Effelten, Mobilien und Papiere 
bes Verſtorbenen zu verfiegeln, fie müſſen jedoch 
der tompetenten Lokalbehörde Nachricht geben 
und diefe kann bei der Siegelung gegenwärtig 
fein, auch ihre eigenen Siegel mit anlegen. 

Dieſe und die vom Konfularbeamten angelegten 
Siegel dürfen ohne Mitwirkung der Lokalbehörde 
nit abgenommen werben. 


Sollte jedoch die Lokalbehörde, auf die von 
dem Konful oder Vizekonſul an fie gerichtete 
Einladung, dem Abnehmen der beiderfeitigen 
Siegel beizumohnen, innerhalb 48 Stunden vom 
Empfange der Benachrichtigung an gerechnet, fich 
nicht einfinden, fo Tann der gedachte Beamte 
allein zur Wiederauffiegelung fchreiten. 


Sie können alle Nachlaßgegenſtände inventari- 
firen und zwar in Gegenwart der Lokalbehörde, 
wenn diefe auf die oben erwähnte Benachrich— 
tigung ihre Mitwirkung für erforderlich hält. 


Die Lokalbehörde hat alle in ihrer Gegenwart 
aufgenommenen Protokolle mit zu unterfchreiben, 
ohne daß fie für ihre amtlihe Mitwirkung bei 
diefen Verhandlungen irgend welche Koſten Liqui- 
diren könnte. 

Sie künnen die öffentliche Berfteigerung aller 
beweglichen Nachlaßeffeften, welche dem Verderben 
ausgejeßt oder ſchwer aufzubewahren find, ſowie 
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4 


Nast 


6) 


der Ernten oder Effekten, zu deren Veräußerung 
fi) eine günjtige Gelegenheit bietet, anordnen. 
Sie find befugt, die inventarifirten Nachlaßeffekten 
und Gelder, desgleichen den Betrag der von 
ihnen einkaffirten Nachlaßforderungen und er- 
hobenen Zinſen an einem fiyeren Orte in dem 
Konjulatsgebäude oder in der Wohnung eines 
Kaufmanns, weldhen der Konful oder Bizefonful 
Vertrauen jchenft, niederzulegen. Diefe Nieder: 
legung muß in dem einen oder andern Fall in 
Uebereinftimmung mit der Xolalbehörde, melche 
bei den früheren Anordnungen mitgewirkt bat, 
ftattfinden, fofern auf die unter der folgenden 
Kummer erwähnte Aufforderung fi) Landes- 
angehörige oder Angehörige eines dritten Staates 
als Betheiligte bei dem Inteſtat- oder teſtamen⸗ 
tariihen Nachlaſſe melden. 

Sie find befugt, in den öffentlichen Blättern des 
Orts, erforderlichen Falls auch der Heimath des 
Erblaſſers, die etwaigen Nadjlakgläubiger zur 
Borlegung der über ihre Forderungen jprechenden, 
gehörig beglaubigten Urkunden innerhalb der in 
den Landesgeſetzen vorgejchriebenen Friſt zu be= 
rufen. 

Wenn ſich Erbſchaftsgläubiger melden, fo find 
fie, wenn genügende Mittel vorhanden find, 
innerhalb vierzehn Tagen nad) Vollendung des 
Inventars zu befriedigen. Sind keine Mittel 
vorhanden, fo findet Die Befriedigung nad) dem 
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6 


— 


in geeignetſter Weiſe herbeizuführenden Eingange 
derſelben ſtatt, oder endlich innerhalb der zwiſchen 
den Konſuln und der Mehrheit der Gläubiger 
vereinbarten Friſt. 

Wenn die beiderſeitigen Konſuln die Bezahlung 
der Nachlaßſchulden wegen angeblicher Inſuffizienz 
des Nachlaſſes ganz oder theilweiſe verweigern, 
fo können die Gläubiger, wenn fie es für vor- 
theilhaft halten, bei dem kompetenten Lokal⸗ 
gerichte die Eröffnung des Konkurſes beantragen 
(en concurso necesario de acreedores). 

Sobald die Konkurseröffnung in der in beiden 
Rändern geſetzlich vorgejchriebenen Weiſe erfolgt 
ift, müffen die Konfuln oder Bizelonfuln dem 
Gerichte, beziehungsweiſe den Syndicis des Kon— 
kurſes alle zum Nachlaß gehörigen Dokumente, 
Effekten und Werthe fofort ausfolgen, wobei 
den gedachten Konjularbeamten obliegt, das In— 
tereffe der abwejenden, minderjährigen oder hand⸗ 
lungsunfähigen Erben wahrzunehmen. 

Sie künnen den Nachlaß verwalten und liqui- 
diren oder dur einen Bevollmächtigten unter 
ihrer Verantwortlichkeit verwalten und liquidiren 
lafjen, ohne daß die Ort3behörden fich einmijchen 
dürfen, es jei denn, dab Landesangehörige oder 
Angehörige eines dritten Staates Anſprüche an 
den Nachlaß geltend machen, in weldem Falle 
die Generaltonjuln, Konſuln, Bizelonjuln oder 
Konjularagenten nicht das Recht der Entſcheidung 
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7) 


haben, wenn Schwierigkeiten namentlih aus 
Reklamationen entſtehen, die zu Streit zwiſchen 
den Betbeiligten Anlaß geben, vielmehr fleht 
den fompetenten Yandesgerichten die Entfcheidung 
bezüglich folher Anfprüche zu. 

Die gedachten Konjularbeamten fahren jedod) 
fort, als Bertreter des tejtamentarischen oder 
Inteſtat-Nachlaſſes zu handeln, d. h. fie behalten 
inzwijchen die Verwaltung und das Recht, den 
Nachlaß endgültig zu liquidiren, ingleichen das 
Recht, die Nachlaßgegenſtände unter Beobachtung 
der oben vorgejchriebenen Formen zu verkaufen, 
fie haben aud die Intereſſen der Erben wahr: 
zunehmen und find befugt, zur Vertretung der 
Rechte derfelben vor den Gerichten Advokaten zu 
bevollmädtigen. Selbftverftändli müſſen fie 
den Gerichten alle Bapiere und Dokumente über: 
geben, durch melde die der Entfcheidung der- 
jelben vorliegende Frage aufgellärt werden fanı. 

Nach gefällter Entfcheidung müſſen die Ge- 
nerallonjuln, Konfuln, Vizekonſuln oder Konfular- 
agenten diejelbe vollitreden, wenn fie nicht Be- 
rufung eingelegt haben, auch haben fie dag Recht, 
die etwa bis zur Entſcheidung des Streit3 unter- 
brochene Liquidation fortzujeßen. 

Sie können den Nachlaß oder den Erlös dei- 
felben den gefeglihen Erben oder deren Bevoll⸗ 
mädhtigten ſechs Monate nach dem Tage, an 
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welchem der Todesfall in den öffentlichen Blättern 
befannt gemacht worden ijt, aushändigen. 

8) Sie können eintretenden Falls eine Bormundichaft 
und Kuratel, den Geſetzen ihres Landes entjpre- 
chend, einleiten. 

Artilel 2. Wenn ein Deutidher in Spanien oder 
ein Spanier in Norddeutichland an einem Orte ftirbt, 
wo feine Konfularbehörde jeiner Nation vorhanden ift, 
fo Hat die zuftändige Lokalbehörde nad) den Landes— 
gefegen zur Iuventarifirung der Effelten und zur Li— 
quidirung des Nachlafjes zu fchreiten und der betreffenden 
Botfchaft oder Gejandtichaft oder dem dem Nachlaßorte 
nächſten Konfulat oder Bizefonfulat binnen kürzeſter 
Frilt von dem Ergebniß ihrer Amtshandlungen Nach— 
richt zu geben. 

Sobald jedoch der dem Orte, wo der Nachlaß er- 
öffnet ift, nächſte Konſularbeamte ſelbſt oder durch einen 
Delegirten fich einfindet, hat die Mitwirkung der Lokal— 
begörde fi) nah den Beltimmungen ded Art. 11. der 
gegenwärtigen Konvention zu richten. 

Artikel 13. Den Generaltonjuln, Konſuln, Vize— 
fonjuln und Konfularagenten der beiden Theile ſteht 
auzfchlieglich die Snventarifirung und jede andere zur 
Konfervirung der Verlaſſenſchaft erforderliche Maaßregel 
zu, wenn es fih um den Nachlaß von Schiffsleuten 
und Shiffspafjagieren ihrer Nation Handelt, mögen 
diefelben am Lande oder an Bord von Nationalichiffen, 
während der Reife oder im Beftimmungshafen ge: 
ſtorben fein. 
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Artifel 14. Die Gencraltonfuln, Konſuln, Vize⸗ 
fonjuln und Konfularagenten können ſich an Bord der 
Nationalichiffe begeben oder einen Delegirten an ‚Bord 
ſchicken, ſobald Diefelben zum freien Verkehr zugelaffen 
find, un Rapitain und Mannſchaft zu vernehmen, die 
Sciffspapiere einzufehen, die Ausfagen über ihre Reife 
und ihren Beſtimmungsort und die Zwijchenfälle wäh- 
rend der Reiſe entgegenzunehmen, die Ladungsverzeich⸗ 
niffe (Manifefte) anzufertigen, die Expedition ihrer 
Schiffe zu fürdern und mit ihnen vor den Gerichts⸗ 
oder Vermwaltungsbehörden des Lande zu erſcheinen, 
um ihnen bei den Angelegenheiten, welche fie betreiben, 
oder bei den Anträgen, welche fie zu ftellen haben, als 
Dolmetfcher und Agenten zu dienen. 

Die Gerichtsbeamten und die Beamten und Beauf- 
tragten der Zollämter dürfen nicmal® an Bord der 
Handelzichiffe ein Unterfichungsverfahren vornehmen, 
ohne von dem Konful oder Bizckonful derjenigen Na— 
tion, welcher diefe Schiffe angehören, oder deren Be⸗ 
vollmächtigten begleitet zu fein. 

Ebenſo müfjen die gedadhten Konjularbeamten Be- 
hufs ihrer Anmwejenheit rechtzeitig von den Erklärungen 
benachrichtigt werden, welche die Kapitaine und Schiffs- 
mannfchaft vor den Gerichten und Behörden des Orts 
abzugeben haben, damit jedes Mißverſtändniß und 
jeder Irrthum, welche einer geordneten Rechtspflege 
Eintrag thun könnten, vermieden wird. 

Die Benachrichtigung, welche zu diefem Behufe den 
Konfuln und Vizefonfuln zugefertigt wird, muß eine 
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genaue Angabe der Stunde enthalten und wenn dieſe 
fih nicht felbjt oder durch einen Delegirten einfinden, 
fo wird in ihrer Abweſenheit vorgegangen. 

Artilel 15. Hinfichtlich der Hafenpolizei, des La- 
den und Ausladens der Schiffe, ſowie Hinfichtlid) der 
Sicherung von Waaren, Gütern und Effekten fommen 
die Zandesgefege, Statuten und NReglement3 zur An- 
wendung. 

Den Generaltonfuln, Konfuln, Bizelonfuln oder 
Ronfularagenten Steht ausschließlich Die Aufrechterhaltung 
der inneren Ordnung an Bord ihrer nationalen Han- 
delsſchiffe zu. Sie haben demgemäß allein Streitig- 
feiten jeder Art zwifchen Kapitain, Schiffsoffizieren und 
Matrofen zu ſchlichten, inSbejondere Streitigkeiten, 
welche fih auf die Heuer und die Erfüllung fonftiger 
Bertragsbeitimmungen beziehen. 

Die Rolalbehörden dürfen nur dann einfchreiten, 
wenn die am Bord der Schiffe vorfommenden Unord- 
nungen der Art find, daß die Ruhe oder öffentliche 
Ordnung am Lande oder im Hafen dadurch geftürt 
wird, oder wenn ein Landesangehöriger oder eine nicht 
zur Schiffsmannſchaft gehörige Berfon betheiligt ift. 

In allen andern Fällen haben die gedachten Be- 
hörden fih darauf zu beſchränken, den Konfuln und 
Bizefonfuln auf Verlangen Beiftand zu gewähren, wenn 
diefe zur Verhaftung einer in die Mufterrolle ein⸗ 
getragenen Perſon fchreiten zu müſſen glauben, um 
diefelbe zu verhaften und ins Gefängniß abzuführen. 

Artikel 16. Die Generalkonſuln, Konſuln, Vize: 
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fonfuln und Konjularagenten können diejenigen See— 
leute und andere zur Mannihaft gehörige Berfonen, 
welche vom Bord der Handelsſchiffe ihrer Nation auf 
das Gebiet des anderen Theils entwichen find, verhaften 
und an Bord oder in ihre Heimath zurüdienden laffen. 

Bu diefem Zwecke haben fie fih fchriftli an die 
fompetente Lokalbehörde zu wenden und durch Die 
Sciffsregifter oder Mujterrollen, oder, wenn das Schiff 
ſchon abgegangen fein follte, durch beglaubigte Ab- 
fohriften diefer Dokumente nachzuweifen, daß die rekla— 
mirten Berfonen wirtlih zur Schiffsmannſchaft gehört 
haben. Auf einen in diefer Art begründeten Antrag 
darf die Auslieferung der Deferteure nicht verweigert 
werden. Auch joll den gedachten Konjularbeamten jeder 
Beiftand und jede Hülfe Behufs Aufjuhung und Ber: 
Haftung folder Deferteure gewährt werden, legtere jollen 
auf den Antrag und auf Koften des Konſuls oder Vize: 
konſuls in die Ortögefängniffe abgeführt und dafelbit 
in Gewahrfam gehalten werden, bis diefer Gelegenheit 
zur Heimfendung findet. 

Dieſe Gefangenhaltung darf nicht länger als drei 
Monate dauern. Nad) Ablauf diefer Friſt und nad) 
drei Tage vorher erfolgter Benachrichtigung des Konſuls 
wird der Verhaftete in Freiheit gejeßt, ohne aus dem- 
felben Grunde wicder verhaftet werden zu können. 

Wenn der Deferteur am Lande eine ftrafbare Hand- 
Yung begangen hat, jo kann die Lokalbehörde die Aus⸗ 
lieferung beanftanden, bis das Gericht die Eutiheidung 
gefällt hat und dieſe vollftändig vollftredt worden ift. 
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Die Hohen kontrahirenden Theile find darüber eitt- 
veritanden‘, daß Seeleute und andere Perſonen der 
Mannfhaft, welche Untertanen des Landes find, in 
welchem die Defertion ftattfindet, von den Beſtimmungen 
dieſes Vertrages ausgenommen find. 

Artilel 17. Falls nit Berabredungen zwiſchen 
Rhedern, Befrachtern und Verſicherern entgegenitehen, 
werden die während der Fahrt der Schiffe beider Theile 
erlittenen Havereien, fei e3, daß die Schiffe in die be- 
treffenden Häfen freiwillig oder ala Nothhafen einlaufen, 
von den Generallonfuln, Konſuln oder Vizekonſuln der 
betreffenden Nation regulirt. Sollten jedoch Landes: 
Untertbanen oder Unterthanen einer dritten Macht be- 
theiligt fein, jo müffen, ebenfo wie in Ermangelung 
einer gittlihen Einigung zwiſchen allen Betheiligten, die 
Havereien von den Ortsbehörden regulirt werden. 

Artikel 18. Wenn ein Regierungsihiff oder ein 
Schiff eines Angehörigen eines der Hohen fontrahiren- 
den Theile an den Hüften de3 andern Theil Scdiff- 
bruch leidet oder ftrandet, jo ſollen die Behörden den 
Generalkonſul, Konjul, Vizekonſul oder Konjularagenten 
des Bezirks, oder, wenn ein folder nicht vorhanden ift, 
den dem Orte de Unfalls nächſten Generaltonful, 
Konjul, Bizetonful oder Konfularagenten davon be: 
nachrichtigen. 

Alle Rettungsmaaßregeln bezüglich Deutſcher, in den 
Spaniſchen Territorialgewäſſern geſcheiterter oder ge— 
ſtrandeter Schiffe ſollen nach Maaßgabe der Landesgeſetze 
erfolgen und umgekehrt ſollen alle Rettungsmaaßregeln 
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in Bezug auf Spaniſche, in den Norddeutichen Terri- 
torialgewäſſern gefcheiterte oder gejtrandete Schiffe in 
Gemäßheit der Landesgeſetze erfolgen. 

Die Konfularbehörden haben in beiden Ländern nur 
einzufchreiten, um die auf die Ausbeiferung und Neu— 
Verproviantirung oder, eintretenden Falls, auf den 
Verlauf des an der Küfte geftrandeten oder gejcheiterten 
Schiffs bezüglichen Maaßregeln zu überwachen. 

Für die Intervention der Landesbehörden dürfen 
feine anderen Koften erhoben werden, als folche, welche 
durch die Bergung und die Aufbewahrung der geretteten 
Gegenjtände veranlaßt find, ſowie diejenigen, welche in 
gleihem Falle die Nationalſchiffe zu entrichten haben. 

Die Hohen vertragenden Theile find außerdem dahin 
übereingelommen, daß die geborgenen Waaren und 
Effekten feiner Zollabgabe unterliegen follen, es fei 
denn, daß fie in den inneren Verbrauch übergehen 
follen. 

Artitel 19. Alle Beitimmungen de3 gegenwärtigen 
Vertrages ſollen in dem ganzen Gebiet des Nord- 
deutfhen Bunde und in dem ganzen Gebiet von 
Spanien, einfchließlich der überfeeifchen Spanijchen Be— 
jigungen, anwendbar und ausführbar fein; in den zus 
legt erwähnten Befigungen jedoch unter den Vorbehalten, 
welche die bejondere Verwaltungseinrichtung derjelben 
mit ſich bringt. 

Artifel 20. Die beiderfeitigen Generaltonfuln, 
Konſuln, Bizelonfuln und Ronfularagenten, ingleichen 
die Konfulatzfanzler, Setretaire, Eleven und Attachés 
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ſollen in beiden Ländern aller Befreiungen, Borredhte, 
Immunitäten und Privilegien theilbaftig werden, welche 
den Beamten gleichen Grades der meiſt begünftigten 
Nationen zuftehen. 

Artilel 21. Der gegenwärtige Bertrag joll zehn 
Jahre, vom Tage der Auswechſelung der Ratifilationen 
an gerechnet, Gültigkeit haben. Wenn ein Sahr vor 
Ablauf diejes Zeitraums keiner der Hohen kontrabiren- 
den Theile dem andern feine Abficht fund giebt, die 
Wirkſamkeit des Vertrages aufhören zu laffen, fo bleibt 
derfelbe für beide Theile bis ein Jahr nach erfolgter, 
an feine Friſt gebundener Aufkündigung in Kraft. 

Artitel 22. Der gegenwärtige Vertrag joll von 
beiden Hohen kontrahirenden Theilen beftätigt und 
ratifizirt und es follen die Ratififationen innerhalb 
zwei Monaten oder wo möglich noch früher in Madrid 
ausgewechſelt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mächtigten gegenwärtigen Bertrag unterzeichnet und 
befiegelt. 


50) Ronfular- Konvention mit den Bereinigten 
Staaten von Amerita. Vom 11. Dezember 1871. 
(RGB. 1872, 95). 


Seing Majeftät der Deutſche Kaifer, König von 
Preußen, im Namen des Deutfhen Reichs, und der 
Präfident der Vereinigten Staaten von Amerika, von 
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dem Wunſche geleitet, die Rechte, Privilegien, Jmmuni- 
täten und Verpflichtungen der beiderfeitigen konſulari⸗ 
chen Agenten fejtzuftellen, find übereingelommen, einen 
Konſular-Vertrag abzufchließen, und haben zu biefem 
Behufe zu Ihren Bevollmädtigten ernannt, — — 
welche die folgenden Artikel vereinbart und unter 
zeichnet haben: 

Art. 1. Jeder der vertragenden Theile milligt 
ein, General: Konjuln, Konfuln, Bize- Konfuln und 
Konfular= Agenten des anderen Theils in allen feinen 
Häfen, Städten und Plätzen zuzulaffen, mit Ausnahme 
derjenigen Orte, wo ed nicht angemeſſen erjcheinen follte, 
folhe Beamte anzuertennen. Diefer Vorbehalt foll 
jedoch) auf feinen der vertragenden Theile angetvendet 
werden, ohne jeder anderen Macht gegenüber ebenfalls 
Anwendung zu finden. 

Art. 2. Die General-Konfuln, Konfuln, Bize- 
Konſuln oder Konfular-Agenten jollen nad) Borlegung 
ihrer mit Beobachtung der in ihren bezüglichen Ländern 
beftehenden Förmlichleiten ausgefertigten Bejtallung 
gegenfeitig zugelaffen und anerkannt werden. Das zur 
Ausübung ihrer Amtsverrichtungen erforderlide Exe⸗ 
quatur fol ihnen Eoftenfrei ertheilt werden und nach 
Borweifung diefer Urkunde follen diefelben fofort und 
unbeanftandet von den Landesbehörden in den Häfen, 
Städten und Plätzen ihres Amtsſitzes und Amtsbezirks, 
diejelben jeien Bundes-, Staatd- oder Gemeinde-Be- 
börden, Gerichtd- oder VBerwaltungs= Behörden, zum 
Senuffe der ihnen gegenfeitig zugeficherten Vorrechte 
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zugelaffen werden. Die das Erequatur ertheilende 
Regierung behält fi) das Recht vor, dieſes Exequatur 
zurüdzunehmen und zwar unter Darlegung der Gründe, 
aus denen fie für angemefjen erachtet hat, fo zu handeln. 

Art. 3. Die refp. General-fonfuln, Ronfuln, Vize 
Konjuln oder Konfular- Agenten fowohl als deren 
Kanzler und Sefretaire follen in beiden Ländern alle 
Vorrechte, Befreiungen und Immunitäten genießen, 
welche den Beamten defjelben Ranges der meiftbegünftig- 
ten Nation bewilligt find oder in Zukunft bewilligt 
werden. Konjular-Beamte, welche nicht Angehörige des 
Landes find, wo fie beglaubigt find, follen in dem Lande, 
wo fie ihren Siß haben, perfünlide Immunität von 
Verhaftung oder Gefangenhaltung genießen, ausge— 
nommen im alle von Berbreden; fie follen ferner 
von Militair-Einquartierung und Kontributionen, von 
Waffendienften aller Art und von anderen öffentlichen 
Dienitleiftungen, ſowie von allen direkten oder perſön⸗ 
lien oder Luxus⸗Abgaben, Leiftungen und Beiträgen, 
diefelben feien Bundes, Stant3- oder Gemeinde-Ab- 
gaben, frei fein. Wenn aber die gedachten Konfular- 
Beamten in dem Lande; wo fie ihren Amtsfi haben, 
Grundeigenthümer find oder werden, oder Handels- 
gefchäfte betreiben, jo jollen jte denfelben Abgaben und 
Auflagen und demjelben gerichtlichen Verfahren unter: 
worfen fein, mie die Grundbefiger oder Kaufleute, 
welche Angehörige des Landes find. Unter keinen 
Umftänden jedoch foll das Einfommen von ihrem Amte 
irgend einer Abgabe unterliegen. Konfular= Beamte, 
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weldhe kaufmänniſche Geſchäfte betreiben, ſollen nicht 
auf ihre Konſular-Vorrechte ſich berufen dürfen, um 
ſich ihren kaufmänniſchen Verbindlichkeiten zu entziehen. 
Konfular-Beamte jedweden Karakters ſollen in keinem 
Falle in der Ausübung ihrer amtlichen Verrichtungen 
weiter geſtört werden, als zur Handhabung der Landes⸗ 
geſetze unvermeidlich iſt. 

Art. 4. General-Konſuln, Konſuln, Vize-Konſuln 
und Konſular-Agenten können über dem äußeren 
Eingange ihrer Amtsräume oder ihrer Wohnungen das 
Wappen ihrer Nation mit einer ihr Amt bezeichnenden 
Inſchrift anbringen. Auch dürfen ſie die Flagge ihres 
Landes auf dem Konſulats-Gebäude aufziehen, aus⸗ 
genommen in ſolchen Plätzen, wo ſich eine Geſandtſchaft 
ihres Landes befindet. 

Desgleichen können fie ihre Flagge auf jedem Yahr- 
zeuge aufziehen, deſſen fie fi) im Hafen bei Ausübung 
ihrer Dienftverrichtungen bedienen. 

Art. 5. Die Konfular- Archive follen jeder Zeit 
unverleglich fein und unter keinem Vorwande joll es 
den Landesbehörden erlaubt fein, die Papiere, welche 
zu diefen Archiven gehören, zu durchſuchen oder mit 
Beichlag zu belegen. Betreibt ein Konfular-Beamter 
nebenbei Gejchäfte, jo jollen die auf daS Konſulat be- 
züglichen Papiere unter abgefondertem Verſchluß auf: 
bewahrt werden. 

Die Amtsräume und Wohnungen der Berufgkonjuln 
(consules missi), weldye nicht Angehörige des Lande 
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find, wo fie ihren Sit haben, follen jederzeit unverletzlich 
fein. Die Landesbehörden follen, foweit es fich nicht 
um Berfolgung von Verbrechen handelt, unter keinem 
Borwande dort eindringen. Sn feinem Yalle dürfen 
fie die dafelbft niedergelegten Papiere durchfuchen oder 
in Beihlag nehmen. Unter keinen Umständen dürfen 
diefe Amtsräume oder Wohnungen als Aſylorte benubt 
werden. 

Art. 6. Im Falle des Todes, der Verhinderung 
oder Abweſenheit der General-Konſuln, Konfuln, 
Vize-Konſuln und Konfular- Agenten dürfen deren 
Kanzler oder Sefretaire, wenn ihr amtlicher Karakter 
zuvor zur Kenntniß der betreffenden deutfchen oder 
amerikanischen Behörden gebracht worden ift, zeitweilig 
deren Amtöverrichtungen ausüben, und fie follen während 
diefer Amtsführung alle Rechte, Borrechte und Immu⸗ 
nitäten genießen, welche durch diefe Uebereintunft den 
Titularen zugefichert find. 

Art. 7. Die General-Ronfuln und Konjuln follen 
mit Genehmigung ihrer refp. Regierungen Vize— 
. Konjuln und Konjular-Agenten in den Städten, Häfen 
und Plätzen innerhalb ihres Konſular-Bezirks beitellen 
dürfen. Diefe Beamten können Angehörige Deutfch- 
lands oder der Vereinigten Staaten oder eine? anderen 
Landes fein. Es fol ihnen von dem Konſul, der fie 
beftellt und unter deſſen Befehlen fie zu fungiren haben, 
oder von der Regierung des Landes, welche derfelbe 
vertritt, eine Beitallung ertheilt werden. Sie follen die 
in dieſer Ucbereinfunft zu Gunften der Konfular- 
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Beamten bedungenen Vorrechte geniehen, vorbehaltlich 
der in Xrtilel 3 aufgeführten Ausnahmen. 

Art. 8. General: Konfuln, Konfuln, Vize-Kon⸗ 
juln und Konfular- Agenten jollen das Recht haben, 
behufs der Abhülfe irgend einer Verlegung der zwiſchen 
beiden Rändern beftehenden Verträge und Uebereinkünfte 
oder des Völkerrechts, an die in ihrem Amtöbezirte 
fungirenden Behörden des bezüglihen Landes, diejelben 
feien Bundes= oder Kandes- Behörden, Gerichtd- oder 
Berwaltungs-Bebörden, fi zu wenden, Auskunft von 
den gedachten Behörden zu verlangen und an diejelben 
Anträge zum Schuß der Rechte und Intereſſen ihrer 
Landsſsleute zu richten, inZbefondere in Fällen der Ab- 
weſenheit diejer Tegteren, in welchen Fällen die Konfuln 
u. ſ. w. als die gejeglichen Vertreter der Abweſenden 
angejehen werden jollen. Falls ein folches Anſuchen 
die gebührende Beachtung nicht fände, jollen die vor— 
gedachten Konjular- Beamten, falld ein diplomatijcher 
Vertreter ihred Landes nicht anmwefend fein jollte, fich 
unmittelbar an die Regierung des Yandes, wo fie ihren 
Sig haben, wenden dürfen. 

Art. 9. General-Konjuln, Konfuln, Vize-Konſuln 
oder Konfular:Agenten der beiden Länder oder deren 
Ranzler follen, fomweit fie nad) den Geſetzen und Ber- 
ordnungen ihres Zandes dazu befugt find, das Recht 
haben, 

1) in ihren Amtsräumen oder Wohnungen, in 

den Wohnungen der Betheiligten oder am Bord 


der Nationalfchiffe die Erklärungen der Schiffs— 
26* 
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führer, der Schiffsmannſchaften, der Schiffe: 
paflagiere, von Kaufleuten oder ſonſtigen An— 
gehörigen ihres Landes entgegenzunehmen; 

2) einjeitige Rechtsgeſchäfte und letztwillige Ber- 
fügungen ihrer Landsleute, imgleihen Berträge, 
welche zwifchen Angehörigen ihres eigenen Landes, 
fowie zwiſchen Diefen und Angehörigen oder 
anderen Einwohnern des Landes ihres Amts— 
ſitzes gefchloffen werden, aufzunchmen und zu 
beglaubigen; nicht minder alle Berträge zwiſchen 
Perſonen der leßteren Kategorie, jomweit ſolche 
Verträge auf ein im Gebiete der Nation, von 
welcher die gedachten Konfular- Beamten beftellt 
find, belegened Grundeigenthum oder auf ein 
daſelbſt abzufchliegendes Geſchäft ſich beziehen. 

Alle ſolche Verträge und andere Urkunden, ſowie 

Abſchriften und Ueberſetzungen davon ſollen, wenn ſie 
von dem General-Konſul, Konſul, Vize-Konſul oder 
Konſular-Agenten gehörig beglaubigt und mit deſſen 
Amtsſiegel verſehen ſind, von den öffentlichen Beamten 
und den Gerichtshöfen als öffentliche Urkunden be— 
ziehungsweiſe als beglaubigte Ueberſetzungen oder Ab- 
ſchriften angeſehen werden, und ſie ſollen dieſelbe Kraft 
und Wirkung haben, als wenn ſie von den kompetenten 
öffentlichen Beamten des einen oder des anderen der 
beiden Länder aufgenommen oder beglaubigt wären. 

Artikel 10. Im Falle, daß ein Angehöriger des 

Deutſchen Reichs in den Vereinigten Staaten, oder daß 
ein Ungeböriger der Vereinigten Staaten im Deutfchen 
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Reiche fterben follte, ohne in dem Lande feines Ab- 
leben3 befannte Erben oder von ihm ernannte Teſta⸗ 
ment3volljtreder zu Hinterlaffen, fo follen die kompetenten 
Zandesbehörden den nächſten Konfular = Beamten der 
Nation, welcher der Berftorbene angehörte, von dieſem 
Umſtande alsbald in Kenntniß ſetzen, damit die erforder- 
lihe Benadrichtigung den betheiligten Barteien unver: 
züglich übermittelt werde. 

Der gedachte Konjular-Beamte ſoll das Recht Haben, 
perjönlich oder Durch einen Beauftragten bei allen Amt3- 
Handlungen für die abweſenden Erben oder Gläubiger 
aufzutreten, bis diefe einen Bevollmächtigten ernannt 
haben. 

In allen Erbfällen follen die Angehörigen eines 
jeden der Iontrahirenden Theile in dem Gebicte des 
anderen Theile® nur diejenigen Abgaben entrichten, 
welche fie entrichten müßten, wenn fie Angehörige des— 
jenigen Landes wären, in welchem der Nachlaß ich 
befindet oder die gerichtliche Verwaltung defjelben ftatt- 
findet. 

Art. 11. Den General- Konjuln, Konfuln, Bize- 
Konſuln und Konjular-Agenten der beiden Länder fteht 
ausfchließli die Inventariſirung und Sicherftellung 
der Güter und Gegenjtände jeder Art zu, melde von 
Sciffsleuten oder Schiffspaffagieren auf Schiffen ihrer 
Nationalität hinterlaffen find, fei e8, daß diefe Perſonen 
am Bord der Schiffe oder am Rande, während der Fahrt 
oder im Beitimmungs-Hafen fterben. 

Art. 12. Die General: Konfuln, Konfuln, Vize 
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Konfuln und Konfular-Agenten können fi in Berjon 
an Bord der zum freien Verkehr zugelafienen Schiffe 
ihrer Rationalität begeben oder einen Bevollmädtigten 
an Bord fhiden, um die Offiziere und Mannſchaften 
zu vernehmen, die Schiffspapiere einzufehen, die Er- 
Härungen über ihre Reife, ihren Beitimmungsort und 
die Zwiichenfälle während der Reife entgegenzunehmen, 
Ladungsverzeichniſſe (Manifeite) aufzunehmen, den Ein- 
gang und die Klarirung ihrer Schiffe zu fördern, endlich 
mit den gedadhten Offizieren und Mannſchaften vor 
den Gerichts⸗ oder Berwaltungsbehörden des Landes 
zu erjcheinen, um ihnen ald Dolmetſcher oder Agenten 
zu dienen. 

Die Gerihtöbehörden und Bollbeamten dürfen in 
feinem Falle zur Befichtigung oder Durchſuchung von 
Handelsſchiffen fchreiten, ohne den Konfular= Beamten 
der Nation, welcher die gedachten Schiffe angehören, 
behufs ihrer etwaigen Gegenwart vorher Nachricht ge- 
geben zu haben. 

Ebenfo müſſen die gedachten Konfular- Beamten 
behufs ihrer Anweſenheit rechtzeitig benachrichtigt werben, 
wenn die Offiziere oder zur Schiffsmannſchaft gehörige 
Berjonen vor den Gerichten oder Behörden des Orts 
Ausfagen oder Erklärungen abzugeben haben, damit 
jedes Mißverſtändniß und jeder Irrthum, welche einer 
geordneten Rechtspflege Eintrag thun könnten, ver: 
mieden wird. Die bezügliche Mittheilung an die Kon 
fuln, Bize-Ronfuln oder Konfular- Agenten ſoll die für 
das Verfahren beftimmte Stunde enthalten. Beim 
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Nichterjheinen der gedachten Beamten oder ihrer Ver- 
treter Tann in ihrer Abmwefenheit in der Sade vor- 
gegangen werben. 

Urt. 13. Den General: Konfuln, Konſuln, Vize⸗ 
Konſuln oder Konfular- Agenten ſteht ausſchließlich 
die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung an Bord 
ihrer nationalen Handeldichiffe zu. Sie haben dem⸗ 
gemäß Streitigleiten jeder Art, fei e8 auf hoher See, 
fei e8 im Hafen, zwiſchen den Schiffsführern, Offizieren 
und Matrojen zu ſchlichten, inZbejondere Streitigkeiten, 
welche fi auf die Heuer und die Erfüllung fonjtiger 
Bertragsbeftimmungen beziehen. Weder ein Gerichtshof 
noch eine andere Behörde foll unter irgend einem Vor⸗ 
wande fid) in ſolche Streitigleiten mifchen dürfen, außer 
in Fällen, wenn die an Bord vorfallenden Streitig- 
feiten der Art find, daß dadurd die Ruhe und öffent⸗ 
liche Ordnung im Hafen oder am Lande gejtört wird, 
oder wenn andere Perſonen, ala die Offiziere und 
Mannihaften des Schiffes an den Unordnnungen be= 
theiligt find. 

Mit Ausnahme der vorgedadgten Yälle jollen die 
Landesbehörden fi) darauf beichränken, den Konfuln 
wirkſame Hülfe zu leiften, wenn dieje darum nachſuchen, 
um diejenigen Berfonen zu verhaften und gefangen zu 
halten, deren Name in der Schiffsrolle eingetragen ift 
und deren Feithaltung jene für erforderlid) erachten. 
Diefe Perſonen follen auf eine fchriftlihe, an bie 
Zandesbehörden gerichtete und von einem beglaubigten 
Auzzuge aus dem Schiffsregifter oder der Mufterrolle 
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begleitete Aufforderung verhaftet und während der 
ganzen Zeit ihres Aufenthalts im Hafen zur Verfügung 
der Konfuln feitgehalten werden. Ihre Freilaffung fol 
nur in Folge eine Erſuchsſchreibens der gedachten 
Konfuln erfolgen. 

Die Koften der Verhaftung und ber Feſthaltung 
dieſer Perſonen ſollen von den Konſuln getragen werden. 

Art. 14. Die General-Konſuln, Konſuln, Bize- 
Konfuln oder Konfular= Agenten Tönnen die Offiziere, 
Matrofen und alle anderen zur Mannſchaft der Kriegs⸗ 
oder Handelsſchiffe ihrer Nationalität gehörigen Ber- 
onen, welche der Defertion von den gedachten Schiffen 
ſchuldig oder angellagt find, feftnehmen Iaffen, um Die- 
jelben an Bord oder in ihre Heimath zu fenden. 

Zu diefem Bmed follen die deutſchen Konjuln in 
den Vereinigten Staaten an die Gerichte oder Behörden 
de3 Bundes, des Staat oder der Gemeinde und bie 
Konfuln der Vereinigten Staaten in Deutfhland an 
irgend eine der kompetenten Behörden bezüglich der 
Deferteure ein Erſuchsſchreiben richten, begleitet von 
einem amtlichen Auszuge aus dem Sciffsregifter und 
der Mujterrolle oder von anderen amtlihen Urkunden, 
welche geeignet find, zu. beweijen, daß die Zeute, Deren 
Auslieferung fie verlangen, zu der gedachten Schiffe- 
mannfchaft gehören. Auf ein dergeftalt begründetes 
Erſuchen und ohne daß es einer Beeidigung von Seiten 
‚ der Konfuln bedarf, follen die Deferteure (vorausgeſetzt, 
daß diefelben weder zur Zeit ihrer Einfchiffung, noch 
zur Beit ihrer Ankunft im Hafen Angehörige des Landes 
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find, wo das Auslieferung3= Berlangen geftellt wird) 
an die Konfuln ausgeliefert werden. Rede Hülfe und 
jeder Schuß ſoll denfelben gewährt werden bei der Ver⸗ 
folgung, Ergreifung und Feithaltung der Deferteure, 
welche in die Gefängnifje des Landes gebracht und bort 
auf Erjuhen und auf Koften der Konfuln fo lange 
feftgehalten werden follen, bis die gedachten Konfuln 
eine Gelegenheit zu ihrer Yortfendung gefunden haben 
werden. 

Wenn jedoch eine ſolche Gelegenheit innerhalb eines 
Zeitraums von 3 Monaten, vom Tage der Gefangen 
nahme an gerechnet, fich nicht finden follte, jo werden 
die Deferteure freigelaffen und aus dem nämlichen 
Grunde nicht wieder feitgenommen werben. 

Art. 15. Falls nicht Verabredungen zwiſchen 
Rhedern, Befrachtern und Berficherern entgegenftehen, 
werden alle während der Fahrt der Schiffe beider Länder 
erlittenen Havereien, fei e8, daB die Schiffe in den 
Hafen freiwillig oder als Nothhafner einlaufen, von 
den General-Ronfuln, Konſuln, Vize-Konſuln und Kon- 
fular-Agenten der betreffenden Länder regulirt. Sollten 
jedoch Landesunterthanen oder Angehörige einer dritten 
Macht bei der Sache betheiligt fein, jo müffen in Er⸗ 
mangelung einer gütlichen Einigung zwifchen allen Be⸗ 
theiligten die Havereien von den Landesbehörden regu- 
lirt werben. 

Art. 16. Wenn ein Regierungsichiff oder ein 
Schiff eines Angehörigen eines der vertragenden Theile 
an der Küfte des andern Theiles Schiffbruch leidet 
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oder ftrandet, jo jollen die Lokalbehörden den General- 
Konsul, Konful, Bize-Konful oder Konfular= Agenten 
des Bezirks, oder wenn ein folcher nicht vorhanden ift, 
den dem Drte des Unfalls nächſten General- Konful, 
Konful, Bize-Konful oder Konfular= Agenten davon 
benachrichtigen. 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglich amerilanifcher in 
den Territorial-Gewäfjfern des Deutſchen Reichs ge- 
icheiterter oder geftrandeter Schiffe jollen nad) Maßgabe 
der deutfchen Geſetze erfolgen, und umgelehrt jollen alle 
Rettungsmaßregeln in Bezug auf deutſche in den Terri- 
torial-Gewäflern der Vereinigten Staaten gejcheiterte 
oder geitrandete Schiffe in Gemäßheit der Gelege der 
Vereinigten Staaten erfolgen. 

Die Konfular- Behörden haben in beiden Ländern 
nur einzufchreiten, um die auf Ausbeſſerung oder Neu- 
verproviantirung, oder eintretenden Falls auf den Ber- 
tauf des gefcheiterten oder geftrandeten Schiffes bezüg- 
lihen Maßregeln zu überwachen. 

Für das Einfchreiten der Landesbehörden dürfen 
feine anderen Koften erhoben werden, als joldhe, welche 
in gleihem Yalle die Nationalichiffe zu entrichten haben. 

Iſt die Nationalität eines verunglüdten Schiffes 
zweifelhaft, fo find die Landesbehörden ausſchließlich 
für alle in dem gegenwärtigen Artikel vorgefehenen 
Mapregeln zuftändig. 

Ale Waaren und Güter, welche nicht zum Ver⸗ 
braude in dem Lande, in welchem der Schiffbruch ftatt- 
findet, bejtimmt find, follen frei von jeder Abgabe fein. 
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Art. 17. In Betreff der Bezeihnung oder Eti- 
fettirung der Waaren oder deren Berpadung, der Mufter 
und der Yabril- oder Handeläzeihen follen die Ange- 
börigen Deutſchlands in den Vereinigten Staaten von 
Amerila, und die Ameritaner in Deutſchland denfelben 
Schuß, wie die Inländer, genießen. 

Art. 18. Die gegenwärtige Uebereintunft fol für 
die Dauer von zehn Jahren, vom Tage des Aus—⸗ 
tauſches der Ratifikationen an gerechnet, Gültigkeit 
haben. Die Ratifilationen follen innerhalb ſechs Mo- 
naten in Berlin ausgemwechjelt werden. 

Wenn keine der Parteien zwölf Monate vor dem 
Ablauf des gedachten Zeitraums von zehn Jahren ihre 
Abficht Fund giebt, dieſe Mebereinkunft nicht zu erneuern, 
jo ſoll diefelbe ein Jahr länger in Kraft bleiben, und 
jo fort von Sahr zu Jahr bis zum Ablauf eines Jahres 
nad dem Tage, an welchem cine der Parteien der 
anderen eine ſolche Abficht fund gegeben haben wird. 

Bu Urkund deſſen Haben die Bevollmächtigten diefe 
Uebereintunft unterzeichnet und befiegelt. 


Protokoll vom 29, April 1872 über ben Austauſch der 
Natifilations-Urkunden zu der vorbezeichneten Stonvention. 
(R.G. B. 1872, 107). 

Die Unterzeichneten waren heute zuſammengetreten, 
um den Austauſch der Ratifiltationen der am 11. Des 
zember 1871 unterzeichneten Konjular » Konvention 
zwiſchen Deutſchland und den Rereinigten Staaten 
von Amerika zu bewirken. 
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Bevor zu diefem Akte gejchritten wurde, erllärte der 
Unterzeichnete, außerordentliche Gejandte und bevoll- 
mächtigte Minifter der Bereinigten Staaten von Amerika: 

1) daß nad der ihm von feiner Regierung, nad 
Bernehmung ımd mit Buftimmung des Senats 
ertbeilten Inſtruktion der in dem englifchen Texte 
der Artitel III. und IX. gebraudte Ausdruck 
„property“ nur in der Bedeutung von „real 
estate“ gemeint und verjtanden fei; 

2) daß nad den Geſetzen und der Berfafjung der 
Vereinigten Staaten der Artikel X. nicht bloß 
auf Berfonen männlihen Geichleht3, jondern 
auch auf Berfonen weiblichen Geſchlechts An⸗ 
wendung finde. 

Nachdem der unterzeichnete Präfident des Reichs— 
fanzler-Amt3 fein Einverftändnig mit diefer Erklärung 
ausgeſprochen hatte, wurden die in guter und gehöriger 
Form befundenen Ratifikations-Urkunden ausgetaufcht 
und gegenwärtiged Brotofoll in doppelter Ausfertigung 
vollzogen. 


51) Konfular-Bertrag mit Rußland. Bom 
8. Dezember ı 
56 November 1874 (RB. 1875, 145)"). 
Seine Majeftät der Deutſche Kaifer, König von 
Preußen, und Seine Majejtät der Kaifer aller Reußen, 


1) Vgl. die Staatöverträge mit Nußland d. d. Paris 30. März 
1856 (Pr. &.©. Nr. 36) ©. 12 und d. d. London 13. März 1871 
(R. G. B. 1871, ©. 104), 
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von dem Wunjche geleitet, die wechſelſeitigen Rechte, 
Privilegien und Immunitäten der Generallonjuln, 
Konjuln, Bizelonfuln und Konjularagenten, Kanzler 
oder Sekretäre, ingleihen die amtlichen Befugnifie der- 
jelben und die Verpflichtungen zu regeln, welchen fie 
beziehungsweife in Deutichland und in Rußland unter- 
worfen jein follen, haben beichlofien, eine Konjular- 
fonvention abzufchließen und zu dieſem Behufe zu 
Ihren Bevollmächtigten ernannt, — — 

welche, nach Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Bollmadıten, iiber nachſtehende Artikel 
übereingekommen ſind: 

Artikel 1. Jeder der hohen kontrahirenden Theile 
kann in den Häfen oder Handelsplätzen des Gebiets 
des andern Theils, einſchließlich der überſeeiſchen Be— 
ſitzungen und der Kolonien, Generalkonſuln, Konſuln, 
Vizekonſuln oder Konſularagenten beſtellen. Beide 
Theile behalten ſich jedoch das Recht vor, einzelne Orte 
zu bezeichnen, welche auszunehmen ſie für angemeſſen 
erachten, wobei vorausgeſetzt wird, daß dieſer Vorbehalt 
gleichmäßig allen Mächten gegenüber Anwendung findet. 

Die Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und 
Konſularagenten treten ihre Thätigkeit an, ſobald ſie 
von der Regierung des Landes, in welchem ihnen ihr 
amtlicher Wohnort angeiviefen ift, in den dort üblichen 
Formen zugelafien und anerfannt worden find. 

Artilel 2. Die Generalkonſuln, Konſuln und ihre 
Kanzler oder Sefretäre, ingleichen die Vizekonſuln oder 
Konjularagenten, welche Ungehörige des Staates find, 
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der fie ernannt, follen von der Militär-Einquartierung 
und den Militärlaften überhaupt, von den direkten, 
Berjonal-, Mobiliar und Luxusſteuern befreit fein, 
mögen folche vom Staat oder von den Kommunen auf: 
erlegt fein. 

Wenn fie jedoch) Grundbefig haben, Handel oder 
Gewerbe betreiben, jo find fie denjelben Zaren, Auf- 
lagen und Steuern unterworfen, wie andere Privat: 
leute. 

Sie dürfen weder verhaftet, noch gefänglich einge- 
zogen werden, audgenommen für joldhe Handlungen, 
welche nach der Gejeßgebung eines jeden der beiden 
Staaten vor das Geichworenengericht gehören. Sind 
fie Handeltreibende, jo fol die Schuldhaft gegen fie 
nur wegen Berbindlichleiten aus Handelsgeichäften, 
nicht aber wegen jonftiger Civilverbindlichkeiten verhängt 
werden dürfen. 

Artitel 3. Die Generaltonfuln, Konfuln und ihre 
Kanzler, ingleihen die Bizefonfuln und Konfular- 
agenten find verbunden, vor Gericht Zeugnik abzu- 
legen, wenn die Landesgerichte ſolches für erforderlich 
halten. Doc ſoll die Gericht3behörde in dieſem Yale 
fie mittelft amtlichen Schreibens erfuchen, vor ihr zu 
ericheinen. 

Für den Fall der Behinderung der gedadhten Be- 
amten durch Dienſtgeſchäfte oder Krankheit ſoll, jedoch 
nur in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die Gerichts- 
behörde fi in ihre Wohnung begeben, um fie münd- 
li zu vernehmen oder unter Beobadjtung der einem 
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jeden der beiden Staaten eigenthümlichen Förmlichkeiten 
ihr fchriftliches Zeugnik verlangen. 

Die gedachten Beamten haben dem Berlangen der 
Behörde in der ihnen bezeichneten Friſt zu entfprechen 
und derjelben ihre Ausfage jchriftlid, mit ihrer Unter: 
ſchrift und ihrem amtlihen Siegel verjehen, zuzuftellen. 

Artikel 4 Die Generallonfuln, Konfuln, Vize: 
fonfuln und Konfularagenten können über der äußeren 
Eingangsthür des Konſulats oder Vizekonſulats dag 
Nationalwappen mit der Umſchrift: „Konfulat, Vize: 
tonjulat oder Konjularagentur von... .. “ anbringen. 

Auch können fie in den Seepläßen die National- 
flagge auf dem Konjulatsgebäude, ſowie auf dem Boote 
aufziehen, deſſen fie fich bei dienstlichen Fahrten im 
Hafen bedienen. 

Selbitverjtändlich jollen diefe äußeren Abzeichen nie— 
mal? fo aufgefaßt werden, als begründeten fie ein Ajyl- 
recht, ſondern fie ſollen vorzugsweiſe dazu dienen, den 
"betreffenden Seeleuten oder Landedangehörigen das 
Konſulatsgebäude kenntlich zu machen. 

Artilel 5. Die Konſulatsarchive find jederzeit 
unverleglih und die Landesbehörden dürfen unter 
feinem Borwande und in keinem Falle die zu den 
Archiven gehörigen Dienftpapiere einjehen oder mit 
Beichlag belegen. 

Die Dienftpapiere müſſen ftet3 von den das fauf- 
männifche Geſchäft oder da8 Gewerbe der refp. Konfuln, 
Bizelonfuln oder Konjularagenten betreffenden Büchern 
und Papieren volljtändig gefondert fein. 
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Artikel 6. In Behinderungs-, Abweſenheits- oder 
Todesfällen der Generaltonfuln, Konjuln oder Vize— 
tonfuln follen die Kanzler und Sekretäre, fofern fie in 
diefer Eigenfchaft den betreffenden Behörden bereits 
vorgejtellt find, von Rechtswegen befugt jein, interi- 
miſtiſch die konjularifhen Amtsbefugniffe auszuüben 
und fie follen während diefer Zeit Die Freiheiten und 
Brivilegien genießen, welche nad) der gegenwärtigen 
Konvention damit verbunden find. 

Artikel 7. Die Generaltonjuln und Konfuln 
fönnen, vorbehaltlih der Zuftimmung der Landes- 
regierung, Bizelonfuln oder Konfularagenten in allen 
Städten, Häfen und Bläben ihres Amtsbezirks er- 
nennen. 

Diefe Ugenten können ohne Unterjhied aus Un- 
gehörigen beider Länder oder dritter Staaten gewählt 
werden. Sie erhalten ein Patent jeitend des Konſuls, 
welcher fie ernannt hat und auf deffen Weifung fie 
ihre Funktionen auszuüben haben. Die in der gegen- 
twärtigen Konvention verabredeten Brivilegien und Be— 
freiungen ſtehen vorbehaltlih der in den Artikeln 2 
und 3 vorgejehenen Ausnahmen auch ihnen zu. Es 
veriteht jich daher indbejondere, daß, wenn ein in 
einem Hafen oder einer Stadt eines der beiden Ränder 
beftellter Konful oder Konfularagent aus den Un- 
gehörigen dieſes Landes erwählt wird, diejer Konful 
oder Agent, nad) wie vor, ald Angehöriger der Nation 
betrachtet wird, der er angehört, und dab er folge- 
weife den Geſetzen und Beſtimmungen unterworfen 
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bleibt, welde an dem Orte feiner Reſidenz für die 
Randesangehörigen maßgebend find. Doch joll da— 
durh die Ausübung feiner Amtsbefugniffe in feiner 
Weiſe gehindert, noch die Unverleglichleit der Konſu— 
latsarchive gefährdet werden. 

Artitel 8. Die Generallonjuln, Konfuln und 
Bizefonfuln oder Konfularagenten beider Länder können 
in Ausübung der ihnen zuertheilten Amt3befugniffe 
ih an die Behörden ihres Amtsbezirks wenden, um 
gegen jede Verlegung der zwiſchen beiden Ländern be- 
ftehenden Verträge oder Konventionen, und gegen jebe 
ihren Nationalen zur Beichwerde gereihende Beein= 
trächtigung Einſpruch zu erheben. Wenn diefe Be- 
börden auf ihre Reklamationen nicht eingeben, fo 
fönnen fie, in Ermangelung eines diplomatifchen Ber- 
treters ihre® Landes, ſich an die Bentralregierung 
des Landes wenden, in weldhem fie ihren Amäesſitz 
haben. ' 

Artilel 9. Die Generallonfuln, Konfuln und 
ihre Kanzler, ingleichen die Vizekonſuln und Konfular- 
agenten beider Länder, haben das Recht, in ihren 
Kanzleien, in der Wohnung der Betheiligten und am 
Bord der Schiffe ihrer Nation diejenigen Erflärungen 
aufzunehmen, melde die Schiffsführer, die Sciffe- 
mannſchaft und die Schiffepafjagiere, Handeltreibende 
und ſonſtige Angehörige ihres Landes abzugeben haben. 

Sie find außerdem befugt, als Notare und nad) 
den Geſetzen ihres Landes aufzunehmen: 

Born, Die Konſulargeſetzgebung. 27 
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1) legtwillige Verfügungen von Angehörigen ihres 
Landes und alle anderen, diejelben betreffenden 
Notariatdalte einjchließlich Verträge jeder Art. 
Wenn diefe Verträge aber die Beitellung einer 
Hypothek oder ein anderes Rechtsgeſchäft über 
Grundftüde zum Gegenitande Haben, welche in 
dem Lande belegen find, wo der Konful feinen 
Amtafig Hat, jo müffen fie in der Form und 
nah Maßgabe der bejonderen Beitimmungen, 
welche die Geſetze dieſes Landes vorjchreiben, 
abgefaßt fein; 

2) alle Verträge, welche zwifchen einem oder mehre- 
ren ihrer Nationalen und anderen, dem Lande, 
in welchem fie ihren Amtsfi haben, angehören- 
den Perjonen abgejchloffen werden, und fogar 
jolhe Verträge, welche nur zwiſchen Angehörigen 
dieſes letzteren Landes abgeſchloſſen werden, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Verträge ſich ausſchließlich 
auf Vermögensſtücke beziehen, welche im Gebiet 
der Nation, welcher der inſtrumentirende Konſul 
oder Agent angehört, belegen ſind, oder auf 
Geſchäfte, welche dort zu verhandeln ſind. Ebenſo 
können ſie jede Art von Verhandlungen und 
Dokumenten, die von Behörden oder Beamten 
ihres Landes ausgegangen ſind, überſetzen und 
beglaubigen. x 

Alle vorerwähnten Urkunden, ingleihen die Ab- 

Ihriften, Auszüge oder Ueberfegungen folder Urkunden 
jollen, wenn fie durch die gedachten Beamten vor- 
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ſchriftsmäßig beglaubigt und mit dem Amtsſiegel des 
Konjulat3 oder Vizekonſulats verjehen find, in jedem 
der beiden Länder diejelbe Kraft und Gültigkeit haben, 
ald wenn fie von einem Notar oder anderen öffent⸗ 
lichen oder minijteriellen in Dem einen oder dem andern 
der beiden Staaten zuftändigen Beamten aufgenommen 
wären, vorausgeſetzt, daß bezüglich des Stempels, der 
Regiftrirung oder jeder andern Tare oder Auflage die 
Beitimmungen de3 Landes, in weldem der Alt zur 
Ausführung fommen fol, erfüllt find. 

Artitel 10. Die Generaltonfuln, Konjuln und 
Bizetonfuln oder Konfularagenten können ſich per- 
ſönlich an Bord der Nationalſchiffe begeben oder Ber: 
treter an Bord derjelben ſchicken, fobald die Schiffe 
zum freien Verkehr zugelaffen find; fie können Kapi- 
tän und Mannſchaft vernehmen, die Schiffspapiere 
prüfen, die Ausſagen über ihre Reife und ihren Be- 
ftimmungsdort und die Zwifchenfälle während der Reife 
entgegennehmen, die Ladungsverzeichniſſe (Manifeſte) 
anfertigen, die Expedition ihrer Schiffe fördern und 
mit ihnen vor den Gerichts- oder Verwaltungsbehörden 
de3 Landes erjcheinen, um ihnen bei den Angelegen- 
beiten, welche fte betreiben, oder bei den Anträgen, 
welche fie zu ftellen haben, al3 Dolmetſcher und Agenten 
zu dienen, ausgenommen in den von ben Handels⸗ 
gefegen beider Länder vorgefehenen Fällen, an deren 
Anordnungen duch die gegenwärtige Vertragsbeſtim⸗ 
mung nicht geändert wird. 

Die Gericht3beamten wie die Beamten und Agenten 
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der Bollämter des Landes dürfen in den Häfen, mo 
ein Konſul oder Konfularagent eines der beiden reſpek— 
tiven Staaten feinen Amt3fig hat, an Bord von Handels- 
Schiffen keine anderen Unterfuhungen oder Befichtigungen, 
als die gewöhnlichen zollamtlihen Befichtigungen, vor- 
nehmen, ohne zuvor dem gedachten Konjul oder Agenten 
Nachricht gegeben zu Haben, damit diefelben der Be— 
fihtigung beiwohnen können. 

Die Einladung, welde zu diefem Behufe an die 
Konſuln, Vizekonſuln oder Konjularagenten zu richten 
ift, muß eine genaue Angabe der Stunde enthalten, 
und wenn diejelben es unterlaflen, fich perſönlich ein- 
aufinden oder fi durch einen Delegirten vertreten zu 
lafien, fo fol in ihrer Abweſenheit vorgegangen 
iverden. 

Der gegenwärtige Artikel findet ſelbſtverſtändlich 
feine Anwendung auf die Maßregeln, welche von den 
Lokalbehörden nad) Maßgabe der Vorſchriften über 
das Zoll- und Geſundheitsweſen getroffen werden. 
Die Hierauf bezüglichen Beſtimmungen fommen nad 
wie dor ohne Mitwirkung der Konfularbehörden zur 
Anwendung. 

Artikel 11. Hinfihtlid der Hafenpolizei, des 
Laden? und Ausladens der Schiffe, ſowie hinſichtlich 
der Sicherung von Waaren, Gütern und Effekten, 
Iommen die Landesgeſetze, Statuten und Reglement 
in Anwendung Den Konfuln und Bizelonfuln oder 
Konfularagenten fteht ausſchließlich die Aufrechterhal- 
tung der inneren Ordnung an Bord ihrer nationalen 
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Schiffe zu. Sie haben demgemäh allein Streitigkeiten 
jeder Art zwiſchen Kapitän, Schiffsoffizieren und Ma- 
trofen zu ſchlichten, insbeſondere Streitigkeiten, welche 
fih auf die Heuer und die Erfüllung gegenfeitiger 
Verpflichtungen beziehen. 

Die Lokalbehörden dürfen nur dann einfchreiten, 
wenn die anı Bord der Schiffe vorlommenden Un: 
ordnnungen der Art find, daß die Ruhe. oder öffentliche 
Ordnung am Lande oderim Hafen dadurd geftört 
wird, oder wenn cin Landesangehöriger oder eine 
nit zur Schiffemannjhaft gehörige Perfon be— 
theiligt iſt. 

In allen anderen Fällen haben die gedachten Be= 
hörden ſich darauf zu beſchränken, den Konfuln und 
Vizekonſuln oder Konfularagenten auf Verlangen Bei- 
ftand zu gewähren, wenn diefe Beamten c3 für noth- 
wendig erachten follten, daß eine in die Mujterrolle 
eingetragene Perjon verhaftet und an Bord zurüd- 
geführt, oder in der Haft behalten werde. Wenn die 
Verhaftung aufrecht erhalten werden fol, fo haben die 
gedachten Beamten in möglichjt kurzer Frift davon ben 
zujtändigen Geriht3behörden eine amtliche Mittheilung 
zu machen. 

Artikel 12. Die Generallonfuln, Konfuln, Bize- 
fonfuln oder Konfularagenten können diejenigen See— 
leute und andere, aus irgend einem Grunde zur 
Mannſchaft der Schiffe ihrer Nation gehörige Perſonen, 
deren Defertion auf dem Gebiete des einen der hoben 
vertragenden Theile jelbft ftattgefunden hat, verhaften 
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und an Bord oder in ihre Heimath zurüdfenden 
laſſen. 

Zu dieſem Zwecke haben ſie ſich ſchriftlich an die 
zuſtändigen Beamten zu wenden und durch Vorlegung 
der Schiffsregiſter oder Muſterrollen oder anderer amt— 
licher Schriftſtücke, oder, wenn das Schiff ſchon ab- 
gegangen fein ſollte, durch Vorlegung einer beglau— 
bigten Abſchrift dieſer Dokumente nachzuweiſen, daß 
die reklamirten Perſonen wirklich zur Schiffsmann— 
ſchaft gehört haben. Auf einen in dieſer Art begründe⸗ 
ten Antrag darf die Auslieferung der Deſerteure nicht 
verweigert werden. 

Auch ſoll den gedachten Konſularbehörden jeder 
Beiſtand und jede Hilfe behufs Aufſuchung und Ver— 
haftung ſolcher Deſerteure gewährt werden; letztere 
ſollen auf ſchriftlichen Antrag und auf Koſten der 
Konſularbehörde fo lange in Gewahrſam gehalten 
werden, bis fic an Bord des Schiffes, zu dem fie ge- 
hören, zurüdgebradt werden, oder big ſich eine Ge⸗ 
legenbeit findet, fie Heimzujenden. 

Sollte jedoch diefe Gelegenheit innerhalb zweier 
Monate, vom Tage der Verhaftung an geredet, ſich 
nicht darbieten, oder follten die Koften der Sefangen- 
haltung nicht regelmäßig bericätigt werden, jo follen 
die gedadhten Defertcure in Freiheit gejebt werden, 
ohne aus demjelben Grunde wieder verhaftet werden 
zu können. 

Sollte der Deferteur am Lande ein Verbrechen 
oder ein Bergehen begangen haben, fo kann die Lokal— 
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behörde die Auslieferung ausfegen, bis das Gericht 
die Entſcheidung gefällt hat und dieſe vollftändig voll- 
ſtreckt worden it. 

Die hohen vertragenden Theile find darüber ein- 
verftanden, daß Seeleute oder andere Berfonen der 
Mannſchaft, welche Angehörige des Landes find, in 
welchem die Defertion ftattfindet, von den Beſtimmun— 
gen dieſes Vertrages ausgenommen find. 

Artitel 13. Falls nicht VBerabredungen zwiſchen 
Rhedern, Befrachtern und Berficherern entgegenstehen, 
werden dic von Schiffen beider Länder in See er: 
littenen Havereien, fei es, dab die Schiffe in die be- 
treffenden Häfen freiwillig oder als Nothhafen ein 
laufen, jederzeit von den Generalkonſuln, Ronfuln, 
Bizefonjuln oder KRonfularagenten ihrer Nation re= 
gulirt. 

Sollten jedoh Angehörige des Landes, in welchem 
die gedachten Beamten ihren Sit Haben, oder Ange- 
hörige einer dritten Macht bei der Haverei betheiligt 
jein, jo muß diejelbe in Ermangelung einer gütlichen 
Einigung zwiſchen allen Betheiligten von der Lokal⸗ 
behörde regulirt werden. 

Artikel 14. Wenn ein Regierungsſchiff oder ein 
Schiff eines Angehörigen eines der hohen vertragenden 
Theile an den Küſten des andern Theils Schiffbruch 
leidet oder ſtrandet, ſo ſollen die Lokalbehörden den 
dem Orte des Unfalls nächſten Generalkonſul, Konſul, 
Vizekonſul oder Konſularagenten ſo ſchleunig als 
möglich davon benachrichtigen. 
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der Zollämter de3 Landes dürfen in den Häfen, wo 
ein Konſul oder Ronfularagent eines der beiden rejpet- 
tiven Staaten feinen Amt3fig hat, an Bord von Handels- 
ichiffen feine anderen Unterſuchungen oder Beſichtigungen, 
als die gewöhnlichen zolfamtlihen Befichtigungen, vor= 
nehmen, ohne zuvor dem gedachten Konjul oder Agenten 
Nachricht gegeben zu Haben, damit dieſelben der Be- 
fihtigung beimohnen können. 

Die Einladung, mwelde zu diefem Behufe an die 
Konſuln, Bizelonfuln oder Konfjularagenten zu richten 
ift, muß eine genaue Angabe der Stunde enthalten, 
und wenn diejelben es unterlaffen, ſich perſönlich ein- 
zufinden oder fi durch einen Delegirten vertreten zu 
laffen, jo ſoll in ihrer Abweſenheit vorgegangen 
iverden. 

Der gegenwärtige Artikel findet jelbitverftändlich 
feine Anwendung auf die Maßregeln, welche von den 
Rotalbehörden nah Maßgabe der Vorſchriften über 
dad? Zoll- und Geſundheitsweſen getroffen werden. 
Die hierauf bezüglichen Beitimmungen fommen nad) 
wie vor ohne Mitwirkung der SKonjularbehörden zur 
Anwendung. 

Artikel 11. Hinfihtlid der Hafenpolizei, des 
Ladens und Ausladens der Schiffe, ſowie hinſichtlich 
der Sicherung von Waaren, Gütern und Effekten, 
kommen die Landesgefege, Statuten und Reglement 
in Anwendung. Den Konfuln und Bizelonfuln oder 
Konfularagenten fteht ausſchließlich die Aufrechterhal- 
tung der inneren Ordnung an Bord ihrer nationalen 
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Schiffe zu. Sie haben demgemäh allein Streitigkeiten 
jeder Art zwiſchen Kapitän, Schiffsoffizieren und Ma- 
trofen zu ſchlichten, insbefondere Streitigkeiten, welche 
ih auf die Heuer und die Erfüllung gegenfeitiger 
Berpflidhtungen beziehen. 

Die Lolalbehörden dürfen nur dann einfchreiten, 
wenn die am Bord der Schiffe vorlommenden Un— 
ordnungen der Art find, dab die Ruhe, oder öffentliche 
Ordnung am Lande oderim Hafen dadurd geftört 
wird, oder wenn cin Landedangehöriger oder eine 
niht zur Schiffsmannſchaft gehörige Perſon be— 
theiligt iſt. 

In allen anderen Fällen haben die gedachten Be= 
hörden fi darauf zu befchränten, den Konfuln und 
Vizekonſuln oder Konfularagenten auf Verlangen Bei- 
itand zu gewähren, wenn diefe Beamten es fiir noth- 
wendig erachten ſollten, daß eine in die Mufterrolle 
eingetragene Berjon verhaftet und an Bord zuriid- 
geführt, oder in der Haft behalten werde. Wenn die 
Verhaftung aufrecht erhalten werden fol, jo haben die 
gedachten Beamten in möglichſt kurzer Frift davon den 
zujtändigen Gerihtöbehörden eine amtlihe Mittheilung 
zu maden. 

Artilel 12. Die Generallonjuln, Konfuln, Vize⸗ 
fonfuln oder Konfjularagenten können diejenigen See- 
leute und andere, aus irgend einem Grunde zur 
Mannſchaft der Schiffe ihrer Nation gehörige Perfonen, 
deren Defertion auf dem Gebiete des einen der hohen 
vertragenden Theile ſelbſt ftattgefunden hat, verhaften 
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und an Bord oder in ihre Heimat zurüdjenden 
laſſen. 

Zu dieſem Zwecke haben ſie ſich ſchriftlich an die 
zuſtändigen Beamten zu wenden und durch Vorlegung 
der Schiffsregiſter oder Muſterrollen oder anderer amt= 
liher Schriftftüde, oder, wenn das Schiff ſchon ab- 
gegangen fein follte, durch Borlegung einer beglau— 
bigten Abſchrift diefer Dokumente nachzuweiſen, daß 
die rellamirten Berjonen wirklich zur Schiffsmann— 
ſchaft gehört haben. Auf einen in diefer Art begründe- 
ten Antrag darf die Auslieferung der Deferteure nicht 
verweigert iwerden. 

Auch fol den gedadıiten Konfularbehörden jeder 
Beiltand und jede Hilfe behufs Auffuhung und Ver— 
haftung ſolcher Deferteure gewährt werden; leßtere 
follen auf fchriftliden Antrag und auf Koſten der 
Konfularbehörde fo lange in Gewahrfam gehalten 
werden, bis fic an Bord des Schiffes, zu dem fie ge— 
hören, zurückgebracht werden, oder bis fi) eine Ge— 
legenheit findet, fie heimzuſenden. 

Sollte jedoch diefe Gelegenheit innerhalb zweier 
Monate, vom Tage der Verhaftung an gerechnet, ſich 
nicht darbieten, oder jollten die Koften der Sefangen- 
baltung nicht regelmäßig berichtigt werden, fo follen 
die gedachten Deferteure in Freiheit gelebt werden, 
ohne aus demfelben Grunde wieder verhaftet werden 
zu lönnen. 

Sollte der Deferteur am Lande ein Verbrechen 
oder ein Bergehen begangen haben, fo fanıı die Lokal: 
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behörde die Auslieferung ausjegen, bis das Gericht 
die Entſcheidung gefällt hat und diefe vollitändig voll- 
ſtreckt worden ift. 

Die Hohen vertragenden Theile find darüber ein— 
verftanden, daß Seeleute oder andere Perſonen der 
Mannſchaft, melde Angehörige des Landes find, in 
welchem die Defertion ftattfindet, von den Beſtimmun— 
gen dieſes Vertrages ausgenommen find. 

Artikel 13. Falls nicht Verabredungen zmifchen 
Rhedern, Befrachtern und Verficherern entgegenstehen, 
werden die von Schiffen beider Länder in Sce er: 
littenen Havereien, fei es, dab die Schiffe in die be= 
treffenden Häfen freiwillig oder als Nothhnfen ein- 
laufen, jederzeit von den Generalkonſuln, Ronfuln, 
Bizelonfuln oder Konfularagenten ihrer Nation re= 
gulirt. 

Sollten jedoch Angehörige des Landes, in welchem 
die gedadhten Beamten ihren Sit haben, oder Ange- 
hörige einer dritten Macht bei der Haverei betheiligt 
fein, fo muß dieſelbe in Ermangelung einer gütlichen 
Einigung zwiſchen allen Betheiligten von der Lokal⸗ 
behörde regulirt werden. 

Artilel 14. Wenn ein Regierungzichiff oder ein 
Schiff eines Angehörigen eines der hohen vertragenden 
Theile an den Küſten de8 andern Theils Schiffbruch 
leidet oder ftrandet, jo follen die Lokalbehörden den 
dem Orte des Unfalls nächſten Generalkonſul, Konful, 
Bizelonful oder Konfularagenten fo fehleunig als 
möglid) davon benachrichtigen. 
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Alle Rettungdmaßregeln bezüglich deutfcher in den 
ruſſiſchen XTerritorialgewäfjern gejcheiterter oder ge= 
ftrandeter Schiffe follen nad) Maßgabe der Landes— 
gejege erfolgen, und umgekehrt follen alle Rettungs- 
maßregeln in Bezug auf ruffiihe, in den deutſchen 
Zerritorialgewäfjern gejcheiterte oder gejtrandete Schiffe 
in Gemäßheit der Landesgeſetze erfolgen. 

Der Generaltonful, Konful, Bizefonjul oder Konſu— 
laragent hat in beiden Ländern nur einzufchreiten, um 
die auf die Ausbefjerung und Neu-Berproviantirung 
oder eintretendenfals auf den Verlauf der an der 
Küſte geftrandeten oder gejcheiterten Schiffe, ſowie der 
geretteten Waaren oder fonftigen Ladung bezüglichen 
Maßregeln zu überwaden. 

Für die Sntervention der Lokalbehörden bei der 
Bergung dürfen keine andere Koften erhoben werben, 
als folche, welche durch die Vornahme der Bergung 
und Aufbewahrung der geretteten Gegenftände noth- 
wendigerweiſe veranlaßt find, ſowie diejenigen, welche 
in gleihen Falle die nationalen Schiffe zu entrichten 
haben. Beſtehen Zweifel über die Nationalität eines 
gejcheiterten oder gejtrandeten Schiffe, jo jind alle 
vorftehend erwähnten Maßregeln ausſchließlich von den 
Lokalbehörden zu ergreifen. 

Artitel 15. Die Generallonfuln, Konſuln und 
ihre Kanzler oder Sekretäre, ingleichen die Vizelonfuln 
und Konfularagenten follen in beiden Staaten und 
ihren bezüglichen Befigungen aller Befreiungen, Bor: 
rechte, Immunitäten und Privilegien theilhaftig fein, 
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welche den Beamten gleichen Grades der meijtbegünftigten 
Nation zuiftchen. 

Artilel 16. Der gegenwärtige Vertrag foll zehn 
Fahre, vom Tage der Auswechſelung der Ratifilationen 
an gerechnet, Gültigkeit haben. 

Wenn ein Jahr vor Ablauf dieſes Zeitraums keiner 
der hoben vertragenden Theile dem andern feine Ab- 
fiht fund giebt, die Wirkſamkeit des Vertrages auf: 
hören zu lafjen, jo bleibt derfelbe noch ein Jahr, von 
den Tage an gerechnet, wo einer oder der andere der 
hohen vertragenden Theile ihn gefündigt hat, in Kraft. 

Artikel 17. Der gegenwärtige Vertrag foll rati- 
fizirt und es jollen die Ratifilationen in St. Peters 
burg fo bald als möglich ausgewechſelt werden. 

Derjelbe tritt einen Monat nad) Auswechſelung der 
Ratifilationen in Kraft. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevoll⸗ 
mädhtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet 
und ihre Siegel beigedrüdt. 


52) Konvention mit Rußland über die Re— 
gulirung von Hinterlaffenihaften. Bon 


12. Rovember 
"91, Sftober 1874. (RGB. 1875, 136.) 


Seine Majeſtät der Deutihe Kaifer, König von 
Preußen, und Seine Majeltät der Kaifer aller Reußen, 
von dem Wunſche geleitet, die Rechte der beiderfeitigen 
Stantsangehörigen und die Befugniffe der Gericht: 
und Stonfularbehörden beider Länder in Betreff der 
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Erbichaften feftzuftellen, welde in einem der beiden 
Staaten von Angehörigen ded anderen Staates hinter- 
laffen werden, haben beichloffen, zu diefem Zwecke eine 
befondere Konvention abzuſchließen und baben dem— 
gemäß zu ihren Bevollmädtigten ernannt, — — 

welde, nad) Mittheilung ihrer in guter und ge— 
höriger Form befundenen Vollmachten, über nad 
ftehende Artikel übereingekommen find: 

Artikel 1. Wenn ein Deuticher in Rußland oder 
ein Ruffe in Deutichland ftirbt, fei cd, daß er in dem 
Lande anfällig war oder fi dort nur vorübergehend 
aufbielt, fo follen die zuftändigen Behörden des Sterbe- 
ort? verpflichtet fein, in Betreff de8 beweglichen oder 
unbeweglihen Vermögen? des Berjtorbenen diejelben 
Siherungsmaßregein zu treffen, melde nah den 
Landesgeſetzen rüdfichtlid der Hinterlaffenichaften der 
Landesangehörigen getroffen werden müfjen, vorbe- 
haltlich der in den nachfolgenden Artikeln vereinbarten 
Beitimmungen. 

Artikel 2. Wenn der Todesfall fih an einem 
Drte, wo ein Generalkonſul, Konjul oder Vizekonſul 
von der Nation des Verſtorbenen refidirt, oder wenigſtens 
in ber Nähe dieſes Ortes ereignet, jo follen die Lokal— 
behörden der Konjularbehörde davon unverzüglich Nach— 
richt geben, damit mit Anlegung der beiderfeitigen 
Siegel an alle Effekten, Mobilien und Bapiere 
des Verſtorbenen gemeinfchaftlid) vorgegangen werden 
könne. 

In gleicher Weiſe muß die Konſularbehörde, wenn 
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fie zuerft von dem Todesfall Kenntniß erhält, Die 
Lokalbehörden mit Nachricht verfehen. 

Sollte die unverzügliche Anlegung der Siegel noth- 
wendig erfcheinen und diefelbe aus irgend einem Grunde 
nicht gemeinjchaftlich erfolgen können, fo fol die Lokal—⸗ 
behörde ohne Mitwirkung der Konfularbehörde, und 
umgekehrt (diefe ohne Mitwirkung jener), befugt fein, 
zuerft die Siegel anzulegen, vorbehaltlih der Benach— 
rihtigung derjenigen Bchörde, welche nicht mitgewirkt 
bat und welcher freiftcht, demnächft ihr Siegel dem 
bereit? angelegten Siegel Hinzuzufügen. 

Der Generalkonſul, Konful oder Vizekonſul fol be- 
fugt fein, hierbei in Berfon oder durch einen Vertreter, 
deffen Wahl ihm freiftcht, zu verfahren. Im Ichteren 
Falle muß der Vertreter im Befiße eines von der Kon— 
ſularbehörde auzgeftellten, mit dem Konſulatsſiegel ver: 
fehenen Schriftjtüdes fein, welches den amtlichen Ka— 
rafter feiner Perſon nachweiſt. 

Die angelegten Siegel dürfen ohne Mitwirkung 
ber Lokalbehörde und der Konfularbehürde, oder des 
Vertreters der leßteren, nicht abgenommen werden. 

In derjelben Weife fol bei Aufitelung des Anven- 
tar3 aller beweglichen oder unbeweglichen Güter, Effef- 
ten und Werthgegenjtände des Verftorbenen verfahren 
werden. 

Sollte jedoch auf eine von der Lokalbehörde an die 
Konfularbehörde, oder umgekehrt von der Konſular— 
behörde an die Lokalbehörde ergangene Einladung, der 
Abnahme der, einfeitigen oder beiderfeitigen, Siegel und 
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der Aufftellung des Inventars beizuwohnen, diejenige 
Behörde, an melde die Einladung gerichtet ift, inner- 
Halb achtundvierzig Stunden vom Empfange der Be- 
nachrichtigung an gerechnet, ſich nicht eingefunden 
haben, fo fann die andere Behörde allein zu den 
gedadhten Amtshandlungen ſchreiten. 

Artikel 3. Die zuſtändigen Behörden erlaſſen 
die durch die Landesgeſetze vorgeſchriebenen Belannt- 
machungen bezüglich der Eröffnung des Nachlaſſes 
und der Berufung der Erben oder Gläubiger unbeſchadet 
der Bekanntmachungen, welche in gleicher Weiſe von 
der Konſularbehörde erlaſſen werden können. 

Artikel 4. Sobald das Inventar nad) den Be— 
ſtimmungen des Artikels 2 aufgeſtellt iſt, ſoll die zu— 
ſtändige Behörde der Konſularbehörde auf ſchriftlichen 
Antrag derſelben und nach Maßgabe dieſes Inventars 
alles bewegliche Gut, aus welchem die Hinterlaſſenſchaft 
beſteht, Urkunden, Werthſachen, Forderungen, Papiere, 
ſowie das etwa vorhandene Teſtament aushändigen. 

Die Konſularbehörde kann alsdann alle beweglichen 
Nachlaßgegenſtände, welche dem Verderben ausgeſetzt 
ſind, ſowie diejenigen, deren Aufbewahrung in natura 
dem Nachlaß erhebliche Koſten verurſachen würde, 
öffentlich verſteigern laſſen. Sie iſt jedoch in dieſem 
Falle verpflichtet, ſich an die Lokalbehörde zu wenden, 
damit der Verlauf in den von den Landesgeſetzen vor- 
gefchriebenen Formen erfolge. 

Artikel 5. Die Konfularbehörde hat die inven— 
tarifirten Effekten und Werthgegenftände, den Betrag 
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der eingezogenen Forderungen und erhaltenen Einkünfte, 
fowie den Erlös aus dem ctwa ftattgehabten Verkauf 
der Mobilien als ein den Landesgeſetzen unterliegendes 
Depofitum in Verwahrung zu behalten, bis zum Ablauf 
von ſechs Monaten von dem Tage der lebten Belannt- 
macdung an gerechnet, welche die Lokalbehörde hinſichtlich 
der Eröffnung des Nachlafjes erlaffen bat, oder, falls 
die Lokalbehörde feine Bekanntmachung erlaffen hat, big 
zum Ablauf von acht Monaten von dem Todestage an 
gerechnet. 

Die Konfularbehörde ift jedoch befugt, die Koften 
der Testen Krankheit und der Beerdigung des Ber- 
ftorbenen, den Lohn der Dienftboten, Miethszins, Ge⸗ 
richts⸗ und Konfulatstoften und Koften ähnlicher Art, 
fowie etwaige Ausgaben für den Unterhalt der Familie 
des Berftorbenen aus dem Erlös des Nachlaſſes fofort 
vorweg zu entnehmen. 

Artitel 6. Borbehaltlid der Beitimmungen des 
vorhergehenden Artikels Hat der Konjul das Recht, in 
Betreff des beweglichen oder unbeweglichen Nachlaſſes 
des Verftorbenen alle diejenigen Sicherungsmaßregeln 
zu treffen, welche er im Sntereffe der Erben für zived- 
mäßig hält. Er kann denjelben entweder perjünlich oder 
durch Vertreter, welche von ihm erwählt find und in 
feinem Namen handeln, verwalten, und er hat das 
Recht, fi) alle dem Verſtorbenen zugehörigen Werth- 
gegenftände, die ſich in öffentlichen Kaffen oder bei 
Privatperjonen in Verwahrung befinden follten, aus⸗ 
liefern zu lafjen. 
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Artikel 7. Wenn während der im Artikel 5 er- 
wähnten Friſt von Landesangehörigen oder Unterthanen 
eines dritten Staates gegen ben beweglichen Theil des 
Nachlaſſes Forderungen geltend gemacht werden jollten, 
und über diejelben Streit entjtehen follte, jo gebührt 
die Entſcheidung über diefe Forderungen, jofern fie nicht 
auf einem Erbanſpruche oder Vermächtniß beruben, 
ausſchließlich den Landesgerichten. 

Für den Yal, dab der Beftand des Nachlaſſes zur 
unverfürzten Bezahlung der Schulden nicht ausreichen 
follte, müffen auf Antrag der Gläubiger alle zum Rad 
laß gehörigen Dokumente, Effelten oder Werthgegen- 
ſtände der zuftändigen Lokalbehörde außgeliefert werben, 
wobei es die Aufgabe der Konjularbehörde bleibt, die 
Sintereffen ihrer Yandesangehörigen wahrzunehmen. 

Artitel 8 Mit Ablauf der im Artikel 5 feit- 
gefegten Friſt gelangt die Konfularbehörde, wenn feine 
Forderung gegen den Nachlaß vorliegt, und nachdem 
alle dem Nadjlaffe zur Laſt fallenden Koften und Rech— 
nungen nad) den im Lande gültigen Tarifen berichtigt 
worden find, endgültig in den Beſitz des beweglichen 
Theile des Nachlafjes, liquidirt denjelben und führt 
ihn an die Berechtigten ab, ohne daß fie anderweit, 
als ihrer eigenen Regierung, Rechnung abzulegen hat. 

Artitel 9. In allen Fragen, zu denen die Er- 
Öffnung, Verwaltung und Liquidation der Hinterlafien- 
Ihaften von Ungehörigen eines der beiden Länder In 
bem anderen Lande Anlaß geben künnen, vertreten dic 
betreffenden Generallonfuln, Konſuln und Vizekonſuln 
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die Erben von Rechtswegen und find amtlich als die 
Bevollmächtigten derfelben anzuerkennen, ohne daß fie 
verpflichtet wären, ihren Auftrag durch eine befondere 
Urkunde -nadyzumeijen. 

Sie können demgemäß in Perjon oder durch Ver⸗ 
treter, welche fie aus den landesgeſetzlich dazu befugten 
Perſonen erwählt haben, vor den zuftändigen Behörden 
auftreten, um in jeder, Die Nachlakregulirung be= 
rührenden Angelegenheit die Intereſſen der Erben wahr: 
zunchmen, fei es, daß fie deren Rechte geltend machen 
oder fih auf die gegen diefelben erhobenen Anfprüche 
einlaffen wollen. 

Selbſtverſtändlich dürfen jedod) die Generaltonfuln, 
Konjuln und PVizelonfuln, da fie als Bevollmädhtigte 
ihrer Landesangehörigen betrachtet werden, niemals bei 
einer den Nachlaß betreffenden Angelegenheit perfönlich 
betheiligt fein. 

Artitel 10. Die Erbfolge in die unbeweglichen 
Güter richtet fih nach den Gejeben de3 Landes, in 
welchem die Immobilien belegen find, und die Gerichte 
dieſes Landes haben ausſchließlich über jeden Anſpruch 
oder Einwand, der den unbeweglichen Nachlaß betrifft, 
zu befinden. 

Anſprüche, welche fich auf die Theilung de beweg- 
liden Nachlafjes, ſowie auf das Recht der Erbfolge in 
das bewegliche Vermögen beziehen, welches in einem 
ber beiden Länder von Ungehörigen des anderen Landes 
hinterlaffen worden ift, werden von den Gerichten oder 
ſonſt zuftändigen Behörden des Staates, dem der Ver- 
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ftorbene angehörte, und nach den Geſetzen dieſes Staates 
entichieden, e3 müßte denn ein Unterthan des Landes, 
in welchem der Nachlaß eröffnet ift, auf die gedachte 
Hinterlaffenfchaft Anſprüche zu erheben Haben. 

In diefem lebten Yalle jol, wenn der Anfprud) 
vor Ablauf der im Artikel 5 feſtgeſetzten Friſt geltend 
gemacht worden ift, die Prüfung dieſes Anſpruchs dei 
Gerichten oder ſonſt zuftändigen Behörden des Landes 
anheimfallen, in welchem der Nachlaß eröffnet worden 
iſt, und dieſe haben nach den Geſetzen dieſes Landes 
über die Rechtmäßigkeit der Anſprüche des Reklamanten 
und eintretenden Falles über diejenige Rate zu ent- 
jcheiden, welche ihm zugetheilt werden foll. 

Sobald derjelbe wegen diefer Rate befriedigt ift, 
wird der Ueberreſt des Nachlaſſes an die Konſular⸗ 
behörde ausgehändigt, welche damit Hinfichtlich der 
übrigen Erben nad) den Beitimmungen des Artikels 8 
zu verfahren bat. 

Artilel 11. Wenn cin Deutjcher in Rußland oder 
ein Ruſſe in Deutjchland an einem Orte verjtirbt, wo 
eine Konfularbehörde feiner Nation nicht vorhanden ift, 
jo bat die zuftändige Lokalbehörde nach Maßgabe der 
Landesgejeße zur Anlegung der Siegel und zur Inven⸗ 
tarifirung des Nachlaſſes zu fchreiten. Beglaubigte Ab- 
Ihriften der darüber aufgenommenen Berhandlungen 
find nebſt Todtenſchein und Paß des Verftorbenen 
binnen fürzejter Frift der dem Nachlaßorte nädjften 
Konfularbehörde, oder durch Vermittelung des Minifte- 
riums der Auswärtigen Angelegenheiten dem diploma= 
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tifhen Vertreter der Nation des Verftorbenen zu über- 
mitteln. 

Die zuftändige Lokalbehörde hat Hinfichtlich des Nad)- 
lafjes des Berjtorbenen alle durch die Landesgeſetze 
vorgeſchriebenen Maßregeln zu treffen, und der Erlös 
der Erbſchaft iſt in möglichft furzer Frift nad Ablauf 
der im Artikel 5 bejtimmten Frift an die gedachten diplo- 
matifhen oder Tonfularifchen Agenten auszuhändigen. 

Gelbitverjtändlih hat die in der Sache etwa ein—⸗ 
geihrittene Lokalbehörde von dem Augenblide an, mo 
die Botfchaft der Nation des Verſtorbenen oder die 
nächſte Konfularbehörde einen Vertreter an Ort und 
Stelle geſchickt Haben follte, ſich nach den in den vor- 
ftehenden Artikeln enthaltenen Vorſchriften zu richten. 

Artitel 12. Die Beitimmungen der gegenwärtigen 
Konvention finden in gleicher Weife auf den Nachlaß 
eines Angehörigen eines der beiden Staaten Anwendung, 
der, außerhalb des Gebiet3 de3 anderen Staates ver- 
ftorben, dort bewegliche? oder unbemwegliches Vermögen 
hinterlaſſen haben follte, 

Artikel 13. Die Heuerguthaben und Eiffelten, 
welche Sciffsleuten oder Bafjagieren des einen der 
beiden Länder gehören, die in dem anderen Lande an 
Bord eincd Schiffes oder am Lande verjtorben, find 
dem Konful ihrer Nation auszuhändigen. 

Artitel 14. Die gegenwärtige Konvention joll bis 
zum Ablauf eines Jahres von dem Tage an geredhnet 
in Kraft bleiben, an welchem einer oder der andere der 
hohen kontrahirenden Theile fie gefündigt haben wird. 

Horn, Die Konfulargefebgebung. 28 
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Artikel 15. Die gegenwärtige Konvention fol 
ratifizirt und es follen die Ratifitationen in St. Beters- 
burg fo bald als möglich ausgewechſelt werdent. 

Sie tritt einen Monat nad) Auswechſelung der 
Ratifikationen in Kraft. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mäcdhtigten die gegenwärtige Konvention unterzeichnet 
und ihre Siegel beigedrückt. 


53) Konjularvertrag mit Brafilien. Bom 
10. Ja nuar 1882. (R.G.B. 69.) 


Seine Majeftät der Deutſche Kaifer, König von 
Preußen, im Namen des Deutichen Reichs einerfeits, 
und Seine Majeftät der Kaifer von Brafilien anderer: 
feit3, von dem Wunſche geleitet, die Befugnifje, Bor- 
rechte und Befreiungen, welche die Konjularbeamten in 
den beiderfeitigen Ländern bei Ausübung ihrer Amts— 
verrihtungen genießen follen, Har und genau feit- 
zujtellen, haben beſchloſſen, einen Bertrag abzufchließen, 
und zu dieſem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten er- 
nannt: — — 
welche, nach Austausch ihrer beiderfeitigen in guter und 
gehöriger Form befundenen Vollmachten, über folgende 
Artikel übereingelommen find: 

Artikel 1. Jeder der Hohen vertragſchließenden 
Theile jol die Befugniß haben, Generalkonſuln, Kon— 
fuln, Bizelonfuln und Konfularagenten in denjenigen 
Häfen, Städten und Pläßen des Gebiet? des andern 
Zheiles, in welchen foldde zur Förderung de8 Handels 
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und des Schutzes der Rechte und Intereſſen der bezüg- 
lihen Staatsangehörigen nothwendig find, zu beftellen 
und zu unterhalten. Doc bleibt beiden Theilen das 
Recht vorbehalten, jede Dertlichleit auszunehmen, für 
weldhe die Bulafjung folder Beamten nicht als an- 
gemeſſen erfcheint. 

Diefer Vorbehalt fol indeffen gegen feinen der 
Hohen vertragfhließenden Theile in Anwendung ge= 
bradjt werden, ohne gleihmäßig gegen jede andere Macht 
zur Anwendung zu kommen. 

Artikel 2. Die für das Deutiche Reich und Brafilien 
ernannten Generaltonfuln, Ronfuln, Vizekonſuln und 
Konfularagenten ſollen ihre amtliche Thätigkeit nicht be: 
ginnen können, ohne zuvor für ihre Ernennung das 
Erequatur in der Form nachgejucht zu haben, die in 
dem Lande, in welchem fie ihren Amtsſitz haben, vor- 
geichrieben ift. 

Die rihterliden und Verwaltungsbehörden der Be— 
zirke, für welche die gedadhten Konfularbeamten ernannt 
worden find, ſollen diefe Beamten angeficht? des Ere- 
quatur, das ihnen unentgeltlich) ertheilt werden wird, 
in der Ausübung ihres Amts, fowie im Genuffe der 
Befugniffe und Befreiungen, mweldje der gegenwärtige 
Vertrag ihnen zugefteht, fofort anerkennen. 

Die Anjtellungsurlunde des Konfularbeamten wird 
immer zugleih die Beitimmungen über den Amtsfig 
und den Amtsbezirk desfelben enthalten. Jede Ver—⸗ 


änderung in Betreff des Amtsbezirks des Ernannten 
28* 
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ſoll zur Kenntniß der Regierung gebracht werden, welde 
dag Erequatur ertheilt hat. 

Die letztere bleibt befugt, das Erequatur unter Dar- 
legung der Gründe ihrer Entſchließung wieder zurüd- 
zuzieben. 

Artikel 3. Die Generaltonfuln, Konfuln, Bize- 
tonjuln und Sonjularagenten, welche Angehörige des 
vertragfchließenden Theiles find, der fie ernannt hat, 
jollen von der Militäreinquartierung und von fonftigen 
Militärlaften, von dem Dienfte im jtehenden Heere und 
in der Flotte, fowie in der Nationalgarde, Bürgerwehr 
oder Miliz befreit fein. Ebenjo find fie von allen perfün- 
lien Steuern und allen anderen Öffentlichen Reiftungen 
befreit, welche die Natur direkter oder perjünlicher Auf- 
lagen haben, mögen diefelben zu Gunften des Staates, 
der Provinzen oder der Gemeinden erhoben werden. 
Diefe Befreiung fol fi) dagegen nicht auf Zölle, Ber- 
brauchsſteuern, örtliche Verzehrungsabgaben (Oktroi) 
ſowie auf indirefte Steuern überhaupt erjtreden. 

Sofern die im vorhergehenden Abfape bezeichneten 
Beamten in dem Lande, in welchem fich ihr Amtsſitz 
befindet, Grundſtücke befißen, oder Handel oder Gewerbe 
treiben, find fie in Bezug auf ihre Grundftücde, ihren 
Handel oder ihr Gewerbe den gleichen Laften und Ab- 
gaben unterivorfen, wie die Landesangehörigen. 

Artikel 4 Die Generallonfuln, Konfuln, Vize: 
fonfuln oder Konjularagenten, welche Angehörige de2- 
jenigen vertragſchließenden Theiles find, welcher fie 
ernannt hat, genießen der perfünlichen Smmunität, aus: 
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genommen ivegen jchiverer ftrafbarer Handlungen. Als 
folde Handlungen find in Deutſchland Verbrechen im 
Einne der deutſchen Strafgefege, in Brafilien Ber: 
brechen anzufehen, welche nad) der dortigen Gefeßgebung 
feine Sicherheitleiftung zulaffen (inaffiancaveis). Sind 
die genannten Beamten Kaufleute, fo kann wegen Hand⸗ 
lungen, melde ihr Gejchäft betreffen, Schuldhaft gegen 
fie verhängt werden. 

Die im Eingange bezeichneten Beamten follen aud) 
nit gezwungen werden können, als Zeuge vor deu 
Gerichten zu erſcheinen. Bedarf die Ortsbehörde einer 
Erflärung oder Auskunft von Seiten der gedadjten 
Konfularbeanten, jo wird fie fich ſolche jchriftlich er- 
bitten, oder fich jelbjt in deren Wohnung begeben, um 
diefe Auskunft perjönlic) entgegenzunehmen. 

Artilel 5. Sollte der eine der Hohen vertrag- 
Ihließenden Theile zu feinem Konfularbeamten in dem 
Gebiete des anderen Theiled einen Angehörigen des 
leßteren ernennen, fo wird diefer Konfularbeamte fort- 
dauernd als Bürger des Staated, dem er angehört, 
angejchen werden und den Geſetzen und Verordnungen 
unterworfen bleiben, welche für die Landedangehörigen 
an dem Orte ſeines Amtsſitzes gelten, foweit damit der 
Ausübung feiner Amtsbefugniffe nicht? in den Weg 
gelegt wird. 

Artikel 6. Die Generallonfuln, Konſuln, Bize- 
tonfuln und Konfularagenten können an der Außenfeite 
des Ronfulatsgebändes das Nationalmappen mit der 
Umfcrift: „Seneraltonfulat, Konfulat, Bizelonft" 
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oder Konfularagentur ........ “* anbringen, fowie dic 
Nationalflagge an Tagen öffentlicher Feſtlichkeiten, je 
nad) dem Landesbrauch, von ihren Häufern wehen laſſen. 

Auch ift es ihnen geftattet, ihre Nationalflagge auf 
dem Boote zu führen, deſſen fie ſich bei Ddienftlichen 
Fahrten im Hafen bedienen. 

Artikel 7. Die Konfulatdardive find unverletzlich, 
und die Landesbehörden können unter feinem Borwande 
dDiefelben einjchen oder mit Beichlag belegen. Die zu 
den Archiven gehörigen Dienjtpapiere find daher aud) 
ftet3 von den Büchern und Papieren, melde das Tauf- 
männifche Gefchäft oder da8 Gewerbe de Konjular- 
beamten betreffen, gejondert zu halten. 

Sollte der Vorftand eines Konſulats fterben, ohne 
einen Stellvertreter zu binterlaffen, jo wird die Orts— 
behörde die Archive fofort verfiegeln und zwar, wenn 
möglich, in Gegenwart eine? in dem Stonfularbezirke 
wohnhaften Konfularbeamten einer befreundeten anderen 
Nation, fowie in Gegenwart ziveier Angehörigen de3- 
jenigen vertragfchließenden Theiles, welder den ver: 
itorbenen Konfularbeamten ernannt hatte, oder, in 
deren Ermangelung, zweier der angejeheniten Einwohner 
des Orts. 

Ueber dieſe Verhandlung fol ein Protokoll in dop⸗ 
pelter Ausfertigung aufgenoınmen und die eine Aus—⸗ 
fertigung dem Gejandten oder dem Konfularbeamten 
übermittelt werden, welchem die erledigte Konſulatsſtelle 
untergeordnet war. 

Bei der Uebernahme der Archive durch den neuen 
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Konfularbeamten joll die Entfiegelung in Gegenwart 
der Ortöbehörde und derfelben Perſonen erfolgen, welche 
bei der Berfiegelung gegenwärtig waren, fomweit fie noch 
am Orte anwejend find. 

Artilel 8 In Fällen der Berhinderung ober 
Abweſenheit, dedgleihen wenn ein Generaltonful, Kon 
jul, Bizelonful oder Konfularagent ftirbt, find die Kon- 
julareleven, Kanzler oder Sekretäre, jofern fie als ſolche 
dem anderen vertragfchließenden Theile befannt gegeben 
find, ohne weiteres zur einjtweiligen Ausübung der 
betreffenden Tonfularifchen Amtsbefugniffe befugt. 

Die Vorſteher der einzelnen Konfulate haben dem- 
gemäß bei der Amtsübernahme der betreffenden Regie— 
rung eine Lifte des Perſonals des Konſulats zu über- 
mitteln und diefelbe von den ctwa eintretenden Ver—⸗ 
änderungen in laufender Kenntniß zu erhalten. 

Die Ortsbehörden haben den einftmweiligen %er- 
wejern der Konjulate Beiltand und Schuß zu gewähren, 
und ihnen während ihrer amtlichen Thätigkeit den Ge— 
nuß aller Begünftigungen, Befugniffe, Befreiungen und 
Vorrechte zu Theil werden zu laſſen, melde in dem 
gegenwärtigen Vertrage den beiderfeitigen Konſular— 
beamten eingeräumt find. 

Artitel 9. Die Generalkonſuln und Konſuln können, 
ſoweit ſie nach den Geſetzen des vertragſchließenden 
Theiles, der fie ernannt bat, dazu befugt find, und vor—⸗ 
behaltlich der Zuftimmung der Regierung, welde ihnen 
das Exequatur ertheilt Hat, Vizekonſuln und Konfular- 
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agenten in allen Städten, Häfen und Pläßen ihres 
Amtsbezirt3 ernennen. 

Diefe Agenten können ohne Unterſchied aus der 
Mitte der Angehörigen beider heile oder aus der 
Mitte der Angehörigen anderer Nationen gewählt werden. 
Sie erhalten eine Anſtellungsurkunde von Seiten des 
Konfularbeamten, welder fie ernannt hat und nad) 
deſſen Weifung fie ihre Amtsverrichtungen auszuüben 
haben. 

Es jtehen ihnen die in dem gegenwärtigen Bertrage 
verabredeten Vorrechte und Befreiungen ebenfalls zu, 
mit Ausnahme derjenigen, von denen die Artikel 3 
und 4 handeln. 

Artikel 10. Die Generallonjuln, Konjuln, Bize- 
konſuln und SKonfularagenten oder deren Vertreter 
können ſich an die Behörden ihres Amtsbezirks wenden, 
um wegen Zuwiderhandlung gegen die zwifchen beiden 
heilen beitehenden Verträge oder Vereinbarungen oder 
wegen irgend einer den Angehörigen desjenigen Theiles, 
von welchen fie ernannt find, zur Beſchwerde gereichenden 
Beeinträchtigung Einſpruch zu erheben. 

Wenn die Behörden ihres Amtsbezirks auf dieſe 
Vorſtellungen nicht eingehen, fo können fie fih, falls 
ein Diplomatifcher Vertreter des genannten vertrag: 
Ihließenden Theiles nicht vorhanden fein follte, an die 
Bentralregierung des Landes wenden, in weldem fic 
ihren Amtsſitz haben. 

Artikel 11. Die Genceraltonfuln, Konfuln, Vize— 
konſuln oder Konjularagenten der beiden Hohen vertrag: 
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ſchließenden Theile oder deren Bertreter können, fo= 
weit es ihnen die Geſetze desjenigen vertragfchließenden 
Theiles, welcher fie ernannt hat, geftatten: 

1. in ihren Kanzleien, in ihren Brivatwohnungen, 
in den Wohnungen der Betheiligten und an 
Bord der Nationalidiffe die Erklärungen der 
Schiffsführer, der Schiffsmannſchaft, der Schiffs⸗ 
paſſagiere oder ſonſtiger Angehöriger des er—⸗ 
wähnten vertragſchließenden Theiles entgegen⸗ 
nehmen; 

2. bei Rechtsſtreitigkeiten dieſer Angehörigen unter 
ſich oder mit Angehörigen des anderen Theiles 
oder eines dritten Staates auf Antrag der Bar- 
teien nicht allein den Abſchluß von Vergleichen 
vermitteln, jondern auch das Schiedgrichteramt 
übernehmen. 

Artikel 12. Die Konjularbeamten find unter der 
im Artikel 11 bezeichneten Vorausſetzung ferner befugt, 
als Notare alle Rechtögefchäfte der Angehörigen des 
vertragichließenden Theiles, von welchem fie ernannt 
find, insbefondere Teſtamente oder andere leßtwillige 
Verfügungen, jowie, falls ſämmtliche Erben volljährig 
und gegenwärtig find, gütliche Erbtheilungen aufzu— 
nehmen und zu beurkunden, auch alle fonftigen Hand— 
lungen der freiwilligen Gericht3harkeit vorzunehmen, 
ſoweit folche nicht durch die in dem Gebiete, in welchem 
die Konfularbeamten ihren Amtsſitz haben, geltenden 
Geſetze den Gerichten oder anderen Behörden dieſes 
Gebietes ausſchließlich zugewieſen find. 
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Betrifft die Rechtshandlung einen in diefem Gebiete 
gelegenen unbeweglichen Gegenjtand, und ift nach dem 
dort geltenden Rechte zur Gültigkeit der Handlung die 
Aufnahme einer notarielen Urkunde erforderlich, jo ift 
von dem Konfularbeamten ein zuftändiger Notar oder 
Öffentlicher Schreiber des Orts beizuzichen, welder bie 
Urkunde, bei Vermeidung der Nichtigkeit, gemeinfchaft- 
lih mit dem Konfularbeamten zu unterzeichnen bat. 

Artifel 18. Die Beitimmungen ded Artikels 12 
finden auch Anwendung auf Rechtögefchäfte, welche von 
Angehörigen desjenigen vertragſchließenden Theiles, der 
den Ronfularbeamten ernannt hat, mit Angehörigen 
oder fonftigen Einwohnern des Gebietes, in welchem 
fih der Sitz des Beamten befindet, geichloffen werben, 
Bur Aufnahme von Rechtögefchäften, an welchen aus— 
ſchließlich Angehörige dieſes letzteren Gebietes oder eines 
dritten Staates betheiligt find, ift der Konfularbeamte 
dann befugt, wenn die Geſchäfte fich auf bewegliche oder 
unbemwegliche Gegenftände beziehen, welche in dem Ge- 
biete desjenigen Theiles, der ihn ernannt bat, fich be: 
finden, oder wenn fie Angelegenheiten betreffen, welche 
dort zur Erledigung kommen follen. 

Artitel 14. Die Generallonfuln, Konfuln, Bize- 
fonfuln und SKonfularagenten haben, foweit fie nad 
den Gejegen des vertragichließenden Theiles, der fie 
ernannt hat, dazu befugt find, das Recht, Ehefchließungen 
von Angehörigen dieſes Theiles vorzunehmen, und die 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle folder Angehörigen 
zu beurfunden. Selbjtverftändlic kann eine Eheſchließung 
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vor dem Konjularbeamten mit Rechtöwirkfamteit für 
das Gebiet, in welchem derfelbe feinen Sitz hat, nicht 
erfolgen, wenn einer der Berlobten Angehöriger des 
vertragſchließenden Theiles, in deſſen Gebiete die Ehe- 
ſchließung erfolgt, oder eines dritten Staates ift. 

Artilel 15. Die von den Konfularbeamten in 
Gemäßheit der Artikel 11 bis 14 aufgenommenen Ur⸗ 
funden, ingleihen die Auszüge oder Abfchriften folcher 
Urkunden follen, wenn fie duch Die gedachten Beamten 
vorſchriftsmäßig beglaubigt und mit ihrem Amtsfiegel 
verfehen find, vor jeder Gerichts- oder Verwaltungs⸗ 
behörde in Deutichland wie in Brafilicn diefelbe Kraft 
und Gültigkeit haben, als wenn fie von einem Notar 
oder einem ſonſt zuftändigen öffentlihen Beamten bes 
einen oder des anderen vertragfchliegenden Theiles 
aufgenommen wären, vorausgefekt, daß dieje Urkunden 
in derjenigen Form aufgenommen worden find, melde 
die Geſetze desjenigen Theile, von dem der Konful 
ernannt ift, vorjchreiben, und vorausgeſetzt, daB dem⸗ 
nächſt auch, wenn es die Angelegenheit erfordert, be— 
züglich de3 Stempels, der Regiftrirung, der Einſchrei— 
bung und aller anderen Formvorſchriften die bezüglichen 
Beftimmungen des Rechtsgebietes, in welchem der Att 
zur Ausführung kommen fol, erfüllt find. 

Artikel 16. Die genannten Beamten dürfen vor 
den Gerichten als Dolmetfher auftreten, diejelben find 
auch berechtigt, Schriftſtücke jeder Art, weldye in der 
Sprache de3 vertragichließenden Theile, welcher fie 


L 


444 Konfularvertrag mit Brafilien. 


ernannt hat, abgefaßt find, zu überfehen und zu be: 
glaubigen. 

Diefe Ueberfegungen follen, in Deutfchland wie in 
Brafilien, diefelbe Bemweistraft haben, wie wenn fie von 
vereidigten Ucberfegern oder Dolmetihern angefertigt 
tworden wären. 


Artitel 17. Stirbt ein Angehöriger eines ber 
vertragfchließenden Theile in dem Gebiete des anderen 
Theiles, fo foll die zuftändige Ortsbehörde dem be= 
treffenden Gcneraltonful, Konful, Bizefonful oder Kon— 
fularagenten von dem Todesfall fofort Nachricht geben. 
Ihrerſeits follen die legteren Beamten, wenn der Todes: 
fall zuerft zu ihrer Kenntniß kommt, ebenmäßig die 
gedachte Behörde davon benachrichtigen. 


Artilel 18. Sn folgenden Fällen kommt es dem 
Konſularbeamten des vertragfchliegenden Theiles, wel— 
chem der Verſtorbene angehörte, zu, alle Handlungen 
vorzunehmen, welche zur Einziehung, Aufbewahrung, 
Sicherjtellung, Berwaltung, Liquidation und Aushän— 
digung des Nachlaſſes an die Erben oder deren gehörig 
beglaubigte Bevollmächtigte erforderlich find: 


1. wenn die Erben unbelannt, 

2. wenn die Erben der Nationalität des Berftor: 
benen angehören und abweſend oder minder- 
jährig oder handlungsunfähig find, 

3. wenn der Teitamentsvollitreder abweſend ift oder 
das Amt nicht annimmt. 


Artikel 19. Den Generaltonjulu, Konfuln, Vize⸗ 
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fonfuln und Konfularagenten ftcht ausſchließlich die 
Snventarifirung, Sicerftellung, Verwaltung, Liqui- 
dation und Aushändigung der Verlafienichaft zu, wenn 
es fih um den Nachlaß von Schifisleuten, Sciffs- 
paffagieren oder fonjtigen Reiſenden handelt, tmelche 
dem vertragfchließenden Theile, der die gedachten 
Beamten ernannt hat, angehören, mag der Todesfall 
am Lande oder an Bord eines Schiffes feiner Natio- 
nalität während der Reife oder im Beitimmungshafen 
erfolgt fein. 

- Artilel 20. Außer den in den Artikeln 18 und 
19 bezeichneten Fällen kommt die Aufnahme des In— 
ventar® und die Verwaltung und Liquidation des 
Nachlaſſes der Yandesbehörde nad) Maßgabe der für 
diefe geltenden Geſetze zu. 

Artikel 21. Befindet fi in einem der Fälle, in 
welchen die Landesbehörden zuftändig find (Artikel 20), 
unter den Erben ein Abweſender, Minderjähriger oder 
Handlungsunfähiger, welcher der Nationalität de3 Ver— 
jtorbenen angehört, fo kann der Gencraltonful, Konful, 
Vizekonſul oder Konfularagent bei der zuftändigen 
Ortsbehörde über alle auf die Einziegung, Verwaltung 
und Liquidation des Nachlafjes bezüglihen Maßregeln 
jederzeit Auskunft verlangen, und die ihm geeignet 
ſcheinenden Anträge ftellen. 

Für den minderjährigen oder handlungsunfähigen 
Erben kann der Ronfularbeamte bei der Ortsbehörde 
die Ernennung eine Vormundes oder Kurators bean- 
tragen, und die genannte Behörde wird ihre Wahl auf 
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den Konfularbeamten ſelbſt richten, jofern er Dies vor- 
geichlagen Hat, und gejegliche oder fonjt triftige Gründe 
nicht entgegenfteben. 

Steht die Bormundfhaft über den Minderjäh- 
rigen fraft Geſetzes oder letzten Willen! einer anderen 
Berfon zu, fo wird der Konfularbeamte, fo weit dies 
nad) dem Landesredhte zuläffig ift, zum Gegenvormund 
(eurador) emannt werden. Stirbt der gedachte Bor: 
mund oder wird er feine? Amtes enthoben, fo findet 
die Beitimmung des vorhergehenden Abſatzes An- 
wendung. 

Artilel 22. Nachdem die Theilung durch Die 
Lokalbehörde vollzogen worden, fol der Konfularbeamte 
in den Fällen des vorhergehenden Artikels den Erb- 
antheil, der dem von ihm vertretenen Erben gebührt, 
in Befiß nehmen, und fortfahren, das fraglicde Ber- 
mögen zu verwalten, ſowie über die Perjon des Erben, 
falls derfelbe minderjährig oder handlungsunfähig ift, 
zu wachen. 

Artikel 23. Soweit e3 fih um die Anwendung 
de3 gegenwärtigen Vertrages handelt, follen die in 
Brafilien geborenen Kinder eines Deutjchen in Gemäß- 
heit des brafilianischen Geſetzes vom 10. September 
1860 bis zu ihrer Volljährigkeit der Staatdangehörig- 
teit des Water folgen. Ebenjo follen die in Deutid- 
land geborenen Kinder eines Brafilianers in Gemäß: 
beit der deutſchen Gefege der Staatsangehörigkeit des 
Vaters folgen. 

Auf die Vormundſchaft oder Kuratel über die be— 
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zeichneten Kinder erftredt fi die Wirkung der vor- 
ftehenden Beitimmung nicht; vielmehr kann diefes Amt 
nur nach Maßgabe der Landesgeſetze geführt und von 
den Landesbehörden übertragen werden. 

Artilel 24. Als Erben im Sinne dieſes Ver— 
trages find auch die Univerſalvermächtnißnehmer ans 
zufehen. 

Artilel 25. Sind alle Erben volljährig, fo ſteht 
es ihnen frei, durch gegenfeitige Uebereintunft die In— 
ventarifirung, Verwaltung und Liquidation der Erb- 
haft dem Konfularbeamten zu übertragen. 

Artikel 26. In den Fällen, in weldhen nad) Ar- 
titel 18 dem Konſularbeamten die ausſchließliche Be- 
fugniß zufteht, den Nachlaß einzuzichen, zu inventari- 
firen, aufzubewahren, zu verwalten und zu liquidiren, 
wird derjelbe folgende Borjchriften beobachten: 

1. Kann das Inventar aller nachgelajjienen Ver— 
mögendgegenftände in einem Tage angefertigt werden, 
fo wird der Konjularbeamte gleih nach dem Todes⸗ 
falle zur Bornahme diefer Amtshandlung fchreiten, und 
die betreffenden Gegenftände in feine Verwahrung und 
Bermwaltung nehmen. 

2. Kann das Inventar nicht in der genannten Zeit 
angefertigt werden, jo wird er fofort alle beweglichen 
Saden und Bapiere des Berftorbenen verfiegelt, und 
jpäter das ganze Vermögen inventarifiren und damit 
in der zuvor bezeichneten Weiſe verfahren. 

3. Die in den beiden vorhergehenden Nummern 
erwähnten Handlungen werden in Gegenwart der Orts— 
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behörde erfolgen, wenn die lebtere nad) vorgängiger 
Benachrichtigung durch den Konfularbeamten ihre An- 
weſenheit für angemefien erachtet, fowie in Gegenwart 
ziveier einwandäfreier Zeugen. 

4 Wenn in Folge des Todesfall nad) Beobach⸗ 
tung der Vorſchrift des Artikels 17 die Ortöbehörde in 
der Wohnung des Verftorbenen erſcheint, ohne den 
Konfularbeamten dafelbft anzutreffen, jo ſoll fie ſich 
darauf befchränten, ihre eigenen Siegel anzulegen. 

Erfcheint der Konfularbeamte, während die Orts⸗ 
behörde noch anweſend ift, jo werden die Siegel wieder 
abgenommen werden, und e3 wird der erftere in Gegen- 
wart der Ortsbehörde, falls diefe ihre Anweſenheit für 
angemeffen erachtet, zur Inventarifirung des Nachlafjes 
fchreiten. 

Iſt dagegen die Ort3behörde nicht mehr anweſend, 
jo wird der Konjularbeamte ſich Ihriftlich an fie wenden 
und fie auffordern, innerhalb eines auf nicht weniger 
als drei und nicht mehr als acht Tage zu beitimmenden 
Beitraumes fi) einzufinden, damit die Abnahme der 
Siegel und die übrigen oben aufgeführten Handlungen 
erfolgen können. Yindet fich die Ortsbehörde alsdann 
nicht ein, fo hat der Konfularbeamte allein vorzugehen. 

5. Findet ſich während der Bornahme diefer Hand- 
lungen unter den Bapieren des Berftorbenen ein Tefta- 
ment vor, oder ift ein folches an irgend einem anderen 
Orte vorhanden, fo wird dasfelbe unter Beobachtung 
der gejeglichen Formen durd die Ortsbehörde eröffnet 
werden, welde binnen vier Tagen dem SKonfular- 
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beamten eine beglaubigte Abfchrift des Teitaments zu 
überjenden bat. 

6. Der Konfularbeamte hat binnen vier Tagen 
dag Protololl über die Anlegung und Abnahme der 
Siegel, fowie dad Nadjlapinventar in beglaubigter Ab- 
fchrift der Ort3behörde zu übermitteln. 

7. Der Konjularbeamte hat, da8 Ableben des Erb- 
lafjer3 binnen einer Frift von zwei Wochen öffentlich 
befannt zu maden. Die Friſt beginnt mit dem Tage, 
an weldhem der Konfjularbeamte die Nachricht von dem 
Todesfall erhalten hat. 

Artitel 27. Streitiglfeiten über die Gültigkeit der 
Zeitamente find vor den zuftändigen Richter zu bringen. 

Artikel 28. Der Ronfularbeamte wird, nachdem 
er die im Artikel 26 erwähnten Amtshandlungen vor- 
genommen bat, bei der Verwaltung und Liquidation 
der Erbichaft noch folgende Vorſchriften beobachten: 

1. Er wird zunädjt die Beerdigungstoften bezahlen, 
ſoweit folche dem Stande und Vermögen de3 Verftorbe- 
nen gemäß aufgewendet find. 

2. Er wird fofort in öffentlicher Verfteigerung, in 
der durch die beitehenden Geſetze und Gebräuche vor- 
gejchriebenen Form alle Nachlaßgegenſtände, welche 
dem Verderben ausgefeßt find oder deren Aufbewahrung 
ſchwierig oder koſtſpielig ift, verlaufen. 

Zu dem Verkauf der Immobilien wird der Konfu- 
larbeamte die Ermächtigung der Lofalbehörde nach- 
ſuchen, damit derjelbe in den von den Landesgeſetzen 
vorgefchriebenen Formen erfolge. 

r  Born,, Die Konfulargefehgebung. 29 
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8. Er wird, auf außergerichtlihem oder gerichtlihem 
Wege, die Yorderungen, Renten, Dividenden aus Altien, 
Binfen von Staatsjchuldverfchreibungen und fonftigen 
Staatdpapieren, jowie alle anderen Einkünfte und Be- 
träge, welche der Berlaffenihaft zuftehen, einziehen, 
unter Ertheilung von Quittungen an die betreffenden 
Schuldner. . 

4. Er wird aus den zum Nachlaſſe gehörenden 
Geldern oder aus dem Erlös für die verkauften bemeg- 
lichen oder unbeweglichen Gegenftände alle Laſten und 
Schulden der Erbſchaſt tilgen, jowie die Vermächtniſſe, 
mit welchen die Erbfchaft belaftet ift, nach den letzt⸗ 
willigen Beitimmungen des Erblaſſers auszahlen. 

5. Falls der Konjularbeamte die Bezahlung der 
gehörig beſcheinigten Nachlaßſchulden unter Berufung 
auf die Unzulänglichleit des Nachlaſſes ganz oder theil- 
weiſe verweigert, jo find die Gläubiger, wenn fie e3 
für angemeffen erachten, befugt, bei der zujtändigen 
Zandesbehörde die Eröffnung des Konkursverfahrens 
zu beantragen. 

Sobald das Konfursverfahren in Gemäßheit der 
Landesgeſetze eröffnet ift, Hat der Konjularbeamte alle 
zum Nachlaffe gehörigen Urkunden, Effelten und Werthe 
unverzüglich dem Gerichte, oder fall deren Uebernahme 
dem Konkursverwalter zufteht, dem legteren augzu- 
folgen; der Konfularbeamte bleibt in diefem Falle mit 
der Wahrnehmung der Rechte der abmwefenden, minder- 
jährigen oder handlungsunfähigen Erben betraut. 

Artikel 29. Die nachträgliche Geltendmachung 
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von Erbanfprüden durch Perjonen, welche einer anderen 
Nationalität als derjenigen des Verjtorbenen angehören, 
fteht der Einziehung und Verwaltung de3 Nachlaſſes 
durch den Konfularbeamten nicht entgegen, falls defien 
Zuftändigfeit einmal in Gemäßheit des Artikels 18 be- 
gründet war. Jedoch ijt in einem folden Falle die 
Ortsbehörde befugt, die Hinterlegung eines entſprechen⸗ 
den Theiles des Nachlaſſes zur Sicherftellung der Rechte 
der neu binzutretenden Erben anzuordnen. 

Artikel 80. Sollte der Todesfall fih an einem 
Orte ereignen, an welchem fein Konjularbeamter vor⸗ 
handen ift, fo Hat die Ortsbehörde fofort unter Dar- 
legung aller ihr befannt gewordenen Umijtände des 
Falles den nächſten Konjularbeanten zu benachrichtigen, 
und die Siegelung, SInventarifirung jowie die jonjtigen 
auf die Verwaltung des Nachlaſſes bezügliden Maß—⸗ 
regeln vorzunehmen. Der SKonfularbeamte, welcher 
entweder perjönlich ji nach dem Orte begeben oder 
unter feiner Berantwortlichleit einen Vertreter beftellen 
fann, ijt ebenſo wie fein Vertreter nad) Maßgabe der 
vorhergehenden Artikel befugt,. den Nachlaß zu über: 
nehmen, und die Liquidation fortzuführen, ſoweit dies 
felbe noch nicht beendet fein follte. 

Artikel 31. Gehörte der Verftorbene einer Handel- 
gejellichaft an, fo erfolgt die Auseinanderfegung mit 
derjelben in Gemäßheit der Handelsgeſetze des Orts, 
an welchen die Geſellſchaft ihren Sig Hat. Die in 
Folge der Auseinanderjegung für die Erbſchaft flüffig 


werdenden Gelder find in den Fällen, in welchen die 
29* 
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Verwaltung der Verlaſſenſchaft dem Konful zufteht, an 
dieſen abzuliefern. 

Artikel 32. Falls zur Zeit des Todesfalls die 
Geſammtheit oder einzelne Beltandtheile eines Nach— 
laſſes, deffen Liquidation und Verwaltung durd den 
gegenwärtigen Bertrag dem Konfularbeamten über: 
tragen ift, mit Beſchlag belegt, gepfändet oder jequeftrirt 
find, fo kann der Konfularbeamte von den bezeichneten 
Gegenftänden infolange nicht Befig ergreifen, als nicht 
die Beichlagnahme, Pfändung oder Sequeitration auf: 
gehoben: ift. 

Wird während der Liquidation eine Beichlagnahme, 
Pfändung oder Sequeftration von Nachlapgegenftänden 
vorgenommen, fo find die mit Beichlag belegten, ge: 
pfänbeten oder jequeitrirten Gegenftände in dem Gewahr: 
fam des Konfularbeamten zu belafjen. 

Die Beträge, welche aus dem Erlöfe gepfändeter 
Gegenjtände übrig bleiben, find an den Konfularbeamten 
abzuliefern. 

Artilel 33. Dem Konfularbeamten bleibt in den 
Fällen der. Artifel 31 und 32 ſtets das Recht, gehört 
zu werden, und die Beobachtung der vom Geſetze vor: 
gefchriebenen Formen zu überwachen; er ift jederzeit 
befugt, die nach feinem Ermeſſen zur Wahrung der 
Rechte des Nachlafjes erforderlichen Anträge zu ftellen. 

Artifel 34. Iſt die Liquidation des Nachlaſſes 
beendigt, fo mwird der Konfjularbeamte auf Grund der 
betreffenden Akten ein Berzeihniß über den Beſtand 
der zu vertheilenden Maſſe aufftellen und dasſelbe 
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zugleich mit einem Nachweis über die Verwaltung und 
Liquidation des Nachlaſſes der zuftändigen Ort3behörbe 
überjenden. 

Dieje beiden Urkunden können, falls es die Orts⸗ 
behörde verlangt, von ihr mit den Unterfchriften ver- 
glichen werden, welche zu diefem Zwecke in dem Archive 
des Konjulat3 zur Verfügung zu halten find. 

Die Ortsbehörde hat das Verzeihnig und den Nach— 
weis den beglaubigten Abfchriften der Protofolle über 
die GSiegelung und Entſiegelung ſowie des Nachlaß— 
inventars beizufügen, und ſoweit ihr dies nach den für 
ſie maßgebenden Geſetzen obliegt, die Erbtheilung vor— 
zunehmen, indem ſie die einzelnen Erbtheile und die 
zum Zwecke der Ausgleichung etwa erforderlichen 
Leiſtungen feſtſetzt. 

In keinem Falle ſteht den Konſularbeamten die 
Entſcheidung von Streitigkeiten über die Rechte der 
Erben, die Ausgleichung des Vorempfangenen, den 
Pflichttheil oder den der freien Verfügung des Erb— 
laſſers unterworfenen Vermögenstheil zu dieſe Streitig- 
keiten gehören vor die zuſtändigen Gerichte. 

Soweit die Erbtheilung der Ortsbehörde obliegt, 
bat dieſelbe nad) Beendigung des Verfahrens das Thei- 
Iungsergebniß und die zu Grunde liegende Berechnung 
dem Ronjularbeamten in Abfchrift zu überjenden. 

Artikel 35. Der Nachlaß jedes Angehörigen eines 
der Hohen vertragichliegenden Theile, welcher in dem 
Gebiete des anderen Theiles ftirbt, fol, mas das Recht 
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der Erbfolge und die Erbtheilung betrifft, nach den 
Geſetzen des Landes geordnet werden, dem der Ber: 
ftorbene angehörte, gleichviel welcher Art die nad) 
gelafienen Güter find, jeboch bezüglich der Gegenftände 
des unbeweglihen Vermögen? unter Beobachtung der 
bejonderen Beitimmungen der Ortögejege. 

Wenn indejjen ein Angehöriger desjenigen vertrag- 
ichließenden Theiles, in defjen Gebiete der Nachlaß er: 
öffnet ift, neben Erben, welche diefem Theile nicht an- 
gehören, Anſprüche auf die Erbſchaft Hat, fo kann der 
erjtere verlangen, daß fein Erbantheil nad) den in dem 
bezeichneten Gebiete geltenden Geſetzen bejtimmt wird. 

Urtitel 86. Der Konfularbeamte darf den Nachlaß 
weder ganz noch theilweiſe den gejeglihen Erben oder 
deren Vertretern aushändigen, wenn nicht zuvor alle 
in dem Gebiete, in welchem der Nachlaß eröffnet iſt, 
zu erfüllenden Verbindlichkeiten der Erbſchaft getilgt 
find, oder wenn nicht feit dem Zobdedtage ein Jahr 
verflofjen ift, ohne daß ein Anſpruch an den Nachlaß 
erhoben worden wäre. 

Artitel 37. Bor PVertheilung der Erbmaffe an 
die Erben müſſen die der Staatskaſſe des Landes, in 
welchem die Erbichaft eröffnet ift, zuftehenden Abgaben 
berichtigt werden. 

Der Betrag diefer Abgaben ſoll derjelbe fein, welchen 
die Angehörigen des Landes bei gleichen Anläffen zu 
entrichten haben oder künftig zu entrichten haben werden. 

Der Konjularbeamte wird zudörderft den fisfalifchen 
Behörden die Namen der Erben und den Brad ihrer 
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Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer anzeigen. Iſt die 
Bahlung der Abgaben erfolgt, jo werden die genannten 
Behörden nad Maßgabe jener Anzeige die Einweifung 
der Erben in das Eigenthum und den Beſitz der Erb- 
ſchaft bewirken, ſoweit eine ſolche nach den Landes- 
geſetzen erforderlich ift. 

Artilel 38. Soweit die Erbichaft oder ein Theil 
derjelben nicht unter der Obhut und Verwaltung des 
Konjuls jteht, jollen ihm Auslagen, welche er für die 
Erbiehaft oder den. betreffenden Theil in Folge der Be- 
ftimmungen dieſes Vertrages zu machen hatte, durch 
die zuftändige Ortsbehörde zugebilligt und als Bor: 
mundſchafts- oder Kuratelkoſten aus den Mitteln der 
Erbſchaft erftattet werben. 

Artikel 39. Falls der Nachlaß eines Angehörigen 
eines der Hohen vertragichliegenden Theile, welcher in 
dem Gebiete des anderen Theile geftorben ift, herrenlos 
bleibt, da3 beißt, fall3 fein überlebender Ehegatte oder 
feine jonjt zur Erbichaft berufene Perſon vorhanden 
ift, fo fol dag bezeichnete Vermögen dem Fiskus des— 
jenigen Lande zufallen, in welchem der Todesfall 
ftattgefunden bat. Sofern jedoh Nacjlakgegenftände 
in dem Gebiete desjenigen vertragihhließenden Theiles, 
welchem der Berftorbene angehörte, vorhanden find, 
verbleiben diefelben dem Fiskus des Landes, in welchem 
fie fich befinden. 

Die erforberliden Bekanntmachungen bezüglid) der 
Berfon des Verftorbenen, ſowie des Tages und des 
Orts feines Ablebeng, find durd die zuftändige Orts— 
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behörde in Gemäßheit der Gefete und Gebräuche des 
betreffenden Landes in den Beitungen zu erlaffen. 
Hat nad) Ablauf von zwei Jahren, vom Todestage 
an gerechnet, fi) weder ein überlebender Gatte noch 
ein anderer Erbe perſönlich oder durch einen Vertreter 
gemeldet, fo wird die Ortsbehörde die Ueberweiſung 
des Nachlaſſes an den Staat anordnen; die Entichei- 
dung der Behörde ift dem Konfularbeamten zuzuftellen. 
Der Fiskus wird Hierauf den Nachlaß übernehmen, 
jedoch verpflichtet bleiben, den Erben, welche ſich fpäter 
innerhalb der Friſt melden follten, in welcher die Erb- 
ſchaft unter gleichen Umjtänden von Landesangehörigen 
noch beansprucht werden kann, Rechnung abzulegen. 
Artilel 40. Nah Erfolg der polizeilichen und 
gefundheit3polizeilichen Abfertigung können die General: 
konſuln, Konfuln, Vizekonſuln und Konfularagenten 
fih in Perſon an Bord der Schiffe des Hohen vertrag: 
ſchließenden Theiles begeben, der fie ernannt Hat, oder 
einen Bevollmächtigten an Bord fenden, um die Offiziere 
und Mannſchaften zu vernehmen, die Schiffspapiere 
einzufehen, die Erklärungen über die Reife und deren 
Zwiſchenfälle, fowie über den Beſtimmungshafen ent- 
gegenzunehmen, Ladungsverzeichniſſe (Manifejte) auf- 
zunehmen, den Eingang und die Hlarirung der Schiffe 
zu fördern, endlich die gedadhten Offiziere und? Mann= 
ſchaften vor die Gerichts- und Verwaltungsbehörden 
des Landes zu begleiten, wenn fie vor denfelben zu 
ericheinen haben follten, um ihnen ohne Beeinträchtigung 
des Rechts und der Lofalgefege als Dolmetfcher beizu- 
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ftehen. Ausgemacht bleibt jedoch dabei, daß die Kon— 
fularbeamten von dieſer Befugniß nicht Gebrauch machen 
follen, ohne vorher die Zollbehörde davon in Kenntniß 
zu ſetzen, damit diefe, wenn fie e3 für angemefjen hält, 
ihnen einen Beamten des Fiskus beiordnen könne. 

Die Gerichts-, Bolizei- und Zollbehörden dagegen 
follen, wenn fie Amtshandlungen, die ihnen zuftchen, 
auf Handelsſchiffen vorzunehmen haben, den betreffenden 
Konjularbeamten einladen, denjelben beizumohnen, wenn 
er dies für zwedmäßig hält. 

Ebenſo follen, wenn die Offiziere oder Mannſchaften 
vor den Gerichten oder Behörden de3 Ort? Ausfagen 
zu machen oder Erklärungen abzugeben haben, die ge— 
dachten Konfularbeamten rechtzeitig davon benachrichtigt 
werden, damit fie zu erjcheinen und, ohne Beeinträd): 
tigung des Rechts und der Lokalgeſetze, als Dolmetſcher 
jedes Mißverſtändniß zu verhüten im Stande feien, 
das den erwähnten Perſonen nachtheilig werden könnte, 
Die bezüglihe Mittheilung an die Generallonfuln, 
Konfuln, Vizekonſuln und Konfularagenten joll die für 
das Verfahren beftimmte Stunde enthalten. Beim 
Nichterfcheinen der gedachten Beamten kann in ihrer 
Abweſenheit in der Sache vorgegangen werden. 

Artikel 41. Hinfihtlih der Hafenpolizei, des 
Ladens und Löſchens der Schiffe, ſowie Hinfichtlich der 
Sicherung von Waaren, Gütern und Effekten find die 
beiderjeitigen Angehörigen den örtlichen Gejegen und 
Verordnungen unterworfen. 

Den Generaltonfuln, Konfuln, Bizefonfuln und 
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Konfularagenten fteht jedoch ausſchließlich Die Aufredht- 
erbaltung der inneren Ordnung an Bord der Schiffe 
des vertragjchließenden Theiles, welcher fie ernannt bat, 
zu. Sie haben allein über Streitigleiten jeder Art 
zwiſchen Schiffsſführer, Schiffdoffizieren, Mannſchaften 
und anderen unter irgend welcher Bezeichnung in die 
Muſterrolle aufgenommenen Perſonen zu befinden; 
insbeſondere über Streitigkeiten, welche ſich auf die 
Heuer und die Erfüllung ſonſtiger vertragsmäßiger 
Verbindlichkeit beziehen. 

Die Ortsbehörden dürfen nur dann cinfchreiten, 
wenn die Unordnungen, welche aus ſolchen Zwiſtig⸗ 
keiten entſtehen, geeignet ſind, die öffentliche Ruhe am 
Lande oder im Hafen zu ſtören, oder wenn Landes⸗ 
angebörige oder nicht zur Schiffsbeſatzung gehörige 
Perſonen betheiligt find. 

In allen anderen Fällen haben fich die Ortsbehörden 
darauf zu beſchränken, den Konjularbeamten Beiftand 
zu leiften, wenn lebtere foldden in Anſpruch nehmen, 
um eine in die Mujterrolle eingetragene Berfon an 
Bord zurüdführen oder verhaften zu lajien. 

Artilel 42. Die Generallonfuln, Konjuln, Bize- 
tonfuln und SKonfularagenten der beiden Hohen ver: 
tragihhließenden Theile find befugt, alle Berfonen, 
weldhe zur Mannſchaft der Kriegs- und Handelajchiffe 
desjenigen Theiles, von dem fie ernannt find, gehören, 
jobald Ddiejelben von einem der gedachten Schiffe in 
einem Hafen des anderen Theiles entwichen find, ver: 
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haften und entweder an Bord oder in ihre Heimath 
zurüdjenden zu laſſen. 

Zu dieſem Zwecke haben ſie ſich ſchriftlich an die 
zuſtändige Ortsbehörde zu wenden, und durch Vor⸗ 
legung der Schiffsregiſter oder der Muſterrolle oder 
einer gehörig beglaubigten Abſchrift dieſer Urkunden 
oder durch ſonſtige amtliche Schriftſtücke nachzuweiſen, 
daß die verfolgten Perſonen wirklich zur Schiffsmann⸗ 
ſchaft gehören. 

Findet die Entweichung vom Bord eines Kriegs⸗ 
ſchiffes ſtatt, fo iſt dieſelbe durch eine förmliche Er— 
klärung von Seiten des Befehlshabers des Schiffs, 
oder, in deſſen Abweſenheit, von Seiten des bezüglichen 
Konſuls darzuthun. 

An den Orten, an welchen ſich Konſularbeamte 
nicht befinden, ſollen die bezeichneten Anträge, unter 
Beobachtung derſelben Formvorſchriften, von dem Schiffs⸗ 
führer ſelbſt oder von den Konſularbeamten des nächſt⸗ 
gelegenen Bezirks geſtellt werden können. 

Auf das in vorſtehender Weiſe begründete Erſuchen 
ſoll die Auslieferung der gedachten Perſonen nicht ver⸗ 
weigert werden. Auch ſoll die Ortsbehörde jede Hülfe 
und jeden Beiſtand behufs Aufſuchung, Verhaſtung 
und Gefangenhaltung ſowie behufs Zurückführung ſolcher 
Entwichenen an Bord gewähren. Letztere ſollen auf 
Antrag und auf Koſten der gedachten Konſularbeamten in 
den Ortsgefängniſſen in Gewahrfam gehalten werden, 
bis diefe Beamten Gelegenheit finden, fie heimzufenden. 

Die bezeichnete Haft darf nicht länger als drei 
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Monate dauern. Iſt diefe Friſt abgelaufen und bat 
der Konfularbeamte drei Tage zuvor entiprechende Be- 
nachrichtigung erhalten, jo wird der Verhaftete in Frei- 
heit 'gefeßt, ohne aus demfelben Grunde wieder ver- 
haftet werden zu können. 

Hat der Entwichene am Lande eine jtrafbare Hand- 
lung begangen, fo fol die Auslieferung außgefegt 
werden, bis die Entjcheidung des zuftändigen Gericht? 
ergangen und in allen Theilen vollftredt ift. 

Auf Sciffsleute und andere Berjonen der Mann: 
ſchaft, welche Angehörige des vertragichliehenden Theiles 
find, in deffen Gebiete die Verhaftung ftattfinden joll, 
find die Beſtimmungen diejes Artitel3 nicht anwendbar. 

Artitel 43. Someit nit VBerabredungen zwiſchen 
den Ahedern, Befrachtern und Berficherern entgegen- 
ftehen, werden die Havereien, welde die Schiffe des 
einen der beiden Hohen vertragjchließenden Theile auf 
der Fahrt nad) einem Hafen des anderen erlitten haben, 
mögen die Schiffe diefen Hafen freiwillig oder als 
Nothhafen anlaufen, von den Generalfonfuln, Konſuln, 
Vizefonfuln oder Sonfularagenten des erjtgenannten 
Theiles geregelt werden. Sollten indefjen Angehörige 
de3 vertragichließenden Theiles, in deſſen Gebiete Die 
genannten Beamten ihren Sit haben, oder Angehörige 
eines dritten Staates bei der Haverei betheiligt fein, 
jo muß diefelbe, in Ermangelung eines zwifchen allen 
Betheiligten gejchloffenen Schiedsvertrages oder gütlichen 


Uebereinkommens, von der zuftändigen Landesbehörde 
“regelt werden, 
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Artitel 44. Falls ein Schiff, welches der Regie— 
rung oder dem Angehörigen eine? der Hohen vertrag- 
ichließenden Theile gehört, in den Küftengewäflern des 
anderen Theiles Schiffbruch leidet oder ftrandet, fo 
follen die Ortsbehörden den Konfjularbeamten, der dem 
Orte des Unfalls am nächſten ijt, von dem Unfall 
ſofort benachrichtigen. 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglich brafilianifcher, in 
den deutſchen Küſtengewäſſern gejcheiterter oder ge= 
ftrandeier Schiffe ſollen nad) Maßgabe der deutjchen 
Geſetze erfolgen, und umgelehrt jollen alle Rettung3- 
maßregeln in Bezug auf deutjche, in den brafilianifchen 
Küftengewäffern gefcheiterte und geftrandete Schiffe in 
Gemäßheit der brafilianiihen Geſetze vorgenommen 
werden. Die Konfularbeamten haben nur einzujchreiten, 
um die auf die Ausbefferung und Neuverproviantirung 
oder eintretenden Falls auf den Verkauf des an der 
Küste geftrandeten oder beſchädigten Schiffes bezüglichen 
Maßregeln zu überwaden. 

Für die Thätigfeit der Ort3behörde bei der Bergung 
dürfen nur folde Koſten erhoben werden, melde in 
gleihen Fällen die Nationalfchiffe zu entrichten Haben. 

Die geborgenen Waaren und fonftigen Gegenftände 
jollen feinerlei Eingangsabgaben unterworfen werden, 
es wäre denn, daß fie für den inländiichen Verbrauch 
beftimmt würden. 

Iſt die Nationalität eines verunglüdten Schiffes 
zweifelhaft, jo find die Ortsbehörden ausſchließlich für 
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alle in dem gegenwärtigen Artilel vorgejchenen Maß— 
regeln zuftändig. 

Artikel 45. Die Generallonfuln, Konfuln, Vize⸗ 
fonfuln und Konfularagenten können die Rechte und 
Befugniffe, welche ihnen nach dem gegenwärtigen Ber- 
trage zuftehen, ganz oder theilweife auf Andere über- 
tragen, und die Agenten oder Delegirten, welche fie 
unter ihrer Berantwortung mit ihrer Vertretung be- 
trauen, jollen dann befugt fein, innerhalb der Grenzen 
der ihnen erteilten Vollmacht handelnd aufzutreten, 
ohne jedoch eines der in den Artikeln 3 und 4 erwähnten 
perſönlichen Vorrechte zu genießen. 

Artilel 46. Die DOrtsbehörden werden ſich darauf 
beichränfen, den Konfularbeamten auf deren Erſuchen 
jeden zur Ausführung der Beitimmungen des gegen: 
wärtigen Vertrages erforderlichen Beijtand zu gewähren, 
und was im Widerjpruche mit diefem Vertrage vor: 
genommen wird, fol unwirkſam fein. 

Artikel 47. Die Generalfonfuln und Konfuln, 
fowie ihre Kanzler, die Vizefonfuln und Konfular- 
agenten jollen unter der Bedingung der Gegenfeitigkeit 
in dem Gebiete cine? jeden der Hohen vertragichließenden 
heile aller jonftigen Befugnifie, Vorrechte und Be- 
freiungen theilhaftig fein, welche den im gleichen Range 
ftehenden Beamten der meiftbegünftigten Nation ein- 
geräumt find oder in Zukunft eingeräumt werben möchten. 

Artikel 48. Der gegenwärtige Vertrag fol von 
den beiben Hohen vertragſchließenden Theilen genchmigt 
und ratifizirt und es follen die Ratifikations-Urkunden 
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in Rio de Janeiro fobald als thunlich ausgetaufcht 
werden. 

Derjelbe fol fünf Sabre, von dem Tage der Aus⸗ 
wechſelung der Ratifilationen an gerechnet, Gültigkeit 
haben. Falls zwölf Monate vor Ablauf diefed Zeit- 
raum Feiner der Hohen vertragjchliegenden Theile dem 
anderen jeine Abfiht, die Wirkſamkeit de Vertrages 
aufhören zu laſſen, kundgegeben haben follte, jo bleibt 
derjelbe in Geltung bis zum Ablauf eines Jahres von 
dem Tage ab, an welchem derſelbe gekündigt worben tft. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mädhtigten dieſen Vertrag in zwei Ausfertigungen unter- 
zeichnet und ihre Siegel beigedrüdt. 


54) Ronfularvertragmit SGriehenland. Bom 
26. November 1881. (R. G. B. 1882, 101.) 


Seine Majeität der Deutiche Kaijer, König von 
Preußen, und Seine Majeftät der König der Hellenen, 
von dem Wunfche geleitet, die Rechte, Privilegien und 
Befugniffe der mwechjelfeitig in den betreffenden Staaten 
zugelaffenen deutjchen und hellenifchen Generallonfuln, 
Konjuln, Bizelonjuln, Konfularagenten, Kanzler und 
Sekretäre zu regeln, haben befchloffen, einen Konfular- 
vertrag abzuſchließen, und zu diefem Behufe zu ihren 
Bevollmädtigten ernannt: — — 
welche, nach Mittbeilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Bollmadıten, über nachftehende Artikel 
übereingelommen find: 

Artikel I. Jeder der Hohen vertragſchließenden 
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zbeile fann in den Häfen oder Handelsplätzen des 
Gebiets des anderen Theiles Generallonfuln, Konfuln, 
Vizekonfuln oder Konfularagenten bejtellen. Beide 
Theile behalten ſich jedoch das Recht vor, einzelne Orte 
zu bezeichnen, welche auszunehmen fie für angemefjen 
erachten, wobei vorausgeſetzt wird, daß diefer Vorbehalt 
gleichmäßig allen Mächten gegenüber Anwendung findet. 

Die Generallonfuln, Konſuln, Vizekonſuln und Kon- 
fularagenten treten ihre Thätigfeit an, fobald fie von 
der Regierung des Landes, in welchem ihnen ihr amt- 
licher Wohnort angewicjen iſt, in den dort liblichen 
Formen zugelaffen und anertannt worden find. 

Das Erequatur fol ihnen Toftenfrei ertheilt werden. 

Artikel IL Die Bencraltonfuln, Konfuln und ihre 
Kanzler oder Sekretäre, jowie die Vizekonſuln oder 
Konfularagenten, welche Angehörige des Staates find, 
der fie ernannt hat, follen von der Militäreinguartierung 
und den Militärlaften überhaupt, von den direkten, 
Perjonal-,, Mobiliar- und Luxusſteuern befreit fein, 
mögen ſolche vom Staat oder von den Gemeinden auf- 
erlegt fein, es fei denn, dab fie Grundbefit Haben, 
Handel oder irgend ein Gewerbe betreiben, in welchen 
Fällen fie denfelben Taren, Laſten und Steuern unter: 
worfen fein jollen, welche die fonftigen Einwohner des 
Landes als Grundeigenthümer, Kaufleute oder Gewerbe: 
treibende zu entrichten haben. 

Sie bürfen weder verhaftet, noch gefünglic eingezogen 
werben, ausgenommen für jolhe Handlungen, welche 
die Strafgejeßgebung des Staates, in welchem fie ihren 
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Amtsſitz haben, als Verbrechen bezeichnet und als ſolche 
bejtraft. Sind fie Handeltreibende, fo ſoll die Schuldhaft 
gegen fie nur wegen Berbindlichleiten aus Handels⸗ 
geſchäften, nicht aber wegen ſonſtiger Eivilverbindlich- 
feiten verhängt werden dürfen. Im Yale der Ber: 
haftung eines Konſuls oder Konfularbeamten joll die 
Geſandtſchaft feined Landes hiervon fofort durch Die 
Regierung desjenigen Landes, in welchen: die Verhaftung 
ftattgefunden bat, in Kenntniß gejeßt werben. 

Artikel IIL Die Generallonfuln, Konſuln und 
ihre Kanzler oder Sekretäre, fowie die Vizekonſuln und 
Konjularagenten find verbunden, vor Gericht Zeugniß 
abzulegen, wenn die Landesgerichte ſolches für erforderlich 
halten. Doc ſoll die Gerichtsbehörde in diefem Falle fie 
mittelft amtlichen Schreibens erfuchen, vor ihr zuerjcheinen. 

Für den Fall der Behinderung der gedachten Beamten 
durch Dienftgeichäfte oder Krankheit fol, jedoch nur in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die Gerichtsbehörde ſich 
in ihre Wohnung begeben, um fie mündlich zu ver- 
nehmen oder unter Beobadytung der einem jeden der 
beiden Staaten eigenthümlichen Förmlichkeiten ihr fchrift- 
liches Zeugniß verlangen. Die gedachten Beamten haben 
dem Berlangen der Behörde in der ihnen bezeichneten 
Friſt zu entſprechen und derjelben ihre Ausſage ſchriftlich, 
mit ihrer Unterfchrift und ihrem amtlichen Siegel ver- 
fehen, zuzujtellen. 

Artitel IV. Die Generaltonfuln, Konfuln, Bize- 
tonfuln und Konfularagenten künnen an dem Konfu- 
latögebäude das Nationalwappen mit der Umſchrift: 

Born, Die Konjulargefeßgebunng. 30 
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„Sencraltonfulat, Konfulat, Bizetonfulat oder Konfular- 
agentur von ....“ anbringen. 

Auch können fie ihre Landesflagge auf dem Konfulats- 
gebäude, fowie auf dem Boote aufzichen, defjen fie fich 
bei dienftliden Fahrten im Hafen bedienen. 

E3 versteht ſich von felbft, daß diefe äußeren Ab- 
zeihen niemals werden fo aufgefaßt werden dürfen, als 
begründeten fie ein Aſylrecht. 

Artikel V. Die Konfulatardive find jederzeit 
unverleglih, und die Landesbehörden dürfen unter 
feinem Borwande und in feinem Falle die zu den 
Archiven gehörigen Dienftpapiere einfehen oder mit 
Beichlag belegen. 

Die Dienftpapiere müffen ftet3 von den da3 etwaige 
kaufmänniſche Geſchäft oder Gewerbe der Konjuln, Vize— 
fonfuln oder Konfularagenten betreffenden Biichern und 
Papieren vollftändig gefondert fein. 

Artitel VI An Fällen der Behinderung, Abivefen- 
heit oder de3 Todes von Generaltonfuln, Konfuln oder 
Vizekonſuln follen die Kanzler und Gefretäre, fofern 
fie in dieſer Eigenfchaft den betreffenden Behörden 
bereit3 vorgeftellt find, von Rechtswegen befugt fein, 
interimiftifh die konſulariſchen Amtsbefugniffe aus— 
zuüben, und fie follen während diefer Zeit die Freiheiten 
und Privilegien genießen, welche nad diefem Vertrage 
damit verbunden find. 

Artifel VIL Die Generalltonfuln und Konfuln 
fönnen, fofern fie durch die Geſetzgebung ihres Landes 
dazu bejugt find, vorbehaltlich der Zuftimmung der 
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Zandesregierung, Bizelonjuln oder Konfularagenten in 
den Städten, Häfen und Plägen ihres Amtsbezirks er- 
nennen. 

Dieje Agenten können ohne Unterfhied aus An⸗ 
gehörigen beider Länder oder dritter Staaten gewählt 
werden. Gie erhalten eine Beftallung von dem Konful, 
welcher fie ernannt hat und deſſen Weifungen fie unter 
ftellt find. Die in diejem Vertrage verabredeten Brivi- 
legien und Befreiungen Stehen vorbehaltlid) der in den 
Artikeln II und III vorgejehenen Ausnahmen auch 
ihnen zu. 

E3 wird befonders bemerkt, daß, wenn ein in einem 
Hafen oder in einer Stadt eines der beiden Länder 
beftellter Konful oder SKonfularagent aus den An- 
gehörigen dieſes Landes crwählt wird, diefer Konful 
oder Agent, nad) wie vor, als Angehöriger der Nation 
betrachtet wird, der er angehört, und daß er folgemeife 
den Gejegen und Beitimmungen unterworfen bleibt, 
welche an feinem Amtsfite für die Landesangehörigen 
maßgebend find; es joll jedoch dadurd die Ausübung 
feiner Amtsbefugniſſe in feiner Weiſe gehindert, noch 
die Unverleglichkeit der Konjulat3archive gefährdet werden. 

Artikel VIIL Die Generalfonfuln, Konfuln und 
Vizekonſuln oder Konfularagenten beider Länder können 
in Ausübung der ihnen zuertheilten Amtsbefugniſſe ſich 
an die Behörden ihres Amtsbezirk wenden, um gegen 
jede Verlegung der zwifchen beiden Ländern beftehenden 
Berträge oder Vereinbarungen, und gegen jede ihren 
Landesangehörigen zur Beſchwerde gerelgeude Beein⸗ 
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trächtigung Einſpruch zu erheben. Wenn ihre Reklama⸗ 
tionen durch diefe Behörden nicht berüdfichtigt werden, 
fo können fie, in Ermangelung eine Diplomatifchen 
Vertreters ihres Landes, fih an die Zentralregierung 
des Rande wenden, in welchem fie ihren Amtsſitz haben. 

Artiltel IX. Die Generallonfuln, Konjuln und 
ihre Kanzler, fowie die Bizetonfuln und Konfularagenten 
beider Länder haben das Recht, in ihrer Kanzlei ſowohl 
als auch in der Wohnung der Betheiligten und am 
Bord der Schiffe ihrer Nation diejenigen Erklärungen 
aufzunehmen, welche die Schiffsführer, die Schiffe- 
mannfhaft, die Paſſagiere, Handeltreibende und alle 
fonftigen Angehörigen ihres Landes abzugeben haben. 
Sie find in gleicher Weiſe befugt, ald Notare die legt: 
willigen Verfügungen ihrer Landesangehörigen auf: 
zunehmen. 

Die erwähnten Konjuln und Konfularbeamten jollen 
das Recht Haben, jedes notarielle Rechtsgeſchäft auf: 
zunehmen, welches beitimmt iſt, in ihrem Lande aus- 
geführt zu werden, und welches abgefchloffen wird ent- 
weder lediglich zwifchen ihren Landesangehörigen oder 
zwifchen einem oder mehreren ihrer Yandesangehörigen 
und Bewohnern des Landes, in welchem fie ihren Amtsſitz 
haben. Sie jollen auch Rechtsgeſchäfte aufnehmen können, 
bei denen lediglich Angehörige des Landes, in welchem 
fie ihren Amtsſitz haben, die Bethetligten find, fofern 
diefe Rechtsgeſchäfte fich ausſchließlich auf Vermögens: 
jtüde, welche im Gebiet der Nation, welcher der inftru- 
mentirende Konjul oder, Agent angehört, belegen find, 
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oder auf Geichäfte, welche dort zu verhandeln find, 
fih beziehen. 

Notarielle Rechtsgeſchäfte, welche beitimmt find, in 
dem Lande ihres Amtsſitzes ausgeführt zu werden, find 
die erwähnten Konfuln und Agenten dann aufzunehmen 
berechtigt, wenn ihre Kandesangehörigen allein bethetligt 
find; fie dürfen außerdem auch ſolche Rechtögeichäfte 
aufnehmen, welche zwifchen einem oder mehreren ihrer 
Landedangehörigen und Bewohnern des Landes, in 
welchem fie ihren Amtsſitz haben, abgeichloffen werden, 
fofern es ſich nicht um Rechtsgeſchäfte handelt, bei denen 
nad) der Befeßgebung des Landes die Mitwirkung eines 
Richters oder beitimmter Öffentlicher Beamten unerläß- 
lich iſt. 

Wenn die in dem vorſtehenden Satze erwähnten 
Rechtsgeſchäfte fihd auf Grundeigenthum beziehen, fo 
jollen fie nicht cher rechtsgültig fein, als bi8 ein Notar 
oder anderer öffentliher Beamter des Landes dabei 
mitgewirkt und fie mit feiner Unterjchrift verfehen haben 
wird. 

Die Konfuln oder Agenten können aud) jede Art 
von Verhandlungen und GSchriftitüden, melde von 
Behörden oder Beamten ihre® Landes ausgegangen 
find, überfegen und beglaubigen. 

Alle vorerwähnten Urkunden jollen, wenn fie durd) 
die gedachten Agenten vorſchriftsmäßig beglaubigt und 
mit dem Umtsfiegel des Konfulat3 oder Vizekonſulats 
verfehen find, in jedem der beiden Länder Diejelbe 
Kraft und Geltung haben, als wenn fie vor einem 
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Notar oder anderen öffentlichen oder gerichtlichen, in 
dem einen oder dem anderen der beiden Staaten zu— 
ftändigen Beamten aufgenommen wären, vorausgefeßt, 
dab fie dem Stempel, der Regiftrirung oder jeder 
anderen in dem Lande, in welchem fie zur Ausführung 
gelangen jollen, beſtehenden Taxe oder Auflage unter- 
worfen worden find. Dieſe Beitimmung bezicht ſich 
in gleicher Weiſe auf Abfchriften, Auszüge oder Ucber- 
jfegungen folder Urkunden; wenn gegen die Genauig— 
keit oder die Echtheit folder Abichriften, Auszüge oder 
Ueberſetzungen Einfprud erhoben wird, follen die be- 
treffenden Gerichtshöfe nad) Maßgabe der Gejchgebung 
ihres Landes verfahren. 

Artikel X. Die Generaltonfuln, Konſuln und 
Vizekonſuln oder Konjularagenten können ſich perſönlich 
an Bord der Schiffe ihres Landes begeben oder Ber: 
treter an Bord derjelben jenden, jobald die Schiffe 
zum freien Verkehr zugelafien find, fie können den 
Shiffsführer und die Mannjchaft vernehmen, Die 
Schiffspapiere prüfen, die Ausſagen über Reiſe, Be— 
ftimmungsort und Zwiſchenfälle während der Reife 
entgegennehneen, die Ladungsmanifeſte aufjtellen und 
die Abfertigung ihrer Schiffe fürdern, auch mit jenen 
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden des Landes 
erfheinen, um ihnen bei den Angelegenheiten, welche 
fie betreiben, oder bei den Anträgen, welche fie zu 
ftellen haben, al Dolmetscher und Agenten zu dienen, 
ausgenommen in den von den Gefeßen beider Länder, 
an deren Anordnungen duch die gegenwärtige Ver— 
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tragsbejtimmung nichts geändert wird, vorgeſehenen 
Füllen. 

Die öffentlihen Beamten de3 Landes dürfen in den 
Häfen, wo ein Konful oder Konfularagent eines der 
beiden Staaten feinen Amtsfig hat, an Bord von 
Handelsſchiffen keine anderen Unterfuchungen oder. Be- 
fihtigungen, als die gewöhnlichen zolfamtlichen oder 
gefundheitspolizeilichen Befichtigungen vornehmen, ohne 
zuvor dem gedachten Konful oder Agenten Nachricht 
gegeben zu haben, damit derſelbe der Befichtigung bei- 
wohnen fann. 

Die Einladung, melde zu diefem Behufe an die 
Konſuln, Vizekonſuln oder Konfularagenten zu richten 
it, muß eine genaue Angabe der Stunde enthalten, 
und wenn fie e3 unterlajjen, ſich perfünlich einzufinden 
oder ſich durch einen Delegirten vertreten zu lafjen, fo 
fol in ihrer Abwejenheit vorgegangen werden. 

Artifel XI Hinfihtlih der Hafenpolizei, des 
Ladens und Ausladens der Schiffe und der Sicherung 
von Waaren, Gütern und Effekten kommen die Geſetze, 
Berordnungen und Reglement? des Landes in An: 
wendung. Den Konfuln und Bizefonfuln oder Konfus 
laragenten Steht ausfchlieglich die Aufrechterhaltung der 
inneren Ordnung an Bord der Schiffe ihres Landes 
zu; fie haben daher allein Streitigkeiten jeder Art 
zwiichen dem Schiffsführer, den Schiffsoffizieren und 
den Matroſen zu jchlichten, insbeſondere jolche, welche 
fi) auf die Heuer und die Erfüllung gegenfeitiger Ver— 
pflichtungen beziehen. 
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Die Lolalbehörden dürfen nur dann einjchreiten, 
wenn die am Bord der Schiffe vorlommenden Un— 
ordnungen berart find, daß Die Ruhe oder öffentliche 
Ordnung am Lande oder im Hafen dadurd) geftört 
wird, oder wenn ein Bewohner des Landes oder eine 
nit zur Schiffsbeſatzung gehörige Perſon betheilint ift. 

In allen anderen Fällen haben die gedachten Be— 
börden ſich darauf zu befchränten, den Konſuln und 
Bizetonfuln oder Konfularagenten auf Verlangen Bei: 
ftand zu gewähren, um eine in die Mujterrolle ein- 
getragene Perſon verhaften und an Bord zurüdführen 
oder in Haft behalten zu laffen, fobald jene Beamten 
es für nothwendig erachten. Falls die Verhaftung 
aufrecht erhalten werden fol, jo haben die gedachten 
Beamten in möglichft kurzer Frift Davon den zuftän- 
digen Gerichtäbehörden eine amtliche Mittheilung zu 
machen. 

Artikel XII Die Generaltonfuln, Konſuln, Vize: 
fonfuln oder Konfularagenten können diejenigen See- 
leute und jede andere, irgendwie zur Bejagung der 
Schiffe ihres Landes gehörige Berfon, deren Defertion 
auf dem Gebiete des einen der Hohen vertragjchließen- 
den Theile felbft ftattgefunden Hat, verhaften und an 
Bord oder in ihre Heimath zurüdjenden lafjen. 

Zu diefem Zwecke haben fie fi ſchriftlich an die 
zuftändigen Beamten zu wenden und durch Vorlegung 
der Schiffgregifter oder Mufterrollen im Original oder 
in vorſchriftsmäßig beglaubigtem Auszuge oder anderer 
amtlicher Schriftjtüde, oder, wenn das Schiff ſchon ab⸗ 
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gegangen ift, durch Borlegung ciner beglaubigten Ab- 
ihrift oder eines beglaubigten Auszuges diefer Schrift- 
ftüde nachzuweiſen, daß die reflamirten Perſonen 
wirklich zur Schiffgmannichaft gehörten. Auf einen in 
diefer Art begründeten Antrag darf die Auglieferung 
der Deferteure nicht verweigert werden. 

Auch ſoll den gedachten Konfularbehörden jcber 
Beiltand und jede Hülfe behufs Auffuhung und Ver— 
baftung ſolcher Bejerteure gewährt werden; letztere 
follen auf fchriftlihen Antrag und auf Koften der 
Konfularbehörde fo lange in Gewahrfam gehalten 
werden, bis jie an Bord ded Schiffes, zu dem fie ge- 
hören, zurüdgebracht werden, oder bis ſich eine Ge— 
legenbeit findet, fie heimzufenden. 

Sollte jedoch dieſe Gelegenheit innerhalb ziveier 
Donate, vom Tage der Verhaftung an gerechnet, ſich 
nicht darbieten, oder follten die Koften der Gefangen- 
Haltung nicht regelmäßig berichtigt werden, fo follen 
die gedachten Deferteure in Freiheit geſetzt werben, 
ohne aus demfelben Grunde wieder verhaftet werden 
zu können. 

Sollte der Deſerteur am Lande ein Verbrechen 
oder ein Vergeben begangen haben, jo fann die Lokal—⸗ 
behörde die Auslieferung ausſetzen, bis das Gericht 
die Enticheidung gefällt hat und dieſe vollftändig voll- 
ſtreckt worden ift. 

Die Hohen vertragfchließenden Theile find Darüber 
einverftanden, daß Seeleute oder andere Perjonen der 
Schiffsbeſatzung, welche Angehörige des Landes’ find, 
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in welchem die Defertion ftattfindet, von den Beltim- 
mungen dieſes Artikels ausgenommen find. 

Artikel XIII Falls nit Berabredungen zwifchen 
Rhedern, Beratern und Berfiherern entgegenjtehen, 
werden die von Schiffen beider Länder in See erlittenen 
Havercien, fei es, dab die Schiffe die betreffenden 
Häfen freiwillig oder als Nothhafen auffuchen, jeder- 
zeit von den Gencrallonfuln, Konfuln, Bizelonjuln 
oder Konfularagenten ihres Landes geregelt, es ſei 
denn, daß Angehörige des Landes, in welchem die ge: 
dachten Beamten ihren Siß haben, oder Angehörige 
einer dritten Macht bei den Havereien betheiligt find; 
im letzteren alle follen fie in Ermangelung einer 
gütlichen Einigung zwiſchen allen Betheiligten von der 
Lokalbehörde geregelt werden. 

Artikel XIV. Wenn ein Schiff, welches der Re— 
gierung oder den Angehörigen eines der Hohen vertrag 
ichließenden Theile gehört, an den Küften des anderen 
Theiles Schiffbruch leidet oder ftrandet, fo follen die 
Lokalbehörden den dem Orte des Unfall3 nädjften 
Generaltonjul, Konjul, Vizekonſul oder Konfularagenten 
fo ſchleunig als möglich davon benachrichtigen. 

Alle Nettungsmaßregeln bezüglich deuticher, in den 
grichifchen Territorialgewäfjern gejheiterter oder ge— 
Itrandeter Schiffe follen nad) Maßgabe der Landes- 
gejeße erfolgen, und entſprechend follen alle Rettung? 
maßregeln bezüglich griedhifcher, in den deutſchen Terri— 
torialgewäfjfern gejcheiterter oder gejtrandeter Schiffe 
nah Maßgabe der Landesgefege erfolgen. 
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Der Generallonful, Konful, Vizekonſul oder Kon— 
jularagent hat in beiden Ländern nur einzujchreiten, 
um die auf die Ausbefjerung und Wiederverprodian: 
tirung oder eintretendenfall3® auf den Verkauf der an 
der Küfte geftrandeten oder gefcheiterten Schiffe, ſowie 
der geretteten Waaren oder fonftigen Ladung bezüg: 
lichen Maßregeln zu überwachen. 

Für da3 Einfchreiten der Lokalbehörden bei der 
Bergung dürfen feine anderen Koften erhoben werden, 
als diejenigen, welche die Vornahme der Bergung und 
die Aufbewahrung der geretteten Segenftände erforderlid) 
gemacht haben, ſowie diejenigen, welche in gleichem 
Falle die nationalen Schiffe zu entrichten haben 
würden. 

Beftchen Zweifel über die Nationalität eines ge— 
Icheiterten oder geftrandeten Schiffes, jo find alle vor: 
ftehend erwähnten Maßregeln ausſchließlich von den Lokal⸗ 
behörden zu ergreifen. 

Die geborgenen Waaren und Effekten jollen der 
Entrichtung irgend einer Zollabgabe nicht unterworfen 
fein, fofern fie nicht in den inneren Berbraud) über 
gehen. 

Artikel XV. Verſtirbt ein Deuticher in Griechen 
land oder ein Grieche in Deutfchland an einem Orte, 
an weldem ein Generalfonful, Konful oder Vizekonſul 
der Nation ded Berftorbenen feinen Amtsſitz bat, vder 
wenigſtens in der Nähe diejes Ortes, fo follen Die 
Lokalbehörden der Konfularbehörde hiervon unverzüglich 
Nachricht geben. 
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In gleiher Weiſe joll die Konfularbehörde, wenn 
fie zuerft von dem Todesfall Kenntniß erhält, Die 
Lokalbehörden mit Nachricht verjehen. 

Die Konfularbehörde ſoll dag Recht Haben, von 
Amtswegen oder auf Untrag der betheiligten Parteien 
alle Effelten, Mobilien und Bapiere des Verſtorbenen 
unter Siegel zu legen, indem fie zuvor von dieſer 
Amtshandlung die zuftändige Xolalbehörde benad)- 
richtigt, welche derfelben beimohnen und ebenfall3 ihre 
Siegel anlegen Tann. 

Die beiderjeit8 angelegten Siegel bürfen ohne Mit: 
wirkung der Lokalbehörde nicht abgenommen werden. 

Sollte jedoch die Lokalbehörde auf eine von der 
Konjularbehörde an fie ergangene Einladung der Ab— 
nahme der beiderjeit3 angelegten Siegel beizumohnen 
innerhalb adtumdvierzig Stunden, vom Empfange der 
Einladung an gerechnet, ſich nicht eingefunden haben, 
fo kann die Konfularbehörde allein zu der gedachten 
Amtshandlung jchreiten. 

Die Konfularbehörde ſoll nad) Abnahme der Siegel 
ein Verzeihniß aller Habe und Effekten des Ber- 
ftorbenen aufnehmen und zwar in Gegenwart ber 
Lokalbehörde, wenn diefe in Folge der vorerwähnten 
Einladung jener Amt3handlung beigewohnt hatte. 

Die Lolalbehörde foll den in ihrer Gegenwart auf- 
genommenen Protofollen ihre Unterfchrift beifügen, ohne 
daß fie fir ihre amtliche Mitwirkung bei diefen Amts- 
handlungen Gebühren irgend welcher Art beanſpruchen 
ann 
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Artikel XVL Die zuftändigen Behörden follen die 
in dem Lande gebräudlihen oder dur die Geſetze 
desſelben vorgefhriebenen Bekanntmachungen bezüglich 
der Eröffnung des Nachlaſſes und des Aufrufs der 
Erben oder Gläubiger erlaffen und diefe Belannt- 
machungen der Konfularbehörde mittheilen, unbefchadet 
der Belanntmahungen, melde in gleicher Weife von 
dieſer etwa erlaffen werben. 

Artikel XVII. Die Konfularbehörde kann alle be= 
wegliden Nacjlaßgegenjtände, welche dem Berberben 
ausgeſetzt find, und alle diejenigen, deren Aufbewahrung 
in natura dem Nachlaß erheblihe Koſten verurſachen 
würde, unter Beobadytung der durd) die Gefehe und 
Gebräuche de Landes ihres Amtsſitzes vorgefchrichenen 
Formen öffentlich verfteigern laſſen. 

Artilel XVIII. Die Konfularbehörde hat die inven- 
tarifirten Effelten und Wertbgegenftände, den Betrag 
der eingezogenen Forderungen und erhaltenen Ein- 
fünfte, jowie den Erlös aus dem etwa ftattgehabten 
Berlauf der Mobilien ald ein Depofitum, welches ben 
Landesgeſetzen unterworfen bleibt, bis zum Ablauf 
einer Frift von ſechs Monaten, von dem Tage ber 
legten Belanntmahung, melde die Lokalbehörde bin- 
fihtlich der Eröffnung des Nachlaſſes erlaffen hat, an 
gerechnet, oder, falls von der Lokalbehörde keine Be- 
kanntmachung erlaffen worden ift, bis zum Wblauf 
einer Frift von acht Monaten, von dem Todedtage an 
gerechnet, zu verwahren. 

Die Konfularbehörde fol jedoch die Befugniß haben, 
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die Koften der letzten Krankheit und der Beerdigung ded 
Verſtorbenen, den Lohn der Dienſtboten, Miethszins, 
Gerichts- und Konſulatskoſten und Koſten ähnlicher 
Urt, fowie etwaige Ausgaben für den Unterhalt der 
Familie des PVerftorbenen aus dem Erlös des Nach— 
laffes fofort vorweg zu entnehmen. 

Artitel XIX. VBorbehaltlih der Beltimmungen 
de8 vorhergehenden Artikels fol der Konſul das Recht 
haben, Hinfichtlic De8 beweglichen oder unbeweglichen 
Nachlaſſes des Verſtorbenen alle Sicherungsmaßregeln 
zu treffen, welche er im Intereſſe der Erben für zived- 
mäßig erachtet. Er kann denfelben entiweder perjönlid 
oder dur von ihm ermwählte und in feinem Namen 
bandelnde Vertreter verwalten, und er joll das Redt 
haben, fi) alle den Berftorbenen zugehörigen Werth: 
gegenftände, die ſich in öffentlichen Kaſſen oder bei 
Privatperfonen in Verwahrung befinden follten, aus 
liefern zu lafjen. 

Artifel XX. Wenn mährend der im Xrtifel 
XVII erwähnten Frift über etwaige Anfprüche von 
Zandesangehörigen oder Unterthanen einer dritten 
Macht gegen den beweglichen Theil des Nachlaſſes 
Streit entjtehen follte, jo fteht die Entſcheidung über 
dieſe Anſprüche, fofern fie nicht auf einem Erbanfprudje 
oder Vermächtniß beruhen, ausſchließlich den Landes— 
gerichten zu. 

Falls der Beſtand des Nachlaſſes zur unverkürzten 
Bezahlung der Schulden nicht ausreichen ſollte, ſollen 
die Gläubiger, ſofern die Geſetze des Landes dieſes 
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geftatten, bei der zuftändigen Lokalbehörde die Eröffnung 
des Konkurſes beantragen können. Nach erfolgter 
Konkurseröffnung ſollen alle Schriftitüde, Effekten oder 
Werthe der Nachlaßmaſſe der zuftändigen Lokalbehörde 
oder den Berwaltern der Konkursmaſſe überliefert 
werden, wobei die SKonjularbehörde mit der Wahr: 
nehmung der Sntereffen ihrer Landesangehörigen be— 
traut bleibt. 

Artikel XXI Mit Ablauf der in Artikel XVIII 
feftgefegten Friſt fol, wenn feine Forderung gegen den 
Nachlaß vorliegt, die Konfularbegörde, nachdem alle 
dem Nadjlaffe zur Laſt fallenden Kojten und Rech— 
nungen nad) den im Lande geltenden Tarifen be— 
richtigt worden find, endgültig in den Beſitz des Nach— 
laſſes gelangen, welchen fie liquidiren und den Be— 
rechtigten übermweifen foll, ohne. daß fie andermweit, als 
ihrer eigenen Regierung Redynung, abzulegen hat. 

Artifel XXIL In allen Fragen, zu denen die 
Eröffnung, die Verwaltung und die Liquidirung der 
Nadjläffe von Angehörigen eines der beiden Länder in 
dem anderen Lande Anlaß geben können, vertreten die 
betreffenden Generallonjuln, Konfuln und Bizefonfuln 
die Erben von Rechtswegen und find amtlich al3 die 
Bevollmächtigten derfelben anzuertennen, ohne daß fie 
verpflichtet wären, ihren Auftrag durch cine befondere 
Urkunde nachzuweiſen. 

Sie follen demgemäß in Perfon oder durch Ver— 
treter, welche fie au den landesgeſetzlich dazu befugten 
Perſonen erwählt haben, vor den zuftändigen Behörden 
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auftreten lönnen, um in jeder fih auf den Nachlaß 
beziehenden Angelegenheit die Intereffen der Erben 
wahrzunehmen, indem fie deren Rechte geltend machen 
oder fi) auf die gegen diefelben erhobenen Anjprüde 
einlafjen. 

Sie find jedoch verpflichtet, zur Kenntniß der 
Teltamentsvollitreder, wenn ſolche vorhanden find, 
oder der gegenwärtigen ober vorſchriftsmäßig ver- 
tretenen Erben jeden Anſpruch zu bringen, welcher bei 
ihnen gegen bie Nachlaßmaſſe erhoben fein follte, damit 
die Bollitreder oder die Erben ihre etwaigen Einreden 
dagegen erheben können. 

Sie follen gleichfalls die Vormundſchaft oder Kuratel 
über ihre Landesangehörigen für alle® auf die Nach— 
laßregelung Bezügliche in Gemäßheit der Geſetze ihres 
Landes einleiten können. 

Es verjteht ſich jedoch von felbft, daß die General 
tonfuln, Konfuln und Bizelonjuln, da fie al3 Bevoll- 
mäcdhtigte ihrer Landesangehörigen betrachtet erden, 
niemal3 wegen irgend einer die Succeſſion betreffen- 
den Angelegenheit perjönlich gerichtlich in Anſpruch 
genommen werden dürfen. 

Artikel XXIII. Das Erbrecht, ſowie die Thei⸗ 
lung des Nachlaſſes des Verſtorbenen richten ſich nach 
den Geſetzen ſeines Landes. 

Alle Anſprüche, welche ſich auf Erbrecht und Nach⸗ 
laßtheilung beziehen, ſollen durch die Gerichtshöfe oder 
zuſtändigen Behörden desſelben Landes entſchieden 
werden und in Gemäßheit der Geſetze dieſes Landes. 
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Artilel XXIV. Wenn ein Deutfcher in Griechen: 
land oder ein Grieche in Deutfchland an einem Orte 
verftirbt, wo eine Konfularbehörbe feiner Nation nicht 
vorhanden ift, fo hat die zuftändige Lokalbehörde nad 
Maßgabe der Landesgejege zur Anlegung der Siegel 
und zur Verzeihnung des Nachlaſſes zu fchreiten. 
Beglaubigte Abjchriften der darüber aufgenommenen 
Verhandlungen find nebjt der Todesurfunde und den 
die Staatsangehörigkeit des Verftorbenen darthuenden 
Scriftitüden binnen kürzeſter Frift der dem Nachlaß⸗ 
orte nächſten Konfularbehörde zu ilberjenden. 

Die zuftändige Lofalbehörde ſoll Hinfihtlih des 
Nachlaſſes des Verftorbenen alle durch die Landesgeſetze 
vorgejchriebenen Maßregeln treffen, und der Beitand 
des Nachlaſſes ijt in möglichjt kurzer Friſt nah) Ablauf 
der im Xrtifel XVIII beftimmten Frift den gedachten 
Konfularbeamten zu übermitteln. 

Es verjteht ſich von jelbit, daß von dem Augenblide 
an, wo ber zujtändige Konfularbeamte erjchienen fein 
oder einen Vertreter an Ort und Stelle geſchickt haben 
follte, die Lokalbehörde, welche etwa eingefchritten ift, 
fih nad den in den vorſtehenden Artikeln ‚enthaltenen 
Vorſchriften zu richten Haben wird. 

Artikel XXV. Die Beltimmungen de3 gegen 
wärtigen Vertrages jollen in gleicher Weije auf den 
Nachlaß eines Angehörigen eines der beiden Staaten 
Anwendung finden, der, außerhalb des Gebiet? des 
anderen Staates verjtorben, dort bewegliche oder un— 
bewegliches Vermögen Hinterlaffen haben Inne 

Born, Die Konfulargefeggebung. 
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Artikel XXVI Die Generaltonfuln, Konſuln, 
Vizekonſuln oder Konfularagenten find ausſchließlich 
beauftragt mit der Inventariſirung und den anderen 
zur Erhaltung und Liquidirung erforderlichen Amtd- 
bandlungen bei Nachläſſen von Seeleuten, PBafjagieren 
und fonftigen Reifenden ihres Landes, welche in dem 
anderen Lande, fei es am Bord eines Schiffe, fei es 
am ande, gejtorben find. 

Artitel XXVIL Die Generallonfuln, Konfuln 
und ihre Kanzler oder Sekretäre, fowie die Bizelonjuln 
und Konfularagenten follen in beiden Staaten aller 
Befreiungen, Vorrechte, IJmmunitäten und Privilegien 
theilhaftig fein, welche den Beamten gleihen Grades 
ber meiftbegünftigten Nation zuſtehen. 

Artilel XXVIIL Der gegenwärtige Bertrag fol 
während zchn Sahren, vom Tage der Ausiwechjelung 
der Ratifilationen an gerechnet, in Sraft bejtchen. 
Wenn ein Kahr vor Ablauf diejes Zeitraums Teiner 
der Hohen vertragfählichenden Theile dem anderen durd) 
eine amtliche Erklärung feine Abficht fund giebt, die 
Wirkſamkeit des Bertrages aufhören zu laſſen, fo jol 
derjelbe noch ein Jahr verbindlich bleiben und ebenjo 
weiter, bis zwölf Monate von der Kündigung ab ver: 
floffen find. 

Artikel XXIX. Der gegenwärtige Vertrag fol 
ratifizirt und die Ratifilationen follen in Berlin fo 
bald ala möglich ausgewechſelt werden. 


Derjelbe fol einen Monat nach der Auswechſelung 
der Ratififationen in Kraft treten. 
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Bon diefem Zeitpunkte an treten die auf die Rechte, 
Privilegien und Befugniffe der Konfuln bezüglidhen 
Beitimmungen der früher zwilchen einzelnen Staaten 
de3 Deutichen Reichs und Griechenland abgefchloffenen 
Verträge auber Kraft. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mächtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und 
ihre Siegel beigedrüdt. 


55) Konjularvertrag zwilden dem Deutſchen 
Reich und Serbien. Bom 6. Januar 1883. 
(RGB. 62.) 


Seine Majeſtät der Deutfche Kaifer, König von 
Breußen, und Seine Majeftät der König von Serbien, 
von dem Wunfche geleitet, die Rechte, Brivilegien und 
Befugnifje der wechſelſeitig in den betreffenden Staaten 
zugelafjenen deutſchen und ferbiihen Generaltonfuln, 
Konfuln, Vizekonſuln, Konjularagenten, Kanzler und 
Sekretäre zu regeln, haben beichloffen, einen Konjular- 
vertrag abzujchlieken, und zu dieſem Bchufe zu Ihren 
Bevollmädtigten ernannt: — — 
welche, nad) Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Bollmadıten, über nadhftchende Artikel 
übereingelommen find: . 

Artitel J. Seder der Hohen vertragichließenden 
Theile kann in den Städten oder Handelspläßen des 
Gebiet? des anderen Theiles Generalkonſuln, Konſuln, 
Vizekonſuln oder Konfularagenten beftellen. Beide Theile 


behalten ſich jedod das Recht vor, einzelne Orte zu be— 
8l* 
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zeihnen, welche auszunehmen fie für angemefjen er: 
achten, wobei vorausgeſetzt wird, daß dieſer Vorbehalt 
gleichmäßig allen Mächten gegenüber Anwendung findet. 

Die Generaltonfuln, Konjuln, Bizelonfuln und 
Konjularagenten treten ihre Thätigkeit an, fobald fie 
von der Regierung des Landes, in welchem ihnen ihr 
Amtsſitz angewieſen ift, in den dort üblichen Formen 
zugelaffen und anerlannt worden jind. 

Das Erequatur ſoll ihnen koſtenfrei ertheilt werden. 

Artitel II. Die Generallonjuln, Konfuln und 
ihre Kanzler oder Selretäre, ſowie die Bizelonfuln oder 
Konfularagenten, welche Angehörige der Staates find, 
der fie ernannt Hat, follen von der Militäreinquartierung 
und den Wilitärlaften überhaupt, von den direkten, 
Perſonal⸗, Mobilinr- und Luxusſteuern befreit feit, 
mögen folde vom Staate oder von den Gemeinden 
auferlegt fein, e3 fei denn, daß fie Grundbelig haben, 
Handel oder irgend ein Gewerbe betreiben, in welchen 
Hüllen fie denfelben Taren, Laſten und Steuern unter: 
worfen fein jollen, welche die fonjtigen Einwohner de3 
Landes als Grundeigenthümer, Kaufleute oder Ge- 
werbetreibende zu entrichten haben. 

Sie dürfen weder verhaftet, noch gefünglich ein- 
gezogen werden, ausgenommen für foldhe Handlungen, 
welche die Strafgefeßgchung des Staates, in welchem 
fie ihren Amtsſitz haben, als Verbrechen bezeichnet und 
als ſolche beftraft. Sind fie Handeltreibende, fo kann 
wegen Verbindlichfeiten aus Handelsgefchäften Schuld- 
haft gegen fie verhängt werden. Im Falle der Ber- 
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baftung eines Konjularbeamten fol die Geſandtſchaft 
jeines Landes hiervon fofort durch die Regierung des⸗ 
jenigen Landes, in welchem die Berhaftung ſtattgefunden 
hat, in Kenntniß geſetzt werden. 

Artikel III. Die Konſularbeamten find ver—⸗ 
bunden, vor Gericht Zeugniß abzulegen, wenn die 
Landesgerichte ſolches für erforderlich halten. Doch ſoll 
die Gerichtsbehörde in dieſem Falle ſie mittelſt amt— 
lichen Schreibens erſuchen, vor ihr zu erſcheinen. 

Für den Fall der Behinderung der gedachten Be⸗ 
amten ſoll, wenn dieſelben Angehörige des Staates ſind, 
welcher ſie ernannt hat, die Gerichtsbehörde ſich in 
ihre Wohnung begeben, um ſie mündlich zu vernehmen 
oder unter Beobachtung der einem jeden der beiden 
Staaten eigenthümlichen Förmlichkeiten ihr ſchriftliches 
Zeugniß verlangen. Die betreffenden Beamten haben 
dem Verlangen der Behörde in der ihnen bezeichneten 
Friſt zu entſprechen und derſelben ihre Augfage fchrift- 
li, mit ihrer Unterfhrift und ihrem amtlichen Siegel 
verfchen, zuzuftellen. 

Artitel IV. Die Generallonjuln, Konfuln, Vize 
fonjuln und Konjularagenten können an dem Konfu- 
lat3gebäude das Nativnalmappen mit der Umſchrift: 
„Sencraltonfulat, Konjulat, Vizekonſulat oder Konſular⸗ 
agentur von... . . anbringen und die Nationalflagge 
auf dem Konfulatsgebäude aufziehen. 

Es verſteht fi) von felbjt, daß diefe äußeren Ab— 
zeihen niemal® werden fo aufgefaßt werden dürfen, 
al3 begründeten fie ein Afylrecht. 
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Artikel V. Die Konfulatsardive find jederzeit 
unverleglid) und die Landesbehörden Dürfen unter feinem 
Borwande und in feinem Falle die zu den Archiven 
gehörigen Dienftpapiere einfchen oder mit Befchlag belegen. 

Die Dienftpapiere müfjen ſtets von den das etwaige 
kaufmänniſche Geſchäft oder Gewerbe des Konfular- 
beamten betreffenden Büchern und Bapieren vollitändig 
gejondert fein. 

Artitel VI In Füllen der Behinderung, Ab- 
wejenheit oder des Todes von Generalkonſuln, Kon: 
fuln oder Vizekonſuln ſollen die Kanzler und Sekretäre, 
fofern fie in diefer Eigenſchaft den betreffenden Be- 
hörden bereits vorgejtellt find, von Rechtswegen befugt 
fein, einftweilig die fonfularifchen Amtsbefugniſſe aus: 
zuüben, und fie follen während diefer Zeit die Frei— 
heiten und Brivilegien genießen, welche nad) diejem 
Vertrage damit verbunden find. 

Artikel VII Die Generaltonfuln, Konſuln und 
Vizekonſuln können, fofern Ste durch die Gejeßgebung 
des Staates, welcher fie ernannt hat, dazu befugt find, 
vorbehaltlih der Zuftimmung der Landesregierung, 
Konfularagenten in den Städten und Plätzen ihre 
Amtsbezirks ernennen. 

Diefe Agenten können ohne Unterſchied aus An: 
gehörigen beider Länder oder dritter Staaten gewäßlt 
werden. Sie erhalten eine Beftallung von dem Konſul, 
welcher fie ernannt Hat und deffen Weifungen fie unter: 
jtellt find. Die in diefem Vertrage verabredeten Brivi- 
legien und Befreiungen ftehen vorbehaltlich der in den 
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Artiteln IL und III vorgefchenen Ausnahmen auch 
ihnen zu. 

Es wird befonders bemerft, daß, wenn ein in einem 
der beiden Länder beftellter Konfularbeamter aus den 
Angehörigen diefed Landes erwählt wird, derjelbe nad) 
wie vor als Angehöriger des Staates betrachtet wird, 
dem er angehört, und daß er folgeweije den Geſetzen 
und Beflimmungen unterworfen bleibt, welche an feinen 
Amtsſitze für die Landesangehörigen maßgebend find; 
e3 Sol jedoch dadurch die Ausübung feiner Amts: 
befugniffe in feiner Weiſe gehindert, noch die Unver- 
Ieglichfeit der Konfulatsardhive gefährdet werden. 

Artikel VIII Die Generallonfuln, Konjuln und 
Bizelonfuln oder Konjularagenten können in Ausübung 
der ihnen zuertheilten Amtsbefugniſſe fi an die Be— 
hörden ihres Amtsbezirks wenden, um gegen jede Ber: 
legung der zwiſchen beiden Theilen beftehenden Verträge 
oder Bereinbarungen und gegen jede den Angehörigen 
de3 Staates, der fie ernannt Hat, zur Beſchwerde ge= 
reichende Beeinträhtigung Einſpruch zu erheben. Wenn 
ihre Vorftellungen durch dieſe Behörden nicht berüd- 
fihtigt werden, fo können fie, in Ermangelung eines 
diplomatiihen Vertreterd genannten Staates, fih an 
die Zentralregierung ded Landes wenden, in welchem 
fie ihren Amtsfig haben. 

Artilel IX. Die Generalfonfuln, Konſuln und 
ihre Kanzler, fowie die Vizekonſuln und Konfular- 
agenten haben das Recht, in ihrer Kanzlei ſowohl ala 
auch in der Wohnung der Betheiligten diejenigen Er: 
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Härungen aufzunehmen, welche die Reifenden, Handel: 
treibende und alle fonftigen Angehörigen des Staates, 
der fie ernannt Hat, abzugeben haben. 

Sie können außerdem, joweit fie nad) den Gejeben 
dieſes Stanted dazu ermächtigt find, alle Ichtwilligen 
Verfügungen von Ungehörigen ded Staates, der fie 
ernannt hat, aufnehmen und beurfunden. 

In gleiher Weile können fie alle anderen dieſe 
Angehörigen betreffenden Rechtshandlungen aufnehmen 
und beurtunden, fowie alle Rechtshandlungen, bei 
. welchen neben jolden Angehörigen Angehörige oder 
fonftige Einwohner des Landes, in welchem fie ihren 
Amtsſitz Haben, betheiligt find. Bezieht fich jedoch die 
Rechtshandlung auf cine Angelegenheit, welche in dem 
Stante ihres Amtsſitzes zur Erledigung kommen foll, 
jo find die Konjularbeamten zur Aufnahme und Beur: 
fundung nur beredtigt, went die fragliche Handlung 
nach den Geſetzen dieſes Staates zu dem Geſchäftskreiſe 
des dafelbft zur Aufnahme und Beurkundung von 
Rechtshandlungen berufenen Beamten (in Deutfchland 
der Notare) gehört. Auch muß die Handlung, falls 
fie die Beftellung einer HYypothet oder ein anderes 
Rechtsgeſchäft Hinfichtlich eines unbeweglichen Gegen: 
ftandes betrifft, welcher in dem Staate des Amtsſitzes 
des Stonfularbeamten belegen ift, in den durch die 
Geſetze dieſes Staates vorgefchriebenen Formen und 
unter Beobachtung der jonftigen Beitinnmungen diefer 
Geſetze abgefaßt werden. 

Zur Aufnahme und Beurkundung von Rechtshand- 
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lungen, an welchen ausſchließlich Angehörige des Staates, 
in welchen die Konfularbeamten ihren Amtsfiß haben, 
oder eines dritten Staates betheiligt find, find biefe 
Beamten nad Maßgabe der Geſetze des Staates, welcher 
fie ernannt bat, dann befugt, wenn die Rechtshand⸗ 
lungen in diefem Staate befindliche bewegliche oder 
unbewegliche Gegenstände oder Ungelegenheiten betreffen, 
welche dort zur Erledigung fommen follen. 

Die Konfjularbeamten fünnen auch jede Art von 
Berbandlungen und Schriftftüden, welche von einer 
Behörde oder einem Beamten des Staates, der fie er- 
nannt hat, ausgegangen find, überfegen und beglaubigen. 

Alle vorerwähnten Urkunden, jowie die Abjchriften, 
Auszüge oder Ueberſetzungen folder Urkunden follen, 
wenn fie dur die gedachten Konjularbeamten vor= 
ſchriftsmäßig beglaubigt und mit dem Amtöfiegel der 
Konfularbehörde verfehen find, in jedem der beiden 
Staaten diefelbe Kraft und Geltung haben, ala wenn 
fie vor einem Notar oder anderen Öffentlichen oder 
gerichtlihen, in dem einen oder dem anderen ber beiden 
Stanten zuftändigen Beamten aufgenommen wären, 
mit der Maßgabe, daß fie dem Stempel, der Regiitri- 
rung oder jeder anderen in dem Staate, in welchem fie 
zur Ausführung gelangen follen, bejtehenden Taxe oder 
Auflage unterworfen find. Wenn gegen die Genauig- 
feit oder die Echtheit der Abfchriften, Auszüge oder 
Meberfegungen Zweifel erhoben werden, fo fol Die 
Konfularbehörde der zuftändigen Landesbehörde auf 
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Verlangen die Urſchrift behufs Bergleihung zur Ber- 
fügung ftellen. 

Artitel X. Die diplomatifchen Vertreter, die 
Generalkonſuln, Konfuln und Vizekonſuln des Deutihen 
Neid in Serbien haben, joweit fie von ihrer Regie- 
rung dazu ermächtigt find, das Hecht, daſelbſt bürger- 
lich gültige Eheſchließungen von Angehörigen des 
Deutihen Reichs nad) Maßgabe der Geſetze des letzteren 
vorzunchmen. 

Artitel XL Berftirbt ein Deutfcher in Serbien 
oder ein Serbe in Deutihland an einem Orte, an 
weldhem ein Generalkonſul, Konful oder Vizekonſul der 
Nation des Verftorbenen feinen Amtsſitz bat, oder 
wenigfteng in der Nähe dieſes Ortes, fo ſoll die Orts- 
bebörde der Konfularbebörde hiervon unverzüglicd) Rad)- 
richt geben. In gleicher Weife fol die Konſularbehörde, 
wenn fie zuerft von dem Todesfalle Kenntniß erhält, 
die Ortsbehörde mit Nachricht verjehen. 

Die Konfularbehörde Toll das Recht Haben, von 
Amtswegen oder auf Antrag der betheiligten Barteien 
alle Effekten, Mobilien und Bapiere de3 Berftorbenen 
unter Siegel zu legen, indem fie zuvor von dieſer 
Amtshandlung die zuftändige Ort2behörde benachrichtigt, 
weldhe derſelben beimohnen und ebenjall3 ihre Siegel 
anlegen Tann. 

Die beiderjeit3 angelegten Siegel dürfen ohne Mit- 
wirkung der Ortsbehörde nicht abgenommen werden. 

Sollte jedody dieſe Ießtere auf eine von der Kon- 
ſularbehörde an jie ergangene Einladung, der Abnahme 
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ber beiderfeit3 angelegten Siegel beizuwohnen, innerhalb 
achtundvierzig Stunden, vom Empfange der Einladung 
an gerechnet, ſich nicht eingefunden haben, fo kann die 
Konfularbehörde allein zu der gedachten Amtshandlung 
ſchreiten. 


Die Konſularbehörde ſoll nach Abnahme der Siegel 
ein Verzeichniß aller Habe und Effekten des Verſtorbenen 
aufnehmen und zwar in Gegenwart der Ortsbehörde, 
wenn dieſe in Folge der vorerwähnten Einladung j jener 
Amtshandlung beigewohnt hatte. 


Die Ortsbehörde joll den in ihrer Gegenwart auf: 
genommenen Brotofollen ihre Unterfchrift beifügen, 
ohne daß fie für ihre amtlihe Mitwirkung bei diefen 
Amtshandlungen Gebühren irgend welcher Art be— 
anſpruchen Tann. 


Artikel XIL Die zuftändigen Landesbehörden 
follen die in dem Lande gebräuchlichen oder durch dic 
Geſetze desjelben vorgeichriebenen Bekanntmachungen 
bezüglich der Eröffnung des Nachlaſſes und des Aufrufe 
der Erben oder Gläubiger erlafjen und diefe Bekannt— 
madhungen der Konjularbehörde mittheilen, unbejchadet 
der Bekanntmachungen, weldhe in gleicher Weife von 
diefer etwa cerlaffen werden. 


Artilel XII. Die Konfularbehörde Tann alle 
beweglichen Nachlaßgegenſtände, welche dem Verderben 
ausgeſetzt ſind, und alle diejenigen, deren Aufbewahrung 
dem Nachlaſſe erhebliche Koſten verurſachen würde, unter 
Beobachtung der durch die Geſetze und Gebräuche des 
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Lande ihres Amtsfiges vorgefchriebenen Formen öffent- 
lich verfteigern laſſen. 

Artikel XIV. Die Konſularbehörde hat die in- 
ventarifirten Effekten und Werthgegenſtände, den Betrag 
ber eingezogenen Forderungen und erhaltenen Einkünfte, 
fowie den Erlös aus dem etwa ftattgehabten Verlauf 
von Nachlaßgegenſtänden als ein Depofitum, welches 
den Zandeögefegen unterworfen bleibt, bis zum Ablauf 
einer Friſt von ſechs Monaten, von dem Tage der 
legten Belanntmadung, welche die Ortsbehörde hin- 
fichtlich der Eröffnung des Nachlaſſes erhalten Hat, an 
gerechnet, oder, falld von der Ortöbehörde keine Be— 
kanntmachung erlaffen worden ift, bi8 zum Ablauf einer 
Friſt von acht Monaten, von dem Todestage an ge— 
rechnet, zu verwahren. 

Die Konfularbehörde ſoll jedoch die Befugniß Haben, 
die Koſten der legten SKranfgeit und der Beerdigung 
des Berjtorbenen, den Lohn der Dienftboten, Mieths- 
zins, Gerichts- und Konſulatskoſten und Koften ähnlicher 
Art, fowie unbeſchadet der Anſprüche fonftiger Gläubiger 
etwaige Ausgaben für den Unterhalt der Familie des 
Berjtorbenen aus dem Erlös des Nachlaſſes fofort 
vorweg zu entnehmen. 

Artikel XV. Vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
vorhergehenden Artikels ſoll der Konſularbeamte das 
Recht haben, hinſichtlich des beweglichen oder unbeweg⸗ 
lichen Nachlaſſes des Verſtorbenen alle Sicherungs⸗ 
maßregeln zu treffen, welche er im Intereſſe der Erben 
für zweckmäßig erachtet. Er kann denſelben eutweder 
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perjönlich oder dur) von ihm erwählte und in feinem 
Nanıen handelnde Vertreter verwalten, und er ſoll das 
Recht haben, fi alle dem Berftorbenen zugehörigen 
Werthgegenftände, die fih in öffentlihen Kaſſen oder 
bei Privatperfonen in Berwahrung befinden follten, 
augliefern zu lafjen. 

Artilel XVI Wenn während der im Artilel XIV 
erwähnten Frift über etwaige Anſprüche von Landes⸗ 
angebörigen oder Unterthanen einer dritten Macht gegen 
den Nachlaß Streit entſtehen follte, jo fteht die Ent- 
ſcheidung über diefe Anſprüche, fofern fie nicht auf 
einem Erbanſpruche oder Vermächtniſſe beruhen, aus— 
ihließli den Landesgerichten zu. 

Falls der Beitand des Nacjlaffes zur unverkürzten 
Bezahlung der Schulden nicht ausreichen follte, follen 
die Gläubiger, fofern die Gefebe des Landes dieſes 
gejtatten, bei der zuftändigen Ortsbehörde die Eröffnung 
des Konkurſes beantragen können. Nad erfolgter Kon- 
furßeröffnung follen alle Schriftftüde, Effeften oder 
Werthe der Nadlapmafje der zuftändigen Ortsbehörbe 
oder den Berwaltern der Konkursmaſſe überliefert 
werden, wobei die Konfularbehörde mit der Wahr: 
nehmung der Intereſſen ihrer Landesangehörigen und 
inZbefondere Der Vertretung derjenigen, welche abweſend, 
minderjährig oder fonjt zur eigenen Vertretung unfähig 
find, betraut bleibt. | 

Artifel XVII Mit Ablauf der im Artitel XIV 
feitgefegten Friſt fol, wenn feine Sorderung gegen den 
Nachlaß vorliegt, die Konfularbehörde, nachdem alle 
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dem Nachlaſſe zur Laft fallenden Koſten und Rech: 
nungen nad) Maßgabe der Landesgeſetze berichtigt 
worden find, endgültig in den Befit des Nachlaſſes 
gelangen, welden fie liquidiren und den Berchtigten 
überweifen joll, ohne daß fie andermeit, al3 ihrer eigenen 
Regierung Rechnung abzulegen bat. 

Artitel XVII. In allen Fragen, zu denen die 
Eröffnung, die Verwaltung und die Liquidirung der 
Nachläſſe von Angehörigen cine8 der beiden Staaten 
in dem anderen Stante Anlaß geben können, vertreten 
die betreffenden Generallonjuln, Konſuln und Bize 
konſuln die Erben von Rechtswegen und find amtlid 
als die Bevollmädtigten derjelben anzuerkennen, ohne 
daß fie verpflichtet wären, ihren Auftrag durd eine 
beſondere Urkunde nachzuweiſen. 

Sie ſollen demgemäß in Perſon oder durch Ber: 
treter, welche fie aus den landesgeſetzlich dazu befugten 
Berfonen erwählt haben, vor den zuftändigen Behörden 
auftreten können, um in jeder fih auf den Nachlaß 
beziebenden Angelegenheit die Intereſſen der Erben 
wahrzunehmen, indem fie deren Rechte geltend machen 
oder fi) auf die gegen diefelben erhobenen Anjprüde 
einlaffen. 

Sie find jedod) verpflichtet, zur Kenntniß der Teita- 
mentsvolljtreder, wenn ſolche vorhanden find, oder der 
gegenwärtigen oder vorſchriftsmäßig vertretenen Erben 
jeden Anſpruch zu bringen, welder bei ihnen gegen 
die Nachlaßmaſſe erhoben fein follte, damit die Voll: 
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ſtrecker oder die Erben ihre etwaigen Einreden dagegen 
erheben können. 


Sie ſollen gleichfalls die Vormundſchaft oder Kuratel 
über die Angehörigen des Staates, der ſie ernannt hat, 
für alles auf die Nachlaßregelung Bezügliche in Gemäß—⸗ 
heit der Geſetze dieſes Staates einleiten können. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die General— 
konſuln, Konſuln und Vizekonſuln, da fie als Bevoll— 
mächtigte ihrer Landesangehörigen betrachtet werden, 
niemals wegen irgend einer die Succeſſion betreffenden 
Angelegenheit perſönlich gerichtlich in Anſpruch ge— 
nommen werden dürfen. 

Artikel XIX. Das Erbrecht, ſowie die Theilung 
des Nachlaſſes des Verſtorbenen richten ſich nach den 
Geſetzen ſeines Landes. 

Alle Anſprüche, welche ſich auf Erbrecht und Nach— 
laßtheilung beziehen, ſollen durch die Gerichtshöfe oder 
zuftändigen Behörden desſelben Landes entſchieden 
werden und in Gemäßheit der Geſetze dieſes Landes. 


Artilel XX. Wenn ein Deuticher in Serbien 
oder ein Serbe in Deutfchland an einem Orte verftirbt, 
wo eine SKonfularbehörde feines Staates nicht vor- 
handen ift, jo hat die zuftändige Ortsbehörde nad) 
Maßgabe der Landesgeſetze zur Anlegung der Siegel 
und zur Berzeihnung des Nachlaſſes zu fchreiten. 
Beglaubigte Abjchriften der Darüber aufgenommenen 
Verhandlungen find nebjt der Todesurfunde und den 
die Stantsangehörigkeit des Verftorbenen darthuenden 
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Säriftjtüden binnen kürzefter Srift der dem Nachlab- 
orte nächſten Konfularbehörde zu überfenden. 

Die zuftändige Ortsbehörde ſoll Hinfichtlich des Nach— 
laſſes des Verſtorbenen alle durch die Landesgeſetze 
vorgeſchriebenen Maßregeln treffen, und der Beſtand 
des Nachlaſſes iſt in möglichſt kurzer Friſt nach Ablauf 
ber im Artikel XIV beſtimmten Friſt der gedachten 
Konſularbehörde zu übermitteln. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß von dem Augenblide 
an, wo der zuſtändige Konſularbeamte erſchienen ſein 
oder einen Vertreter an Ort und Stelle geſchickt haben 
ſollte, die Ortsbehörde, welche etwa eingeſchritten iſt, 
ſich nach den in den vorſtehenden Artikeln enthaltenen 
Vorſchriften zu richten haben wird. 

Artikel XXI. Erſcheint ein Angehöriger eines 
der beiden Staaten an einem im Gebiete des anderen 
Staates eröffneten Nachlaſſe betheiligt, ſo ſoll, auch 
wenn der Erblaſſer Angehöriger des erſteren Staates 
war, die Ortsbehörde die nächſte Konſularbehörde von 
der Eröffnung des Nachlaſſes unverzüglich in Kenntniß 
ſetzen. 

Artikel XXI. Die Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages ſollen in gleicher Weiſe auf den 
Nachlaß eines Angehörigen eines der beiden Staaten 
Anwendung finden, der, außerhalb des Gebiets des 
anderen Staates verſtorben, dort bewegliches oder un: 
bewegliches Vermögen Hinterlaffen haben follte. 

Artitel XXIU. Die Gencraltonfuln, Ronfuln, 
Bizefonfuln oder Konfularagenten find ausſchließlich 
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beauftragt mit der Inventariſirung und den anderen 
zur Erhaltung und Liquidirung erforderlichen Amts- 
bandlungen bei dem Nachlaſſe jedes Reiſenden, welcher 
in dem Staate des Amtsſitzes des gedachten Beamten 
geftorben ift und bei feinem Ableben dem anderen 
Staate angehörte. | 

Artikel XXIV. Die Generallonjuln, Konſuln 
und ihre Kanzler oder Sefretäre, jowie die Vizekonſuln 
und Konfulavagenten jollen in beiden Staaten aller 
Befreiungen, Vorrechte, Jmmunitäten und Privilegien 
theilhaftig fein, welche den Beamten gleichen Grades 
der meiftbegünftigten Nation zuftehen. 

Artilel XXV. Seine Majeftät der Deutiche Kaifer, 
König von Preußen, verzichtet auf die Ausübung der 
Borrehte und Befreiungen, welche bisher den An— 
gehörigen des Deutjchen Reichs auf Grund der mit 
dem Ottomaniſchen Reich beftehenden Kapitulationen 
und in Gemäßheit des Artikels XXXVII des Berliner 
Bertrages vom 13. Juli 1878 in Serbien zuftanden. 

Die erwähnten Kapitulationen bleiben jedoch auch 
fernerhin Hinfichtlich aller gerichtlichen Angelegenheiten 
in Anwendung, welche fih auf die Berhältniffe von 
Angehörigen des Deutihen Reid zu Angehörigen 
folder Mächte beziehen, die auf die ihnen nad den 
Kapitulationen zulommenden Vorrechte und Befreiungen 
nicht verzichten, mit Ausnahme des Falles, daß dieſe 
gerichtlichen Angelegenheiten in Serbien gelegene un— 
bewegliche Güter betreffen. 

Ueber die gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher 

Born, Die Ronfulargejebgebung. 82 


. 
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und Erledigung von Requifitionen in Strafjadhen wird 
zwiſchen den Hohen vertragihliehenden Theilen eine 
bejondere Bereinbarung getroffen werden. Bis zum 
Sntrafttreten diefer Vereinbarung jollen dem Deutſchen 
Reich in Serbien diejelben Rechte und Begünftigungen, 
welche jeiten® Serbien? einem anderen Staate durd) 
derartige Vereinbarungen eingeräumt find, oder in 
Zukunft eingeräumt werden, infoweit zuftchen, al? 
ſeitens des Deutihen Reichs im einzelnen alle für 
gleichartige Fälle die Gegenfeitigleit an Serbien zu- 
gejichert wird. 

Diejenigen zur Zeit in Serbien unter deutſchem 
Schutze jtehenden Berjonen, melde nicht Angehörige 
des Deutihen Reichs find, follen für ihre Lebenszeit 
in allen Beziehungen diefelben Rechte genießen, wie die 
Reichsangehörigen. Ein Verzeichniß diefer Berfonen wird 
der jerbifchen Regierung deutſcherſeits mitgetheilt werden. 

Artikel XXVIL Der gegenwärtige Vertrag joll 
ratifizirt und die Ratifilationen follen iu Berlin fo 
bald als möglich ausgewechlelt werden. 

Derfelbe fol einen Monat nad) der Auswechſelung 
der Ratifitationen in Kraft treten und zehn Sabre, 
vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, in Wirkjam- 
feit bleiben. 

Wenn cin Jahr vor Ublauf diejes Zeitraums feiner 
der Hohen vertragſchließenden Theile dem anderen durch 
eine amtlihe Erflärung feine Abfiht fund giebt, die 
Wirkſamkeit dieſes Vertrages aufhören zu laffen, jo fol 
derjelbe bi zum Ablauf eines Jahres von dem Tage 
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ab in Geltung bleiben, an welchem ber eine oder der 
andere der Hohen vertragjhließenden Theile denjelben 
gefündigt Haben wird. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
. mädtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet 
und ihre Siegel beigedrüdt. 


So geihehen zu Berlin, den 6. Januar 1889. 


Der vorftehende Vertrag iſt ratifizirt worden und 
die Auswechſelung der Ratifilationen hat zu Berlin 
am 25. Mai 1883 ftattgefunden. 


56) Handelsvertrag ded Zollverein mit der 
Türtei, vd. 20, März 1862 (Pr. GS. 1863, Nr. 13). 
(Bgl. den Staatsvertrag des Deutfchen Reiches mit 
der Türkei d. d. London 13. März 1871 (RGB. Nr. 22 
und Breußens d. d. Baris 30. März 1856 (Pr. GS. 

1856, Nr. 36). ') . 


Article I. Tous les points des stipulations 
commerciales pröc&dentes entre la Prusse et la 
Sublime Porte, et nomm&ment toutes les stipulations 
du trait& d’amitie et de commerce du 22 Mars 1761 
(vieux style) autant qu’ils ne se trouvent pas en 

ı) Die sub Biff. 55—64, 67, 68 mitgetheilten konjularrechtlichen 
Borjhhriften find nach dem Tert der vom Auswärtigen Amt pub- 
lizirten offizielen Sammlung (Berlin 1878) zum Wbdrud gebracht; 
die Biff. 65, 66, 68-71, ſowie die Zuſatzkonvention zu Ziff. 57 (©. 506) 
nad) der im RGB. enthaltenen deutſchen Meberiehnn 
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contradiction avec la pr&sente convention, sont 
maintenus et confirm&s pour toujours et demeurent 
etendus, avec les droits et obligations qui en 
resultent, & tous les autres Etats, Membres de 
V’Association de douanes et de commerce Alle- 


Article XIV. Les marchandises introduites en 
contrebande seront passibles de confiscation au profit 
du tresor Ottoman, pourvu que la fraude soit dü- 
ment et legalement prouv&e et qu’un proc&s-verbal 
du fait de contrebande soit dresse et communique 
sans delai & l’autorit€ consulaire du sujet &tranger, 
auquel appartiendront les marchandises confisqu6es. 


Article XV. II demeure entendu ‚que les 
Gouvernements des Etats du Zollverein ne pr&tendent, 
par aucun des articles du present traite, stipuler au 
delà du sens naturel et pr&cis des termes employ6s, 
ni entraver en aucune maniere le Gouvernement de 
Sa Majest& Imperiale le Sultan dans l’exercice de 
Ses droits d’administration interieure, en tant toute- 
fois que ces droits ne porteront pas une atteinte 
manifeste aux stipulations des anciens traites et aux 
privilöges accordes par la presente convention aux 
sujets des Etats du Zollverein ou à leurs proprietes. 

Article XVI. Il est convenu que le prösent 
trait& qui, une fois ratifi6, sera substitu& à la con- 


vention de commerce du — „ix Octobre Mil- 
vingt-deux 


Huit-Cent-Quarante, sera valable pour vingt-huit 
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ans. Chacun des Etats contractants se r&serve la 
facult&e de proposer au bout de la quatorzi&me et 
de la vingt et unieme ann&e les modifications que 
l’experience aurait suggérées. 


Les stipulations arrätees par la pr&sente con- 
vention seront ex&cutables dans toutes les parties 
de l’Empire Ottoman...... 


Der vorgedachte Yreundichafts- und Handeld-Bertrag zwiſchen 
Brennen und ber Hohen Biorte vom 22. März 1761 (alten 
Styls)*) enthält folgende Tonfularrehtlihe Beftimmungen: 


Art.l......Seuna Nave 
Prussiana naufragasse nei 
Porti e Scale dell’ Imperio 
Ottomanno, i Gubernatori, 
Giudici ed Officiali di quel 
luogo abbiano cura di 
custodirla d’ogni atto 
d’ostilita, e quelle robbe, 
mercanzie ed abiti che si 
salveranno del naufragio, 
procurino di consegnare a 
quelli Consoli Prussiani, 
che si troveranno in quelle 
vicinanze per esser resti- 
tuiti al loro proprietarli e 





Veberjegung. 
Art.]l......Siquelques 
navires Prussiens faisoient 
naufrage dans les ports et 
echelles de l’Empire Otto- 
man, les (Gouverneurs, 
Juges et Officiers du lieu 
auront soin de les garantir 
de tout acte d’hostilite et 
de consigner tous les biens 
et marchandises sauvees 
du naufrage à ceux des 
Consuls Prussiens qui se 
trouveront dans le voisi- 
nage, pour ôtre restituees 
à leurs proprietaires, sans 


*) Außgefertigt in Ztalienifcher und Türkifcher Sprade. 
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per questa raggione, non 
si havräadomandar, niente 
fuor che la solita paga di 
quelli che serviranno e gli 
transporteranno, e se tale 
cose saranno depredate 
s’abbia da ritrocarle e ri- 
trovarle, e perfettamente 
consegnarle e restituirle. 


Art. III ..... I Mer- 
canti Prussiani, che por- 
teranno 0 riporteranno 


robbe colle loro Navi, per 
quelle cose, che secondo 
l’antico uso si paga dritto 
di Dogana, abbiano a 
pagare secondo l’usanza 
agli Ambassiadori e Con- 
soli Prussiani compita- 
mente quel dritto, que si 
chiama Consolato. 


Art. IV. ..... In tutta 
la Giurisdizzione della ful- 
gida Porta, in ogni Scala 
Porto ed Isola dove si 
ritrovano Consoli, Vice- 


que pour cette raison on 
puisse demander autre 
chose que le payement or- 
dinaire pour ceux qui ont 
servi à les sauver et trans- 
porter, et si telles choses 
venoient à öätre enlevees 
on tächera de lesreprendre 
et de les retrouver, et elles 
seront consignöees et re- 
stitu&es en entier. 


Art. IM. ..... Les mar- 
chands Prussiens, qui por- 
teront ou remporteront des 
biens sur leurs navires, 
payeront duement aux Am- 
bassadeurs et Consuls Prus- 
siens le droit appelle Con- 
solato pour ceux qui sui- 
vant l’ancien usage sont 
sujets au payement de la 
Douane, 


Art. IV. Dans 
toute la jurisdiction de la 
Sublime Porte dans chaque 
echelle, port et isle oü il 
se trouve des Consuls, 
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Consolie Dragomanni della 
parte delle altre amiche 
Potenze, abbiano anche gli 
Ambassiadori Prussiani a 
destinare Consoli, Vice- 
Consoli e Dragomfani, de- 
ponere quelli che vogliano, 
e.constituire degli altri nel 
luogo loro, e per gli Am- 
bassiadori che resideranno 
appresso la fulgida Porta, 
abbiano aservirsi de quatro 
Dragomanni e per quei 
luoghi che resideranno 
Consoli, uno Dragomanno, 
ed i Consoli, Vice-Consoli, 
Dragomanni e Viaggienti, 
loro Negozianti e la gente 
che sono dellaloro Nazione, 
siano immuni coll’ istessa 
immunitä, come i sono i 
sudditi delle altre amiche 
Potenze, 


Art.V. Accadendo dis- 
cordia trä Prussiani e loro 
suggetti, l’Ambassiadore 
overo i Consoli Prussiani 
secondo de loro regolo 
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Vice-Consuls et Drago- 
mans de la part des autres 
Puissances amies, les Mi- 
nistres Prussiens pourront 
aussi envoyer des Consuls, 
Vice-Consuls et Drago- 
mans, les congedier et en 
constituer d’autres & leur 
place. Les Ministres qui 
resideront aupres de la 
Sublime Porte pourront 
se servir de quatre Dra- 
gomans et pour cesendroits 
oü il rösidera un Uonsul 
d’un Dragoman, etles Con- 
suls, Vice-Consuls, Drago- 
mans et Passagers, les 
Negocians et les autres 
sujets de leur Nation joui- 
ront de la möme immunite, 
dont jouissent les sujets 


des autres Puissances 
amies, 
Art.V.S’ilarrivait quel- 


que dispute entre les Prus- 
siens et leurs sujets, le 
Ministre ou les Consuls 
Prussiens decideront l’af- 
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decideranno l’affare, e sino 
che i Prussiani non de- 
mandino stessi essere giu- 
dicati, secondo giustizia 
Öttomanna, i giudici e 
gubernatori della fulgida 
Porta non potranno per 
forza intrigarsi con dire 
che loro gli volessero giu- 
dicare. I Consoli che re- 
sideranno nel Territorio 
Ottomanno,nonsianomessi 
in arresto ed ogni lite che 
avranno, si decidera nella 
Imperisle Residenza per 
mezzo de’i loro Ambassia- 
dori; le loro case non 
sieno sigillate, incercate, 
ne visitate ed accadendo 
qualche lite legale trä i 
sudditi della fulgida Porta 
a quelli di Prussia, si pro- 
cederä ne’i Tribunali Otto- 
manni per mezzo de'i lo- 
ro Ambassiadori, Consoli 
overo Vice-Consoli ed 
anche per mezzo de’i loro 
Dragomanni, e se un Mao- 
metano overo altro suddito 
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faire d’apres leurs lois et 
tant que les Prussiens ne 
demandent pas eux-m&mes 
à etre juges par la Justice 
Ottomanne, les Juges et 
Gouverneurs de la Sublime 
Porte ne pourront s’ingörer 
par force à vouloir les juger. 
Les Consuls qui resideront 
dans le Territoire Ottoman 
ne seront pas mis aux 
arrets, et tous les proces 
qu’ils auront se decideront 
dans la rösidence Imperiale 
par le secours de leurs 
Ministres. Leurs maisons 
seront exemtes de scellé, 
de recherche et de visite, 
et s'il s’elevait quelque 
proces entre les sujets de 
la Sublime Porte et ceux 
de la Prusse, on proc&dera 
dans les Tribunaux Otto- 
mans avec assistance de 
leurs Ministres, Consuls ou 
Vice-Consuls et aussi par 
celui des Dragomans, et 
si quelque Mahomötan ou 
autre sujet de la Sublime 
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della fulgida Porta farä 
presentar avanti il Tri- 
bunale qualche Prussiano 
o loro soggetto, mentre che 
non 6 presente uno dei 
loro Dragomanni overo 
Procuratori, non siino sfor- 
zati di respondere, e le lite 
che avranno i Consoli ö i 
loro Dragomanni passando 
il numero de quatro milla 
asperi, siano essaminati 
appresso la Residenza dell’ 
Imperio Ottomanno, e toc- 
cante quelle cose che spet- 
tano la vendita, le compre 
e del danaro preso in 
prestito,accadendo qualche 
lite trà i Maometani overo 
altri sudditi della fulgida 
Porta e tr& i Prussiani ö 
loro soggetti, mentre che 
non sie stromento legale 
overo qualche altre valida 
carte, non si assoltino i 
testimonii che si chiamano 
sforzati, ed accadendo 
qualche lite in quel istante, 
che & da partire qualche 
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Porte forgait quelques 
sujets Prussiens à com- 
paraitre devantle Tribunal 
dans un temps oü aucun 
de leurs Dragomans ou 
Procureurs ne serait pré- 
sent, ils ne seront point 
obliges de repondre; et si 
des proc&s des Consuls ou 
Dragomans surpassent la 
valeur de quatre mille 
aspres, ils seront examinds 
dans la r&sidence de l’Em- 
pire Ottoman. S’il arrivait 
quelque dispute entre les 
Mahometans ou autres su- 
jets de la Sublime Porte 
et les Prussiens ou leurs 
sujets, touchant les causes 
qui concernent la vente, 
Vachat et les emprunts 
d’argent, et qu’il ne se 
trouve point d’Instrumens 
ou autres documensvalides, 
on n’ecoutera point les 
t&moignages forc&s; et s’il 
arrive quelque dispute au 
moment du depart de quel- 
que vaisseau Prussien, elle 
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Vascello Prussiano, sia 
deciso senza dilazione, per 
mezzo del Console o del 
Dragomanno, e non sia 
arrestato, ne retardato in 
sus partenza, senza rag- 
gione, e se un Prussiano 
essendo indebitato overo 
colpevole, in caso che 
fuggira, un altro Prussiano 
mentre non essendo mal- 
fattore, non sia preso ne 
molestato, e se in quel 
luogo dove abita un Prus- 
siano, si troverä il corpo 
di qualche huomo ucciso, 
se non si convincerä legal- 
mente colpevole ser un 
Prussiano, non sarä mo- 
lestato con domanda che 
si chiama prezzo di sangue. 


Art.Vl...... E se qual- 
cheduno Prussiano ö de 
loro sudditi, morira negli 
stati della folgida Porta, 
le loro robbe che reste- 
ranno doppo la loro morte, 
siino messe in pollere degli 
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sera decidee sans delai par 
le secours du Consul ou 
du Dragoman, et le vaisseau 
ne sera point arret& ni 
retarde dans son depart 
sans raison; et si quelque 
Prussien endett& ou cou- 
pable prenait la fuite, un 
autre Prussien qui n'est 
pas coupable du delit ne 
sera pas saisi ni molest£, 
et si en quelque endroit 
oü demeure un Prussien 
on trouve le corps de quel- 
que homme tu&, le Prus- 
sien ne sera pas molesté 
par la recherche appellce 
prezzo di sangue si l'on 
ne peut le convaincre le- 
galement qu’il est coupable. 


Art.Vl ..... Lorsque 
quelque Prussien ou quel- 
qu’un de ceux qui leur sont 
assujettis viendra à mourir 
dans les Etats de la Sub- 
lime Porte, leurs biens, 
qui resteront apres leur 
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Ambassiadori o Consoli 
Prussiani, per esser re- 
stituiti à 'i loro eredi, e 
non ritrovandosi nessuno 
de’i sopradetti, gli pren- 
dera il suo compagno, e 
non saranno molestati della 
parte de’i giudici ed offi- 
ziali della fulgida Porta 
Ottomanna. In caso pero 
che non si trovi alcuno 
Prussiano in quel luogo 
dove accade la sua morte, 
le robbe rimasta se seri- 
veranno, e tale carte sigil- 
landosi con sigillo della 
parte de giudice di quel 
luogo, saranno messe in 
custodia le robbe e con- 
signate senz’ alcuno pro- 
testo a quella persona, che 
’Ambassiadore di Prus- 
sia darà ordine d’andare a 
prendere: e non si doman- 
dera quel dritto legale che 
si chiama Resmikismet..... 
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mort, seront mis entre les 
mains des Ministres ou 
Consuls Prussiens pour 
ötre restitues à leurs heri- 
tiers, et s#’il ne se trouvoit 
aucun Ministre ou Consul, 
ils seront delivrös à leurs 
compatriotes etilsne seront 
pas molestes par les Juges 
et Officiers de la Sublime 
Porte Ottomanne. Si ce- 
pendant il ne se trouvoit 
aucun sujet Prussien à 
Vendroit oü le defunt est 
venu & mourir, on fera un 
Inventaire de ses biens qui 
serascell& du sceau du Juge 
de ce lieu, et les biens 
seront remis et consignes 
sans difficulte & celui que 
le Ministre de Prusse en- 
verra pour les prendre, et 
on ne demandera pas le 
droit appelle Resmikis- 
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57) Freundihafts-, Handeld- und Schiff— 

fabrts-Bertrag ded Zollverein mit der Ar— 

gentinifhen Republit. Vom 19. Schtember 1857 
(Br. GS. 1859, Nr. 31). 

Artikel . — — — Verſtirbt ein Unterthan 
oder Bürger eincd der vertragenden Theile in den 
Gebieten oder Staaten des andern Theild ohne Teſta— 
ment oder legtwillige Verfügung, jo ſoll der General- 
Konful oder Konful des Staates, welchem der Ber: 
ftorbene angehörte, oder in Abwesenheit defjelben deſſen 
Stellvertreter, ſoweit die Geſetze des Landes dies ge 
itatten, das Recht haben, an der Beſitznahme, der 
Verwaltung und der geridtlihen Liquidation der Ber- 
laſſenſchaft des VBerftorbenen im Intereſſe der Gläu— 
biger oder der geſetzlichen Erben Theil zu nehmen. 

Entſteht hierbei eine Differenz über die Erbſchaft 
oder über Eines oder Einige der Güter, aus denen 
fie beſteht, oder über cin Guthaben oder eine Schuld 
der Erbſchaft, und kann dieſe durch Schiedsrichter 
nicht gefchlichtet werden, fo fällt fie der Entjcheidung 
der Gerichte des Landes anheim. 

Artifel 11. Es foll jeden der vertragenden 
Theile freiftehen, zum Schute des Handels Konſuln 
zu bejtellen, welche in den Staaten oder Gebieten des 
andern Theils refidiren; bevor jedoch ein Konful feine 
amtlihen Funktionen ausübt, fol derjelbe in der ge: 
wöhnliden Form Seitens der Regierung, an welde 
er gejendet worden, beftätigt und zugelaffen werden, 
und ein jeder der vertragenden Theile kann nad) eige— 
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nem Ermeffen von der Refidenz der Konfuln einzelne 
befondere Plätze ausſchließen. 

Die Archive und Dienſtpapiere der Konſulate der 
vertragenden Theile ſollen als unverletzlich betrachtet, 
und es ſoll fein öffentlicher Beamter und keine Orts⸗ 
behörde unter irgend einem Borwande berechtigt fein, 
diefelben in Beſchlag zu nehmen oder zu beein 
trächtigen. 

Die Konfuln der Argentiniſchen Konföderation jollen 
in den zum Zollverein gehörigen Staaten alle Bor- 
rechte, Befreiungen und Abgabenfreiheiten genichen, 
welche den, den meiftbegünftigten Nationen angehörigen 
Konfuln deffelben Ranges gegenwärtig zugeftanden 
find, oder künftig werden zugeftanden werden, und in 
gleicher Weife follen die Konſuln der Zollvereinzftaaten 
in den Gebieten der Argentinifchen Konföderation nad 
der ftrengften Reziprozität alle Vorrechte, Befreiungen 
und Abgabenfreiheiten genießen, welche in der Argen- 
tiniſchen Konföderation den Konſuln der meiftbegünitig- 
ten Ration gegenwärtig zugeftanden find oder fünftig 
werden zugeitanden werden. 

Artilel 14. Der gegenwärtige Bertrag fol für 
die Dauer von acht Jahren, von dem Datum deffelben 
an gerechnet, und dann ferner big zum Ablaufe von 
zwölf Monaten beftehen, nachdem einer der vertragen 
den Theile dem Andern die Anzeige gemacht hat, daß 
e3 feine Abficht fei, denfelben nicht weiter fortzujeßen, 
wobei jeder der vertragenden Theile fi das Recht vor- 
behält, dem andern Theile diefe Anzeige bei Ablauf 
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der gedachten adhtjährigen Friſt oder zu jeder |päteren 
Beit zu maden. 

Und es wird hiermit zwifchen ihnen vereinbart, daß 
mit Ablauf der zwölf Monate nady dem Empfang 
einer folhen Anzeige der gegenwärtige Vertrag und 
alle Beitimmungen defjelben gänzlih aufhören und 
endigen follen. 


58) Sreundihafts-, Handels- und Scdif- 
fahrts-Vertrag de Zollvereins mit China. 
Vom 2. September 1861 (Pr. GS. 1863, Nr. 15). 


Artilel 4. Die kontrahirenden Deutſchen Staaten 
follen das Recht haben, einen Gencral-Ronful und für 
jeden offenen Hafen oder jede dergleihen Stadt in 
China, für melde ihre Handeldinterefien es erheifchen, 
einen Konſul, Bice-Konful oder Konfular-Ngenten zu 
ernennen. 


Diefe Beamten ſollen mit der gebührenden Achtung 
von den Chineſiſchen Behörden behandelt werden und 
diejelben Privilegien und Vorrechte genichen, wie die 
Konfular-Beamten der meiftbegünftigten Nation. 

Am Falle der Abweſenheit eines Deutſchen Konſu— 
lar-⸗Beamten ſollen die Unterthanen der kontrahirenden 
Deutſchen Staaten die Befugniß haben, ſich an den 
Konſul einer befreundeten Macht, oder im Nothfalle 
auch an den Zolldirektor zu wenden, welcher es ſich 


angelegen laſſen ſein ſoll, denſelben die Vortheile dieſes 
Vertrages zu ſichern. 
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Artikel 5. Alle dienſtlichen, von dem diploma— 
tiihen Wgenten Seiner Majeftät ded Könige von 
Preußen oder von den Konſular-Beamten der kontra= 
birenden Deutſchen Staaten an die Chinefifchen Be— 
hörden gerichteten Mittheilungen follen Deutſch ges 
fhrieben werden. Bis auf Weiteres follen fie von 
einer Chinefifchen Ueberſetzung begleitet. fein, aber unter 
der gegenjeitigen Ucbereinfunft, daß im Falle eine 
Berihiedenheit in der Bedeutung des Deutihen und 
Chineſiſchen Textes vorkommen follte, die Deutichen 
Regierungen den im Deutfhen Text audgedrüdten 
Sinn als den richtigen anjehen werden. 

Desgleichen follen die amtlihen Mittheilungen 
EhHinefiiher Behörden an den Gefandten Preußens 
oder die Konjuln der fontrahirenden Deutſchen Staaten 
Chineſiſch gefchrieben werden, und wird dieſer Text für 
die Chinefifshen Behörden als der richtige gelten. 
Dean ift übereingefommen, daß die Meberjegungen nie- 
mals als beweifend angejehen werden follen. 

Was den gegenwärtigen Bertrag anbetrifft, jo wird 
derfelbe, um jede fpätere Diskuffion zu vermeiden, und 
mit Rüdfiht darauf, daß die Franzöſiſche Spradye 
unter allen Diplomaten Europa’® befannt iſt, in 
Deuticher, Ehinefifcher und Franzöfiiher Sprache aus— 
gefertigt werden. Alle diefe Ausfertigungen Haben 
denfelben Sinn und dieſelbe Bedeutung, aber der 
Sranzöfifhe Tert wird als der Urtert des Vertrages 
angefehen werden, dergeftalt, daß wenn eine ver= 
ſchiedene Auslegung des Deutfchen und Chineſiſchen 
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Bertraged irgendwo ftattfinden follte, die Franzöfiſche 
Ausfertigung entjcheidend fein fol. 

Artilel 8. Untertanen der Deutichen kontrahiren⸗ 
den Staaten können auf eine Entfernung von Hundert 
(100) li und auf einen Zeitraum von nicht mehr als 
fünf (5) Tagen in die Nahbarichaft der dem Handel 
offenen Häfen Ausflüge maden. 

Diejenigen, welche fi in da3 Innere ded Landes 
zu begeben wünjchen, müſſen mit Päſſen verfehen fein, 
die von den diplomatischen oder Konjular= Behörden 
ausgestellt und von der Chineſiſchen Lolal- Behörde 
pifirt find. Dieſe Päſſe müſſen auf Verlangen vor- 
gezeigt werden. 

Wenn Reijende oder Kaufleute, weldye einem der 
fontrabirenden Deutihen Staaten angehören, ihre Päſſe 
verlieren follten, jo joll e8 den Chineſiſchen Behörden 
freiftehen, diefelben zurüdzubalten, bis fie fich neue 
Päſſe Haben verichaffen können, oder fie auf das nädhfte 
Konfulat führen zu laffen, ohne fie jedoch ſchlecht zu 
behandeln oder zu geitatten, daß fie ſchlecht behandelt 
iverden. 

Dabei ift wohl veritanden, daß nad) denjenigen 
Orten, welde von den Rebellen bejegt find, nicht cher 
Päſſe ausgestellt werden follen, ala bi3 in denfelben 
der Friede wieder hergeſtellt ift. 

Artifel 13. Innerhalb vierundzwanzig (24) 
Stunden nad) der Ankunft des Schiffes joll der Kapi- 
tain, wenn er nicht gefeglihe Hinderungs-Urſachen 
hat, oder ftatt feiner der Supercargo oder der Konfig- 
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natair fih auf das Konſulat begeben und dafelbft feine 
Schiffspapiere und eine Abfchrift des Manifeſtes nieder- 
legen. 

Innerhalb der folgenden vierundziwanzig (24) Stun- 
den wird der Konful dem Zoll-Snfpeltor eine Note 
überjenden, aus welder der Name des Schiffs, Die 
Bemannung, der Tonnengehalt und die Beichaffenheit 
der Ladung defjelben hervorgeht. . ... . 

Artifel 16. Was die Artikel anbetrifft, welche 
nach dem Zarif einer Abgabe ad valorem unterliegen, 
fo fol, wenn der Deutihe Kaufmann mit dem Chine- 
ſiſchen Beamten ſich über den Werth nicht einigen 
kann, jede Partei zwei oder drei Kaufleute zuziehen, 
weldhe die Waare unterfuhen follen. Der höchite 
Preis, zu welchem einer diefer Kaufleute fie zu kaufen 
Willens wäre, foll ald der Werth derjelben angenommen 
werden, 

Artilel 17. Die Zölle werden nad) dem Netto= 
Gewicht erhoben werden, e3 wird aljo die Tara in 
Abzug kommen. Wenn der Deutihe Kaufmann fic) 
mit dem Chinefifhen Beamten über die Beltimmung 
der Tara nicht einigen kann, fo foll jede Partei eine 
gewiffe Anzahl von Kiften und Ballen unter den Koll, 
welche Gegenjtand des GStreited find, wählen. Dieje 
werden erft im Ganzen gewogen, und dann wird die 
Tara feitgejtelt. Die Durchſchnitts-Tara der jo ge- 
wogenen Kolli ſoll als Tara für alle übrigen gelten. 

Artitel 18, Wenn fih im Laufe ber Verifitation 

Zorn, Die Konſulargeſetzgebung. 
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über andere Punkte ein Streit erhebt, der nicht fofort 
geichlichtet werden Tann, jo fol der Deutiche Kaufmann 
die Vermittelung des Konfular-Beamten in Anfprud 
nchmen können. Diefer wird den Gegenjtand der 
Meinungsverfchiedenheit fofort zur Kenntniß de3 Boll 
Inſpektors bringen, und beide werden fi) bemühen, 
eine Ausgleihung berbeizuführen. Das Anſuchen an 
den Konful muß aber binnen vierundziwanzig (24) 
Stunden geſchehen, ſonſt wird demijelben feine meitere 
Folge gegeben werden. 

So lange der Streit nicht entſchieden ift, wird der 
Zoll-Inſpektor den Gegenftand deffelben nicht buchen, 
um auf diefe Weile der gründlichen Unterfuhung und 
Schlichtung der Angelegenheit nicht vorzugreifen. 

Artikel 21. Die Eingangs-Zölle find beim Lar- 
den der Güter und die Ausgangs-Zölle beim Ber: 
ſchiffen derjelben fällig. Wenn die Tonnengelder und 
Zölle, welche vom Schiffe und der Ladung zu zahlen 
jind, vollitändig berichtigt find, fol der Zoll-Inſpektor 
eine General-Duittung darüber ausftellen, auf beren 
Vorzeigung der Konjular-Beamte dem Kapitain feine 
Schiffspapiere zurüdgeben und ihm erlauben mird, 
unter Segel zu gehen. 

Artikel 22. Der Boll-Snfpeltor wird ein oder 
mehrere Banquier-Häufer namhaft machen, welche er- 
mächtigt fein follen, die zu zahlenden Abgaben für 
Rechnung des Staates in Empfang zu nehmen. Die 
bon dieſen Banquier-Häufern auögeftellten Quittungen 
jolfen fo angefehen werden, als feien fie von der Chi- 
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neſiſchen Regierung ſelbſt auögeftellt. Die Zahlungen 
fönnen in Barren oder in fremden Münzen geleiftet 
werden, deren PVerhältnik zum Ssaissie- Silber nad) 
den jedesmaligen Umftänden durch) PWereinbarung 
zwijchen den Deutichen Konfular-Beamten und bem 
Zoll⸗Inſpektor feitgejtellt werden fol. 

Artitel 28. In jedem der Häfen, melde dem 
fremden Handel geöffnet find, ſoll der Zoll-Inſpektor 
beim Konfular- Beamten eine Sammlung der beim 
Zoll-Amte in Canton gebräudliden Maaße und Ge: 
wichte, jowie gefeglihe Waagen zum Abwiegen der 
Waaren und des Geldes niederlegen. Diefe Normal- 
maaße, Normalgewichte und Waagen follen die Grund- 
lage aller Zoll-Einforderungen und Zahlungen bilden, 
und im Falle von Streitigkeiten ſoll auf ihre Ergeb- 
niſſe zurüdgegangen werben. 

Artitel 29. Alle Gelditrafen und Konfiskationen 
für Bumiderhandlungen gegen diefen Vertrag oder 
gegen die beigefügten Handel3-Bejtimmungen follen der 
Chineſiſchen Regierung zufallen. 

Artilel 32. Wenn Matrofen oder andere Andi- 
piduen von Kriegs- und Handelsſchiffen eines der kontra⸗ 
birenden Deutſchen Staaten dejertiren, fo foll die 
Chineſiſche Behörde, auf Requiſition des Konjular-Be- 
amten, oder, wenn ein folder nicht vorhanden fit, des 
Kapitains, die erforderlichen Schritte thun, um den 
Deferteur oder Flüchtling zu entdeden und in Die 
Hände des Konfular-Beamten oder Kapitains zurüd- 


zuliefern. ag* 


* 
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Bleihermaßen Tann, wenn Chineſiſche Deferteure 

‚ oder wegen eines Verbrechens Berfolgte fih in dic 

Häufer oder auf die Schiffe Deutſcher Unterthanen 
flüchten follten, die Ortsbehörde ſich an den Deutjchen 
Konfular-Beamten wenden, welcher die nöthigen Maab- 
regeln ergreifen ſoll, um die Auslieferung derfelben zu 
bewerkſtelligen. 

Artikel 33. Sollten Schiffe, welche einem der 
tontrahirenden Deutſchen Staaten angehören, in Ehine- 
ſiſchen Gewäſſern von Seeräubern geplündert werben, 
jo ſoll es Pflicht der Chineſiſchen Behörden fein, alle 
Mittel zur Habhaftwerdung und Beftrafung der Räuber 
aufzubicten. Die geraubten Waaren jollen, wo und 
in welchem Zuſtande fie fih auch befinden mögen, in 
die Hände de betreffenden Konfular-Beamten abgeliefert 
werden, welcher fie an die Berechtigten gelangen laſſen 
wird. ..... 

Artilel 34 Wil fi ein Untertdan eines ber 
fontrahirenden Deutfden Staaten an eine Chineſiſche 
Behörde wenden, jo muß er feine Vorftellung dem 
Konfular-Beamten einhändigen, welcher fie, je nachdem 
er fie in der Sache begründet und in der Form paffend 
findet, weiter befördert oder zur. Abänderung zurüd- 
giebt. 

Bil ein Chineſe fih an ein Konfulat wenden, jo 
muß er denjelben Weg bei der Chinefifchen Behörde 
einjchlagen, welche in derjelben Art verfahren wird. 

Artilel 85. Wenn ein Unterthan eines der kon- 
trahirenden Deutſchen Staaten Urſache zur Beſchwerde 
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über einen Chinejen hat, jo foll er fich zuvörderſt zu 
dem Konfular-Beamten begeben, und ihm den Gegen- 
itand feiner Beſchwerde auseinanderfegen. Der Konſu⸗ 
lar-Beamte, naddem er die Angelegenheit unterjucht 
bat, wird ſich Mühe geben, diejelbe gütlich auszugleichen. 
Ebenſo wird der Konjular-Beamte, wenn ein Chincfe 
fih über einen Untertfan eines der FTontrahirenden 
Deutihen Staaten zu beſchweren bat, eriterem williges 
Gehör ſchenken und eine gütlihe Einigung herbeizu- 
- führen ſuchen. Sollte eine folche aber in dem einen 
oder andern Falle nicht gelingen, fo wird der Konfıurs 
lar-Beamte die Mitwirkung des betreffenden Chine— 
jifhen Beamten in Anſpruch nehmen, und beide vereint 
werden die Angelegenheit nad) den Grundfäßen der 
Billigkeit entfcheiden. 

Artilel 37. Wenn ein Chinefifher Unterthan, 
welcher Schuldner eines Unterthanen eines der kontrahiren⸗ 
den Deutſchen Staaten ift, es unterläßt feine Schuld 
zu bezahlen, oder in betrügerifcher Abficht ſich ent- 
fernt, fo fol die EChinejische Behörde, auf Anrufen des 
Gläubigers, jedes ihr zu Gebot ftchende Mittel anwen— 
den, um den Flüchtigen zu verhaften und den Schuld: 
ner zur Bezahlung feiner Schuld zu zwingen. 

Ebenfo jollen die Deutichen Behörden ihr Möglich- 
ſtes thun, um Deutiche Unterthanen, welche ihre Schulden 
an Chinefifhe Unterthanen nicht bezahlen, dazu zu 
zwingen, und wenn fie in betritgerifcher Abficht ich 
entfernt haben, vor Gericht zu ziehen. In feinem 
Falle aber follen weder die Chinefifche Hegierung, noch 
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die Regierungen der Deutihen Tontrabirenden Staaten 
für die Schulden ihrer Unterthanen aufzulommen ver: 
pflichtet fein. 

Artilel 38. Chineſiſche Untertbanen, melde jid 
einer verbredheriihen Handlung gegen einen Unter: 
tbanen einc® der kontrabirenden Deutſchen Staaten 
ſchuldig machen, follen von den Chineſiſchen Behörden 
verhaftet und nad) Ehinefifhen Geſetzen beſtraft werden. 

Untertbanen eine der kontrahirenden Deuticdhen 
Staaten, wenn fie ſich einer verbrecherifchen Handlung 
gegen einen Chinefiihen Unterthanen fehuldig maden, 
jollen vom Konfular:Beamten verhaftet und nad den 
Geſetzen des Staates, welchem fie angehören, beftraft 
werden. j 


Artikel 39. Alle Fragen in Bezug auf Redte 
des Vermögend oder der Perſon, welche ſich zwiſchen 
Unterthanen der kontrahirenden Deutſchen Staaten er⸗ 
heben, ſollen der Jurisdiktion der Behörden dieſer 
Staaten unterworfen ſein. Desgleichen werden ſich die 
Chineſiſchen Behörden in keine Streitigkeiten miſchen, 
welche zwiſchen Unterthanen eines der kontrahirenden 
Deutſchen Staaten und Fremden etwa entſtehen ſollten. 


Artikel 40. Die kontrahirenden Theile kommen 
überein, daß den Deutſchen Staaten und ihren Unter⸗ 
thanen volle und gleiche Theilnahme an allen Privi— 
legien, Freiheiten und Vortheilen zuftchen fol, welde 
bon Seiner Majeftät dem Kaifer von China der Re 
gierung oder den Unterthanen irgend einer andern 
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Nation gewährt find oder noch gewährt werden 
mögen. ..... 


Artikel 41. Wenn die kontrahirenden Deutfchen 
Staaten fünftig die Abänderung einiger Beftimmungen 
dieſes Vertrages für zweckmäßig erachten follten, fo fol 
e3 ihnen freiftehen, nad Ablauf von zehn (10) Jahren, 
vom Tage der Auswechſelung der Ratifikations-Ur— 
funden*, an gerechnet, Unterhandlungen zu dieſem 
Behufe zu eröffnen. Sie müffen aber fch3 (6) Mo- 
nate vor Ablauf der zehn (10) Jahre der Chinefifchen 
Regierung amtli anzeigen, daß fie Abänderungen 
des Vertrages wünjchen, und worin diefelben beftehen 
jollen. Erfolgt eine ſolche Anzeige nicht, fo bleibt der 
Vertrag weitere zchn (10) Jahre unverändert in Kraft. 


Handeld-Beftimmnngen zu dem vorbezeichneten Vertrage. 


Sechſte Beitimmung. 
Formalitäten, weldhe von den Schiffen bei 
ihrer Ankunft im Hafen zu beobadten find. 

Um jedes Mißverjtändniß zu verhüten, ift man 
übereingelonmen, daß der Zeitraum von vierundziwanzig 
(24) Stunden, binnen deffen jeder Kapitain laut Artikel 
13. des Vertrages feine Papiere dem Konſul übergeben 
muß, von ben Augenblid zu laufen anfangen foll, wo 
das Schiff innerhalb der Hafengrenzen angelommen ift. 

Die Hafengrenzen follen von den Zollbehörden 


*) 14. Janyar 1898, 
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den Bedürfniffen des Handelsſtandes gemäß beftimmt 
werden, foweit diejelben mit gebührender Wahrung der 
Bolleinkünfte vereinbar find. 

Auf diefelbe Weife jollen die Orte beſtimmt iverden, 
wo es in jedem Hafen geftattet fein wird, Güter cin- 
und auszuladen, und dieje Orte jollen den Konfuln 
befannt gemacht werden, damit fie dem Publikum da= 
von Kenntniß geben. 


Deklaration vom 2. September 1868 au bem vorbezeichneten 
Bertrage. 

Nachdem der Unterzeichnete der Regierung Seiner 
Majeität des Königs von Preußen Kenntniß der Rote 
gegeben, welche Seine Kaiferlide Hoheit der Brinz 
Kung und ihre Erxcellenzen die mit der Verwaltung 
der auswärtigen Ungelegenheiten beauftragten Minifter 
in Betreff des Artikels 13 des ziwifchen den Staaten 
de3 Bollvereind, den Großherzogthümern Medlenburg: 
Schwerin und Medlenburg-Strelig, fowie den Hanje 
tädten Lübed, Bremen und Hamburg einerfeit3 und 
China andererfrit3 am 2. September 1861 abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrages an ihn gerichtet und in der fie auf die 
Nothwendigkeit Hingemwiefen Haben, diejenigen Schiffs 
fapitaine, welche falfche Schiffsmanifefte einreichen, mit 
einer Geldjtrafe zu belegen, mie dies die von anderen 
Nationen mit China abgefchloffenen Verträge beftinmen, 
hat derfelbe Befehl erhalten, zu erklären: daß ber 
Norddeutſche Bund und diejenigen Staaten des Boll- 
vereins, melde nicht zu demſelben gehören, im Prinzip 
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ihre Zuftimmung zu dem Borfchlage der Chineſiſchen 
Regierung geben und damit einverftanden find, daß 
die Schiffsfapitaine, welche falſche Angaben über die 
Qualität und Quantität der Waaren machen, einer 
Gelditrafe verfallen, unter dem ausdrüdliden Vor 
behalt, daß die Geldftrafe in jedem einzelnen Falle 
nad der Wichtigkeit der Kontravention bemeffen werde 
und jedenfalls nicht die Summe von 500 Tasöls über- 
fteige.. Dabei ift wohl verjtanden, daß keine Strafe 
eintritt, wenn der ftattgehabte Irrthum binnen 24 
Stunden berichtigt wird. Was das in Beziehung auf 
die falſchen Manifeſte zu beobadhtende Verfahren be— 
trifft, jo ift die Geldftrafe erft dann als rechtskräftig 
anzufehen, wenn das Urtheil von einer gemifchten 
Kommiſſion gefällt ift, beftehend aus einem Delegirten 
des Chinefiihen Zolhaufes und einem Delegirten der 
Deutſchen Konfular-Behörde de3 Hafens, in welchem 
das Vergeben ftattgefunden hat. 

Sollten dieſe Delegirten fich nicht einigen Können, 
jo ift der Yall zur Kenntniß des General-Zolldirektors 
zu Beling und des Gefandten des Norddeutichen Bundes 
zu bringen, welche dann gemeinjchaftlich die Entſchei— 
dung herbeiführen. 


BZufat- Konvention zum Sanbeldvertrage mit China 
vom 81. März 1880 (RGEB. 1881, 261). 
Artilel 2. Deutiches Zugeftändniß. 
An allen denjenigen Orten in Deutjhland, in 
welchen Konfuln anderer Mächte zugelafien find, ſoll 
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auch die chineſiſche Regierung das Recht haben, Kon- 
fuln zu ernennen, welde diefelben Rechte und Bor- 
theile genießen follen, wie die Konfuln der meilt- 
begünftigten Nation. 

Artilel 6. Deutſches Zugeſtändniß. Wenn fid 
deutihe Staatsangehörige, ohne im Beſitz eines 
vom Konful ausgeſtellten und von der zuftändigen 
chineſiſchen Behörde abgejtempelten Paffes zu fein, zu 
Bergnügungsreifen in das Innere begeben, fo jteht den 
betreffenden Lokalbehörden das Recht zu, fie nach dem 
nächſten deutjchen Konfulate behufs Ausübung der er- 
forberlihen Aufſicht über dieſelben zurüdführen zu 
laffen. Die Uebertreter follen außerdem einer Geld- 
ftrafe bi8 zur Höhe von dreihundert Taels unterliegen. 

Artikel 8 Die Erledigung der die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit in gemifchten Fällen, die Beſteue⸗ 
rung frember Waaren im Inlande, die Befteiterung 
chineſiſcher Waaren im Belig fremder Kaufleute im 
Inlande, und die Bezichungen zwilchen fremden und 
hinefiihen Beamten betreffenden Fragen bleibt bejon- 
deren Verhandlungen vorbehalten, in welche einzutreten 
die beiderfeitigen Regierungen ſich hierdurch bereit 
erklären. 

Spezialbeſtimmungen. 

8.5. Schiffe aller Art, welche chineſiſchen Unter⸗ 
thanen gehören, Dürfen fich nicht der deutſchen Flagge 
bedienen. Liegen beftinmte Verdachtsgründe vor, daß 
dies dennoch gejchehen ift, fo wird die betreffende hinefiiche 
Bchörde an den deutſchen Konful eine amtliche Mit- 
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theilung darüber richten, und ftellt ſich bei der in Folge 
defien eingeleiteten Unterfuchung heraus, daß dag Schiff 
in der That nicht zur Yührung der deutſchen Flagge 
berechtigt gewefen ift, fo ſollen dag Schiff jowie aud) 
die darauf vorgefundenen Waaren, fomweit biejelben 
chineſiſchen Kaufleuten gehören, fofort den chineſiſchen 
Behörden zur weiteren Beranlafjung ausgeliefert werden. 
Zeigt es fi, daß deutiche Staatsangehörige von dem 
Sachverhalt Kenntniß und an der Ausübung diefer 
Ungehörigfeit Theil gehabt Haben, jo verfallen die 
auf dem Schiffe vorgefundenen, ihnen gehörigen Waaren 
fämmtlih der Konfiskation, fie jelber aber der geſetz⸗ 
mäßigen Strafe. 

Falls ein deutſches Schiff unberechtigter Weiſe die 
chineſiſche Flagge führt, jo foll, fall3 die von ben 
chineſiſchen Behörden geführte Unterſuchung feſtſtellt, 
daß das Schiff in der That nicht zur Führung der 
chineſiſchen Flagge berechtigt geweſen iſt, das Schiff 
ſowie die darauf vorgefundenen Waaren, ſoweit die⸗ 
ſelben deutſchen Kaufleuten gehören, ſofort dem deutſchen 
Konſul zur weiteren Veranlaſſung und Beſtrafung der 
Schuldigen ausgeliefert werden. Zeigt es ſich, daß 
deutſche Waareneigenthümer von dem Sachverhalt 
Kenntniß und an der Ausführung dieſer Ungehörig— 
feit Theil gehabt haben, fo verfallen die auf dem Schiffe 
vorgefundenen, ihnen gehörigen Waaren ſämmtlich der 
Konfiskation feitend der chineſiſchen Behörden. Die 
Chinefen gehörigen Waaren können von ben chinefifchen 
Behörden fofort mit Beichlag belegt werden. 
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8. 7. Wenn deutſche Staatsangehörige mit fremden 
Waaren ind Inland gehen ober Reifen in das Innere 
des Landes unternehmen, fo jollen die ihnen audge- 
ftellten Päſſe ober Bejcheinigungen nur eine Gültigkeit 
von dreizschn chinchifhen Monaten, vom Tage der Aus⸗ 
ftellung an gerechnet, Haben und nad) Ablauf diejer 
Frift nit mehr benugt werden dürfen. Die abge- 
laufenen Päſſe und Beicheinigungen müſſen bebufs 
Kaffirung an diejenige Zollbehörde, in deren Amtsbezirk 
fic ausgeſtellt worden find, zurüdgegeben werden. 

Bemerkung: Wird eine Vergnügungsreife in fo 

weite Gegenden unternommen, daß eine ein- 
jährige Frift nicht ausreichend erjcheint, jo muß 
dies zu der Zeit, wo der Paß ausgeſtellt wird, 
auf Grund einer Verftändigung zwiſchen dem 
Konful und der chineſiſchen Behörde, auf dem- 
felben bemerkt werden. 

Unterbleibt die Rückgabe, fo fol dem Betreffenden, 
big biefelbe erfolgt ift, kein Paß wieder ausgeſtellt 
werden, Geht der Paß verloren, jo muß der Betreffende, 
gleichvicl ob dies innerhalb der Friſt oder nach Ablauf 
derfelben gejchehen, al3bald bei der nächſten chineſiſchen 
Behörde cine wahrbeitögemäße Ausſage darüber zu 
Protofoll geben. Der betreffende chineſiſche Beamte 
wird dann dad Weitere, die Außerfraftjegung des 
Paſſes betreffend, veranlaffen. Stellt fich die zu Proto⸗ 
fol gegebene Ausſage al3 unwahr heraus, fo werben, 
falls es fih) um den Transport von Waaren handelt, 
die Waaren konfiszirt, falls es ſich dagegen um eine 
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Reife Handelt, Ye wird der Reifende zu dem nächiten 
Konful geführt und diefem behufs Beitrafung über: 
geben werden. 

8. 9. Auf die dur die gegenwärtige Zuſatz-Kon⸗ 
vention feſtgeſetzten Geldftrafen foll der Artikel 29 des 
Bertrages vom 2. September 1861 Anwendung finden. 


59) Sreundihafts-, Handeld- und Schif— 
fahbrt2-Bertrag des Zollvereins mit Chile. 
Bom 1. Februar 1862 (Pr. &S. 1863, Nr. 43). 


Artitel 11. Falls ein Unterthan oder Bürger 
des einen der vertragenden Theile in den Beſitzungen 
oder Gebicten des anderen ohne Ichten Willen oder 
Teſtament verftorben und feine nad) den Geſetzen de3 
Landes, in welchem der Todesfall ftattgefunden hat, 
geſetzlich zur Erbfolge berechtigte Perſon fich gemeldet 
haben jollte, fol der Generaltonful, Konſul oder Vice— 
konſul der Nation, welcher der Berftorbene angehörte, 
foweit die Gejeße des Landes dies geftatten, der gejeß- 
liche Vertreter feiner bei der Erbichaft etwa betheiligten 
Landsleute fein; und der Konſul ſoll in foldher Ver— 
tretung, joweit die Geſetze des Landes dies geitatten, 
alle Rechte augüben, welche die geſetzlich zur Erbichaft 
berechtigte Perfon ausüben könnte, ausgenommen da3 
Recht, Gelder oder Effelten anzunehmen, wozu immer 
eine befondere Ermächtigung erforderlich fein joll; dieſe 
Gelder oder Effekten follen mittlerweile nad) dem Ein- 
vernehmen des Konfuld und der örtlichen Behörden in 
die Hände einer dritten Perſon niedergelegt werden. 
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Beſteht der Nachlaß in Grunditüden, fo follen Die 
Rechte der Betheiligten nad) Maaßgabe der Hinfichtlich 
der Fremden in jedem Lande geltenden Gejebe geregelt 
werben. 

Artilel 13. Es fol jedem der beiden vertrag- 
jchliegenden Theile freiftehen, zum Schube des Handels 
Konjuln, welche in den Befigungen und Gebieten des 
anderen refidiren, zu bejtellen; bevor aber ein Konful 
feine Stelle verwalten kann, joll er in der üblichen 
Form Seitens der Regierung des Staates, in welchem 
er zu fungiren bat, angenommen und zugelafien fein; 
und jedem der vertragenden Theile joll es freiftehen, 
von der Reſidenz der Konfuln ſolche befondere Orte 
auszuſchließen, welche bemfelben beliebt auszunehmen, 
vorausgeſetzt, daß diefe Ausſchließung ſich allgemein auf 
die Konfular-Agenten aller Länder erfiredt. Die fonfu- _ 
lariſchen Agenten eines jeden der beiden hohen vertrag- 
ihließenden Theile in den Beſitzungen oder Gebieten 
de3 anderen follen alle Vorrechte, Befreiungen und 
Smmunitäten genießen, welche jeßt oder künftig dafelbit 
den im gleichen Range ftehenden Agenten der meift 
begünftigten Nation bewilligt werden. 

Artikel 14. Es iſt vereinbart und feftgefeßt 
worden, daß die Hohen vertragſchließenden Theile die 
mit ihren Gefegen verträglihe Hülfe zur Feſtnahme 
und Auslieferung der zum militairifchen Seedienft oder 
zur Handeldmarine eines jeden diefer vertragfchliegenden 
Theile gehörenden Deferteure gewähren werden, wenn 
der Konſul des betreffenden Theil zu dem Bivede ſich 
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verwendet, und durch die Regifter, die Mufterrolle des 
Schiffes oder ähnliche Urkunden nachgewieſen wird, daß 
die gedachten Dejerteure zur Mannſchaft des genannten 
Schiffes gehört Haben, und daß fie von Schiffen in den 
Häfen, an den Küften oder in den Gewäſſern des Landes 
pon deſſen Behörden fie reflamirt worden, entlaufen find. 

Was die Feſthaltung von Deferteuren in den Landes⸗ 
gefängniffen und die Zeit anbelangt, während welcher 
fie unter Einwirkung der Ortsobrigkeiten verbleiben 
müfjen, fo fol von dem Augenblide an, wo fie er- 
griffen worden find, um feitgehalten und zur Verfügung 
des reflamirenden Konſuls geftellt und den Schiffen 
ihrer Nation zurüdgegeben zu werden, dad von den 
reſp. Geſetzen eines jeden Landes vorgejchriebene Ver⸗ 
fahren beobachtet werden. 

Es ift ferner verabredet, daß jede Begünftigung 
oder Erleichterung, welche einer der vertragenden Theile 
in Betreff der Wiederergreifung von Deferteuren einem 
anderen Staate gewährt hat oder künftig gewähren jollte, 
auch dem anderen vertragenden Theile ebenjo gewährt 
jein fol, ala wäre folche Begünftigung oder Erleichte- 
rung ausdrüdlich durch den gegenwärtigen Vertrag 
feſtgeſetzt. 

Artikel 17. Wenn ein Kriegsſchiff oder Handel3- 
ſchiff des einen der vertragenden Theile an den Küſten 
des anderen Schiffbruch leiden ſollte, ſo ſoll ſolches 
Schiff oder deſſen Theile und alle Ausrüſtungen und 
BZubehörungen und alle geborgenen Güter und Waaren 
oder beren Erlös, wenn fie verkauft werden, den Eigen- 
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thümern auf ihr oder ihrer bevollmädtigten Agenten 
Berlangen getreuli zurüdgegeben werden; und wenn 
die Eigenthümer oder deren Agenten nit an Ort und 
Stelle find, follen die gedadten Güter und Waaren, 
oder deren Erlög, fowie die an Bord des geitrandeten 
Schiffes gefundenen Papiere, foweit die Geſetze des 
Landes dies geftatten, dem Konful des betreffenden 
BZollvereind-Staates oder rejp. dem Chileniſchen Konful, 
in defien Bezirk der Schiffbruch ftattgefunden bat, aus⸗ 
geliefert werden; und der Konful, die Eigenthümer 
oder Agenten follen nur diejenigen zur Erhaltung des 
Eigenthums aufgewendeten Koften, fowie ben Berge 
- Ion zahlen, welche in gleidem Yalle des Schiffbruchs 
eines einheimifchen Schiffes zu entrichten gewefen fein 
würden. Die geborgenen Güter und Waaren follen 
feinen BZollabgaben unterliegen, wenn fie der gejeh- 
lihen Behandlung unterworfen werden, fofern fie nicht 
in den Verbrauch übergehen, in welchem Falle fie mit 
denjenigen belajtet werden, welche die Bollgefeße der 
betreffenden Länder auferlegen. 

Artitel 18. — — — Ingleichen ift verabredet, 
daß, falls das Eigenthum eines Unterthanen oder 
Bürgers eines der vertragenden Theile, der fich in den 
Gebieten des anderen aufhält, von den gefeßlichen Be- 
hörden dieſes Landes für Zwecke des öffentlichen Suter- 
eſſes meggenommen, gebraucht oder verlegt werden 
follte, dem Herrn dieſes Eigenthums Scitens der Re 
gierung des Landes, in welchem die Manfregel eintritt, 
volle Entjhädigung oder Vergütung gezahlt werben 
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ſoll. Und falls der Betrag ſolcher Entſchädigungen 
nicht gütlich vereinbart werden kann, fol die Entſchei— 
dung darüber Schiedgrichtern anheimgegeben werden, 
deren einer von der Regierung, welche das Embargo 
oder die Maaßregel, woraus die Forderung entiprang, 
angeordnet bat, der andere von dem diplomatischen 
Agenten und in defien Abweſenheit von dem General: 
fonful der Nation, welcher das zurüdgehaltene Schiff 
oder der benadtheiligte Eigenthümer angehört, ernannt 
werden fol. Wenn die ernannten Schied3richter nicht 
einig werden fönnen, fol die endlihe Entſcheidung 
ohne weitere Berufung der Regierung einer dritten 
befreundeten Macht übertragen werden. 

Artikel 19. Der gegenwärtige Vertrag tritt vom 
Datum des Austaujches der Ratifitationen an in Kraft 
und dauert bis zum 31. Dezember 1865; derjelbe joll 
aber auch nach Ablauf dieſes Termins in Wirkfamteit 
bleiben, wenn feiner der vertragenden Theile dem 
anderen zwölf Monate vorher feinen Wunfc angekündigt 
bat, den gedachten Vertrag aufhören zu laſſen. Derfelbe 
Termin joll zwiſchen der Auflündigung und dem Er- 
löſchen des Vertrages liegen, wenn dieje Kündigung 
zu irgend einer Zeit nach dem 31. Dezember 1865 
erfolgt. 

Nach erfolgter Anzeige des Bejchluffes des einen der 
vertragenden Theile, daß der Vertrag aufhören foll, 
und nad) Ablauf des Termin! von zwölf Monaten 
follen alle in dem gedachten Vertrage enthaltenen Ab- 
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reden jede Wirkung verlieren, mit Ausnahme derjenigen, 
weile auf die friedliden und freundichaftliden Be— 
ziehungen der beiden vertragenden Theile und ihrer 
Unterthanen und Bürger Bezug haben, welche fort- 
fahren follen, für beide Theile verpflichtend zu fein. 


60) Freundſchafts-, Handeld- und Schif— 
fahrts-Vertrag des Bollvereind mit Siam. 
Bom 7. Februar 1862 (Br. GS. 1864, Nr. 49). 


Artilel 2. Die Hohen vertragfähliegenden Theile 
erfennen Sich gegenfeitig dag Recht zu, in den Häfen 
und Städten Ihrer refpeltiven Staaten Generallonfuln, 
Konfuln, Vicekonſuln und Konfularagenten zu beftellen, 
und follen die erwähnten Beamten diejelben Borrechte, 
Sreiheiten, Befugniffe und Befreiungen genicken, deren 
fih die betreffenden Beamten der meift begünftigten 
Nation jet oder künftig erfreuen möchten. Indeſſen 
follen gedachte Konjularbeamte ihre Funktionen nicht 
eher antreten dürfen, al® bi fie das Erequatur der 
RZandesregierung erhalten haben. Die Deutſchen kon⸗ 
trabirenden Staaten werden für jeden Hafen oder jede 
Stadt nicht mehr ald einen Konfularbeamten ernennen. 
Für diejenigen Orte aber, an welchen Sie einen General- 
fonjul oder Konſul beftellen, follen Sie berechtigt fein, 
außerdem noch einen Vicelonful oder Konfularagenten 
zur Vertretung des Generalkonſuls oder Konſuls in 
Abweſenheit oder Behinderungsfällen zu ernennen. 
Vicekonſuln oder SKonfularagenten können auch von 
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den ihnen vorgejeßten Generalkonſuln oder Konfuln 
ernannt werden. 

Der Deutiche Konjularbeamte foll die Intereſſen der 
in Siam anjäffigen oder daſelbſt ankommenden Unter: _ 
thanen der Tontrahirenden Deutjchen Stanten unter 
feinem Schuße, feiner Auffiht und feiner Kontrole 
baben. Er foll ſowohl fich ſelbſt allen Beltimmungen 
dieſes Vertrages gemäß verhalten, al3 die Beobachtung 
derjelben von Seiten Deutſcher Unterthanen erwirken. 
Desgleichen fol er alle Verordnungen und Vorſchriften 
befannt maden und gehörig zum Bollzuge bringen, 
melde zur Nachachtung Deutiher Staatdangehöriger 
für die Art und Weife ihres Gefchäftäbetriebes und für 
die gehörige Befolgung der Landesgeſetze bereits erlaffen 
find, oder noch erlaffen werden möchten. 

Sn Fällen der Abwejenheit eines Konfularbeamten 
der Deutfhen Tontrahirenden Staaten können Siam 
befuchende oder daſelbſt ſich aufhaltende Unterthanen 
diefer Staaten die Vermittelung des Konfuls einer be= 
freundeten Nation in Anſpruch nehmen, oder auch ſich 
direft an die Zandesbehörden wenden, die dann die 
nöthigen Vorkehrungen treffen follen, um den be- 
treffenden Deutſchen Angehörigen alle Vortheile des 
gegenwärtigen Vertrages zu fichern. 

Artikel 4, Unterthanen der Eontrahirenden Deut- 
ſchen Staaten, die im Königreihe Siam ſich aufzu= 
Halten münfchen, müffen ſich auf dem Deutjchen Konju= 
late einzeichnen laſſen, von welcher Einzeihnung den 
Siamefifhen Behörden Abfchrift mitgutgeifen iſt. Sp 
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oft ein Unterthan eines der kontrahirenden Deutfchen 

Staaten fih in einer Sade an die Siamefishen Be⸗ 
hörden wenden will, bat er fein Geſuch oder feine 
Reflamation vorab dem Deutſchen Konjularbeamten 
vorzulegen, und fol diefer die Eingabe, wenn er fie 
begründet und anftändig abgefaßt findet, befördern, 
anderenfall3 aber den Inhalt entiprehend abändern. 

Artikel 5. Unterthanen der kontrahirenden Deut- 
ihen Staaten, die in Siam ihren Wohnfig aufichlagen 
wollen, dürfen dieſes vorerft nur in der Stadt Bangkok 
oder innerhalb eines Bezirke thun, deſſen Grenzen, 
übereinjtimmend mit den Feſtſetzungen der übrigen 
zwifhen Siam und den fremden Mächten gefchlofjenen 
Verträge, folgende find: 

Km Norden: der Bangputfa Kanal, von feiner 
Mündung in den Tihaupja Fluß bis an die alten 
Mauern der Stadt Lopburi, und cine gerade Linie 
von dort bi3 zum Landungsplatze Bragnam am Fluſſe 
Baffad in der Nähe der Stadt Sarabburi. 

Im Often: Eine gerade Linie vom Landungsplatze 
Pragnam bis nah dem Zufammenfluffe des Klongkut 
Kanals mit dem Fluſſe Bangpakong, und diefer Fluß 
bi3 zu feiner Mündung. Auf dem Küftenftrich zwiſchen 
dem Bangpatong und der Inſel Simaharadſchah joll 
es Deutſchen Unterthanen freiftehen, fi an allen 
Orten niederzulaffen, die nicht mehr als vierundziwanzig 
Stunden von Bangkok entfernt find. 

Sm Süden: die Inſel Simaharadfhah, die Sit- 
ſchang⸗Inſeln und die Mauern von Betfchaburi. 
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Auf der Weſtſeite des Golfs ſollen fich Deutfche 
Untertdanen in Petſchaburi, und von dort bis zum 
Meklong Fluffe überall innerhalb einer Entfernung 
von vierundzwanzig Stunden von Bangkok niederlaffen 
Dürfen. Bon der Mündung des Meklong an joll 
Diefer die Grenze bilden bi? zur Stadt Raatpuri, dann 
eine gerade Linie von Raatpuri nach Sapannaburi, 
und von dort nad) der Mündung des Bangputfa Ka— 
nal3 in den Tihaupja Fluß... .... 

Artikel 6. .... Wenn Siamejen, die im Dienfte 
eines Deutſchen Unterthanen ftehen, die Siameſiſchen 
Geſetze übertreten, oder wenn Siameſiſche Verbrecher 
oder Flüchtlinge bei einem Deutſchen Unterthanen in 
Siam ihre Zuflucht fuchen, fo fol, auf erfolgten Nach: 
weis ihrer Schuld oder ihres Fluchtverfucdhes, Der 
Deutihe Konfjularbeamte die nöthigen Maaßregeln er- 
greifen, um die Auslieferung derjelben an die Siame— 
fiihen Behörden zu bemwerkitelligen. 

Artikel 7. Unterthanen der fontrahirenden Deut: 
fhen Staaten follen nicht wider ihren Willen im 
Königreihe Siam zurüdgehalten werden dürfen, e3 
fei denn, die Siamefiihen Behörden könnten dem 
Deutichen Konfjularbeamten darthun, daß rechtmäßige 
Gründe für ein ſolches Verfahren vorliegen. 

Innerhalb der durch Artikel 5 dieſes Vertrages 
feitgeftellten Grenzen ſteht es den Unterthanen der 
Deutfchen fontrahirenden Staaten frei, ohne Hinderung 
oder Aufenthalt irgend welcher Art zu reifen, voraus 
gefcht, daß fie im Belige eine vom Ronfularbeamten 
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unterzeichneten Paſſes find, der in Siamefifcher Sprache 
Namen, Gewerbe und Berfonalbejchreibung des Reijen- 
den enthält und von der zuftändigen Siameſiſchen Be- 
börde gegengezeichnet ift. 

Sollten fie über die befagten Grenzen hinauszu— 
gehen und im Innern des Königreichs Siam zu reifen 
wünfchen, jo müfien fie fi einen, auf Anſuchen des 
Konfularbeamten ihnen zu ertheilenden Paß der Sia— 
mefifhen Behörden verfchaffen, und darf folder Ba 
niemals verweigert werden, es fei denn mit Zuftim- 
mung des Konjularbeamten der Deutfchen kontrahiren⸗ 
den Staaten. 

Artikel 8 Untertbanen der Deutſchen kontra⸗ 
hirenden Staaten dürfen innerhalb der im Artifel 5 
bezeichneten Grenzen Ländereien oder Pflanzungen kaufen 
und verlaufen, pachten oder verpadten, aud) Häufer 
bauen, mictben, faufen oder vermiethen und verkaufen. 
Jedoch ftcht die Befugniß 

1) auf dem linken Flußufer innerhalb der eigent- 

lihen Stadt Bangkok und auf dem Terrain, 
welches zwifhen den Stadtmauern und dem 
Kanal Klong-padung-krung-kraſem gelegen ift, 
und 

2) auf dem rechten Flußufer zwiſchen den Punkten, 

welche der Abzweigung des Kanals Klongspa- 
dung-trung-frafem vom Yluß und der Wieder: 
einmündung beffelben in den Fluß gegenüber: 
liegen, biß auf eine Entfernung von zwei Eng 
liſchen Meilen vom Fluffe, 
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Grunbdbefig zu erwerben, nur denjenigen zu, welche 
eine befondere Erlaubniß dazu von der Siameſiſchen 
Regierung erhalten haben, oder bereit3 zehn Jahre in 
Siam wohnen. Um in den Beſitz ſolchen Grundeigen- 
thums zu gelangen, können die Deutſchen Staats- 
angehörigen durch den Konſularbeamten ein Anſuchen 
an die Siameſiſche Regierung richten, worauf dieſe 
einen Beamten ernennen wird, der gemeinſchaftlich mit 
dem Konſularbeamten den Betrag der Kaufſumme der 
Billigkeit gemäß beſtimmen und feſtſetzen, und die 
Grenzen des Grundſtücks ziehen und fixiren ſoll. Die 
Siameſiſche Regierung wird dann das Eigenthum an 
den Deutſchen Käufer übertragen. Alles Grundeigen- 
thum Deutfcher Unterthanen wird unter dem Schutze 
de3 Diſtriktsgouverneurs und der betreffenden Lokal⸗ 
behörden ſtehen, der Eigenthümer aber hat fi) in ge— 
wöhnlichen Angelegenheiten allen ihm durch diefelben 
zugehenden ordentlichen Anmweifungen zu fügen und ift 
den nämlichen Steuern unterworfen, al3 die Unter 
thanen oder Bürger der meijtbegünftigten Nation. 
Untertdanen der Deutichen Tontrahirenden Staaten 
jollen ferner überall in Siam nah Minen zu jchürfen 
und folche zu eröffnen die Befugniß haben, und jobald 
die gehörigen Nachweife geliefert werden, foll der Konſu— 
larbeamte in Verbindung mit den Siamefifchen Be⸗ 
Hörden die geeigneten Bedingungen und Beltimmungen 
feftfegen, damit die Minen bearbeitet werden können. 
Ebenfo follen, nachdem in gleicher billiger Weije bie 
desfallfigen Bedingungen und Beitimmungen zwiſchen 
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dem Konjularbeamten und den Siameſiſchen Behörden 
verabredet worden find, Deutſche Untertbanen aud 
jede Art von Fabrikgeſchäft anlegen und betreiben 
dürfen, welche den Geſetzen nicht zumiderläuft. 

Artiltel 9. Wenn ein im Sönigreihe Siam 
dauernd oder vorübergehend. fi aufhaltender Unter- 
than eines der kontrabirenden Deutſchen Staaten gegen 
einen Siamefen Grund zu Tagen oder irgend einen 
Anſpruch zu maden hat, fo foll er feine Beſchwerde 
zunächſt dem Deutſchen Konfularbeamten vorlegen, und 
biefer, nach gejchehener Prüfung der Sache, Diefelbe 
gütlich auszugleichen ſuchen. Ebenfo ſoll der Konju- 
larbeamte, wenn ein Siameſe cine Klage gegen einen 
Deutihen Angehörigen Hat, dieſelbe anhören und ein 
gütliches Ablommen zu treffen bemüht fein; follte in 
jolden Fällen eine gütlide Einigung aber nicht Herbei- 
zuführen fein, fol der Konfularbeamte fi) an den 
fompetenten Siamefifhen Beamten wenden, und Beide 
jollen dann, nad) gemeinſchaftlicher Prüfung der Sache, 
der Billigkeit gemäß enticheiden. 

Artilel 10. In Siam verübte Verbrechen oder 
Vergehen follen, wenn der Thäter ein Unterthan eines 
der kontrahirenden Deutſchen Staaten ift, durch den 
Konfularbeamten den betreffenden Deutſchen Geſetzen 
gemäß bejtraft, oder ber Schuldige foll zur Beftrafung 
nad) Deutichland geſchickt werden. ft der Thäter ein 
Siamefe, fo fol. er nad) den Gefegen feines Landes 
von den Siameſiſchen Behörden beftraft werden. 
Artikel 11. Wenn gegen Schiffe eines der kon— 
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trahirenden Deutſchen Staaten an der Küſte oder in 
der Nähe des Königreich! Siam ein Alt der Seeräuberei 
begangen werden follte, fo follen, auf die Nachricht 
davon, die Behörden des nächſtgelegenen Platzes alle 
Mittel zur Gefangennahme der Sceräuber und Wicder- 
erlangung de3 geraubten Gute aufbieten, und foll fo= 
dann das Lebtere an den Konfularbeamten Behufs 
Rüderjtattung an die Eigenthümer abgeliefert werben. 
Dafjelbe Verfahren joll von den Siamefifhen Behörden 
in allen Fällen von Plünderung und NRäuberei, die 
auf dem Lande gegen das Eigenthum Deutfcher Unter- 
thanen begangen werden möchte, eingehalten werden. .... 

Artilel 12. Die Siamefiihen Behörden follen 
dem Deutſchen Konfularbeamten, auf desfallfiges jchrift- 
liches Anfuchen, alle Hülfe und Unterftüßung gewähren 
zur Auffindung und Berhaftung Deutfcher Matrofen 
oder fonftiger Unterthanen, fowie von Berfonen, die 
unter dem Schuße einer Deutihen Flagge ftehen. 
Desgleihen fol der Deutiche Konfularbeamte, auf Re- 
quifition, von den Siamefischen Behörden jeden er— 
forderlihen Beiftand und genügende Mannſchaft er: 
halten, um feiner Autorität über Deutjche Unterthanen 
gebührende Geltung zu verſchaffen und die Disziplin 
unter der Deutihen Marine in Siam aufrecht zu er— 
Halten. In gleicher Weife haben, wenn ein der Defer- 
tion oder eines anderen Verbrechens ſchuldiger Siamefe 
ih in das Haus eines Unterthanen eines der fontra= 
hirenden Deutſchen Staaten oder an Bord eines 
Schiffes derfelben flüchten follte, die Lokalbehörden ji) 
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an den Deutfhen Konfularbeamten zu menden, und 
diefer wird, auf erfolgten Nachweis der GStrafbarkeit 
des Angeklagten, fofort deſſen Berbaftung genehmigen. 
Jede Hehlerei oder Konnivenz ſoll beiderfeit3 auf das 
Sorgfältigite vermieden werben. 

Artikel 13. Sollte ein Untertban eines der Deut: 
ſchen fontrahirenden Staaten, der im Königreid Siam 
ein Geſchäft treibt, infolvent werden, fo Hat der 
Deutſche Stonfularbeamte fein ſämmtliches Bermögen 
in Beihlag zu nehmen, um dafjelbe pro rata unter 
die Gläubiger vertheilen zu können. Bon Geiten der 
Siamefifhen Behörden joll dem SKonfularbeamten zu 
dem Ende alle Unterftüßung zu Theil werden. Leßterer 
fol fein Mittel unverſucht laffen, um auch ſolches Ber: 
mögen zum Belten der Gläubiger einzuzichen, welches 
der Fallit in anderen Ländern befigen möchte. In 
gleicher Weife follen in Siam die Behörden des König- 
reichs das Vermögen derjenigen Siamefifchen Unter: 
thanen adjudiziren und vertheilen, welche ihren Ge— 
ihäftsverbindlichleiten gegen Unterthanen der Tontra= 
hirenden Deutfhen Staaten nicht follten nachkommen 
fönnen. 

Artikel 14. Sollte ein Siameſiſcher Unterthan 
einem Deutſchen Staatdangehörigen die Zahlung einer 
Schulb verweigern oder ihr auszuweichen fuchen, jo 
follen die Siamefifhen Behörden dem Glänbiger jede 
Hülfe und Erleihterung gewähren, damit er zu dem 
Geinigen fomme. Sn gleicher Weife fol der Deutſche 
Konjularbeamte Siamefifhen Untertdanen allen Bei: 
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Itand leiſten, um in den Befit ihrer etwaigen Forde- 
rungen gegen Unterthanen der kontrahirenden Deutichen 
Staaten zu gelangen. 

Artilel 15. Im alle des Ablebens eines ihrer 
reſpektiven Unterthanen in dem Gebiete des einen 
oder des anderen der Hohen vertragenden Theile, ſoll 
fein Nachlaß dem Vollſtrecker feines legten Willens, 
oder in deſſen Ermangelung der Familie oder den 
Geſchäftstheilhabern des Verftorbenen übergeben werben. 
Hat der Beritorbene auch feine Berwandte oder Ge: 
ihäftstHeilhaber, fo fol fein Nachlaß in den Staaten 
der Hohen vertragenden Theile, ſoweit die Geſetze des 
Landes e3 geftatten, dem Gewahrjam der rejpeltiven 
KRoniularbeamten übergeben werden, auf daß diefe in 
üblicher Weife nad) den Gefegen und Gewohnheiten 
ihres Landes damit verfahren. 

Artilel 17. ..... Sollte ein Deutſches Schiff 
an der Küſte des Königreihg Siam fcheitern, jo jollen 
die Siamefifhen Behörden des nächſtgelegenen Platzes 
auf die Nachricht davon fofort der Mannſchaft allen 
möglichen Beiftand leiften, ihrem Mangel abhelfen und 
alle Maaßregeln ergreifen, die zur Rettung und Sidhe- 
rung des Schiffes und der Ladung nothwendig find. 
Sie follen fodann den Deutihen Konfularbeamten von 
dem, was ihrerſeits geſchehen, benadprichtigen, damit 
diefer in Gemeinjhaft mit der kompetenten Siame- 
fifchen Behörde die nöthigen Schritte thun kann, um 
die Mannschaft nach Haufe zu fenden, und wegen 
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Brad und Ladung die nöthigen Verfügungen zu 
treffen. 

Artikel 19. Der Zoll auf Waaren, welde in 
Scdiffen, die einem der kontrahirenden Deutſchen Staa- 
ten angehören, in das Königreich Siam eingeführt werben, 
fol drei Brozent vom Werthe nicht überfteigen. Der— 
felbe fol nah Wahl des Importeurs entweder in 
natura oder in Geld bezahlt werden können. Wenn 
der Smporteur fi mit den Siamefifhen Bollbeamten 
über den Werth einer beftimmten eingeführten Waare 
nit einigen Tann, jo foll eine Berufung an den Kon- 
fularbeamten und die zuftändige Siameſiſche Behörde 
ftattfinden, welche, nachdem fie erforderlichen Falls 
jeder einen oder zwei Kaufleute als beiräthige Sad: 
verjtändige zugezogen haben, die Sache der Gercechtig— 
keit gemäß entfcheiden ſollen. ..... 

Artikel 22. Die Konfularbeamten der kontrahiren: 
den Deutihen Staaten haben darauf zu fehen, daß dic 
Deutſchen Kaufleute und Schiffer ſich den Vorſchriften 
gemäß verhalten, welche dem gegenwärtigen Bertrage 
‚beigefügt find, und die Siameſiſchen Behörden follen 
fie zu diefem Ende unterftüßen. Alle durch Ueber- 
tretungen de3 gegenwärtigen Vertrages verwirkten 
Geldſtrafen jolen der Siameſiſchen Regierung zufallen. 

Artikel 23. Den kontrahirenden Deutſchen Staa- 
ten und ihren Untertanen wird die freie und gleide 
Theilnahme an allen Privilegien zugeftanden, melde 
der Regierung, den Bürgern oder Unterthanen irgend 
einer anderen Nation Seitens der Siamefifchen Regie 
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rung bisher bewilligt worden find oder nod bewilligt 
werden möchten. 

Artilel 24. Nah Ablauf von zwölf Jahren, 
vom Tage der Ratifilation dieſes Vertrages*) an ge- 
rechnet, können die kontrahirenden Staaten eine Re 
pifion des gegenwärtigen Vertrages, jowie der unten 
angehängten Handelsbeſtimmungen und des Tarif 
beantragen, um diejenigen Abänderungen, Zuſätze und 
Verbefjerungen daran vorzunehmen, melde die Er- 
fahrung als wünſchenswerth dargethan Haben follte. 
Ein folder Antrag muß jedoch mindeltend ein Jahr 
zuvor angefündigt werden. 

Artilel 25. Der gegenwärtige Vertrag ift in 
Deuticher, Siamefiiher und Englifher Sprade vier- 
fach ausgefertigt worden. Alle diefe Ausfertigungen 
haben benjelben Sinn und diefelbe Bedeutung, aber 
der engliſche Text wird als der Urtert des Vertrages 
angejehen werden, dergejtalt, daß, wenn eine verjchiedene 
Auslegung des Deutjhen und Siamefiihen Textes 
irgendwo ftattfinden follte, die Engliſche Ausfertigung 
entſcheidend ſein ſoll. 


Haudels⸗Beſtimmungen zu Art. 22 des vorbezeichneten 
Vertrages. 

3. Sobald ein Deutſches Schiff zu Bangkok Anker 
geworfen, hat der Kapitain dejjelben, wofern nicht ein 
Sefttag dazwifchen fällt, fich innerhalb vierundzwanzig 
Stunden nad) Ankunft auf das Deutiche Konfulat zu 


*) Auswechfelung der Ratifikations⸗ Urkunden: 23. Mai 1864. 


- 
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begeben und dafelbjt die Schiffspapiere, Konnoſſemente 
u. f. w. zugleih mit einem richtigen Manifeite über 
feine Ladung abzugeben, und nachdem der Konfular- 
beamte diefe Einzelnheiten dem Zollhaufe mitgetheilt 
hat, wird von diefem fofort die Erlaubniß zum Löſchen 
ertHeilt werden. Sollte die Zollbehörde mit Ertheilung 
diefer Erlaubniß länger als vierundzwanzig Stunden 
zögern, fo wird legtere mit gleicher Wirkung, als ob fie 
von der Hollbehörde ausgegangen wäre, vom Konſu⸗ 
Iarbeamten ertheilt werden... . . 


5. Sobald ein Deutfches Schiff feine Ladung ge 
löſcht und feine neue Fracht wieder eingenommen, allc 
Abgaben bezahlt und ein richtiges Manifeft feiner 
Ausfuhrladung dem Deutſchen Konfularbeamten über 
geben Hat, foll dem Schiffer ein Siamefifher Klari— 
rungsſchein erteilt werden, und der Konfularbeamte 
wird dann, wenn nicht fonftige geſetzliche Hindernifle 
der Abreife des Schiffes entgegenftehen, dem Kapitain 
die Schiffspapiere wieder zuitellen und dem Schiffe die 
Abfahrt geftatten..... . 


Tarif der Einfuhr-, Ansfuhr- und Binnenzölle au bem 

borbezeichneten Bertrage. 

Abſchnitt 4. ..... Solche Konſularbeamte der 
kontrahirenden Deutſchen Staaten, welchen von ihren 
Regierungen der Handelsbetrieb unterſagt iſt, können 
alle zu ihrem Haushalte erforderlichen Auzftattungs- 
und Verbrauchsgegenſtände zollfrei einführen. 
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61) Freundſchafts-, Handel3- und Schif— 
fahrt3-VBertragdesNorddeutfhen Bundes mit 
Ziberta. Vom 31, Oltober 1867 (BGB. 1868, Nr. 13). 


Artikel 7. Es fol einem jeden der vertragenden 
Theile freiltehen, im Gebiete des anderen zum Schutze 
de3 Handels Konſuln zu beftellen; fein Konful jedoch) 
darf amtliche Handlungen vornchmen, bevor cr nidt 
von der Regierung, bei welcher cr beglaubigt worden, 
in der gewöhnlichen Form anerkannt und zugelaffen ift. 

Artikel 8. Der gegenwärtige Vertrag fol für die 
Dauer von zwölf Sahren von dem 1. Juli 1868 an 
gerechnet und dann ferner bis zum Ablauf von zmölf 
Monaten in Kraft beitehen, nachdem einer der fontra= 
hirenden Theile dem andern die Anzeige gemacht Hat, 
daß es feine Abficht fei, denfelben nicht weiter fort- 
zuſetzen, wobei jeder der fontrahirenden Theile ſich das 
Necht vorbehält, dem andern Theile diefe Anzeige bei 
Ablauf der gedachten zwölfjährigen Frift oder zu jeder 
ipäteren Zeit zu machen. Und es wird hiermit zwifchen 
ihnen verabredet, daß nach dem Ablauf der zwölf Mo- 
nate nah dem Empfange einer folden Anzeige der 
gegenwärtige Vertrag und alle Bejtimmungen defjelben 
gänzlich aufhören und enden follen. 


62) Freundfhafts-, Handels- und Schif— 
fagrt3-BertragdesNorddeutfhen Bundes mit 
Sapan. Bom 20. Februar 1869 (BGB. 1870, Nr. 1). 

Artilel 2. Seine Majeftät der König von Preußen 
fol das Recht Haben, einen diplomatifdhen Agenten in 


— — 
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Japan zu ernennen, dem geitattet fein ſoll, auch die 
Bertretung der anderen tontrabirenden Deutichen Staaten 
zu übernehmen. 

Die tontrahirenden Deutfchen Staaten follen da3 
Recht Haben, einen Generalkonſul und für jeden offenen 
Hafen oder jede dergleihen Stadt in Japan einen 
Konful, Bizelonful oder Konfular-Agenten zu ernennen. 
Diefe Beamten jollen diejelben Privilegien und Bor: 
rechte geniehen, wie die Konjularbeamten der meijt- 
begünftigten Nation. 

Sowohl der von Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen ernannte diplomatische Agent, als auch der 
Generaltonful jollen dag Recht haben, frei und unbe- 
hindert in allen Theilen des Kaiferreihg Japan umher: 
zureifen. 

Ebenſo follen die mit der Bereditigung zur Aus: 
übung der Jurisdiktion verfehenen Deutfchen Konfular: 
beamten da3 Recht haben, ſich, im Falle ein Deutfches 
Schiff im Bereiche ihres Jurisdiktionsbezirkes Scifi- 
bruch leidet, oder innerhalb deſſelben ein Angriff auf 
das Leben oder dag Eigenthum eines Deutichen ftatt- 
findet, zur Aufnahme des Thatbeitandes an Ort und 
Stelle zu begeben. Doch jollen die Deutfchen Konfular- 
beamten in jedem ſolchen Yalle den Sapanifchen Rofal- 
behörden eine fchriftliche Mittheilung über den Zweck 
und das Ziel ihrer Reife machen und diefelbe nur in 
Begleitung eines von den Japaniſchen Behörden zu 
bezeichnenden höheren Beamten antreten. 

Seine Majeftät der Tenno von Japan fann einen 
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diplomatischen Agenten beim Hofe von Berlin und 
Konfularbeamte für diejenigen Deutihen Häfen und 
Handelspläge ernennen, in denen Konjularbeamte irgend 
eines dritten Staates zugelaffen werden. 

Der diplomatifche Agent und die Konjularbeamten 
Japans follen unter der Bedingung der Gegenjeitigkeit 
im ©ebiete der kontrahirenden Deutichen Staaten die- 
felben Vorrechte, Befugnifje und Befreiungen genießen, 
deren fi) diejenigen irgend eine3 dritten Staates er- 
freuen oder erfreuen werben. 

Artilel 3. Die Städte und Häfen von Halodade, 
Hiogo, Kanagama, Nagajali, Niegata mit Ebifuminato 
auf der Inſel Sado und Oſaka, fowie die Stadt Yedo 
jollen von dem Tage an, an welchem Diefer Vertrag in 
Kraft tritt, für die Untertfanen und den Handel der 
tontrahirenden Deutſchen Staaien eröffnet fein. 

Sn den vorgedadten Städten und Häfen follen 
Deutſche Unterthanen dauernd wohnen können; fie follen 
das Recht haben, dajelbft Grundftüde zu miethen und 
Häufer zu kaufen, und fie folen Wohnungen und Ma- 
gazine dafelbjt erbauen dürfen. 

Der Pla, welchen Deutſche Untertbanen bewohnen 
und auf welchen fie ihre Gebäude errichten follen, wird 
von den Deutjchen Konjularbeamten im Einverftändniß 
mit den fompetenten Sapanijchen Ortöbehörden ange= 
wiejen werden; auf gleide Art follen die Hafenord- 
nungen feitgejegt werden. Können fich der Deutjche 
Konjularbeamte und die Japaniſchen Behörden in Diefen 
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Beziehungen nicht einigen, fo fol die Frage dem Diplo= 
matifchen Agenten und der Sapanifchen Regierung 
unterbreitet werden...... 

Artikel 5. Alle Streitigkeiten, welche fich in Bezug 
auf Perfon oder Eigenthum zwifhen in Japan fid) 
aufbaltenden Deutichen erheben follten, werden der Ent- 
Iheidung der Deutihen Behörde unterworfen werden. 

Desgleihen werden fih die SSapanifchen Behörden 
in keine Streitigleiten mifchen, welche zwiſchen Unter: 
thanen eine der kontrahirenden Deutſchen Staaten 
und Angehörigen einer anderen Vertragsmacht etwa 
entſtehen follten. 

Hat ein Deutfcher eine Klage oder Beſchwerde gegen 
einen Sapaner, jo entſcheidet die Sapanifche Behörde. 

Hat Dagegen ein Japaner eine Klage oder Beſchwerde 
gegen einen Deutfchen, fo entfcheidet die Deutiche Be- 
hörde. 

Wenn ein Japaner nicht bezahlen ſollte, was er 
einem Deutſchen ſchuldig iſt, oder wenn er ſich betrü- 
gerifcher Weife verborgen halten jollte, fo werden die 
tompetenten Japaniſchen Behörden Alles, was in ihrer 
Macht ftcht, thun, um ihn vor Gericht zu ziehen und 
die Bezahlung der Schuld von ihm zu erlangen. Und 
wenn ein Deutjcher fich betrügerifher Weife verbergen 
und feine Schulden an Japaner nicht bezahlen follte, 
jo werben die Deutfchen Behörden Alles, was in ihrer 
Macht fteht, thun, um den Schuldigen vor Gericht zu 
ziehen und zur Bezahlung der Schuld anzubalten. 
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Weder die Deutihen noch die Japaniſchen Behörden 
follen für die Bezahlung von Schulden verantwortlich 
fein, welche von Deutjchen oder Japaniſchen Unterthanen 
fontrahirt worden find. 

Artiltel 6. Deutſche Unterthanen, welche ein Ber: 
brechen gegen Japaniſche Untertdanen oder gegen Anz 
gehörige einer anderen Nation begehen follten, jollen 
vor den Deutichen Konfularbeamten geführt und nad) 
Deutfhen Geſetzen beftraft werden. 

Japaniſche Unterthanen, welche ſich einer verbreche- 
riihen Handlung gegen Deutſche Untertanen jchuldig 
machen, jollen vor die Sapanifhen Behörden geführt 
und nad) Sapanifchen Geſetzen beftraft werden. 

Artikel 7. Me Anfprücde auf Geldftrafen oder 
Konfiskationen für Zuwiderhandlungen gegen Diejen 
Vertrag oder gegen das beigefügte Handel3-Regulativ 
follen bei den Deutſchen Konjularbehörden zur Ent- 
iheidung gebradit werden. Die Gelditrafen oder Kon⸗ 
fisfationen, melde von diefen legteren ausgefprochen 
werden, follen der Japaniſchen Regierung zufallen. 
Güter, die mit Beichlag belegt werden, follen von den 
Sapaniihen Behörden und den Deutichen Konjular- 
behörden verfiegelt und bi zur Entſcheidung durd den 
Deutſchen Konjul in den Speichern des Zollhauſes de- 
ponirt werden. 

Fällt die Enticheidung des Konſuls zu Gunſten des 
Eigenthümers oder Konfignatair® der Güter aus, fo 
follen diefelben fofort dem Konſul zur weiteren Ver⸗ 
fügung ausgehändigt werben; body follen, falls die Ja— 

35* 
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panifche Regierung gegen dieje Entiheidung des Konjuls 
Berufung an die höhere Inſtanz einzulegen wünſcht, 
der Eigenthümer oder Konfignatair der Güter gehalten 
fein, den Werth derjelben bis zur endgültigen Entſchei⸗ 
dung der Ungelegenheit auf dem Deutſchen Konſulate 
zu beponiren. Sind die mit Beichlag belegten Güter 
leicht verderblider Natur, jo follen diefelben gegen 
Deponirung des Werthes auf dem Deutfchen Konfulate 
dem Eigenthümer vder SKonfignatair ausgehändigt 
werden. 

Artilel 9. Die Japaniſche Regierung wird es 
nicht verhindern, daß Deutſche, welche fich in Japan 
aufbalten, Sapaner als Dolmetſcher, Rehrer, Diener u. |. w. 
in Dienſt nehmen und fie zu allen Beihäftigungen ver: 
wenden, welche die Geſetze nicht verbieten; doch bleiben 
folhe Japaner jelbftverftändlich, im Falle fie ein er: 
brechen begehen follten, den Sapanifchen Gefeßen unter: 


Urtitel 19. Es wird ausdrüdlich feitgefeßt, daß 
die Regierungen der Deutihen kontrahirenden Stanten 
und ihre Untertanen von dem Tage an, an weldem 
der gegenwärtige Vertrag in Kraft tritt, ohne Weiteres 
alle Rechte, Freiheiten und Vortheile genießen jollen, 
welhe von Seiner Majeftät dem Tenno von Japan 
an die Regierung und Unterthanen irgend eines an- 
deren Staates gewährt worden find oder in Zukunit 
gewährt werden follten. 

Artilel 20. Man ift übereingelommen, daß die 
Hohen kontrahirenden Theile vom 1. Zuli 1872. an die 
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Reviſion dieſes Vertrages follen beantragen können, 
um ſolche Nenderungen oder Berbefferungen daran vor= 
zunehmen, melde die Erfahrung ald nothwendig heraus 
geftellt Haben ſollte. Ein folder Antrag muß jedoch 
mindeftend ein Jahr zuvor angekündigt werben...... 

Artitel 21. Alle amtlichen Mittheilungen des 
Deutfhen diplomatischen Agenten oder der Konfular- 
beamten an die Sapanifhen Behörden erden in’ 
Deutiher Sprache geichrieben werden...... 


Handels - Beitimmungen zu bem vorbezeichneten Bertrage, 


Beftimmung 1. Innerhalb 48 Stunden (Sonn- 
tage ausgenommen) nad) der Ankunft eines Deutichen 
Schiffes in einem Japaniſchen Hafen foll der Kapitain 
oder Kommandant den Japanischen Zollbehörden einen 
Empfangsſchein des Deutſchen Konſuls vorzeigen, aus 
welchem hervorgeht, daß er alle Schiffspapiere, Kon 
noijjemente u. |. w. auf dem Deutſchen Konfulate nieder- 
gelegt Hat, und er fol dann jein Schiff einklariren durch 
Uebergabe eines Schreibend, mweldes den Namen des 
Schiffes angiebt und den des Hafend, von dem es 
fonımt, feinen Tonnengehalt, den Namen feines Kapi- 
taind oder Kommandanten, die Namen der Bafjagiere 
(wenn e3 deren giebt) und die Zahl der Schiffsmann⸗ 


Beftimmung 3. ..... Halten die Japaniſchen 
Bollbeamten ein Kolli für verdädtig, fo können fic 
daffelbe in Beſchlag nehmen, müffen aber dem Deutſchen 
Konjularbeamten davon Unzeige maden. 
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Die Güter, welche nad) dem Ausſpruche der Deutſchen 
Konfularbeamten der Konfißlation verfallen find, ſollen 
alsbald den Zapanifchen Behörden ausgelicfert werden, 
und ber Betrag der Geldftrafen, welche die Deutichen 
Konjularbeamten ertannt haben, fol durch diejelben 
ſchleunigſt eingezogen und an die Sapanifchen Behörden 
gezahlt werben. 

Beftimmung 4. Schiffe, die auszuklariren wün- 
fen, müſſen 24 Stunden zuvor beim Zollamte Anzeige 
machen, und nad dem Ablaufe dieſer Zeit follen fie 
zur Ausklarirung berechtigt fein. Wird ihnen folde 
verweigert, jo haben die Zollbeamten fofort dem Kapi- 
tain oder Konfignatair des Schiffes die Gründe an- 
zugeben, weshalb fie die Augklarirung verweigern, und 
die nämliche Anzeige haben fie auch an den Deutſchen 
Konful zu maden, der dem Kapitain des Schiffes dic 
deponirten Schiffäpapiere nicht außhändigen wird, bevor 
derjelbe nicht die Duittung des Zollamtes über die 
Zahlung aller Gebühren beigebradht Bat...... 

Beftimmung 7. ..... Ale Deutihen Schiffe, 
welche von Sapanern gelauft werden, jollen als Sa- 
paniſche regiftrirt werden gegen Bahlung einer Gebühr 
von drei Bus per Tonne für Dampfidiffe und einem 
Bu per Tonne für Segelidiffee Der Tonnengehalt 
jedes Schiffes ſoll durch die Deutihen Schiffspapiere 
feltgeftellt werben, welche den Japaniſchen Behörden 
auf Verlangen vurch den Konſul, welcher dieſelben zu 
beglaubigen hat, übermittelt werden.. 

Beſtimmung 9. Um die Vißbrãuche und Hinder⸗ 
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niffe zu bejeitigen, über welche bisher in den geöffneten 
Häfen bei der Zollabfertigung, beim Laden und Löjchen 
der Waaren, bei dem Miethen von Booten, Laftträgern 
und Dienjtleuten u. ſ. w. Klage geführt worden: ift, 
find die Hohen vertragenden Theile dahin überein- 
gefommen, daß in jedem Hafen die Xolalbehörden in 
Uebereinſtimmung mit den fremden Konfuln diejenigen 
Maaßregeln verabreden und in Ausführung bringen 
jollen, welche gecignet find, Abhülfe gegen diefe Klagen 
zu gewähren und dem Handels- und Privatverlehre 
zwiſchen Fremden und Japanern die wünſchenswerthe 
Leichtigkeit und Sicherheit zu verleihen...... 


63) Freundſchafts-, Handels- und Schiff— 
fahrtsvertrag des Norddeutſchen Bundes mit 
Salvador. Vom 13, Juni 1870 (RGB. 1872, Nr. 30). 


Artikel XXIII. Jeder der beiden hohen vertragenden 
Theile kann in den Gebieten des andern zum Schube 
des Handeld Konfuln ernennen; diefe Agenten werden 
jedoch nicht eher in die Ausübung ihrer Verrichtung 
eintreten, noch der mit ihrem Amte verbundenen Rechte, 
Vorrechte und Freiheiten theilhaftig werden, bis fie dag 
„Erequatur” der Zerritorial-Regierung erhalten haben, 
welche leßtere fich vorbehält, die Aufenthalt3orte zu be= 
jtimmen, an denen fie Konfuln zulaffen will. Es ver- 
iteht fich, daß in diefer Beziehung die Regierungen ſich 
gegenfeitig feine anderen Beſchränkungen auferlegen 
werden, als diejenigen, die in ihrem Lande allen Na- 
tionen gemeinfam find. 
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Artitel XXIV. Dice Generaltonfuln, Lonjuln, Bize- 
tonfuln und Konfular-Agenten, fowie die ihrer Miffton 
beigegebenen Konfular-Eleven, Kanzler und Sekretaire 
werben in beiden Ländern alle Vorrechte, Befreiungen 
und Freiheiten genießen, welde an dem Orte ihres 
Aufenthalte den Agenten deffelben Ranges der mteift- 
begünftigten Ration bewilligt werden mödhten. 

Die Berufskonſuln (Consules missi) jollen, fofern 
fie Angehörige desjenigen vertragenden Theile find, 
welder fie ernannt bat, von Militär-Eingquartierung 
befreit fein, fowie von direften Berfonal-, Mobiliar: 
oder Luxusſteuern, mögen folde vom Staate oder der 
Kommune auferlegt fein. Sollten jedoch die genannten 
Beamten Kaufleute fein oder ein Gewerbe betreiben 
oder unbemwegliched Eigentum befigen, jo werden fie 
in Beziehung auf die LZaften und Abgaben im Allge 
meinen wie die Angehörigen ihres Landes angejchen. 

Die Berufstonfuln (Consules missi) follen, fofern 
fie Angehörige desjenigen vertragenden Theiles find, 
welder fie ernannt bat, der perſönlichen Immunität 
genießen und nur wegen jchwerer ftrafbarer Handlungen 
feftgenommen oder verhaftet werden. Was die Konfuln 
anlangt, welche Angehörige des Landes find, in dem 
fie ihren Siß haben oder welche Handel treiben, fo 
verſteht fich die perfönliche Immunität nur von Schulden 
und anderen Verbindlichkeiten, welche nicht herrühren 
aus den Handelsgefchäften, die fie felbft oder durch ihre 
Untergebenen betreiben. 

Die gedachten Agenten können über dem äußeren 
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Eingange ihrer Wohnung ein Schild mit dem Wappen 
ihres Lande und der Inſchrift: Konfulat von....... 
anbringen und ebenfo können fie an öffentlichen oder 
nationalen Felttagen die Ylagge ihres Landes an dem 
Konfulatsgebäude aufziehen. Diefe äußeren Abzeichen 
werden jedoch niemals angefehen werden als ein Recht 
gebend auf Gewährung des Aſyls. 

Im Falle des Todes, der Behinderung oder der 
Abwesenheit der Generallonfuln, Konfuln, Bizelonfuln 
und FKonfular-Agenten werden die Konſular-Eleven, 
Kanzler und Sekretaire von Rechts wegen zur einft- 
weiligen Bejorgung der Konjulatsgejchäfte zugelafien 
werden. 

Artikel XXV. Die Archive und im Allgemeinen alle 
Papiere der betreffenden Konfulat3fanzleien find unver- 
leglih und können unter feinem Vorwande und in 
feinem Falle von Seiten der Landesbehörden wegge— 
nommen noch durchſucht werden. 

Artikel XXVI. Die betreffenden Generalkonſuln und 
Konſuln Haben die Befugniß, Vizekonſuln und Konſular— 
Agenten in den verſchiedenen Städten, Häfen oder Orten 
ihres Konſularbezirks einzuſetzen, wenn das Intereſſe 
des ihnen anvertrauten Amtes dies erheiſcht; es ver— 
ſteht fi) jedoch mit dem Vorbehalte der Genehmigung 
und der Ertheilung des „Erequatur” feitend der Re— 
gierung des Landes. Solche Agenten können ſowohl 
aus der Bahl der beiderfeitigen Angehörigen, als der 
fremden ernannt werden. 

Artikel XXVIL Die betreffenden Generaltonjuln, 
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Konfuln, Vizekonſuln oder Konfular-Agenten können 
bei Todesfällen ihrer Landsleute, wenn foldhe ohne 
Hinterlaffung eine Teſtaments oder ohne Namhaft⸗ 
machung von Teitamentsvollitredern verftorben find: 

1) von Amts wegen oder auf Antrag der betheiligten 
Barteien das bewegliche Vermögen und die Pa⸗ 
piere des Berjtorbenen unter Siegel legen, indem 
fie von der bevorjtehenden Handlung ber zuftän- 
digen Ortsbehörde Nachricht geben, welche der: 
jelben beimohnen und, wenn fie e3 für paflend 
hält, ihre Siegel mit den von dem Konful an- 
gelegten Treuzen darf, und von da an werben 
dieſe doppelten Siegel nur im beiderfeitigen Ein⸗ 
veritändniß abgenommen werden; 

2) ein Verzeichniß des Nachlaſſes aufnehmen, und 
zwar in Gegenwart der zuftändigen Behörde, 
wenn dieſe glaubt, zugegen fein zu follen; 

3) zum Verlauf der zum Nachlaß gehörigen beweg⸗ 
lihen Gegenftände nad) der Gewohnheit des 
Landes verfchreiten, ſobald diefelben mit ber Zeit 
ſich verſchlechten würden oder der Konful den 
Verkauf im Sntereffe der Erben des Verstorbenen 
für nützlich eradtet; 

4) perſönlich den Nachlaß verwalten oder liquidiren, 
oder unter ihrer eigenen Berantwortlichleit einen 
Bevollmächtigten ernennen für die Verwaltung 
und Liquidirung des Nachlaſſes, beides, ohne 
daß die Ortsbehörde ihrerfeit® bei diefen neuen 
Handlungen mitzuwirken haben foll. 
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Die gedachten Konjuln find jedoch verpflichtet, den 
Tod ihrer Land3leute in einer der Zeitungen anzu— 
kündigen, welche innerhalb ihres Diſtrikts erfcheinen, 
und fie dürfen den Nachlaß oder den Erlös für den- 
felben den gejeglichen Erben oder deren Bevollmädtigten 
nicht früher ausantworten, als big allen Verbindlich⸗ 
teiten, welche der Berjtorbene im Lande eingegangen 
fein könnte, genüge geſchehen oder ein Jahr feit dem 
Tage der Bekanntmachung des Todesfalles verfloffen 
ift, ohne daß ein Anſpruch an den Nachlaß geltend ge- 
macht wurde. 

Wenn an dem Wohnorte des Berjtorbenen fein 
Konful vorhanden ift, jo jollen die zuftändigen Be— 
hörden jelbit diejenigen geeigneten Maßregeln treffen, 
welche in gleihem Falle hinfichtlich des Vermögen? der 
Angehörigen des Landes getroffen werden würden, dod) 
haben fie dem nächſten Konful oder Konfular-Agenten 
fobald als möglih von dem XTodesfalle Nachricht zu 
geben. 

Die Generaltonfuln, Konjuln, Bizelonfuln und 
Konfular-Agenten werden. al3 Bormünder der Waiſen 
und Minderjährigen ihre Landes angejehen werden 
und auf Grund defjen können fie alle Sicherungsmaß- 
regeln ergreifen, welche deren perjünliches Wohl und 
die Sorge für deren Vermögen erheifät; fie können 
leßtereö verwalten und allen Obliegenheiten eines Vor⸗ 
mundes fi) unterziehen unter der Verantwortlichteit, 
welche die Gefebe ihres Lande beitimmen. 

ArtitelXXVIL. Den betreffenden Gencrallonfuln, 
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Konfuln und Bizelonjuln oder Konjular:Agenten ftcht 
die ausfchließliche innere Polizei über die Handelsſchiffe 
ihres Landes zu und die Ortöbehörden Dürfen nicht auf 
denfelben einfchreiten, fo lange nicht die außgebrochenen 
Unordnungen eine Geſtalt annehmen, weldye die öffent: 
Iihe Ruhe, ſei es am Lande oder an Bord der Schiffe, 
ftören wiirde. 

In Allem aber, wa3 die Hafenpolizei, das Laden 
und Ausladen der Schiffe, die Sicherheit der Waaren, 
Güter und Effekten betrifft, find Die Angehörigen der 
beiden Länder den Geſetzen und Einrichtungen de3 be: 
treffenden Gebietes gegenjeitig unterworfen. 

Artilel XXIX. Die betreffenden Generaltonfuln, 
Konfuln und Bizelonfuln oder Konfular-Agenten können 
ſolche Seeleute, die von Schiffen ihres Landes entwichen 
find, verhaften und an Bord oder in ihre Heimath 
zurüdjenden laffen. Zu diefem Zwece haben fie fid 
ſchriftlich an die zuftändige Ort3behörde zu wenden und 
durch Vorlegung des Schiffsregiſters oder der Mufter- 
rolle oder, wenn das Schiff ſchon abgegangen fein follte, 
durch beglaubigte Abfchrift diefer Urkunden nachzuweiſen, 
daß die reflamirten Leute wirklich zur Schiffsmannſchaft 
gehört haben. Auf einen in diefer Art begründeten 
Antrag darf die Auslieferung nicht verweigert werden; 
auch foll jede Hülfe und jeder Beiftand zur Aufjuchung, 
Ergreifung und Verhaftung folder Entwichenen gewährt 
und follen diefelben auf den Antrag und auf Koſten 
der gedadhten Agenten in die Gefängnifje abgeführt und 
dafelbjt in Gewahrſam gehalten werden, bis Dice 
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Agenten eine Gelegenheit zur Wicdereinlieferung oder 
Heimjendung finden. Wenn fi) jedod) eine ſolche Ge- 
legenheit innerhalb dreier Monate, vom Tage der Feft- 
nahme an gerechnet, nicht bietet, jo werden die Ver— 
hafteten in Freiheit gefeßt und können aus demfelben 
Grunde nit wieder verhaftet werben. 

Die Hohen vertragenden Theile find barüber ein 
verftanden, daß Seeleute und andere Berfonen ber 
Schiffsmannſchaft, welche Angehörige des Landes find, 
in welchem die Entweichung ftattfindet, von den Be- 
ftimmungen dieſes Artifel® ausgenommen fein follen. 

Artikel XXX. Sofern feine Berabredungen zwiſchen 
den Rhedern, Befrachtern und VBerficherern entgegen 
ftehen, werden die Havereien, welche Schiffe der beiden 
Länder auf hoher See oder auf der Fahrt nad) den be- 
treffenden Häfen erlitten haben, von den Generalkonſuln, 
Konfuln und Bizelonfuln oder Konjular-Agenten ihres 
Landes geregelt, es fei denn, daß Angehörige des Landes, 
in dem die gedachten Agenten ihren Siß haben, an den 
Havereien betheiligt find, in welchem Falle diefe durch 
die Ortsbehörden geregelt werden follen, dafern kein 
gütliches Ablommen zwiſchen den Parteien zu Stande 
kommt. 

Artikel XXXI. Wenn ein Regierungsſchiff oder 
das Schiff eines der Angehörigen eines der hohen ver— 
tragenden Theile an den Küſten des anderen Theils 
Schiffbruch leidet oder ſtrandet, fo ſollen die Ortsbehör⸗ 
den den Generalkonſul, Konſul, Vizekonſul oder Konſular⸗ 
Agenten des Bezirks oder in deſſen Ermangelung, den 
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Konjuln, Vizekonſuln oder Konjular-Agenten können 
bei Todesfällen ihrer Land3leute, wenn ſolche ohne 
Hinterlaflung eines Teſtaments oder ohne Namhaft⸗ 
madung von Teitamentsvollitredern verjtorben find: 

1) von Amts wegen oder auf Antrag der betheiligten 
Barteien das bewegliche Vermögen und die Pa- 
piere des Verftorbenen unter Siegel legen, indem 
fie von der bevorftehenden Handlung der zuftän- 
digen Ortsbehörde Nachricht geben, welche ber: 
jelben beimohnen und, wenn fie e3 für pafjend 
hält, ihre Siegel mit den von dem Konjul an: 
gelegten kreuzen darf, und von da an werden 
diefe doppelten Siegel nur im beiderfeitigen Ein- 
verftändniß abgenommen werden; 

2) ein Verzeihnik des Nachlaſſes aufnehmen, und 
zwar in Gegenwart der zuftändigen Behörde, 
wenn diefe glaubt, zugegen fein zu jollen; 

3) zum Verkauf der zum Nachlaß gehörigen beiveg: 
lihen Gegenftände nah der Gewohnheit des 
Landes verichreiten, fobald diefelben mit der Zeit 
fi verfchlechtern würden oder der Konſul den 
Berlauf im Snterefje der Erben des Verftorbenen 
für nüßlic erachtet; 

4) perſönlich den Nachlaß verwalten oder liquibiren, 
oder unter ihrer eigenen Berantwortlichkeit einen 
Bevollmächtigten ernennen für die Verwaltung 
und Liquidirung des Nacdjlaffes, beides, ohne 
daß die Ortsbehörde ihrerfeitß bei diefen neuen 
Handlungen mitzuwirken haben fol. 
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Die gedachten Konfuln find jedoch verpflichtet, den 
Tod ihrer Land3leute in einer ber Zeitungen anzu- 
fündigen, welche innerhalb ihres Diſtrikts erfcheinen, 
und jie dürfen den Nachlaß oder den Erlös für den- 
ſelben den gejeßlichen Erben oder deren Bevollmädtigten 
nicht früher ausantworten, als bis allen Verbindlich⸗ 
teiten, welche der Berftorbene im Lande eingegangen 
fein könnte, genüge gejchehen oder ein Jahr feit dem 
Tage der Belanntmahung des Todesfalles verfloffen 
ift, ohne daß ein Anſpruch an den Nachlaß geltend ge- 
macht wurde. 

Wenn an dem Wohnorte des Berjtorbenen fein 
Konſul vorhanden ift, fo follen die zuftändigen Be— 
hörden ſelbſt diejenigen geeigneten Maßregeln treffen, 
welche in gleichem Falle hinfichtlich des Vermögens der 
Angehörigen des Landes getroffen werden würden, doc) 
haben fie dem nächſten Konſul oder Konjular-Agenten 
fobald als möglich von dem Todesfalle Nachricht zu 
geben. 

Die Generalkonſuln, Konſuln, Bizelonjuln und 
Konfular-Agenten werden. als Bormünder der Waijen 
und Minderjährigen ihres Landes angejchen werden 
und auf Grund deffen können fie alle Sicherungsmaß- 
regeln ergreifen, welche deren perjönliches Wohl und 
die Sorge für deren Bermögen erheifcht; jie können 
leßtere3 verwalten und allen Obliegenheiten eine® Vor⸗ 
mundes fi unterziehen unter der Berantwortlichkeit, 
welche die Gejebe ihres Landes beitimmen. 

ArtitelXXVIIL Den betreffenden Generalkonſuln, 
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Konfuln und Bizelonfuln oder Konſular⸗Agenten ftcht 
die ausschließliche innere Polizei über die Handelsſchiffe 
ihres Landes zu und die Ortöbehörden dürfen nicht auf 
denfelben einichreiten, jo lange nicht die außgebrochenen 
Unordnungen eine Geftalt annehmen, welche die öffent: 
lihe Ruhe, fei e8 am Lande oder an Bord der Schiffe, 
jtören würde. 

An Allen aber, was die Hafenpolizei, dag Laden 
und Ausladen der Schiffe, die Sicherheit der Waaren, 
Güter und Effelten betrifft, find die Angehörigen der 
beiden Länder den Geſetzen und Einrichtungen des be- 
treffenden Gebietes gegenfeitig unterivorfen. 

Artikel XXIX. Die betreffenden Generaltonfuln, 
Konfuln und Vizekonſuln oder Konfularz-Agenten können 
folche Seeleute, die von Schiffen ihres Landes entwichen 
find, verhaften und an Bord oder in ihre Heimat) 
zurüdfenden laffen. Zu diefem Zwecke haben fie jid 
ſchriftlich an die zuftändige Ortöbehörde zu wenden und 
durch Vorlegung des Sciffsregifterd oder der Muſter⸗ 
rolle oder, wenn das Schiff ſchon abgegangen ſein ſollte, 
durch beglaubigte Abſchrift dieſer Urkunden nachzuweiſen, 
daß die reklamirten Leute wirklich zur Schiffsmannſchaft 
gehört haben. Auf einen in dieſer Art begründeten 
Antrag darf die Auslieferung nicht verweigert werden; 
auch ſoll jede Hülfe und jeder Beiſtand zur Aufſuchung, 
Ergreifung und Verhaftung ſolcher Entwichenen gewährt 
und ſollen dieſelben auf den Antrag und auf Koſten 
der gedachten Agenten in die Gefängniſſe abgeführt und 
daſelbſt in Gewahrſam gehalten werden, bis dieſe 
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Agenten eine Gelegenheit zur Wicdereinlieferung oder 
Heimfendung finden. Wenn fi jedoch eine joldhe Ge⸗ 
legenheit innerhalb dreier Monate, vom Tage ber Feft- 
nahme an gerechnet, nicht bietet, fo werden die Ber- 
Hafteten in Freiheit gefeßt und können aus demfelben 
Grunde nicht wieder verhaftet werden. 

Die hoben vertragenden Theile find darüber ein- 
verftanden, daß Geeleute und andere Berfonen der 
Schiffsmannſchaft, welche Angehörige des Landes find, 
in welchem die Entweichung ftattfindet, von den Be— 
jtimmungen dieſes Artikels ausgenommen fein follen. 

Artilel XXX. Sofern feine Verabredungen zwifchen 
den Rhedern, Befrachtern und Berfiherern entgegen 
ftehen, werden die Havereien, welde Schiffe der beiden 
Ränder auf hoher See oder auf der Fahıt nad) den be- 
treffenden Häfen erlitten haben, von den ®eneraltonfuln, 
Konfuln und Bizelonfuln oder Konfular-Agenten ihres 
Landes geregelt, e8 fei denn, daß Angehörige des Yandes, 
in dem die gedachten Agenten ihren Siß haben, an den 
Havereien betheiligt find, in welchem alle diefe durch 
die Ortsbehörden geregelt werden follen, dafern fein 
gütliches Ablommen zwiſchen den Parteien zu Stande 
fommt. 

Artitel XXXI Wenn ein Regierungsfciff oder 
das Schiff eines der Angehörigen eines der hohen ver- 
tragenden Theile an den Küften des anderen Theilg 
Sciffbruch leidet oder ſtrandet, jo jollen die Ort2behör- 
den den Generaltonful, Konſul, Vizekonſul oder Konſular⸗ 
Agenten des Bezirks oder in deſſen Ermangelung, den 
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dem Otte des Unfalls nächſten Generalkonſul, Konful, 


Vizekonſul oder Konfular-Agenten davon benachrich⸗ 
tigen. 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglich falvadorener, in 
den norddeutihen Zerritorialgewäfjern gejcheiterter oder 
geftrandeter Schiffe follen nad) Maßgabe der Landes- 


gejege erfolgen, und umgekehrt ſollen alle Rettungsmaß⸗ 


regeln in Bezug auf deutiche, in den Territorialgemwäffern 
von Salvador geſcheiterte oder geftrandete Schiffe in 
Gemäßheit der Geſetze des Landes erfolgen. 

Die Konfularbehörden haben in beiden Ländern nur 
einzufchreiten, um die auf die Ausbeflerung oder Neu: 
verproviantirung oder, eintretenden alles, auf den 
Berlauf des an der Hüfte geftrandeten oder bejchädigten 
Schiffes bezüglihen Maßregeln zu überwachen. 

Die Sntervention der Ortsbehörden fol in allen 
diefen Fällen Eeinerlei Koften veranlaffen, außer den: 
jenigen‘, welden in ähnlichen Fällen die National: 
fchiffe unterworfen find, und außer der Erftattung der 
dur) die Rettungdmaßregeln und durch die Erhaltung 
der geborgenen Gegenstände veranlaßten Ausgaben. 

Die hohen vertragenden Theile find außerdem dar: 
über ceinverftanden, daß die geborgenen Waaren der 
Entritung einer Zollabgabe nicht unterworfen werden 
follen, es fei denn, daß fie zum innern Verbraud zu: 
gelajjen werden. 

Artikel XXXIII. Der gegenwärtige Vertrag wird 
von dem Tage des Austaufches der Ratifilationen*) 

*) 10. September 1873. 
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an bis zum 31. Dezember 1877 Gültigkeit haben, und 
wenn weder der eine noch der andere der beiden Theile 
zwölf Monate vor Ablauf dieſer Frift durch eine amt 
liche Erklärung feine Abficht antündigt, die Wirkfamtkeit 
dieſes Bertraged aufhören zu laſſen, fo wird verjelbe 
für ein weiteres Jahr in Kraft bleiben und fo fort big 
zum Ablauf eines Jahres, nachdem die erwähnte amt- 
ide Ankündigung ftattgefunden haben wird. 


64) Friedensvertrag mit Frankreich. Bom 
10. Mai 1871 (RGB. 1871, Nr. 26). 


Article 11. Les traites de commerce avec les 
differents Etats de l’Allemagne ayant &t& annules 
par la guerre, le Gouvernement allemand et le 
Gouvernement frangais prendront pour base de 
leurs relations commerciales le rögime du traitement 
r&ciproque sur le pied de la nation la plus favorisee. 

Sont compris dans cette rôglo..... l’admission 
et le traitement des sujets des deux nations ainsi 
que de leurs agents. 

Toutefois, seront exceptees de la règle susdite 
les faveurs qu’une des parties contractantes, par des 
traites de commerce, a accordees ou accordera & 
des Etats autres que ceux qui suivent: l’Angleterre, 
la Belgique,. les Pays-Bas, la Suisse, l’Autriche, la 
Russie. 

Les traites de navigation... .« seront remis 
en vigueur...... 
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Brototsll vom 11. Jannar 1872 über die Auswechielung der 
Natifilationd - Urkunden ber Zuſatz⸗- Konvention vom 11, De 
zember 1871 au dem vorbezeichneten Friebens⸗Vertrage. 

..... Le dit Ambassadeur (d’Allemagne) .. 
declare .. au nom de son Gouvernement: 


nn que la mention des Traites de Navigation, 
faite dans le m&me article 11 du m&me traite de 
paix (du 10 Mai 1871), s’applique aussi bien aux 
clauses maritimes du Trait& du 9 Juin 1865, conclu 
entre la France et le Mecklambourg, qu’ä celles du 
4 Mars 1865, conclues entre la France et les Villes 
Ans£atiques. Le Ministre des Affaires Etrangeres 
de France de&clare que ces interpretations sont 
pleinement accept&es par le Gouvernement Frangais... 


Schifffahrts⸗Vertrag zwiſchen den Staaten bes beutichen Zoll: 
und Handelövereind und Fraukreich. Bom 2. Anguft 1862. 
(Pr. 5. 1865, Nr. 21). 

Artilel 12. Die Hohen vertragenden Theile be: 
willigen fich gegenfeitig da8 Recht, in den Häfen und 
Handelspläben des anderen Theils General-Ronfuln, 
Konfuln, Vice-Konſuln und Konfular-Agenten zu er 
nennen, mit dem Vorbehalte jedoch, dergleichen an folden 
Orten nicht zuzulaffen, welche fie allgemein davon aus- 
nchmen wollen. Dieſe General-Ronfuln, Konfuln, 
Vice-Konſuln und Agenten, ſowie deren Kanzler follen, 
unter dem Beding der Reziprozität, diefelben Vorrechte, 
Befugniffe und Befreiungen genießen, deren fich die: 
jenigen der meijtbegünftigten Nationen erfreuen oder 
erfreuen werden; im Falle aber, daß fie Handel treiben 
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wollen, ſollen ſie gehalten ſein, ſich denſelben Geſetzen 
und Gebräuchen zu unterwerfen, welchen die eigenen 
Staatsangehörigen an demſelben Orte in Bezug auf 
ihre Handelsgeſchäfte unterworfen ſind. 

Artikel 13. Die gedachten General-Konſuln, Kon⸗ 
ſuln, Vize-Konſuln und Konſular-Agenten eines jeden 
der Hohen vertragenden Theile, welche in den Staaten 
des anderen wohnen, ſollen bei den Ortsbehörden jede 
Hülfe und jeden Beiſtand für die Ermittelung, Ver—⸗ 
haftung und Feſthaltung der Seeleute und anderer zur 
Mannſchaft der Kriegs- oder Handelsſchiffe ihrer beider- 
ſeitigen Länder gehörenden Perſonen finden, gleichviel 
ob ſolche ſich Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
am Bord der gedachten Schiffe haben zu Schulden 
kommen laſſen oder nicht. 

Zu dieſem Zwecke werden ſie ſich ſchriftlich an die 
Gerichte, Einzelrichter oder zuſtändigen Beamten wen- 
den, und durch Mittheilung der Schiffsregiſter, der 
Muſterrolle oder anderer amtlichen Dokumente, oder, 
im Falle das Schiff bereits abgereiſt iſt, durch gehörig 
von ihnen beglaubigte Abſchrift der genannten Papiere 
oder durch einen Auszug aus ſelbigen den Beweis 
führen, daß die reklamirten Perſonen wirklich zu der 
Mannſchaft gehört haben. 

Auf den in ſolcher Weiſe begründeten Antrag ſoll 
ihnen die Auslieferung nicht verſagt werden. 

Die gedachten Deſerteurs ſollen, ſobald ſie verhaftet 
ſind, zur Verfügung der General-Konſuln, Konſuln, 
Vize-Konſuln und Konfular-Agenten bleiben, und können 
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jeibft auf den Antrag und auf Koften ver genannten 
KonjularsBeamten in den Landesgefängniſſen fo lange 
feftgehalten und bewahrt werden, bis fie am Bord des 
Schiffes, welchem fie angehören, wieder eingeftellt fein 
werden, oder bis fich eine Gelegenheit zu ihrer Rüd- 
jendung in das Land jener Konjular-Beamten auf einem 
Schiffe defielben oder eines anderen Landes darbietet. 

Wenn eine foldhe Gelegenheit fich jedoch innerhalb 
einer Zrift von drei Monaten, von dem Tage der Ber: 
baftung an gerechnet, nicht darbieten follte, oder wenn 
die Koften ihrer Haft nicht regelmäßig von dem Theile, 
auf deffen Antrag die Verhaftung gefchehen ift, entrichtet 
werden, jo jollen die gedachten Deſerteurs in Freiheit 
gefebt werden, ohne daß fie wegen derjelben Urſache 
wieder verhaftet werden können. 

Wenn aber der Deferteur außerdem irgend ein Ber- 
brechen oder Vergehen am Lande begangen haben follte, 
jo fol feine Auslieferung von der Ortsbehörde big da= 
hin Hinausgefhoben werden können, daß die zuftändige 
Gericht2behörde ihr Urtheil über die That gefällt hat 
und das Urtheil volljtändig in Ausführung gebradit ift. 

Man ift gleichmäßig übereingelommen, daß die Sce- 
leute oder andere zur Schiffsmannjhaft gehörende 
Perjonen, welche Unterthanen des Landes find, wo die 
Dejertion ftattgefunden hat, von den Beftimmungen des 
gegenwärtigen Artikels ausgenommen fein follen. 

Artikel 14. Alle Maaßregeln in Betreff der Ret- 
tung Franzöſiſcher Schiffe, welche an den Küften des 
Bollvereing geſcheitert oder geftrandet find, jollen von 
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den GeneralsKonfuln, Konfuln, Vice-Konſuln oder 
Konfular-Agenten Frankreichs geleitet werben, und 
ebenjo follen die General-Ronfuln, Konſuln, Vice-Kon— 
ſuln oder Konfular-Agenten der Zollvereinzftanten die 
Maapregeln in Betreff der Rettung der, an den Fran 
zöſiſchen Küſten gefcheiterten oder geftrandeten Schiffe 
ihres Landes leiten. Die Einwirkung der Ort3behörden 
in den Gebieten der Hohen vertragenden Theile ſoll 
nur ftattfinden, um die Ordnung aufrecht zu erhalten, 
um die Intereffen derjenigen zu wahren, melde die 
Rettung geleitet haben, vorausgeſetzt, daß fie nicht zu 
der verunglüdten Mannjchaft gehören, und um die Aus: 
führung der für den Eingang und den Ausgang der 
geborgeren Waaren zu beobadtenden Beitimmungen 
ficher zu ftellen. In Abweſenheit und big zur Ankunft 
der Konfuln, Vice-Konſuln oder Konjular-Agenten follen 
übrigens die Ort3behörden alle zum Schuße der Schiff- 
brüdigen und zur Aufbewahrung der geftrandeten 
Saden erforderliden Maaßregeln treffen. 

Ueberdies ift verabredet, daß die geborgenen Waaren 
feiner Bollabgabe unterliegen follen, es fei denn, daß 
fie in den inneren Verbrauch übergehen. 

Artitel 15. Gegenmwärtiger Vertrag foll..... die 
nämliche Dauer haben, wie der unter den Hohen ver- 
tragenden Theilen am heutigen Tage abgefchloffene 
Handelsvertrag *). Er findet auf jeden Deutichen Staat 
Anmendung, welcher jpäter dem Zollverein beitritt. 

*) Die hierauf bezügliche Beftimmung des Hondels-⸗Vertrags 
36 
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65) Auslieferungs-Vertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Großbritannien. Vom 14. Mai 
1872 (RGB. 1872 Nr. 21). 


Artitel XV. Die Beitimmungen des gegen 
wärtigen Bertrage3 follen auf die Kolonien und aus 
wärtigen Befigungen Ihrer Großbritannifchen Majeftät 
Anwendung finden. 

Der Antrag auf Auslieferung eines flüchtigen Ber: 
brechers, welcher in einer diejer Kolonien oder aus 
wärtigen Beligungen Zufludt gefunden bat, fol an 
den Statthalter oder die oberite Behörde diefer Kolonie 
oder Befigung durch den oberjten Ronfular = Beamten 
des Deutichen Reiches in diefer Kolonie oder Befigung 
gerichtet werden. 

Ueber jolche Anträge fol der gedachte Statthalter 
oder die gedachte oberfte Behörde ſoviel als möglid 
nah den Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrags 


zwiſchen dem Bollverein und Frankreich vom 2. Auguft 1862 (Pr. 
GS. 1865, Nr. 21) lautet: 

Artilel 32. Der gegenwärtige Vertrag foll während eines 
Beitraumd von zwölf Jahren, vom Tage des Austauſches der 
Ratifilationen F) an gerechnet, in Kraft bleiben. Im Falle keiner 
der beiden Hohen vertragenden Theile zwölf Monate vor dem Ablauf 
des gedachten Zeitraums feine Abfiht, die Wirkungen, des Vertrages 
aufhören zu Laffen, kundgegeben Haben follte, fo bleibt derjelbe in 
Geltung 6i3 zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welhem 
der eine oder der andere der Hohen vertragenden Theile denjeiben 
gekündigt bat. 


+) 9. Mai 1865. 
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befinden, jedoch foll denjelben freiftehen, entweder die 
Auslieferung zu bewilligen oder über den Fall an ihre 
Regierung zu berichten. 

Shrer Großbritannifhen Majeftät fol es jedoch frei- 
ftehen, in den britiihen Kolonien und ausmärtigen 
Beſitzungen über die Auslieferung deutjcher Verbrecher, 
welche innerhalb diefer Kolonien und auswärtigen Be- 
figungen Zuflucht gefunden haben, auf möglichft gleicher 
Grundlage mit den Beitimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages bejfondere Anordnungen zu treffen. ..... 


Artilel XVI. Der gegenwärtige Vertrag fol 
zehn Tage nad) feiner in Gemäßheit der durch die 
Geſetzgebung der hohen vertragenden Theile vorge: 
Tchriebenen Formen erfolgten VBeröffentlihung *) in Kraft 
treten. Der Vertrag kann von jedem der beiden Hohen 
vertragenden Theile aufgefündigt werden, bleibt jedoc) 


Sciffahrts - Bertrag zwiſchen Preußen und Großbritannien. 
Bom 16. Auguſt 1865. (Pr. GS. 1866, Nr. 7). 
Artilel 3. Wenn ein Kriegs- oder Handelsſchiff 
eine der vertragenden Theile an den Küſten des 
anderen jtrandet oder fcheitert, jo fol ihm der näm- 
lihe Schuß und Beiftand, wie einen einheimiſchen 


— — — — —— — 


*) Erfolgt im Deutſchen Reich am 8. Juli 1872, in Groß: 
Hritannieh und Irland am 28. Suni 1872. 
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ſelbſt auf den Antrag und auf Koſten der genannten 
Konſular⸗Beamten in den Landesgefängniſſen ſo lange 
feſtgehalten und bewahrt werden, bis ſie am Bord des 
Schiffes, welchem fie angehören, wieder eingejtellt fein 
werden, oder bis fich eine Gelegenheit zu ihrer Rüd- 
fendung in das Land jener Konfular-Beamten auf einem 
Schiffe deffelben oder cine anderen Landes darbietet. 

Wenn eine foldhe Gelegenheit fich jedoch innerhalb 
einer Frift von drei Monaten, von dem Tage der Ber: 
baftung an gerechnet, nicht darbieten jollte, oder wenn 
die Koſten ihrer Haft nicht regelmäßig von dem Theile, 
auf dejfen Antrag die Verhaftung gefchehen ift, entrichtet 
werden, fo follen die gedachten Deſerteurs in Freiheit 
gejeßt werden, ohne daß fie megen derjelben Urſache 
wieder verhaftet werden können. 

Wenn aber der Deferteur außerdem irgend ein Ber: 
brechen oder Vergehen am Lande begangen haben jollte, 
jo fol feine Auslieferung von der Ort3behörde big da: 
bin hinausgeſchoben werden können, daß die zuftändige 
Gerichtsbehörde ihr Urtheil über die That gefällt hat 
und dag Urtheil vollitändig in Ausführung gebradt iſt. 

Man iſt gleihmäßig übereingelommen, daß die See⸗ 
leute oder andere zur Schiffsmannihaft gehörende 
Perjonen, welde Untertanen des Landes find, wo die 
Defertion ftattgefunden hat, von den Beftimmungen des 
gegenwärtigen Artilel3 ausgenommen fein follen. 

Artikel 14. Alle Maaßregeln in Betreff der Net: 
tung Franzöſiſcher Schiffe, welche an den Küften des 
Bollvereins gefcheitert oder geſtrandet find, jollen von 
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den General-Konfuln, Konſuln, Vice-Konſuln oder 
Konfular-Agenten Frankreichs geleitet werden, und 
ebenfo follen die General-Ronfuln, Ronfuln, Vice-Kon⸗ 
fuln oder Konfular-Agenten der Zollvereinzftaaten die 
Meaapregeln in Betreff der Rettung der, an den Fran 
zöſiſchen Küften gefcheiterten oder gejtrandeten Schiffe 
ihre Landes leiten. Die Einwirkung der Ortsbehörden 
in den Gebieten der Hohen vertragenden Theile fol 
nur ftattfinden, um die Ordnung aufrecht zu erhalten, 
um die Intereffen derjenigen zu wahren, welche die 
Rettung geleiftet haben, vorausgefeht, daß fie nicht zu 
der verunglüdten Mannſchaft gehören, und um die Aus— 
führung der für den Eingang und den Ausgang der 
geborgenen Waaren zu beobachtenden Beltimmungen 
fiher zu jtellen. In Abweſenheit und bis zur Ankunft 
der Konfuln, Vice-Konſuln oder Konjular-Ngenten follen 
übrigens die Ort3behörden alle zum Schutze der Schiff- 
brüdigen und zur Aufbewahrung der gejtrandeten 
Sadjen erforderlichen Maaßregeln treffen. 

Ueberdies ift verabredet, daß die geborgenen Waaren 
feiner Zollabgabe unterliegen follen, c8 jei denn, daß 
fie in den inneren Verbrauch übergehen. 

Artifel 15. Gegenwärtiger Vertrag foll..... die 
nämliche Dauer haben, wie der unter den Hohen ver- 
tragenden Theilen am heutigen Zage abgefchlofjene 
Handelövertrag*). Er findet auf jeden Deutjchen Staat 
Anwendung, welcher ſpäter dem Zollverein beitritt. 

*) Die hierauf beziglihe Beitimmung des Sanbelß + Vertrags 
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65) Auslicferungd: Bertrag zwilchen dem Deutſchen 
Reihe und Großbritannien. Vom 14 Mai 
1872 (RGB. 1872 Nr. 21). 


Artikel XV. Die Beitimmungen des gegen: 
wärtigen Vertrages jollen auf die Kolonien und aus: 
wärtigen Befitungen Shrer Großbritannifchen Majeftät 
Anwendung finden. 

Der Antrag auf Auslieferung eines flüchtigen Ber: 
brechers, welcher in einer diejer Kolonien oder aus: 
wärtigen Beligungen Zuflucht gefunden hat, foll an 
den Statthalter oder die oberſte Behörde diefer Kolonie 
oder Befigung durch den oberjten KRonjular- Beamten 
des Deutſchen Reiches in diefer Kolonie oder Befigung 
gerichtet werden. 

Ueber folde Anträge foll der gedachte Statthalter 
oder die gedachte oberfte Behörde ſoviel als möglid 
nad) den Beitimmungen de3 gegenwärtigen Bertrags 


zwiſchen dem Bollverein und Frankreich vom 2. Auguft 1862 (Fr. 
GS. 1866, Nr. 21) lautet: 

Artilel 32. Der gegenwärtige Bertrag fol während eines 
Beitraums von zwölf Jahren, vom Tage des Austauſches der 
Natifllationen +) an gerechnet, in Kraft bleiben. Sm Falle feiner 
der beiden Hohen vertragenden Theile zwölf Monate vor dem Ablauf 
des gedachten Zeitraums feine Abftcht, die Wirkungen, des Vertrages 
aufhören zu laffen, fundgegeben haben follte, fo bleibt derjelde in 
Geltung bis zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchen 


der eine oder der andere der Hohen vertragenden Theile denjelben 
gekündigt Hat. 


t) 9. Mat 1865. 
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befinden, jedoch foll denfelben freiftchen, entweder die 
Auslieferung zu bewilligen oder über den Fall an ihre 
Regierung zu berichten. 

Shrer Großbritannischen Majeftät ſoll es jedoch frei- 
ftehen, in den britiihen Kolonien und auswärtigen 
Beſitzungen über die Auslieferung deuticher Verbrecher, 
welche innerhalb dicjer Kolonien und auswärtigen Be- 
figungen Zuflucht gefunden haben, auf möglichſt gleicher 
Grundlage mit den Beftimmungen de3 gegenwärtigen 
Vertrages bejondere Anordnungen zu treffen... ... 


Artikel XVI. Der gegenwärtige Vertrag joll 
zehn Tage nad) feiner in Gemäßheit der durch die 
Gefeßgebung der Hohen vertragenden Theile vorge- 
fchriebenen Formen erfolgten Veröffentlichung *) in Kraft 
treten. Der Vertrag kann von jedem der beiden hohen 
vertragenden Theile aufgefündigt werden, bleibt jedod) 


Schiffahrt3 - Bertrag zwiſchen Preußen und Großbritannien. 
Bom 16. Auguft 1865. (Pr. GS. 1866, Nr. 7). 
Artilel 3. Wenn ein Kriegs- oder Handelsſchiff 
eine8 der vertragenden Theile an den Küſten des 
anderen jtrandet oder ſcheitert, jo joll ihm der näm— 
liche Schus und Beiftand, wie einem einheimijchen 





*) Erfolgt im Deutichen Reich am 8. Suli 1872, in Groß: 
britannieh und Irland am 28. Zuni 1872. 
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Schiffe geleiſtet werden. Die Eigenthümer oder deren 
Bevollmächtigte oder Vertreter ſollen für die Sicherung 
ihres Eigenthums keine anderen Koſten zu zahlen haben, 
als in dem entjprecdhenden Falle des Schiffbruchs eines 
einheimiichen Schiffes zu zahlen fein würden. Sollte 
der Führer eines Handelsjchiffes genöthigt fein, einen 
Theil der Ladung zur Dedung feiner Auslagen zu ver: 
äußern, fo jol ihm von den Behörden kein Hindernik 
in den Weg gelegt werden, er ift indeffen zur Be 
achtung der beitehenden Borjchriften und Tarife ver: 
pflichtet. 

Die von dem Wrack geborgenen Gitter und Waaren 
follen von jeder Zollabgabe frei fein, fofern fie nicht 
in den Berbraud übergehen. 

In Abweſenheit oder anf Anfuchen des Eigen: 
thiimers, des Schiffsführers oder eines fonftigen Be 
vollmächtigten des Eigenthiimers follen die beiderjeitigen 
Generaltonfuln, Konfuln, Vizekonſuln oder Konfular- 
Agenten befugt fein, die Gewährung des erforderlichen 
Beiltandes an die Betheiligten zu vermitteln. 

Artitel 4 Den Generaltonfuln, Konfuln, Bize 
tonfuln und Konfular= Agenten jedes vertragenden 
Theiles, welche in den Gebieten und Beſitzungen deö 
anderen ihren Siß haben, foll vo den Orts-Behörden 
jeder gejeglih zuläjfige Beiſtand zur Herbeifchaffung 
der von den Schiffen ihres Landes defertirten Perſonen 
gelciftet werden. 

Artilel 6. Der gegenwärtige Vertrag foll die 
nämliche Dauer haben, wie der anı 30. Mai dis 














— 
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laufenden Jahres unterzeichnete Handelsvertrag zwiſchen 
dem Zollverein und Großbritannien*) ..... 


66) Handels- und Schiffahrts-Vertrag 
zwiſchen Deutſchland uud Portugal. 
Vom 2. März 1872 (RGB. 254). 


Artikel 9. Der Importeur hat der Zollbehörde 
des anderen Landes eine Beicheinigung vorzulegen, 
durch welche bezeugt wird, daß die eingeführten Waaren 
einheimifcher Herkunft oder Fabrilation find. Diefe 
Beicheinigung kann beftehen entweder in einer amt— 
lichen, vor einer Behörde am Ort der Verjendung ab- 
gegebenen Erklärung, oder in einem vom Vorſtand des 
Ausgangs-Zollamts ausgeftellten Zeugniß, oder in 
einem von dem am Berjendungsort oder Verſchiffungs— 
Hafen refidirenden Konful oder Konfularagenten de3 
Landes, wohin die Einfuhr erfolgen ſoll, ausgefertigten 
Beugniß. 

Was die Zollabfertigung der ach dem Werthe be= 
legten Waaren anlangt, fo follen die Smporteure und 


*) Artikel 8 dieſes Handel3 Vertrages (Pr. GS. 1865, Nr. 37) 
lautet: 

Der gegenwärtige Vertrag fol... . . bis zum 80. Sunt 1877. in 
Kraft bleiben. Im Falle keiner der vertragenden Theile zwölf 
Monate vor dieſem Tage feine Abficht, die Wirkung des Vertrages 
aufhören zu laſſen, den anderen Fund gegeben Haben follte, ſoll 
derfelbe 6i8 zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab in Geltung 
bleiben, an welchem der eine oder der andere der vertragenden 
Theile denſelben gekündigt hat. 
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Brodufte des einen der beiden Ränder in dem anderen 
in allen Beziehungen wie die Importeure und Produfte 
des am meilten begünjtigten Landes behandelt werben. 

Artilel 17. Jeder der hoben vertragenden Theile 
bewilligt dem anderen dag Recht, in feinen Häfen und 
Handelsplätzen Generallonjuln, Konſuln, Vizekonſuln 
oder Handelsagenten zu unterhalten, mit dem Bor: 
bebalt jedoh, daß jeder heil befugt fein fol, von 
diefem Zugejtändni einzelne Orte nad feiner Wahl 
auszunehnien. 

Die in gehöriger Form von ihrer Regierung cr: 
nannten Konfularagenten jeder Art genießen, fobald 
fie von der Regierung des Staated, in welchem fie 
ihren Amtzfib Haben, dag Erequatur erhalten Haben, 
ſowohl für ihre Berfon, als auch bei Ausübung ihres 
Amtes alle Rechte, welche den Konfularagenten gleichen 
Ranges der anı meiften begünftigten Nation zuftehen. 

Artilel 18. Die gedadhten Generaltonjuln, Kon- 
juln, Bizelonfuln und Handelsagenten follen befugt fein, 
zur Verhaftung, Yelthaltung und Einfperrung der 
Deferteure von Kriegs- und Handelsſchiffen ihres Landes 
den Beiftand der Lokalbehörden in Anſpruch zu nehmen. 
Zu diefem Zweck werden fie fid) an die Gerichte, Einzel- 
richter und zuftändigen Beamten wenden und fchriftlid 
die Auslieferung der Deferteure beantragen, indem fie 
dur Mittheilung der Schiffsregifter, Mufterrollen oder 
anderer amtlichen Dokumente den Beweis führen, dab 
die fraglichen Berfonen zu der Schiffsmannſchaft gehören, 
worauf hin die Auglieferung erfolgen fol. 
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Solche Deferteure follen, fobald fie verhaftet find, 
zur Verfügung der Generallonfuln, Konfuln, Vize 
fonfuln und Handeldagenten ftehen und auf deren 
Antrag und auf Koften derfelben in den öffentlichen 
Gefängniſſen feitgehalten werden fünnen, um auf das 
Schiff, zu melden: fie gehören, oder auf ein anderes 
nationales Schiff gebracht zu werden. Werden fie jedoch 
nicht innerhalb zweier Monate nach ihrer Verhaftung 
in ihre Heimath geſchafft, jo jollen fie auf freien Fuß 
gefeßt werden und können dann wegen derjelben Sache 
nicht wieder verhaftet werden. 

Man ift jedoch übereingekommen, daß, wenn der 
Deferteur ein Verbrechen oder Vergehen begangen haben 
follte, feine Auslieferung fo lange jol aufgehoben 
werden können, bi das mit der Anklage befaßte Gericht 
fein Urtheil gefällt Hat und dieſes Urtheil volljtredt 
worden it. 

Artilel 19. Sm Kalle des Scheiternd oder des 
Schiffbruches eines Schiffes eines der hohen vertragenden 
Theile an den Küften des anderen Theils jollen Schiff 
und Ladung diefelben Begünftigungen und Befreiungen 
genießen, welche die Gefeßgebung jedes der betreffenden 
Staaten den Schiffen des eigenen Landes in gleicher 
Rage bewilligt. Es ſoll jede Hilfe und aller Beiftand 
dem Führer und der Mannſchaft des Schiffs geleiftet 
werden, ſowohl für ihre Perſon, wie für da3 Schiff 
und deffen Ladung. Die auf die Rettung bezüglichen 
Maßregeln follen den Landesgefegen gemäß getroffen 
werden. Es foll jedoch den Konfuln und Konjular- 
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agenten geftattet fein, im Falle Schiffe, welche an der 
Küfte gefcheitert find, oder Schiffbrud gelitten haben, 
reparirt oder verproviantirt oder verlauft werden, die 
hierauf bezüglihen Geſchäfte zu überwachen. Alles, 
wa3 von dem Schiffe ober deſſen Ladung gerettet worden 
ift, oder der für dieſe Gegenftände erzielte Kaufpreis 
fol den Eigenthümern oder deren Bevollmächtigten 
zurüderjtattet werden, und es follen für die Rettung 
feine höheren Koften bezahlt werden, als von National: 
ſchiffen in gleicher Lage bezahlt werden müffen. 

Ueberdies ift verabredet, daß bie geborgenen Waaren 
feiner Zollabgabe unterliegen jollen, es fei denn, dab 
fie in den inneren Verbraud übergeben. 

Artikel 20. Die Beitimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages finden ohne Ausnahme auf die Inſeln 
Madeira, Borto Santo und auf die Inſelgruppe der 
Azoren Anwendung. Sie finden in gleicher Weiſe auf 
da8 GroßherzogtHum Luxemburg Anwendung, fo lange 
daffelbe dem drutfchen Zoll- und Handelsſyſteme an: 
gehören wird. 

Artikel 22. Der gegenwärtige Bertrag foll einen 
Monat nach erfolgtem Austaufch der Ratifitationen zur 
Ausführung kommen und bis zum 1. Juli 1878 in 
Kraft bleiben. Im Yalle keiner der hohen vertragenden 
Theile ein Jahr vor Ablauf des gedachten Zeitrauns 
die Abſicht kundgegeben haben follte, die Wirkungen 
des Vertrages aufhören zu laſſen, bleibt derſelbe in 
Geltung bis zum Ablauf eines Jahres von dem Tage 
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ab, an welchem der eine oder der andere der hoben 
vertragenden Theile denjelben gefündigt Hat. 


67) Freundſchafts-, Handels- uud Schiff— 
fahrts-Vertrag zwiſchen Deutſchland und 
Perſien. Vom 11. Juni 1873 (RGB. 351). 


Im Namen des Allgütigen und Allbarm— 
herzigen Gottes! 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer einerſeits, und 
Seine Majeſtät, deſſen Banner die Sonne iſt, der 
heilige, erhabene und große Monarch, der unumſchränkte 
Herrſcher und Kaiſer der Kaiſer aller Staaten von 
Perſien andererſeits, 

Beide gleichmäßig und aufrichtig von dem Wunſche 
beſeelt, die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und dem Perſiſchen Reiche feſter zu 
knüpfen, ſind übereingekommen, die beſtehenden Ver— 
träge zu revidiren und durch einen neuen, gegenſeitig 
vortheilhaften und den Unterthanen der hohen ver— 
tragenden Mächte nützlichen Freundſchafts-, Handels— 
und Schifffahrtsvertrag zu erſetzen. 

Zu dem Ende haben zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt! — — 
welche beide Bevollmädtigte ſich in St. Petersburg 
vereinigt und, nach dem Austauſch ihrer in guter 
und geböriger Form befundenen Vollmachten, die nach⸗ 
jtehenden Artikel verabredet haben: 

Art. 1. Wie bisher, fol aud in Zukunft auf: 
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richtige Freundſchaft und gutes Einvernehmen zwiſchen 
den Etaaten und Unterthanen der hohen vertragenden 
Theile beſtehen. 

Art. 2. Die beiberfeitigen Botichafter, bevollmäd: 
tigten Minifter oder anderen diplomatischen Agenten 
ſollen, fie felbjt und das ganze Berjonal ihrer Rilfion, 
gegenfeitig ebenfo aufgenommen und behandelt werden, 
wie in den beiderfeitigen Rändern die Botjchafter, bevoll- 
mädjtigten Minifter oder anderen diplomatifchen Agenten 
der meiſtbegünſtigten Nationen aufgenommen werden, 
und ſie follen daſelbſt in allen Beziehungen diefelben 
Ehrenrechte, Vorrechte und Freiheiten genießen. 

Art. 3. Zum Schuße ihrer beiderfeitigen Unter: 
thanen und ihre® Handels, und zur Erleichterung guter 
und billiger Beziehungen zwiſchen ihren Unterthanen, 
behalten die hohen vertragenden Theile ſich die Befugniß 
vor, ein jeder drei Konjuln in den Staaten des anderen 
Theils zu ernennen. Die deutſchen Konfuln werden 
in Teheran, Tauris und Bender-Boudir refidiren. 


Die perfiihen Konjuln werden in Deutjchland an 
ſolchen Orten refidiren, an welchen Konjuln einer frem- 
den Macht ſich befinden. 


Diefe Konſuln der Hohen vertragenden Mächte follın 
fowoHl für ihre Berfon und für die Uebung ihrer 
Amtspflihten, als auch für ihre Häufer, für die Be 
amten ihrer Konfulate und die zu ihnen in Dienit: 
verhältnig ſtehenden Perfonen gegenfeitig diefelben 
Ehrenrechte und Privilegien genießen, welche die konſu— 
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larifhen Beamten der meijtbegünjtigten Nation ge- 
nießen und in Zukunft genichen werden. 

Am Falle öffentliher Rubejtörungen fol den Kon= 
ſuln auf ihren Wunſch eine Sicherheitäwache bemilligt 
werden, um die Unverleglichkeit der konſulariſchen Woh- 
nung ficher zu jtellen. 

Die diplomatischen Agenten und Konjuln Deutſch⸗ 
lands und ebenjo die diplomatifchen Agenten und 
Konfuln des Berfifhen Reichs dürfen weder indgeheim 
noch öffentlich einen perfifchen Unterthan, beziehungs- 
weiſe einen deutichen Angehörigen in Schuß nehmen, 
wenn derfelbe bei den refpeftiven Miffionen, oder bei 
den Generallonfuln, Konſuln, Vizekonſuln oder konſu⸗ 
larifhen Agenten nicht wirklich bedienjtet ift. 

Es veriteht ſich jedoch, dak cin Tonfularifcher Be- 
amter des einen der Hohen vertragenden Theile, 
welcher auf dem Gebiete der anderen Macht jih in 
Handelsgefchäfte cinlaffen follte, in dieſer Beziehung 
denfelben Gejegen und Gebräuchen unterworfen ift, 
welchen jeine Land3leute, die den gleichen Handel 
treiben, unterliegen. 

Art. 4. Die Unterthanen jedes der beiden ver- 
tragenden Theile follen auf dem Gebiete des anderen 
Theile diejelben Rechte, Privilegien, Freiheiten und 
Eremtionen genießen, welche die Unterthanen der meijt- 
begünftigten Nation binfichtlih des Handel und der 
Schifffahrt gegenwärtig genießen oder in Zukunft ge— 
nießen werden. 

Art. 5. Die Unterthanen der beiden hoben 
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vertragenden Theile dürfen in voller Freiheit in den 
beiderjeitigen Gebieten umberreifen und durch Diefelben 
hindurchreiſen, um ſich in benachbarte Länder zu be- 
geben, ohne daß fie Hierin durch dic Ortsbehörden ge 
hindert werden. Die legteren werden ihrerjeit3 Die 
lebhaftefte Sorge tragen, fie vor allem Mißgeſchick zu 
bewahren, indbejondere unausgejegt iiber ihre perſön⸗ 
lihe Sicherheit wachen, fie mit jeber möglichen Rüdjicht 
behandeln, damit fie niddt irgendivie Schaden, Schwierig: 
keiten oder Kränfungen auf ihrer Reife erfahren, und 
fie zu dem Ende mit Geleitbriefen, Päſſen oder anderen 
Dokumenten verſehen. 

Urt. 6. Die Unterthanen der hoben vertragen: 
den Theile, weldye in ihrer Eigenfchaft als Kaufleute, 
Handeltreibende oder Reifende fich in ihren Gejchäften 
in die beiderfeitigen Gebiete begeben, follen dort von 
ihrem Eintritt bis zu ihrem Austritt mit denjelben 
Rüdfihten und auf demfelben Fuße aufgenommen 
und behandelt werden, wie die Unterthanen der meiſt⸗ 
begünftigten Nationen. 

Folgeweiſe follen die Unterthanen der Hohen ver: 
tragenden Theile befugt fein, zu Lande und zur See 
Waaren in die bezüglichen Länder frei einzuführen, 
von da auszuführen, oder durch dieſelben durchzu— 
führen, in dem ganzen Bereiche ihrer Staaten nad 
Maßgabe der in dem betreffenden Lande geltenden 
Bejtimmungen und Geſetze Handel zu treiben, dajelbit 
Häufer, Magazine und Läden für ihre Gefchäfte zu 
miethen, und fie follen dafelbft unter keinem Namen 
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oder Vorwande irgend einer Auflage unterworfen fein, 
welcher die Angehörigen der meiftbegünftigten Nationen 
nicht unterworfen find. 

Es ift wohl verftanden, daß wenn der hohe Hof 
von ran den Angehörigen einer fremden Nation das 
Recht einräumen würde, in Perſien Grundftüde, Häufer, 
Magazine oder andere Immobilien zu erwerben oder zu 
befigen, dafjelbe Recht ebenjo den Angehörigen des 
Deutſchen Reichs eingeräumt werden wird. 


Die Kaufleute beider Nationen, welche in den 
beiden Ländern Binnenhandel treiben wollen, jollen 
rückſichtlich dieſes Handels den Gefeben des Landes, 
wo derſelbe betrieben wird, unterworfen ſein. 


Art. 7. Die Angehörigen des Deutſchen Reichs, 
welche Waaren in Perſien ein- oder von dort aus— 
führen, ſollen hinſichtlich der Zollabgaben auf demſelben 
Fuße behandelt werden, wie die Angehörigen der 
meiſtbegünſtigten Nationen. 


Ebenſo ſollen die perſiſchen Unterthanen, welche 
Waaren in Deutſchland ein- oder von dort ausführen, 
hinſichtlich der Zollabgaben und Auflagen auf dem— 
ſelben Fuße behandelt werden, wie die Angehörigen 
der meiſtbegünſtigten Nationen. 

Art. 8. Den Handelsfahrzeugen der beiden hohen 
vertragenden Theile ſoll es erlaubt fein, in den 
beiderjeitigen Staaten alle Buchten und Ströme, ſowie 
alfe Häfen, Rheden und Anferpläße, welche durch Die 
Kandesregierung dem Seehandel geöffnet find, ſowohl 
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beladen als aud mit Ballaft frei zu befuchen. Diele 
Freiheit foll für die Schiffe und fire die Unterthanen 
der Hohen vertragenden Theile die Befugniß mitent⸗ 
halten, Einfuhr: und Ausfugrhandel in demjelben Um: 
fange zu treiben, wie die Schiffe und die Angehörigen 
der meiltbegünftigten Nationen, ebenfo die Befugniß, 
alle Handelägeihäfte zu treiben, deren Betrieb Traft 
der Geſetze des betreffenden Landes erlaubt ift. Die 
beiderfeitigen Handelöfahrzeuge und Unterthanen follen 
in dieſer Hinfiht aller Orten auf demſelben Fuße be 
handelt werden, wie die Schiffe und Unterthanen der 
meijtbegünftigten Nationen. 

Art. 9. Die Fahrzeuge des einen der hoben 
vertragichließenden Theile, welche mit Ballaſt oder be 
laden, aus welchem Lande es auch fei, in den Häfen 
des anderen Theils ankommen, jollen bei ihrem Ein: 
und Ausgange auf demjelben Fuße, wie die Fahrzeuge 
der meiftbegünftigten Nationen behandelt werden rüd 
fichtlidy der Hafen-, Tonnen, Keuchtfeuer- und Lootſen⸗ 
gebühren, ebenſo rückſichtlich jeder anderen Gebühr 
oder Auflage, von welcher Art oder Benennung fie 
auch jet, welche der Krone, den Städten oder irgend 
welchen Privatinftituten zusteht. 

Art. 10. Anlangend Fälle von Sciffbrud, fo 
verpflichten fich die hohen vertragenden Theile, die 
nöthigen Maßnahmen zu treffen, damit der Rettung 
ihrer an der Küfte des einen oder anderen Theiles 
geitrandeten Schiffe, ingleihen der an Bord befind- 
lichen Perfonen und Sachen aller Art, diejelbe Sorg- 
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falt gewidmet werde, welche in gleichartiger Lage auf 
die Rettung der Fahrzeuge der meiftbegünftigten Nation 
verwendet werden würde. Gleichermweife verpflichten 
fie fi, darüber zu wachen, daß die Trümmer des ge- 
Scheiterten Schiffes, die Sciffspapiere, die Gelder, 
Effekten, Geräthichaften und andere Werthgegenftände 
unter gute Auflicht ebenfo gejtellt werden, wie dies 
bei den gefcdeiterten Schiffen der meiftbegünjtigten 
Mächte gejchicht, daß ferner der betheiligten Regierung 
durch Vermittelung ihres nächſten Konfuls oder Handels⸗ 
agenten oder auf irgend einem anderen Wege von dem 
Borgange Kenntniß gegeben und zugleich) alle Bor- 
Handene auf die zwedmäßigite Weife zur Verfügung 
gejtellt wird, und daß endlid alle geretteten Güter, 
oder aber der Erlös aus ihrem Verkauf, fall lebterer 
erfolgen mußte, den Eigenthiimern oder deren Bevoll- 
mädhtigten, oder in Ermangelung beider dem Sonful 
oder Agenten der betheiligten Regierung getreulidh 
überliefert werden. 

Art. 11. Die Offiziere, Beamten oder Unter: 
thanen des hohen Hofes von Iran dürfen nicht mit 
Gewalt in die Wohnung eined Deutſchen eindringen, 
auch nicht in feine Magazine oder Läden. In Noth: 
fällen muß der diplomatifche Agent oder der Konful, 
welchem das betreffende Individuum unterjtcht, davon 
benachrichtigt werden, und feine Hausſuchung darf an= 
der3 als in Gegenwart der von dem genannten Agenten 
oder Konful abgeordneten Beauftragten vorgenommen 

Born, Die Konfulargejepgebung. 87 
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werden. Un den Orten, an welchen kein Agent oder 
Konful ſich befindet, follen die Angehörigen ded Deut⸗ 
fen Reichs in diefer Beziehung auf demſelben Fuße 
behandelt werden, mie die Angehörigen ber meilt- 
begünftigten Rationen an den Orten, an welchen Agen⸗ 
ten oder Konfuln ihrer Regierung fich nicht befinden. 

Art. 12. Alle auf Handelögeichäfte bezüglichen 
Verträge und anderen Verpflichtungen ber Unterthanen 
der hohen vertragenden Theile jollen durch bie be= 
treffende Regierung getreulich aufrecht erhalten und 
mit der größten Sorgfalt geſchützt werden. 

Bu mehrerer Stcherftellung der Angehörigen ber 
Staaten des Deutfchen Reichs in Berfien follen die 
Schuldverſchreibungen, Wechfel und Bürgichaftsurkunden, 
fowie alle von Untertbanen der hoben vertragenden 
Theile gefchloffenen Berträge über Handelsgeſchäfte 
vom Divan-Khans und in Ermangelung eines foldyen 
von der zuftändigen Ortöbehörde und an Orten, wo 
ein deutſcher Konful fi befindet, auch von diefem 
Letzteren gezeichnet werden, . damit im Falle einer 
Streitigleit die erforderlichen Erhebungen gepflogen 
und bie jtreitigen Punkte der Gerechtigleit gemäß ent- 
jhieden werden fünnen. 

Demgemäß foll derjenige, welcher, ohne im Belik 
derartig beglaubigter Dolumente zu fein, gegen einen 
Angehörigen des Deutichen Reichs einen Rechtsftreit 
anhängig machen wollte, und hierbei feine anderen 
Beweiſe als die Ausſagen eines Zeugen beizubringen 
vermöchte, mit feiner lage nicht gehört werben, «8 fei 








Sandelsvertrag mit Verfien. 679 


denn, daß diefe von dem befagten Deutfchen als be- 
gründet anerkannt würde, 

Das Deutſche Reich wird feinerjeit3 nad Maßgabe 
der Geſetze und beftehenden Gebräuche über die Sichere 
beit der perfilhen Untertbanen in Deutfchland wachen 
und dieſelben in dieſer Hinfiht auf dem Fuße der 
meiltbegünjtigten Nationen behandeln. 

Art. 13. Alle GStreitigteiten oder Zwiſte und 
alle Prozeſſe, welche ſich unter Deutſchen in Berfien 
entipinnen möchten, follen durch die bezüglichen Ver— 
treter bei dem Hohen Hofe von ran oder durch die 
Konjuln, welchen fie unterjtellt find, oder durch Die 
ihrem Wohnorte nächſten Konſuln nach den Geſetzen 
ihrer Heimath umnterfucht und entjchieden werden, ohne 
daß die Landesbehörde hierbei dag geringfte Hinderniß 
oder die geringfte Schwierigkeit entgegenjeßen darf. 

Die Prozeffe, Streitigkeiten und Zwiſte, welche in 
Berjten zwiſchen Deutſchen und Angehörigen anderer 
fremden Nationen fi entipinnen möchten, follen aus- 
ſchließlich durch die VBermittelung ihrer Agenten oder 
Konfuln entichieden werden. 

Alle Streitigkeiten oder Zwiſte und alle Prozeſſe, 
welche in Berfien zwifchen den Unterthanen der beiden 
hoben vertragenden Theile ſich entipinnen möchten, 
ſollen vor den perfiihen Gerichten entjchieden werden, 
aber diefe Streitigfeiten und Prozeſſe folfen nicht ander 
abgeurtelt ober entjchieden werden können, als in 
Gegenwart und mit Dazmwilchentunft des Deutichen 
Bertreterd oder Konfuls, oder in feinen Namen in 

37* 
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Gegenwart des Hierzu beauftragten Dolmetſchers — 
alles dies nach den Gefegen und dem Herlommen des 
Landes. 

Ein Prozeß, welcher durch das Urtel des zuſtändigen 
Richters einmal beendet iſt, kann nicht ein zweites Mal 
twicder aufgenommen werden. Sollte aber die Revijion 
des ergangenen Urtels nothivendig werden, fo joll ſie 
nur geſchehen mit Vorwiffen des Bertreter® oder des 
Konfuls, welchem die betheiligten Deutichen unteritellt 
find, oder im Namen dieſes Agenten in Gegenwart 
des bezüglichen Dolmetſchers und nur vor einem der 
oberiten Kontrol⸗ und Kafiationshöfe, welde zu Tehe 
van, Tauris oder Ispahan ihren Sig haben. 

Sn Ermwiderung diefer Berbindlichkeiten follen Die 
Untertdanen des hohen Hofes von Iran in den Staaten 
des Deutihen Reichs, für ihre, Intereſſen umd ihre 
erworbenen Rechte im Falle von Streitigkeiten den 
vollen Schuß der Gelee und Gerichte dieſer Staaten 
genichen, in gleicher Weiſe wie die Einheimifchen und 
die Untertdanen anderer fremden Mächte, und die 
Vertreter, Konſuln und Agenten des Hohen Hofes von 
Sran follen dafelbjt bezüglich einer Dazwiſchenkunft 
von ihrer Seite zu Gunſten ihrer Landsleute bei den 
Behörden diefer Stanten die Befugniß genießen, welde 
dort den diplomatiſchen Agenten und Konſuln der 
meiftbegünfligten Nationen eingeräumt ift. 

Urt. 14. Erklärt fi ein Unterthan eines ber 
beiden Hohen vertragenden Theile, welcher in dem Ge 
biete de3 anderen fich befindet, für fallit oder macht er 
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banterott, fo foll über alle feine Güter, feine Effekten 
und feinen Altiv- und Baffivftand das Inventar auf: 
genommen werden, um danad) die erforderliche Liqui— 
dation und gerechte Bertheilung unter feinen Gläu— 
bigern vorzunchnen. 

Wenn ein Deutfcher, welcher fi in Berfien aufhält 
oder befindet, fich für fallit erklärt, ſoll das vorerwähnte 
Verfahren nur mit Vorwiffen und unter Dazwilchen- 
funft desjenigen bezüglichen Vertreters oder Konſuls 
ftattfinden, welcher zunächſt dem Aufenthaltsorte des 
Bankerottirers feinen Sit bat. 

Wenn ein perfifher Untertdan in Deutſchland fallit 
wird, jo joll in dem Falliment3verfahren dem perſiſchen 
Bertreter oder Konſul dafjelbe Recht der Dazwifchen- 
funft zuftehen, welches in ähnlihem Falle die Ver— 
treter und Konfuln der meijtbegünftigten Nation ge= 
nießen. 

Auf den Antrag der Gläubiger follen die reſpektiven 
diplomatifhen oder konſulariſchen Agenten der ver- 
tragenden Mächte die erforderlichen Ermittelungen ver- 
anlaffen, um feitzuftellen, ob der Gemeinſchuldner nicht 
in feiner Heimath Vermögensſtücke gelaffen hat, welche 
zur Befriedigung ihrer Anſprüche dienen könnten. 

Art. 15. Im Falle auf dem Gebiete de3 einen der 
hohen vertragenden Theile ein Unterthan des anderen 
jtirbt, fol der Nachlaß unverfürzt der Familie oder den 
Gejellfchaftern des Verftorbenen ausgeantmwortet werden, 
wenn folhe vorhanden find. Hatte der Berftorbene 
weder Verwandte, noch Gefellfchafter, jo fol fein in 
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den ändern der hohen vertragenden Theile vorhandener 
Nachlaß unverlürzt der Obhut der betreffenden Agenten 
oder Konfuln übergeben werden, damit diefe den Ge- 
ſezen und dem Hertommen ihrer Heimath entfprechend 
darüber verfügen. 

Art. 16. Die Angelegenheiten der Strafgericht3- 
barfeit, in welche deutiche Untertanen in Berfien oder 
perfifche Untertdanen in Deutichland verwidelt werden 
möchten, follen in den beiderfeitigen Staaten in der 
Weiſe behandelt werben, welche hinſichtlich der meilt- 
begünftigten Nation angenommen ift. 

Art. 17. Die Kaiſerlich Deutſche Regierung ver: 
pflichtet fich, perſiſchen Untertdanen Raturalifationg-Ur- 
kunden nur unter der ausbrüdlichen Bedingung der 
vorgängigen BZuftimmung der perfiihen Regierung zu 
ertheilen; ebenjo verpflichtet fich die perſiſche Regierung 
ihrerſeits, keinem Angehörigen des Deutſchen Reichs 
ohne vorgängige Zuſtimmung der Regierung deſſelben 
eine Naturaliſations⸗Urkunde zu ertheilen. 

Art. 18. Im Falle eines Krieges zwiſchen einer 
der vertragenden Mächte mit einer anderen Macht 
fol deshalb allein das gute Einvernehmen und Die 
aufrichtige Freundſchaft, welche zwiſchen den hohen ver- 
tragenden Mächten immerdar beitchen foll, keinen Ab⸗ 
bruch, Schmälerung oder Aenderung erleiden. Sollte 
Perfien in einen Streit mit einer anderen Macht ver- 
widelt werden, jo erklärt die Deutfche Negierung ſich 
bereit, auf den Wunjc der Regierung Seiner Railer- 
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lichen Majeſtät des Schah ihre guten Dienfte zu leilten, 
um zur Beilegung des Streites mit beizutragen. 

Art. 19. Der vorliegende Vertrag ſoll in Kraft 
bleiben vom Tage feiner Bollziehung bis zum Ablauf 
von zwölf Monaten, nachdem der eine der hohen ver⸗ 
tragenden Theile dem anderen die Abficht, ihn außer 
Wirkſamkeit zu feben, angekündigt haben wird. 

Indeſſen behalten die beiden Hohen vertragenden 
Theile ſich die Befugniß vor, unter beiderfeitigem Ein- 
verftändniß in den gegenwärtigen Vertrag alle Aende⸗ 
rungen aufzunehmen, welche dem Geifte und den Grund 
ſätzen deſſelben nicht widerfprehen und deren Nützlich⸗ 
feit durch die Erfahrung fich zeigen follte. 

Art. 20. Die Beltimmungen dieſes Vertrages 
finden gleicherweife auf das Großherzogthum Luxem⸗ 
burg jo lange Anwendung, als dafjelbe zum deutichen 
Zoll⸗ und Steuerſyſtem gehören wird. 

Art. 21. Die Gouverneure, Kommandanten, Zoll⸗ 
beamten, Offiziere und übrigen Beamten der hohen ver- 
tragenden Mächte jollen angewieſen werden, die Be: 
ftimmungen diefed Vertrages mit aller möglichen Ge⸗ 
nauigkeit und ohne den mindeften Abbruch zu erfüllen. 


68) Freundſchafts-—, Handels- und Schif— 
fahrts-Vertrag mit Coſta Rica. Vom 18. Mai 
1875. (RGB. 1877, Nr. 8). 

Artikel XXVL Jeder der beiden Hohen vers 
tragenden Theile kann in den Gebieten des anderen 
Konfuln ernennen; diefe Agenten werden jedoch nicht 
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eher in dic Ausübungen ihrer Verrichtung eintreten, 
nod der mit ihrem Amte verbundenen Rechte, Bor: 
rechte und Freiheiten theilhaftig werden, bis fie das 
„Exequatur“ der Territorial-Regierung erhalten haben, 
welche letztere ſich vorbehäft, die Aufenthaltsorte zu 
beftimmen, an denen fie Konſuln zulaſſen will. Es 
verfteht fi), daß in diefer Beziehung die Regierungen 
fih gegenfeitig Feine anderen Beſchränkungen auferlegen 
werden, als diejenigen, die in ihrem Lande allen Ka: 
tionen gemeinfam find. 

Artitel XXVII. Die General-Konfuln, Konſuln, 
Vize-Konſuln und Konfular-Agenten, fowie Die ihrer 
Miffton beigegebenen Konſular-Eleven, Kanzler und 
GSefretäre werden in beiden Ländern alle Vorrechte, 
Befreiungen und Freiheiten genichen, welche an dem 
Drte ihres Aufenthaltes den Agenten desſelben Range? 
der meiftbegünftigten Nation beivilligt werden mögen. 

Die Berufs-Konſuln (Consules missi) follen, fo 
fern fie Angehörige desjenigen vertragenden Theils 
find, welcher fie ernannt Hat, von Militär-Einquar: 
tierung befreit fein, fowie von direlten Perſonal-, Mo: 
biliar=z oder Luxusſteuern, mögen foldhe vom Staate 
oder der Kommune auferlegt fein. 

Sollten jedod) die genannten Beamten Kaufleute 
fein oder ein Gewerbe betreiben oder unbewegliches 
Eigenthum befigen, fo werden fie in Beziehung auf 
die Laften und Abgaben von folhem Gewerbe oder 
ah wie die Angehörigen ihre® Landes ange 
eben, 
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Die Berufs⸗Konſuln (Consules missi) follen, fofern 
fie Angehörige desjenigen vertragenden Theils find, 
welcher fie ernannt Hat, der perfünlihen Immunität 
genießen, und nur wegen ſchwerer ftrafbarer Hand- 
lungen fejtgenommen oder verhaftet werden. Was die 
Konfuln anbelangt, welche Angehörige des Landes find, 
in dem fie ihren Siß haben, oder welche Handel trei- 
ben, jo verftcht ſich die perfünlide Smmunität nur 
von Schulden und anderen Berbindlichleiten, welche 
nicht herrühren aus den Handelögeichäften, die fie jelbit 
oder durch ihre Untergebenen betreiben. 

Die gedachten Agenten können über dem äußeren 
Eingange ihrer Wohnung ein Schild mit dem Wappen 
ihres Landes und der Infchrift: Konjulat von... ... 
anbringen, und cbenfo fünnen fie die Flagge ihres Landes 
an dem Konfulatsgebäude aufziehen. Dieſe äußeren 
Abzeichen werden jedoch niemals angeſehen werden als 
ein Recht gebend auf Gewährung des Aſyls. 

Am Falle des Todes, der Behinderung oder der 
Abwefenheit der General-Konfuln, Konſuln, Vize⸗-Kon⸗ 
fuln und Konſular⸗Agenten werden die Konfular-Eleven, 
Kanzler und Sekretäre don Rechtswegen zur einfts - 
meiligen Bejorgung der Konſulatsgeſchäfte zugelafjen 
werden. 

Artikel XXVIII. Die Archive und im allge- 
meinen alle Papiere der betreffenden Konſulatskanzleien 
ſind unverletzlich und können unter keinem Vorwande 
und in keinem Falle von Seiten der Landesbehörden 
weggenommen noch durchſucht werden, 
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Artikel XXIX. Die betreffenden General-Kon- 
fuln und Konfuln haben die Befugniß, Bize-Konfuln 
und SonjulareAgenten in den verſchiedenen Stäbdten, 
Häfen oder Orten ihres Konſular-Bezirks einzuſetzen, 
wenn das Intereſſe des ihnen anvertrauten Amtes 
dies erheiſcht; es verjteht fich jedoch mit dem Borbchalte 
der Benehmignng und der Ertheilung des „Exequatur“ 
feitend der Regierung bed Landed. Solche Agenten 
tönnen fowohl aus der Zahl der beiderfeitigen Ange 
hörigen ala ber Fremden ernannt werden. 

Artikel XXX. Die betreffenden General-Ronfuln, 
Konfuln, Vize⸗Konſuln oder Konfular:Agenten können 
bei Zodesfällen ihrer Landsleute, wenn jolche obne 
Hinterlaffung eines Tejtamentd oder ohne Namhaft⸗ 
machung von Tejtamentsvollftredern verjtorben find, 

1. von Amtswegen oder auf Antrag der betheiligten 

Barteien das bewegliche Vermögen und bie Pa⸗ 
piere des Verftorbenen unter Siegel legen, in 
dem fie von ber bevoritchenden Handlung der 
zuftändigen Ortsbehörde Nachricht geben, welde 
derjelben beiwohnen und, wenn fie es für 
paffend Hält, ihre Siegel mit den von dem Kon⸗ 
ful angelegten kreuzen darf, und von da an 
werden dieſe doppelten Siegel nur im beider: 
feitigen Einverjtändniß abgenommen werden; 

2. ein Verzeichniß des Nachlaſſes aufnehmen, und 

zwar in Gegenwart ber zuftändigen Behörde, 
wenn dieſe glaubt zugegen fein zu follen; 

3. zum Verkauf der zum Nachlaß gehörigen be—⸗ 
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weglichen Gegenftände nad) der Gewohnheit des 
Landes verschreiten, ſobald diejelben mit der 
Zeit fi verjchledhtern würden oder der Konful 
den Berlauf im Intereſſe der Erben des Ver⸗ 
ftorbenen für nüglid erachtet; 

4. perfönlih den Nachlaß verwalten oder liqui- 
diren, oder unter ihrer eigenen Berantwortlich- 
keit einen Bevollmächtigten ernennen für die 
Berwaltung und Liquidirung des Nachlaffes, 
beide, ohne daß die Ort3behörde ihrerjeitö bei 
diefen neuen Handlungen mitzuwirken haben foll. 

Die gedachten Konjuln find jedoch verpflichtet, den 

Tod ihrer Land3leute in einer der Zeitungen anzu- 
fünbigen, welche innerhalb ihres Diftriktes erjcheinen, 
und jie dürfen den Nachlaß oder den Erlös für den- 
felben den gefeglichen Erben oder deren Bevollmächtigten 
nit früher ausantworten, als bis allen Verbindlich— 
keiten, welche der Berftorbene im Lande eingegangen 
fein fönnte, Genüge gefchehen oder ein Jahr feit dem 
Tage der Bekanntmachung des Todesfalles verflojjen 
ift, ohne daß ein Anſpruch an den Nachlaß geltend ge⸗ 
macht wurde. 

Wenn an dem Wohnorte des Berjtorbenen fein 
Konſul vorhanden it, jo jollen die zuftändigen Behörden 
ſelbſt diejenigen geeigneten Maßregeln treffen, welche 
in gleihem Falle Hinfichtlic) de3 Vermögen? der An⸗ 
gehörigen des Landes getroffen werden würden, doch 
baben fie dem nächſten Konful oder Konfular-Agenten 
ſobald als möglich von dem Todesfalle Nachricht zu 
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geben, und cbenfo haben fie demjelben die meiteren 
Amtshandlungen von dem Augenblide an zu überlafien, 
wo er ſich entweber felbft oder in der Perſon eine 
Beauftragten am Orte einfindet. 

Die General:Konfuln, Konfuln, Vize-Konſuln und 
Konfular- Agenten werden als Bormünder der Waijen 
und Minderjährigen ihres Landes angejehen werden, 
und auf Grund defjen können fie alle Siherungsmaß- 
tegeln ergreifen, welche deren perſönliches Wohl und 
die Sorge für deren Vermögen erheiſcht; fie Können 
Icgtere8 verwalten und allen Obliegenheiten eines Bor: 
mundes ſich unterziehen, unter der Verantwortlichkeit, 
welche die Geſetze ihres Landes beftimmen. 

Artitel XXXL Den betreffenden Gceneral-fon: 
jun, Konfuln und Bize-Ronfuln oder Konfular-Agenten 
fteht die ausſchließliche innere Polizei über die Handels: 
Ihiffe ihres Landes zu und die Ortsbebörben dürfen 
nicht auf denfelben einſchreiten, jo lange nicht die aus: 
gebrochenen Unordnungen eine Geftalt annchmen, melde 
die öffentlide Ruhe, fei es am Lande oder an Bord 
der Schiffe, jtören wird. 

Sn allem aber, was die Hafenpolizei, das Laden 
und Ausladen der Schiffe, die Sicherheit der Waaren, 
Güter und Effekten betrifft, find die Angehörigen der 
beiden Länder den Gefegen und Einricjtungen de3 be 
treffenden Gebietes gegenfeitig unterworfen. 

Artikel XXXII. Die betreffenden General-Kon: 
fuln, Konfuln und Vize-Konſuln oder Konfular- Agenten 
können folde Seeleute, die von den Schiffen ihres 
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Landes entwichen find, verhaften und an Bord oder in 
ihre Heimath zurückſenden lajjen. Zu diefem Zwecke 
haben ſie jich fchriftlic an die zuftändige Ortsbehörde 
zu wenden und durch Vorlegung des Schiffsregifters. 
oder der Mujterrolle oder einer beglaubigten Abſchrift 
diefer Urkunden nachzuweiſen, daß die reflamirten Leute 
wirtlih zur Schiffsmannſchaft gehört Haben. Auf einen 
in diejer Art begründeten Antrag darf die Auslieferung 
nicht verweigert werden; auch ſoll jede Hülfe und jeder 
Beiltand zur Auffuchung, Ergreifung und Verhaftung 
folder Entwichenen gewährt, und jollen diejelben auf 
den Antrag und auf Koften der gedachten Agenten in 
die Gefängniſſe abgeführt und dafelbit in Gewahrſam 
gehalten werden, bis diefe Agenten eine Gelegenheit 
zur Wiedereinlieferung oder Heimfendung finden. Wenn 
ſich jedoch eine ſolche Gelegenheit innerhalb dreier Mo- 
nate, vom Tage der Feitnahme an gerechnet, nicht 
bietet, jo werden die Verhafteten in Freiheit gejeht 
und können aus demſelben Grunde nicht mieder ver- 
baftet werden. 

Die Hohen vertragenden Theile find darüber ein- 
verjtanden, daß Seeleute und andere Perjonen der 
Schiffsmannſchaft, welche Angehörige des Landes find, 
in welchem die Entweichung jtattfindet, von den Be— 
ftimmungen dieſes Artifel3 ausgenommen fein follen. 

Artilel XXXII Sofern feine Berabredungen 
zwiſchen den Rhedern, Befrachtern und Berficherern 
entgegenjtehen, werden die Havereien, welche Schiffe 
ber beiden Länder auf hoher See oder auf der Yahrt 
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nach ben betreffenden Häfen erlitten haben, von den 
General⸗Konſuln, Konſuln und Vize⸗Konſuln oder Kon- 
fularsAgenten ihres Landes geregelt, es fei denn, daß 
Angehörige des Landes, in dem die gedachten Agenten 
ihren Siß haben, an den Havereien betheiligt find, in 
welhem alle diefe durch die Ortsbehörden geregelt 
werben follen, dafern kein gütliches Abkommen zmifchen 
ben Barteien zu Stande fommt. 

Artikel XXXIV. Benn ein Regierungsfchiff oder 
das Schiff eines Angehörigen eines der Hohen ver- 
tragenden Theile an den Süften bes anderen Theild 
Schiffbruch leidet oder ftrandet, jo follen die Ort‘ 
behörben den General-Konſul, Konful, Bize-Ronjul oder 
Konſular-Agenten des Bezirks, oder in deſſen Ermange 
lung den dem Orte des Unfalle® nädjiten General: 
Konful, Konful, Vize» Konful oder Konfular= Agenten 
davon benachrichtigen. 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglih Coftaricaner in 
den beutfchen Territorialgewäfjern gefcheiterter oder ge: 
ftrandeter Schiffe jollen nad) Maßgabe der Landes⸗ 
gefeße erfolgen, und umgekehrt follen alle Rettungs: 
maßregeln in Bezug auf Deutfche in den Zerritorial- 
gewäflern von Coſta Rica gefcheiterter oder geftrandeter 
Schiffe in Gemäßheit der Gefebe des Landes er- 
folgen. 

Die Konfularbehörden haben in beiden Ländern nur 
einzufhreiten, um die auf die Ausbefjerung und Neu⸗ 
verproviantirung ober eintretenden Falls auf den 
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Berlauf des an der Küfte geitrandeten oder befchädigten 
Schiffes bezügliden Maßregeln zu überwachen. 

Für die Sntervention der Ortöbehörden follen in 
allen biefen Fällen Teinerlei Koften erhoben merben, 
außer ſolchen, weldhe durch die Rettungsmaßregeln und 
durch die Erhaltung der geborgenen Gegenftände ver- 
anlaßt find oder fein werden. 


Die Hohen vertragenden Theile find außerdem 
darüber einverftanden, daß die geborgenen Waaren 
der Entridtung einer Zollabgabe nicht unterworfen 
werben jollen, es ſei denn, daß ſie zum Innern Ber: 
brauch beitimmt werden. 


Artikel XXXV. Die beiden Hohen kontrahirenden 
Theile find einverftanden, daß fie ich gegenfeitig in Betreff 
aller in den vorhergehenden Artifeln dieſes Vertrages 
berührten Gegenftände cbenjoviele Rechte zugeftehen 
wollen, ald der meiftbegünftigten Nation eingeräumt 
find oder in Zukunft werden mögen. 


Artilel XXXVII. Der gegenwärtige Vertrag 
wird von dem Tage des Austauſches der Ratifilationen 
an bis zum 31. Dezember 1882 Gültigkeit haben, und 
wenn weder der eine noch der andere der beiden Theile 
zwölf Monate vor Ablauf diefer Friſt durch eine amt- 
lihe Erklärung feine Abficht ankündigt, die Wirkſamkeit 
diefes Vertrages aufhören zu laffen, fo wird derjelbe 
für ein weiteres Jahr in Kraft bleiben und fo fort bis 
zum Ablaufe eines Jahres, nachdem die erwähnte amt- 
lihe Ankündigung ftattgefunden haben wird. 
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69) Freundfhaft3-Bertrag mit Tonga. Bom 
1. Rovenber 1876 (RGB. 1877, Nr. 25.) 


Artikel VIL Sowie die im vorftehenden Artikel 
gedachten weiteren Verträge beziehungstveife Verein— 
barungen in der Abficht einer ferneren Stärkung und 
Förderung der gegenfeitigen Beziehungen zwilchen den 
Hohen vertragenden Theilen und ihren Angehörigen 
vorbehalten wurden, fo bleibt auch die zu gleichem 
Zwecke nothiwendige Regelung der perfünliden Eivil- 
ſtands⸗ und Rechtsverhältniſſe der Angehörigen des 
einen Staates, ſowie etwaiger Schußgenoffen, während 
bes Aufenthaltes in den Gchiete des anderen Theiles, 
wie auch die Rechte, Befugniffe und Verpflichtungen 
der gegenfeitigen Konfularvertretung dem Abſchluſſe 
eines bejonderen Konfularvertrages zwiſchen den beiden 
Hohen vertragenden Theilen vorbehalten. 


Artilel IX. Die beiden Hohen vertragenden Theile 
find einverjtanden, daß fie fich gegenfeitig in Betreff 
aller in den vorhergehenden Artikeln dieſes Vertrages 
berührten Gegenftände eben fo viele Rechte zugeftehen 
- wollen, al3 den meiſt begünftigten Nationen in Zukunft 
eingeräumt werden mögen. 


Artikel X. Der gegenwärtige Vertrag wird von 


dem Tage der Unterzeihnung ab in Sraft treten und 
Gültigkeit haben, ..... 
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70) Freundſchafts-, Handels-, Schifffahrts- 
und Konfularvertrag mit dem Königreich der 
Hawaiiſchen Infeln Vom 25. März — 1879 

" 19. September ‘ 
(RGB. 1880, 121). 


Artitel X. Jeder der Vertragenden Theile willigt 
ein, Beneraltonfuln, Sonfuln, Vizekonſuln und Konfular- 
agenten des anderen Theil in allen jeinen Häfen, 
Städten und Plägen zuzulafien, mit Ausnahme der- 
jenigen Orte, wo es nicht angemefjen erjcheinen follte, 
folde Beamte anzuertennen. Diefer Vorbehalt fol 
jedodh auf keinen der Vertragenden Theile angemwenbet 
werden, ohne jeder anderen Macht gegenüber ebenfalls 
Anwendung zu finden. 

Artikel XI Die Generaltonjuln, Konfuln, Vize 
fonfuln oder Konfularagenten follen nad Borlegung 
ihrer mit Beobachtung der in ihren bezüglichen Ländern 
beitehenden Yörmlichleiten ausgefertigten Beftallung 
gegenfeitig zugelaffen und anerkannt werden. Das zur 
Ausübung ihrer Amtsverrichtungen erforderliche Exe⸗ 
quatur fol ihnen Loftenfrei ertheilt werden, und nad 
Vorweiſung diefer Urkunde follen diefelben fofort und 
unbeanftandet von den Landesbehörden in den Häfen, 
Städten und Pläben ihres Amtsſitzes und Amtsbezirks, 
diefelben ſeien Gerichts- oder Verwaltungsbehörben, 
zum Genufje der ihnen beiderfeit3 zugeficherten Vor⸗ 
rechte zugelaffen werden. Die das Erequatur ertheilende 
Regierung behält fich das Recht vor, diejes Erequatur 
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zurüdzuuchmen, und zwar unter Darlegung ber Gründe, 
aus denen fie es für angemejjen eradıtet Bat, fo zu 
handeln. 

Artitel XIL Die reip. Generaltonjuln, Ronfuln, 
Vizekonſuln oder Konfularagenten ſowohl als deren 
Kanzler und Sekretäre follen in beiden Ländern allc 
Vorrechte, Befreiungen und Immunitäten genieken, 
welche den Beamten desſelben Range der meilt- 
begüinftigten Nation bewilligt find oder in Zukunft be- 
willigt werden. SKonfularbeamte, welche nicht Ange 
hörige des Landes find, wo fie beglaubigt find, follen 
in dem Lande, wo fie ihren Sitz Haben, perfönlide 
Immunität von Verhaftung oder Gefangenhaltung 
genichen, ausgenommen im Falle von Verbrechen; fic 
follen ferner von Militär-Einquartierung und Kontri⸗ 
butionen, von Waffendienften aller Art und von anderen 
öffentlichen Dienftleiftungen, jowie von allen direkten 
oder perfönlichen oder Luxusabgaben, Leiftungen und 
Beiträgen frei fein. Wenn aber die gedachten Konfular- 
beamten in dem Lande, wo fie ihren Umtafig haben, 
Grundeigenthümer find oder werden, oder Handel 
geichäfte betreiben, jo jollen fie denjelben Abgaben und 
Auflagen und demſelben gerichtlichen Verfahren unter: 
worfen fein, wie die dem Lande angehörigen Grund: 
eigenthüner und Kaufleute. Unter feinen Umftänden 
jedoch fol dag Einkommen von ihrem Amte irgend 
einer Abgabe unterliegen. SKonjularbramte, welde 
taufmännifche Geſchäfte betreiben, follen nicht auf ihre 
Stonfularvorrehte fi berufen dürfen, um ſich fauf: 
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männifchen oder anderen Berbindlichkeiten zu entziehen. 
Konfularbeamte jedweden Karakters follen in feinem 
Falle in der Ausübung ihrer amtlichen Verrichtungen 
weiter gejtört werden, ala zur Handhabung der Landes— 
geſetze unvermeidlich) ift. 

Artitel XIII. Generaltonfuln, Konfuln, Bize- 
tonfuln und Konfularagenten können über dem äußeren 
Eingange ihrer Amtsräume oder ihrer Wohnungen dag 
Wappen ihrer Nation mit einer ihr Amt bezeichnenden 
Inſchrift anbringen. Auch dürfen fie die Flagge ihres 
Landes auf dem Konfulatsgebäude aufziehen, aus— 
genommen in jfolden Plätzen, wo fi eine Sejandtichaft 
ihres Landes befindet. Desgleihen können fie ihre 
Flagge auf jedem Fahrzeuge aufziehen, deſſen fie fich 
im Hafen ausſchließlich zu Tonfularifchen Zwecken be- 
dienen. 

Artikel XIV. Die Konſular-Archive follen jeder 
Zeit unverleglich fein, und unter feinem Vorwande foll 
es den Landesbehörden erlaubt fein, die Papiere, welche 
zu dieſen Archiven gehören, zu durchſuchen oder mit 
Beſchlag zu belegen. Betreibt ein SKonfularbeamter 
nebenbei Geſchäfte, jo jollen die auf das Konfulat be- 
züglihen Papiere unter abgefondertem Verſchluß, ge: 
trennt von feinen PBrivatpapieren, aufbewahrt werden. 

Artikel XV. Am Falle des Todes, der Ber: 
hinderung oder Abweſenheit der Generalkonſuln, Konfulıt, 
Vizekonſuln und Konfularagenten dürfen deren Kanzler 
oder Sefretäre, wenn ihr amtlicher Karakter zuvor zur 
Kenntniß der betreffenden deutjchen oder hawaiiſcher 
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Behörden gebracht worden ift, zeitweilig deren Amts⸗ 
verridtungen ausüben, und fie follen während biefer 
Amtsführung alle Rechte, Borrehte und Immunitäten 
genichen, welche durch diefe Mebereintunft ihren Titu⸗ 
laren zugefihert find. 

Urtilel XVL Die Generalkonſuln und Konfuln 
jollen mit Genehmigung ihrer rejp. Regierungen Kon: 
fulatöverwefer als ihre Stellvertreter im Behinderungs- 
falle oder während zeitweijer Abweſenheit, und Konfular- 
agenten in den Städten, Häfen und Plätzen innerhalb 
ihres Konfularbezirtö beftellen dürfen. Solden Kon⸗ 
fulat8verwefern oder Konfularagenten fol von dem 
Konful, der fie beftellt, oder von deſſen Regierung eine 
Beitallung ertheilt werben. Jeder fo beftellte Stell- 
vertreter joll gemäß den Artikeln XI und XII Lonfu- 
larifhe Vorrechte geniegen, während Konfularagenten 
als Untergebene des Konſuls zu behandeln find, unter 
deſſen Berantwortlichleit fie fungiren. 

Artitel XVIL Generalfonfuln, Konfuln, Bize- 
tonfuln und Konfularagenten follen da8 Recht Haben, 
behufs der Abhülfe irgend einer Verlegung der zwiſchen 
beiden Ländern beftehenden Berträge und Uebereinkünfte 
oder des Völkerrechts, an die in ihrem Amtsbezirke 
fungirenden Behörden des bezüglichen Landes, diefelben 
feien Gerichts- oder Verwaltungsbehörden, ſich zu 
wenden, Auskunft von den gedachten Behörden zu ver- 
langen und an dieſelben Anträge zum Schuß der Rechte 
und Interefjen ihrer Landsleute zu richten, insbeſondere 
in Füllen der Abweſenheit dieſer letzteren oder jedes 
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geſetzlichen Vertreters derfelben, in melden Fällen die 
Konfuln u. |. w. als die geſetzlichen Vertreter der Ab- 
wejenden angefehen werden jollen. Wenn ein folches 
Anſuchen die gebührende Beachtung nicht fände, follen 
die vorgedachten Konfularbeamten, falls ein diploma⸗ 
tifcher Vertreter ihres Landes nicht anweſend fein follte, 
fi unmittelbar an die Regierung des Landes, wo fie 
ihren Sig haben, wenden dürfen. 

Artikel XVII. Generaltonfuln, Konjuln, Vize: 
konſuln oder Konfularagenten der beiden Länder oder 
deren Kanzler jollen, ſoweit fie nad) den Gefeten und 
Verordnungen ihres Landes dazu befugt find, das Recht 
haben, 

1. in ihren Amtsräumen oder Wohnungen, in den 
Wohnungen der Betheiligten oder an Bord der 
Nationalſchiffe die Erflärungen der Schiffaführer, 
der Schiffsmannſchaften, der Schiffspaſſagiere, 
von Kaufleuten oder fonftigen Angehörigen ihres 
Landes entgegenzunehmen,; 

2. einfeitige Rechtsgeſchäfte und Ichtwillige Ber- 
fügungen ihrer Landsleute, ingleichen Nerträge, 
welche zwiſchen Angehörigen ihres eigenen Landes, 
ſowie zwifchen diefen und Angehörigen oder ans 
deren Einwohnern des Landes ihres Amtsſitzes 
gefhloffen werden, aufzunehmen und zu beglau- 
bigen; nicht minder alle Berträge zmwifchen Ber- 
onen ber lebteren Kategorie, fomweit folche Ver⸗ 
träge auf ein im ®ebiete ber Nation, welche die 
gedachten Konfularbeamten vertreten, belegenes 
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Grundeigentum ober auf ein bafelbit abzu- 
ſchließendes Geſchäft fich beziehen. Es foll jedod) 
feine Beftimmung dieſes Artikels an den ba- 
twaiifchen Verordnungen in Betreff ber Arbeits 
fontralte etwas ändern. _ 

Alle folhe Verträge und andere Urkunden, jowie 
Abſchriften und Ueberfepungen davon follen, wenn fie 
von dem Generalkonſul, Konful, Bizelonful oder Kon- 
jularagenten gehörig beglaubigt und mit deſſen Amts- 
fiegel verjehen find, von den öffentliden Beamten und 
den Gerichtshöfen als öffentlidhe Urkunden bezichungs- 
weife als beglaubigte Ueberſetzungen oder Abjchriften 
angejehen werden, und fie jollen diefelbe Kraft und 
Wirkung haben, als wenn fie von den kompetenten 
Öffentlihen Beamten des einen oder deö anderen der 
beiden Länder aufgenommen oder beglaubigt wären. 

Artikel XIX. Im Falle, dab ein Angehöriger 
des Deutichen Reichs auf den Hawaiiſchen Inſeln, oder 
daß ein Angeböriger der Hawaiiſchen Inſeln im 
Deutſchen Reich fterben follte, ohne in dem Lande feines 
bezw. ihres Ableben? belannte Erben oder von ihm 
bezw. von ihr ernannte Tejtamentsvollftreder zu Hinter- 
laſſen, jo follen die kompetenten Landesbehörden den 
nächſten Konfularbeamten der Nation, weldher der Ber: 
ftorbene angehörte, von diefen Umftänden alsbald in 
Kenntniß ſetzen, damit die erforderliche Benachrichtigung 
den betheiligten Berfonen unverzüglich übermittelt werde. 

Der gedachte Konfularbeamte ſoll das Recht haben, 
perfönlih oder duch einen Beauftragten bei allen 
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Amtshandlungen für die abweſenden Erben oder Gläu— 
biger aufzutreten, bis dieſe einen Bevollmächtigten er⸗ 
nannt haben. Auch joll er, wenn er es für zweckmäßig 
erachtet, den Nachlaß des Verſtorbenen zu Gunjten der 
gejeglihen Erben und der Gläubiger gemäß den Ge— 
fegen des Landes, in welchem fich der Todesfall er⸗ 
eignet bat, perſönlich verwalten dürfen. Zu Dielen 
Zwed fol er die Ermächtigung von dem zuftändigen 
Gerichtshof nachjuchen, und es ſoll ihm, wenn kein ver- 
nünftiger Einwand erhoben werden kann, ſolche Er- 
mädtigung ertheilt werden. In allen Erbfällen jollen 
die Angehörigen eines jeden der Vertragenden Theile 
in dem Gebiete des anderen Theiles nur diejenigen 
Abgaben entrichten, welche fie entrichten müßten, wenn 
fie Ungehörige dezjenigen Landes wären, in welchem 
der Nachlaß fich befindet oder die gerichtliche Verwal⸗ 
tung desjelben jtattfindet. 

Artikel XX. Den Generallonfuln, Ronfuln, Bize- 
tonfuln und Konfularagenten der beiden Länder fteht 
ausfchlieglih die Inventariſirung und Sicherftellung 
der Güter und Gegenftände jeder Art zu, welche von 
Schiffsleuten auf Schiffen ihrer Nationalität, ſei es, 
daß fie an Bord der Schiffe oder am Lande, während 
der Fahrt oder im Beitimmungsdhafen fterben, oder von 
Schiffspaſſagieren, fo lange fie zum Schiffe gehören, 
hinterlaſſen find. 

Artitel XXI Die Generallonfuln, Konfuln, 
Vizekonſuln und Konfularagenten können jich in Perjon 
an Bord ber zum freien Verkehr zugelaffenen Schiffe 


600 Lanbeliwertrag mit dem Konigreich der Hawaliſchen Inſeln. 


ihrer Rationalität begeben oder einen Bevollmächtigten 
an Bord fhiden, um bie Offiziere und Mannichaften 
zu vernehmen, die Schifföpapiere einzufehen, die Er- 
Härungen über ihre Reife, ihren Beſtimmungsort und 
die Zwiſchenfälle während der Reife entgegenzunehmen, 
Ladungsverzeichniſſe (WManifefte) aufzunehmen, ven 
Eingang und die Klarirung ihrer Schiffe zu fürbern, 
endlich mit den gedachten Offizieren und Mannichaften 
vor ben Gerichts⸗ oder Berwaltungsbehörden des Landes 
zu erfheinen, um ihnen als Dolmetſcher oder Agenten 
zu dienen. Falls ein Schiff in dem Hafen eines der 
beiden Theile wegen Verletzung der Zolls oder anderen 
Geſetze in Beichlag genommen oder zurüdgehalten wird, 
müfjen die gedachten Konfularbeamten von ben Be 
hörden rechtzeitig benachrichtigt werden, Damit fie bei 
jedem binfichtli des betreffenden Schiffes vorge: 
nommenen Verfahren zugegen fein und den Offizieren 
oder den Mannſchaften vor den Gerichten oder vor 
irgend welden Ortsbehörden Beiftand leiften können. 
Beim Nichterſcheinen der gedachten Beamten oder ihres 
Vertreter? kann in ihrer Abweſenheit in ber Sache 
borgegangen werden. 

Urtilel XXIL Den Generallonfuln, Konfuls, 
Bizetonfuln oder Konfularagenten ftcht ausſchließlich 
bie Aufrechthaltung der inneren Ordnung an Bord 
ihrer nationalen Handelsichiffe zu. Sie haben dem: 
gemäß Streitigkeiten jeder Art, fei es auf hoher See, 
ſei es im Hafen, zwiſchen dem Schiffsführer, den Offi⸗ 
zieren und Matroſen zu ſchlichten, insbeſondere auch 
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Streitigkeiten, welche fih auf die Heuer und die Er- 
Füllung jonftiger Bertragsbeftimmungen beziehen. Weder 
ein Gerichtöhof noch eine andere Behörde ſoll unter 
irgend einem Vorwande ſich in ſolche Streitigkeiten 
mifchen dürfen, außer in Fällen, wo bie an Borb vor: 
fallenden Streitigkeiten der Art find, daß dadurch die 
Rube und öffentliche Ordnung im Hafen oder am Lande 
geftört wird, oder wenn andere Perfonen als die Offi- 
ziere und Mannſchaften des Schiffe® an den Unorb- 
nungen oder Streitigleiten betheiligt find. Mit Aus⸗ 
nahme ber vorgedacdhten Fälle jollen die Landesbehörden 
fi) darauf beſchränken, den Konfuln wirkſame Hülfe zu 
leiften, wenn diefe darum nachſuchen, um diejenigen 
Berjonen zu verhaften und gefangen zu Halten, deren 
Name in der Schiffsrolle eingetragen ift und deren 
Feſthaltung jene für erforderlich erachten. Dieje Ber: 
fonen follen auf eine fchriftlihe, an die Landesbehörden 
gerichtete und von einem beglaubigten Auszuge aus 
dem Schiffsregifter oder der Mufterrolle begleitete Auf⸗ 
forderung verhaftet und mährend der ganzen Zeit des 
Aufenthalts des Schiffes im Hafen zur Verfügung Der 
Konfuln feitgehalten werden. Ihre Freilaſſung fol nur 
in Folge eines Erſuchsſchreibens der gedachten Konfuln 
erfolgen. Die Koften der Verhaftung und der Zeit: 
haltung diefer Perfonen follen von den Konſuln ge- 
tragen werben. 

Artitel XXIIL Die Generallonfuln, Ronfuln, 
Bizelonjuln oder Konfularagenten können die Sciffs- 
offiziere, Matrofen und alle anderen zur Befagung der 
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Kriegs⸗ oder Handelsſchiffe ihrer Nationalität gehörigen 
Berfonen, welche der Defertion von den gedadten 
Schiffen ſchuldig oder angeklagt find, feſtnehmen laſſen, 
um diejelben an Borb oder in ihre Heimath zu jenden. 
Bu biefem Zweck follen die deutihen Konjuln auf den 
Hamaiifhen Inſeln und die KKonfuln der Hawaiiſchen 
Inſeln in Deutichland an irgend eine der fompetenten 
Behörden bezüglich des Deferteurs ein Erfuchsfchreiben 
richten, begleitet von einem amtlichen Auszuge aus dem 
Shiffsregifter und der Mufterrolle oder von anderen 
amtlichen Urkunden, welche geeignet find zu bemweijen, 
daß die Leute, deren Auslieferung fie verlangen, zu der 
gedachten Schiffsmannſchaft gehören. Auf ein dergeftalt 
begründetes Erjuchen, und ohne daß es einer Beeidigung 
der Konfuln bedarf, jollen die Dejerteure (vorausgejept, 
daß Diefelben weder zur Zeit ihrer Einſchiffung, noch 
zur Zeit ihrer Ankunft im Hafen Ungehörige des Landes 
find, wo da8 Auslieferungs-Verlangen geftellt wird, 4 
noch auch eines Verbrechens oder Vergehens angeklagt 
oder überführt ſind) an die Konſuln ausgeliefert werden. 
Jede Hülfe und jeder Schutz ſoll denſelben gewährt 
werden bei der Verfolgung, Ergreifung und Feſthaltung 
der Deſerteure, welche in die Gefängniſſe des Landes 
gebracht und dort auf Erſuchen und auf Koſten der 
Konſuln ſo lange feſtgehalten werden ſollen, bis die ge⸗ 
dachten Konſuln eine Gelegenheit zu ihrer Fortſendung 
gefunden haben werden. 

Wenn jedoch eine ſolche Gelegenheit innerhalb eines 
Zeitraums von 6 Monaten, vom Tage ber Gefangen: 


— 
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nahme an gerechnet, fich nicht finden jollte, jo werden 
die Dejerteure freigelaffen und aus dem nämlichen 
Grunde nicht wieder feitgenommen werden. 

ArtifelXXIV. Falls nicht Berabredungen zwifchen 
Rhedern, Befrachtern und Verſicherern entgegenjtchen, 
werden alle während der Fahrt der Schiffe beider 
Länder erlittenen Havereien, ſei es, daß die Schiffe in 
den Hafen freiwillig oder als Nothhafen einlaufen, von 
den Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Kon⸗ 
ſularagenten der betreffenden Länder regulirt. Sollte 
jedoch der gedachte Generalkonſul, Konſul, Vizekonſul 
oder Konſularagent betheiligt oder Agent für das be— 
treffende Schiff oder deſſen Ladung fein, oder Landes⸗ 
unterthanen oder Angehörige einer dritten Macht bei 
der Sache betheiligt ſein, ſo müſſen in Ermangelung 
einer gütlichen Einigung zwiſchen allen Betheiligten 
die Havereien von den Landesbehörden regulirt 
werden. 

Artikel XXV. Wenn ein der Regierung gehö⸗ 
riges Schiff oder ein Schiff eine Angehörigen eines 
der Bertragenden Theile an der Külte des andern 
Theile Schiffbruch leidet oder ftrandet, jo follen die 
Lokalbehörden den Generaltonful, Konful, Bizetonful 
oder Konfularagenten des Bezirks, oder wenn ein folcher 
nicht vorhanden ift, den dem Orte des Unfalls nächſten 
Generalkonſul, Konful, Vizekonſul oder Konjularagenten 
davon benadhrichtigen. Alle Rettungsmaßregeln be⸗ 
züglich hawaiiſcher in den Zerritorialgewäffern des 
Deutſchen Reichs gefcheiterter oder geftrandeter Schiffe 
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ſollen nad) Maßgabe der deutichen Geſetze erfolgen, und 
umgelehrt follen alle Rettungömaßregeln in Bezug auf 
deutfche in den Xerritorialgewäflern ber Hawaiiſchen 
Inſeln geicheiterte oder geftrandete Schiffe in Gemäf- 
beit ber Geſetze der Hawaiiſchen Snfeln erfolgen. Die 
Konfularbehörden haben in beiden Ländern nur einzu- 
fchreiten, um die auf Ausbefferung oder Neuverprovian- 
tirung, ober eintretenden Falls auf den Verkauf des 
geicheiterten oder geftrandeten Schiffes bezüglichen Maß⸗ 
regeln zu überwachen, und dann aud) nur in Abweſen⸗ 
heit der betheiligten Berfonen, ihrer Geſchäftsführer oder 
Agenten. Für das Einfcreiten der Landesbehörden 
dürfen keine anderen Koften erhoben werden, als ſolche, 
welche in gleihem Falle die Nationalfchiffe zu entrichten 
baben. 

Sit die Rationalität eines verunglüdten Schiffe 
zweifelhaft, jo find die Landesbehörden ausſchließlich 
für alle in dem gegenwärtigen Artikel vorgejehenen 
Maßregeln zuftändig. Alle Waaren und Güter, melde 
nit zum Verbrauche in dem Lande, in welchem ber 
Schiffbruch ftattfindet, beftimmt find, follen frei von 
jeder Abgabe, jedoch den Verordnungen über haftbare 
Güter unterworfen fein. 

Artitel XXVI Der gegenwärtige Bertrag foll 
nad dem Austauſch der Ratififationen unverzüglich in 
Kraft treten. Damit die beiden Bertragenden Theile 
Gelegenheit Haben, künftig ſolche Wbänderungen oder 
andere Abmadungen zu verhandeln und zu vereinbaren, 
welche die Verbeſſerung ihres gegenfeitigen Verkehrs 
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oder die Entwidelung der Intereſſen ihrer beiderfeitigen 
Angehörigen bezweden, fo iſt man übereingelommen, 
daß jeder der Bertragenden Theile zu irgend welcher 
Zeit nach dem 31. Juli 1882 dem anderen feine Ubficht 
tundgeben Tann, die Artikel IV, V und VI des gegen- 
würtigen Bertraged oder den ganzen Vertrag aufzls 
heben, und daß mit Ublauf von 12 Monaten nad) dem 
Tage folder Kündigung die genannten Artilel (wenn 
die Kündigung fi nur auf diefe beziehen jollte) oder 
der gegenwärtige Bertrag (wenn die Kündigung hierauf 
gerichtet fein jollte) und alle darin enthaltenen Verein⸗ 
barungen aufhören follen, für die beiden Bertragenden 
Theile bindende Kraft zu haben. 

Artilel XXVIL Der gegenwärtige Vertrag 
wird fih auch auf das Großherzogtgum Luxemburg 
erftreden, fo lange dasſelbe zum Deutſchen Bollgebiete 
gehört. 

Artikel XXVIII. Der gegenwärtige Vertrag fol 
ratifizirt, und die Ratifitationen follen bi zum 31. Juli 
1880 oder früher, wenn dies möglich ift, in Berlin 
ausgemwechfelt werden. 

Bu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevoll- 
mädhtigten denfelben unterzeichnet und unterfiegelt. 


Dellaration. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten, welche den 
vorſtehenden Freundſchafts⸗, Handeld-, Schiffahrts⸗ und 
Konſularvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem 
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Königreih Hawaii unterhandelt haben, find Heute zu: 
fanımengetreten und haben fi unter Zuftimmung ihrer 
rejpeltiven Regierungen über die nachſtehenden Erläute- 
rungen zu einzelnen Beftimmungen des Vertrages geeinigt: 

Zweitens. Die Beitimmung im Artikel XII in 
Betreff der gegenfeitigen Befreiung der Konfularbeamten, 
welche nicht Angehörige des Landes find, wo fie ihren 
Sitz haben, von allen „direlten oder perjönlichen oder 
Luxus abgaben, Leiſtungen und Beiträgen“, 
ſoll in keinem Falle Zollabgaben einbegreifen. 

Drittens. Die Beſtimmung in demſelben Artikel 
XI „Wenn aber die gedachten Konſularbeamten in 
dem Lande, wo fie ihren Amtsfig haben, Grundeigen⸗ 
thümer find oder werden, oder Handelsgeſchäfte 
betreiben“, ift dahin zu verjtchen und auszulegen, 
daß damit die Betreibung irgend eines auferhalb der 
konſulariſchen Funktionen gelegenen Gewinn bringenden 
Geſchäfts oder Gewerbes dur einen Konfularbeamten 
gemeint ift. 


71) Freundfhaftsvertrag mit Samoa. Bon 
24. Januar 1879 (RGBB. 1881, 29). 


Artitel VIL Die Beftimmung der Gericht3barteit, 
welcher die in Samoa ſich aufhaltenden deutfchen Staats⸗ 
angehörigen und Schußgenofien bei Rechtsſtreitigkeiten 
unter ji, fowie in Bezug auf von ihnen gegen ein 
ander begangene Vergehen und Verbrechen unterworfen 
find, bleibt der deutfchen Regierung und deren Anord— 
nungen überlaffen, dagegen bleibt die Feſtſtellung einer 
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Gerihtäbarkeit und des Verfahrens in Bezug auf Rechts— 
ftreitigfeiten zwifchen den in Samoa fich aufhaltenden 
deutſchen Stantdangehörigen und Schußgenoffen einer- 
feit3 und Samoanern andererfeit3, jowie in Bezug auf 
Vergehen und Berbrecdhen der Angehörigen des einen 
vertragenden Theils gegen die des anderen, einer be— 
fonderen Bereinbarung zwiſchen den beiderjeitigen Re— 
gierungen vorbehalten, einjchließli der nöthigen Be— 
ftimmungen über die Ausführung der Beitrafung der 
als ſchuldig übermwiefenen Perſonen, ſowie über die 
Anwendung de3 gegenfeitig zuftändigen Zeugenzwanges 
bei Gerichtsverfahren. 

Inzwiſchen, bis dic beiderfeitigen Regierungen ſolche 
Bereinbarung getroffen haben, jollen alle zwiſchen 
Dentihen und Samoanern in Samoa centjtchenden 
Streitigkeiten in bisher gebräuchliher Weife von dem 
deutſchen Konful oder deffen Stellvertreter in Gemein— 
Schaft mit einem Beaniten der Samoasftegierung ent- 
ſchieden werden. 

Artikel VIII Alle Geſetze und Verordnungen, 
welchen die in Samoa fih aufhaltenden deutjchen 
Staatdangehörigen und Schußgenoffen ſich zu unter- 
werfen, ſowie alle Steuern und Abgaben, welche die— 
jelben demgemäß der Samoa-Regierung zu entrichten 
haben, jollen von dem deutfchen Konful oder anderen 
zu dem Zwecke von der deutſchen Regierung ernannten 
Perſonen zufammen mit Beamten der Samoa⸗Regie⸗ 
rung beratben werden, ebenjo alle zweckdienlichen Maß⸗ 
regeln, um die Beobachtung ſolcher Geſetze und Ver⸗ 
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ordrungen durch die Deutfchen in Samoa berbeizu- 
führen ; jedoch follen alle ſolche gemeinfchaftlich von den 
Beamten der beiderjeitigen Regierungen berathenen und 
vereinbarten Geſetze und Maßnahmen erit nad erlangter 
Beitätigung bderfelben Durch die deutſche Regierung in 
Kraft treten. 

Etwaige Bereinbarungen jedoch, welche Beamte der 
beiberfeitigen Regierungen mit Bezug auf Munizipal- 
Einrichtungen oder PBolizeis, DQuarantaine- und Xpia- 
Hafenordnnungen, fowie über ein Verbot oder die Rege⸗ 
lung des Verkaufs oder der Abgabe von fpirituöfen 
und beraufchenden Getränken an Samoaner und Ein- 
geborene von anderen Infeln des Stillen Ozeans durch 
Deutſche in Samoa getroffen haben, jollen fofort von 
ben deutfchen Stantdangehörigen beobachtet werben und 
zwar fo lange, als die deutfche Regierung die Beftäti- 
gung nicht verjagt Hat. 

Die deutfchen Staatdangehörigen follen indeß aud) 
in allen diefen Fällen immer bie gleichen Rechte und 
Vortheile wie die Samoaner oder die Angehörigen ber 
meiftbegünftigten Nation in Samoa genießen und keinen 
Geſetzen oder Maßnahmen unterworfen fein, wodurch 
fie den Angehörigen anderer Nationen in Samoa gegen: 
über zurüdgefegt oder benadjtheiligt werben. 

Artikel IX. Außer den in den vorfiehenden Artikeln 
gedachten verjchiedenen Vereinbarungen bleibt auch die 
Regelung der Civilſtands- und anderer noch nicht be 
rührter Berhältniffe der Angehörigen und Schupgenoffen 
des einen Staates während des Aufenthalts in dem 
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Gebiete des anderen Theild, wie auch die Feſtſtellung 
der Rechte, Befugniffe und Verpflichtungen ber gegen» 
feitigen Sonfularvertretung und der in Bezug auf den 
Handel noch unerlebigten Bunkte, einer Vereinbarung 
der beiderfeitigen Megierungen vorbehalten. 

Artitel XL Die Regierung von Samoa verfpridt, 
daß fie der deutichen Regierung ſowohl in Betreff aller 
in den vorhergehenden Artikeln dieſes Vertrages be= 
rührten Gegenftände, wie auch überhaupt eben fo viele 
Rechte zugeitehen will, als den meiltbegünitigten Nationen, 
und als den legteren in BZulunft eingeräumt werden 
mögen. 

Artilel XII Der gegenwärtige Vertrag wird 
vom Tage der Unterzeichnung ab in Kraft treten und 
Gültigkeit Haben, vorbehaltlich deſſen, daß derjelbe wieder 
ungültig wird, falls die Ratifikation desfelben ſeitens 
der deutfhen Regierung innerhalb der Friſt von vier- 
undzwanzig Monaten, vom Tage der Unterzeichnung 
ab, nicht erfolgen ſollte. 


Neberjegung. 

78) Konvention über die Ausübung des 
Schutzrechts in Marokko. Vom 3, Juli 1880. 
(RGB. 1881, 103). 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von 
Preußen; Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeßerreich, 
König von Ungarn; Seine Majeſtät der König der 
Belgier; Seine Majeſtät der König von Dänemark; 
Seine Majeſtät der König von Spanien; Zeine crcel 
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lenz der Präfident ber Vereinigten Staaten von Amerika; 
Seine Ercellenz der Präſident der Franzöſiſchen Republik; 
Ihre Majeſtät die Königin bes Vereinigten Königreich? 
von Großbritannien und Irland; Seine Majeftät ber 
König von Stalien; Seine Majeſtät der Sultan von 
Marofto; Seine Majeftät der König ber Niederlande; 
Seine Majeftät der König von Bortugal und Algarbien; 
Seine Majeftät der König von Schweden und Norwegen, 
von der Nothwendigkeit überzeugt, beitiimte und gleich- 
mäßige Grundlagen für die Ausübung de Schub- 
recht? in Marokko aufzuftellen und gewiffe Hiermit zu- 
fammenhängende Fragen zu regeln, haben für die zu 
diefem Zweck in Madrid zufammengetretene Konferenz 
zu Bevollmädtigten ernannt, — — 

welche, traft ihrer in guter und gehöriger Form be- 
fundenen Vollmaditen, die folgenden Beitimmungen 
feitgefegt haben: 

Artikel 1. Die Bedingungen, unter welchen ber 
Schuß gewährt werden darf, find diejenigen, welche in 
den britifchen und fpantjchen Verträgen mit der marofla- 
nischen Regierung und in der zwilchen dieſer Regierung 
und Srantreih und anderen Mächten im Jahre 1863 
vereinbarten Konvention feitgefeßt worden find, vor⸗ 
behaltlih der durch die gegenwärtige Konvention be- 
wirkten, Abänderungen. 

Arfikel 2. Die fremben diplomatiichen Vertreter 
. dürfen ihre Dolmetiher und Beamten unter den marok⸗ 
fanifchen oder anderen Unterifanen wählen. 

Diefe Schuggenoffen follen außer den in den Ar⸗ 
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tikeln 12 und 183 feſtgeſetzten Abgaben keiner Gebühr, 
Steuer oder Taxe irgendwelcher Art unterworfen ſein. 
Artikel 3. Die Konſuln, Vizekonſuln oder ſelbſt⸗ 
ſtändigen Konſularagenten, welche in den Staaten des 
Sultans von Marokko ihren Amtsſitz haben, Dürfen unter 
ben maroflanischen Unterthanen nur je einen Dolmetjcher, 
einen Soldaten und zwei Bedienstete wählen, ſowie einen 
einheimifchen Sekretär, falls fie desjelben bedürfen. 
Auch diefe Schutzgenoſſen follen außer den in den 
Artileln 12 und 18 feitgefegten Abgaben feiner Gebühr, 
Steuer oder Tage irgendwelder Art unterworfen jein. 
Artilel 4. Wenn ein fremder Vertreter einen 
maroflanifhen Unterthan zum Konfularagenten in einer 
Küftenftadt beftellt, jo fol diefer Agent als folder ge 
achtet und geehrt werden, ebenjo wie feine Yamilie, 
infoweit fie mit ihm unter demjelben Dache mohnt. 
Die letztere foll, gleich ihm felbft, außer den in den 
Artileln 12 und 13 fejtgejegten Abgaben keiner Gebühr, 
Steuer oder Tare irgendwelcher Art unterworfen fein. 
Derjelbe ſoll indeffen nicht das Recht haben, außer 
feiner Yamilie anderen Unterthanen de3 Sultans Schuß 
zu gewähren. \ 
Er darf jedoch zur Ausübung feiner Umtöverrichtungen 
einen unter feinem Schuß jtehenden Soldaten haben. 
Die Berwefer der Vizelonfulate, welche Unterthanen 
des Sultans find, follen während der Ausübung ihrer 
Amtsverrichtungen diefelben Rechte geniehen, wie die 
Konfularagenten, welche Unterthanen de3 Sultans find, 
Artilel 5. Die marollanifche Regierung erkennt 
39* 
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den fremden Miniftern, Gefchäftsträgern und anderen 
Bertretern das ihmen durch die Verträge gemährte 
Recht zu, fich diejenigen Perſonen, welche fie, jei es für 
ihren perfönliden Dienft, jet es für den Dienſt ihrer 
Regierungen verwenden, zu wählen, jedoch nicht aus 
den Eheils oder anderen Angeftellten der marokkaniſchen 
Regierung, wie auch, abgejchen von den die Schup- 
wachen bildenden Maghazniad, nicht aus den Soldaten 
der Linie und Kavallerie. Unter gerichtlicher Berfolgung 
jtehende marokkaniſche Untertanen dürfen fie nicht in 
Dienſt nehmen. 

Die vor Ertheilung des Schutzes anhängig gemachten 
Eivilprogefjie werden von denjenigen Gerichtshöfen zu 
Ende geführt, welche das Berfahren eingeleitet haben. 
Der Bollitredung des Erkenntniſſes darf fein Hindernik 
entgegengefeßt werben. Jedoch fol die marokkaniſche 
Lokalbehörde Dafür Sorge tragen, dab das gefällte Er- 
kenntniß fofort der Gefandtichaft, dem Konjulate oder 
der Konfularagentur, welder der Schußgenofje unter: 
jteht, mitgetheilt werde. 

Was die aus dem Schutze Entlaffenen anbetrifft 
jo fol, falls eine fie betreffende Rechtsſache anhängig 
gemacht ift, bevor dad Schutzverhältniß hinſichtlich ihrer 
aufgehört Hat, über dieje Rechtsſache Durch denjenigen 
Gerihtähof erlannt werden, bei welchem viefelbe an 
Bängig gemadt ift. 

Das Schutzrecht darf bezüglich ſolcher Berfonen, 
welche wegen eines Vergehens oder Verbrechens ge⸗ 
vihtlich verfolgt werden, nicht in Anwendung gebradit 
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werden, bevor diefelben nicht von den Landesbehörden 
abgeurtheilt worden find und, falls verurtheilt, ihre 
Strafe verbüßt haben. 

Artifel 6. Der Schub erftredt fi) auf die Familie 
de3 Schußgenoffen. Seine Wohnung ift unverleglich. 
Als zur Familie gehörig gelten die Ehefrau, die Kinder 
und die unter demjelben Dache mohnenden minderjährigen 
Berwandten. 

Der Schutz ift nicht erblid. Eine einzige Aus— 
nahme, welche fhon in der Konvention von 1863 feit- 
gefeßt ift und als Präcedenzfall nicht betrachtet werden 
darf, bleibt zu Gunſten der Familie Benchimol auf- 
recht erhalten. 

Sollte indeffen der Sultan von Maroflo eine andere 
Ausnahme geftatten, fo fol jede der vertragfchließenden 
Mächte das Recht Haben, ein gleiches Zugeftändniß für 
fi) zu verlangen. 

Artilel 7. Die fremden Bertreter jollen den 
Mintiter der auswärtigen Angelegenheiten des Sultans 
fchriftlich von jeder ihrerfeits getroffenen Wahl eines 
Beanten in Kenntniß feßen. 

Gie follen jedes Jahr dem gedachten Miniſter eine 
Namensliſte derjenigen Berfonen überjenden, welche 
unter ihrem Schuße oder demjenigen ihrer Agenten in 
den Staaten ded Sultan? von Marokko jtehen. 

Diefe Lifte wird den Lokalbehörden überfandt wer- 
den, welche nur die in derjelben eingetragenen Berjonen 
als Schußgenoffen zu betrachten haben. 

Artikel 8. Die Konfularagenten follen jedes Jahr 
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der Behörde des Landestheils, welchen fie bewohnen, 
eine mit ihrem Siegel verfehene Lite der unter ihrem 
Schutze ſtehenden PBerfonen übergeben. Diefe Behörde 
wird die Lifte dem Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten überjfenden, damit, falls fie den beitehenden Be- 
ftimmungen nit entſprechen follte, die fremden Ber: 
treter in Tanger hiervon benachrichtigt werben. 

Der Konfularbeamte tft verpflichtet, ſofort die Ber: 
änderungen, welche hinfichtlich des von feinem Konſulate 
befhüsten Perſonals eintreten, anzuzeigen. 

Artikel 9. Die Bedieniteten, Pächter und anderen 
einheimifchen Angeſtellten der einheimifchen Sekretäre 
und Dolmeticher genießen den fremden Schuß nidt, 
ebenfowenig die marollanifchen Angeftellten oder Be 
dienfteten der fremden Unterthanen. 

Gleichwohl dürfen die Lolalbehörden einen Ange 
ftellten oder Bebdienjteten eined im Dienſte einer Ge- 
fandtichaft oder eines Konfulates jtehenden einheimifchen 
Beamten oder eines fremden Unterthand oder Schub: 
genofjen nicht verhaften, ohne die Behörde, welcher 
diefer unterfteht, davon zuvor in Kenntniß gefeßt zu 
haben. 

Sollte ein im Dienfte eined fremden Unterthans 
ftehender marollanischer Untertban Jemanden tödten, 
verwunden, oder deifen Hausrecht verlegen, fo darf er 
fofort verhaftet werden, jedoch fol die diplomatische oder 
Konfularbehörde, weldjer er unterftellt iſt, ohne Verzug 
davon benachrichtigt werden. 

Artikel 10. In den Rechtsverhältniſſen der cin- 
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heimischen Maler der fremden Kaufleute, wie dieſe durch 
die Verträge und durch die Konvention von 1863 feit- 
gejett find, tritt Feine Aenderung ein, mit Ausnahme 
dejien, was in den folgenden Artikeln bezüglich der 
Steuern bejtimmt ift. 

Artilel IL Das Recht, Grundeigenthum in Ma: 
rokko zu erwerben, ſteht allen Fremden zu. 

Der Anlauf von Grundeigentbum darf nur mit 
voraudgehender Genehmigung der Regierung erfolgen 
und find binfichtlich der Erwerbäurkunden die durch die 
Landesgeſetze vorgejchriebenen Zörmlichkeiten zu beob- 
achten. 

Sede über dieſes Recht entitehende Streitfrage fol 
nach den bezeichneten Geſetzen unter Geftattung der in 
den Verträgen feſtgeſetzten Berufung an den Piniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten entſchieden werden. 

Artikel 12. Die Fremden und die Schuggenoflen, 
welche Eigenthümer oder Pächter von bebauten Län- 
dereien find, und die Maller, welche Aderbau treiben, 
haben die Aderbaufteuer zu zahlen. Sie follen jedes 
Jahr ihrem Konful ein genaues Berzeichnik ihres Be⸗ 
ſitzthums unter Entrihtung des Steuerbetrages an 
benfelben übergeben, 

Derjenige, welcher eine unrichtige Angabe macht, 
ſoll den doppelten Betrag der Steuer, welche ordnungs⸗ 
mäßig für das nicht angegebene Beſitzthum zu entrichten 
geweſen wäre, ald Geldbuße zahlen. Im Wieder- 
holungsfalle fol diefe Geldbuße verdoppelt werden. 

Die Beichaffenheit, die Art, der Zeitpunlt der Er- 
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hebung und die Höhe biejer Steuer werden den Gegen⸗ 
ftand einer befonderen Bereinbarung zwiſchen den Ber- 
tretern der Mächte und dem Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten Seiner Sherifiſchen Majeſtät bilden. 

Artikel 18. Die Fremden, Schutzgenoſſen und 
Makler, welde Eigenthümer von Lafithieren find, haben 
die Thorabgabe zu zahlen. Die Höhe und die Art ber 
Erhebung biefer für Fremde und Einheimifche gleichen 
Abgabe werden cbenfalls den Gegenftand einer beionderen 
Vereinbarung zwilchen den Vertretern der Mächte und 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Seiner 
Sherifiihen Majeftät bilden. 

Die gedachte Abgabe darf ohne neues Einvernehmen 
mit den Vertretern der Müchte nicht erhöht werben. 

Arzikel 14. Die Bermittelung ber Dolmetjcher, 
einheimischen Sekretüre oder Soldaten der verfchiedenen 
Geſandtſchaften oder Konfulate fol, ſobald es fi um 
nicht unter dem Schuß der Gefandtichaft oder des Kon- 
fulat3 ftehende Perjonen Handelt, nur zugelaffen wer⸗ 
den, wenn jene eine von dem Miffionschef oder ber 
Konfularbehörde unterzeichnete Legitimation bei fi 
führen. 

Artikel 15. Jeder im Auslande naturalifirte 
marollanifche Unterthan, welcher nad) Marokko zurüd- 
kehrt, Toll nad einer ebenjo langen Zeit des Aufent⸗ 
halts wie diejenige ift, deren er geſetzmäßig bedurfte, 
um Die betreffende Naturalifation zu erlangen, zwiſchen 
der gänzlichen Unterwerfung unter die Gefehe Marokkos 
und der Verpflichtung, Marofto zu verlaffen, zu wählen 
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haben; e3 ſei denn, dat nachweislich, die Natırralifation 
im Auslande mit Zuftimmung der marokkaniſchen Re- 
gierung erlangt worden ijt. 

Die bis jet durch marokkaniſche Unterthanen den 
Geſetzen des betreffenden fremden Landes gemäß er- 
langte Naturalifation im Auslande bleibt in voller 
Wirkung ohne irgend welche Einfchränfung beitehen. . 

Artitel 16. In Zulunft darf weder ein beftim- 
mungswidriger noch halbamtlicher Schuß gewährt werden. 

Die maroflanifhen Behörden werden irgend welche 
andere Schußverhältniffe ald die in diefer Konvention 
ausdrücklich feitgefeßten unter einen Umftänden ans 
erkennen. 

Die Ausübung des gewohnheitsmäßigen Schutzerthei⸗ 
lungsrechts wird für die alleinigen Fälle vorbehalten, in 
welchen es fi) darum handelt, einen Marokkaner für 
hervorragende, einer fremden Macht geleiftete Dienfte oder 
aus anderen ganz ausnahmsweiſen Gründen zu belohnen. 
Die Art der Dienite und die Abficht, diefelben durch 
Verleihung des Schubes zu belohnen, follen vorher 
dem Miniiter der auswärtigen Angelegenheiten in 
Tanger belannt gegeben werden, damit dieſer ge— 
eignetenfall3 jeine Einwendungen erheben Tann; die 
ſchließliche Entſcheidung ſoll aber nichtsdeſtoweniger 
der Regierung, welcher der Dienſt geleiſtet worden 
iſt, vorbehalten bleiben. Die Anzahl dieſer Schutz⸗ 
genofjen darf zwölf für jede Macht, melde Zahl als 
die höchſte zuläffige feſtgeſetzt wird, nicht überjchreiten, 
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es ſei denn, daB die Zuftimmung des Sultans hierzu 
erlangt wird. 

Die Rechtslage derjenigen Schubgenoffen, welde 
den Schuß auf Grund des nunmehr durch die bor- 
ftehende Beftimmung geregelten Gewohnheitsrechts er- 
langt haben, fol, ohne Beſchränkung der Anzahl Hin- 
fichtlich der gegenwärtig im Belig des Schutzrechts Be- 
findliden dieſer Kategorie, für fie und ihre Familien 
diefelbe fein, welche für die übrigen Schutzgenoſſen be= 
ftimmt ift. 

Artikel 17. Das Recht auf Behandlung als meift- 
begünftigte Nation wird feitend Maroftoß als allen auf 
der Konferenz von Madrid vertretenen Mächten zu— 
ftehend anerlannt. 


Urtilel 18. Die gegenwärtige Konvention fol 
tatifizirt werden. Die Ratifikations⸗Urkunden follen in 
möglichſt kurzer Frift in Zanger ausgewechſelt werden. 

Durch ausnahmsweiſe Uebereinktunft der Hohen ver- 
tragichließenden Theile follen die Beitimmungen der 
gegenwärtigen Konvention von dem Tage der Unter- 
zeihnung in Madrid an in Kraft treten. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die betreffenden Be⸗ 
vollmädhtigten diefe Konvention unterzeihnet und ihre 
Siegel beigedrüdt. 

Geſchehen zu Madrid, in 183 Wusfertigungen, am 
dritten Juli Uchtzehnhundertundachtzig. 
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78) Handeldvertrag mit Defterreih-Ungarn. 
Vom 23. Mai 1881 (RGB. 128). 


Artikel 21. Die vertragichließenden Theile bes _ 
willigen ſich gegenfeitig da8 Recht, Konfuln in allen den⸗ 
jenigen Häfen und Handelsplätzen des anderen Theiles 
zu ernennen, in denen Konſuln irgend eines Dritten 
Staates zugelaffen werden. 

Diefe Konſuln des einen der vertragichließenden 
Theile follen, unter der Bedingung der Gegenfeitigteit, 
in dem Gebiete des anderen Theiles diejelben Vorrechte, 
Befugniffe und Befreiungen genießen, deren ſich die- 
jenigen irgend eines dritten Staates erfreuen oder er⸗ 
freuen werben. 

Artilel 22. Jeder der vertragfchließenden Theile 
wird feine Konjuln im Auslande verpflichten, den An⸗ 
gehörigen des anderen Theiles, fofern lebterer an dem 
betreffenden Plate durch einen Konſul nicht vertreten 
ift, Schuß und Beiſtand in derſelben Art und gegen 
nicht höhere Gebühren wie den eigenen Angehörigen zu 
gewähren. 

Artilel 24. Der gegenwärtige Handelävertrag er- 
ftredt fih auch auf die mit den Gebieten der vertrag- 
ſchließenden Theile gegenwärtig oder künftig zollgeeinten 
Länder oder Landestheile. 

Artilel 25. Der gegenwärtige Vertrag foll vom 
1. Suli 1881 ab in Kraft treten. Derfelbe joll bis zum 
31. Dezember 1887 in Wirkſamkeit bleiben. Jedoch behält 
fih jeder der vertragfchließenden Theile das Recht vor, 
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vom 1. Januar 1883 ab den Vertrag mit ber Wirkung zu 
fündigen, daß berjelbe ein Jahr nach erfolgter Kündigung 
außer Kraft tritt. 


Schlußprotokoll zu Artikel 21 u. 29. 


Unter Konfuln find alle mit Konſulargeſchäften Be- 
auftragte verftanden. Jeder der vertragichließenden 
Theile, beffen Angehörigen der Konjul des anderen 
Theiles nad) Maßgabe des Artilel8 22 Schuß und Beiltand 
gewährt hat, ift verpflichtet, die Dadurd) erwachlenen 
Auslagen und Koſten nach denjelben Grundfäßen zu 
eritatten, wie Died von dem Theile, weldder den Konful 
beftellt hat, rüdfichtlich feiner eigenen Angehörigen ge 
ſchehen würde. 


74) Freundſchafts-, Handels- und Schif— 

fahrtsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich 

und den Vereinigten Staaten von Mexito. 
Bom 5. Dezember 1882. (RGB. 1883, 247.) 


Artilel 19. Jeder der vertragſchließenden Theile 
jol die Befugniß haben, Generalkonſuln, Ronfuln, Bize 
fonfuln und Konjularagenten in dem Gebiete des an- 
deren Theils zu ernennen; dabei behalten fich aber 
beide Theile dad Recht vor, diejenigen Dertlichkeiten, 
für welche die Bulafjung folder Beamten nicht als an- 
gemefjen erjcheinen follte, auszunehmen, vorausgeſetzt, 
daß diefe Ausnahme ſich auch auf die Konfularbeamten 
aller anderen Mächte erftrecdt. 
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Die Generallonjuln, Konfuln, Bizelonjuln und Kon⸗ 
fularagenten follen ihre amtliche Thätigkeit nicht be- 
ginnen können, bevor fie ihre Patente oder Ernennungs- 
Urkunden in gehöriger Form vorgelegt und das Ere- 
quatur erlangt haben. Diefelben follen diejenigen Rechte, 
Borzüge und Freiheiten genießen, welche an dem Orte 
ihres Amtsſitzes die Konfularbeamten gleichen Ranges 
der meiftbegünftigten Nation genießen oder in Zukunft 
genießen werben. 

Artilel 20. Die Archive und amtlichen Papiere 
der Konjularbeamten find unverleglih; die Landes- 
bebörden dürfen diejelben unter feinem Vorwande ein- 
ſehen oder mit Bejchlag belegen. 

Die Generaltonfuln, Konjuln, Bizelonfuln, Kons 
fularagenten und ihre Kanzler, fofern fie nicht Ange- 
hörige des vertragichließenden Theils find, in deſſen 
Gebiet fie ihren Amtsſitz Haben, follen von Ber- 
pflihtungen zum öffentliden Dienfte, jomwie von jeder 
rein perfönliden Steuer oder Auflage befreit fein. 
Falls fie jedoch in dem Gebiete, in welchem ſich ihr 
Amtsſitz befindet, Grundftüde befigen, oder Handel oder 
Gewerbe betreiben, jind fie, inſoweit nicht die im Ar- 
tifel 14 des gegenwärtigen Vertrages zugejtandenen 
Befreiungen Pla greifen, in Bezug auf die Grund- 
ſtücke, den Handel oder das Gewerbe den gleichen Laſten 
und Abgaben unterworfen, wie die Landesangehörigen. 
In allem übrigen find fie den Gefegen des Landes 
unterworfen, in welchem fie ihren Amtsfit haben. 

Artikel 21. Die Konfularbeamten ber beiden ver- 
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tragfchließenden Theile können den Beiltand der Ort: 
behörden beanipruchen, um die Berfügungen in Bollzug 
zu ſetzen, welche fie in amtlicher Eigenfchaft zur Wieder: 
berftellung der Ordnung an Bord von Handelsſchiffen 
erlaffen, fowie ferner, um Berfonen, welche zur Mann⸗ 
ſchaft ober Beſatzung ber Kriegs⸗ oder Handelsſchiffe 
desjenigen Theils, von dem ſie ernannt find, gehören, 
fobald diefelben von einem der gedachten Schiffe ent- 
wichen find, aufzufuchen, feſtzunehmen und in ficheren 
Gewahrſam zu bringen. Zu diefem Zweck haben fie 
fi, ſchriftlich an die zuftändige Behörde zu wenden und 
dur Vorlegung der Schiffsregiſter, der Muſterrolle 
ober anderer amtlicher Schriftftüde nachzuweiſen, daß 
die verfolgten Berfonen zur Schiffsmannſchaft oder Be⸗ 
fagung gehören. Auf das in vorftehender Weife be 
gründete Erfuchen foll die Auslieferung nicht verweigert 
werden. Nah Verhaftung der Entwichenen follen die: 
felben dem Konfularbeamten, welder ihre Auslieferung 
beantragt hat, zur Berfügung gejtellt, und, falls ex es 
beantragt, auf Koſten desfelben in den öffentlichen Ge⸗ 
fängniffen in Gewahrſam gehalten werden, um an Bord 
der Schiffe, von welden fie entwichen waren, ober an- 
derer Schiffe derjelben Nationalität abgeliefert zu wer⸗ 
den. Sollte jedoch die Ablieferung nicht innerhalb 
dreier Monate, von Tage ihrer Verhaftung an ge 
rechnet, ausgeführt fein, fo jollen fie in Freiheit geſetzt 
werden und aus demſelben Grunde nicht wieder ver- 
haftet werden können. 

Hat der Entwichene in dem Gebiete bes vertrag: 
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jließenden Theils, welcher um die Auslieferung er⸗ 
ſucht ift, fih eine ftrafbare Handlung zu Schulden 
tommen lafjen, fo fol die Auslieferung ausgeſetzt bleiben, 


big die endgültige Enticheidung des zuftändigen Gerichts 


ergangen und in allen Theilen vollitredt ift. 

Falls der Entwichene ein Angehöriger des vertrag- 
fchließenden Theils ift, in deſſen Gebiet die Verhaftung 
ftattfinden foll, jo find die Beſtimmungen diejes Ar- 
tifel3 nicht anwendbar. 

Artilel 22. Die beiden vertragfchließenden Theile 
fommen überein, daß fie gegenjeitig in Hanbels-, Scif- 
fahrt3- und Konfularfaden, ſowie in Betreff der Be- 
Bandlung ihrer gegenfeitigen Angehörigen, biefelben 
Rechte und Vortheile zugeftehen wollen, melde von 
dem betreffenden heile der meiftbegünftigten Nation 
eingeräumt find oder in Zukunft eingeräumt werden. 

Artitel 23. Der gegenwärtige Vertrag fol von 
den beiden vertragſchließenden Theilen ratifizirt und es 
follen die Ratifitationg-Urkunden jobald als möglich in 
der Stadt Mexiko ausgetaufcht werden. 

Derielbe joll zehn Jahre, von dem Tage der Aus⸗ 
wechſelung ber Ratifitationd-Urkunden an gerechnet, in 
Kraft bleiben. Falls zwölf Monate vor Ablauf diefer 
Friſt jedoch keiner der vertragichliekenden Theile dem 
anberen feine Abſicht, die Wirkſamkeit ded Vertrages 
aufhören zu laſſen, kundgegeben bat, jo joll leßterer 
bis nah Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an 
welchem der eine oder der andere Theil ihn kündigen 
ſollte, verbindlich bleiben. 


mn 
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Zu Urkund deſſen haben dic beiderſeitigen Bevoll- 
mädhtigten diefen Vertrag in zwei Ausfertigungen unter- 
ſchrieben und ihre Siegel beigebrüdt. 

So geſchehen in der Hauptitadt Merilo am fünften 

* Dezember des Jahres Eintaufendachthundertzweiund- 
achtzig. 
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kehrhürer des Dentfchen Reichsrechtes. 8°. In Leinen 

geb. I Bd: Der Reichs-Civilprozeß. Bon 

: Dr. Hermann Fitting, ordentl. Profeſſor der Rechte 
zu Halle. Fünfte Auflage. . 4 M. 50 Bf. 

-  Bter Auflagen find in fchnellfter Aufeinanderfolge vergriffen 

worden. Mit der vierten Auflage ift einevöllig neue Bearbeitung 

eingetreten. Denn nit allein waren durch die inzwiſchen erlaflene 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte Ergänzungen geboten, fondern 

e3 galt auch, die bedeutenden Fortſchritte zu verwerthen, welche ſeit 

der erſten Abfaſſung des Buches in der Erkenntniß des neuen Reichs⸗ 

Civilprozeßrechtes gemacht worden ſind. Endlich und hauptſächlich aber 

kam in Betracht, daß einem tn erſter Linie auf das Bedürfniß des juri⸗ 

ſtiſchen Praktikers berechneten Lehrbuche, wie dem vorliegenden, durch 
das Inkrafttreten der Reichs⸗Juſtizgeſetze eine veränderte und er- 
weiterte Aufgabe zugefallen iſt. 

— — ll. Bd: Der Reichs-Strafprozeß. Von 
Dr. Adolf Dochow, ord. Prof. der Rechte in Halle. 
Dritte verbefferte und vermehrte Auflage. 4 M.50 Bf. 

— — II Bd: Das Reichs-Concursrecht und 
Concursverfahren. Won Dr. Hermann Fitting, Geh. 
Juſtizrath und Prof. der Rechte in Halle. Zweite un— 
veränderte Aufl. brofh. 5 M. 50 Pf. gebunden 6 M. 

Die ungewöhnliden Schwierigkeiten, welche der Bearbeitung 
eines Lehrbuches des Reichs-Concurrechtes ſich entgegenitellten und 
welche ebenjo fehr begründet find in dem eringen aße wiflenichaft- 
licher Pflege, welche bisher dem Comcursrecit zu Theil Aetworben als tit, 
in der Beichaffenheit der Reichs-Concursordnung jelbft, die in ihrer 
überaus knappen Haltung und mit der unbeſtimmten Verweifung 
auf entiprehende Anwendung der Eivilprozeßordnung dem Zweifel 
nur allzuviel Spielraum läßt, hat der Verfafler auf dag Gründlichite 

u überwinden verftanden, und eine fir Theorie und Prarid gleich 

—— ſyſtematiſche und überſichtliche Darſtellung des neuen Con⸗ 

cursrechtes und Concursverfahrens geſchaffen, welche ſchon mit Rück⸗ 

It auf die ftarfen Neuerungen, welche die Reichd-Eoncurdordnung 
r die meiſten deutſchen Rechtsgebiete bewirkt Hat, befonders er- 

wünſcht und volllommen fein wird. 

— — IV. 83%: Das deutfhe Handelsrecht. 
Ein turzgefaßtes Lehrbuch des im deutſchen Reiche 
geltenden Handeld-, Wechfeld- und Seerechts. Syſte⸗ 
matifch dargeftellt auf Grund der deutjchen Reichs⸗ 
gejege, unter Berüdfichtigung der einfchlägigen Lite— 
ratur und der Rechtſprechung, insbejondere ber 
Ent cheidungen des Reichsoberhandelsgerichts, von Dr. 
Carl Gareis, ord. Profeſſor der Rechte in Gießen. 7 M. 


Dieſe fuftematiiche Darftellung des dels⸗, Wechſel⸗ und See- 
rechts ift beionders den das Handelsrecht zum eriten Male ftudiren: 
den Rechtscandidaten, den auf die Kenntniß des Handelsrecht 
angemwicienen Kaufleuten, Handelsrichtern umd auch ſolchen 
peateiihen yuriitem zu empfehlen, welde fih in das ihnen 

isher etwa aus Beruftgrlnden ferner liegende Handelsrecht einen 
Einblid und Ueberblick verihaffen wollen. Den Überausreiden 
Etoff bietet das Bud in gedräangter, leicht verftänd- 
liher korm. 


eLehrbücher des dentſchen Reichsrechtes. V. VI. Bd.: 
ad Staatörcht des deutſchen Reiches. Bon 
Dr. Philipp Zorn, ord. Prof. der Rechte zu Königs— 
berg. 2 Bände. 14 M. 
Zorn's Lehrbuch bringt den reichen Stoff des Reichsſtaats⸗ 
rechtes in mögnlichft gedrängter Kürze zur Darſtellung. Sein Zweck 
ift fein polttiich-Hiftoriicher, fondern lediglich ein juriftifher. Den- 
noch aber hofft das Lehrbuch ſich auch unter Nichtjurtiten Freunde 
au erwerben. Die conftitutionelle Natur unferer modernen Staaten 
verlangt gerade auf dem Gebiete des Staatsrechtes fo vielfach die 
Mitwirkung von Nichtjuriften, dag Alle, die am ftaatlihen Leben 
irgendwie pofitiven Antheil zu nehmen berufen find, fi) der Pflicht 
der Drientirung über die Grundzüge des Staatsrechtes nicht ent- 
iehen ſollten. Dieſem Bedurfniſſe durch Herſtellung eines über: 
icht lichen Handbuches zu dienen, war einer der Geſichtspunkte, die 
den Verfaſſer bei feiner Arbeit leiteten. — Ein zweiter Geſichtspunkt 
war ferner die Rückſichtnahme auf das akademiſche Lehren und 
Lernen im Staatsrecht. Der Ichhaftefte Wunfch des Verfaflers wäre 
erfilllt, wenn e8 dem Lehrbuch gelänge, unter den Studirenden mehr 
Neigung an ftaatsrechtlichen Studien hervorzurufen, als welche den- 
felben bis jegt im Allgemeinen entgegengebracht wurde. 


— — VO. Bd.: Das deutſche Reichsſtrafrecht, 
auf Grund des Reichsſtrafsgeſetzbuchs und der übrigen 
Itrafrechtlichen Reich3gejege unter Berückſichtigung der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts ſyſtematiſch dar— 
geſtellt von Dr. Franz Eduard von Liszt, ord. Prof. 
der Rechte in Gießen. 6 M. 
Der hohe Werth der Arbeit iſt allſeitig anerkannt worden. Der 

Verfaſſer iſt feine eigenen Wege gegangen und Hat von den fo ge 

wonnenen neuen Geſichtspunkten aus das Strafredht in ebenſo att- 

ſchaulich klarer, als ftreng willenichaftlicher und zugleich geſchmack⸗ 
voller Darſtellung bearbeitet. 

— — VII 8d.: Das deutfhe Reichs-Preßrecht 
unter Berücfihtigung der Literatur und der Recht— 
Ipredung insbefondere des Berliner Obertribunals 
und des Neichögerichtes ſyſtematiſch dargeftellt von 


Dr. Franz Eduard v t 
in @keken on Liszt, ord. Prof. der Rechte 














